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Beginn: 10:05 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich heiße Sie herzlich willkommen zu 
unserer heutigen, der 76. Sitzung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch unse-
ren Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich acht Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-
gesordnung möchte ich eine Vereidigung vorneh-
men. Die Landeswahlleiterin hat mir mit Schreiben 
vom 3. Dezember 2007 mitgeteilt, dass Frau Gab-
riele Kordowski aus der Landesreserveliste der 
CDU als Nachfolgerin des ausgeschiedenen Abge-
ordneten Michael Breuer mit Wirkung vom 
3. Dezember 2007 Mitglied des Landtages gewor-
den ist. 

Ich bitte Frau Gabriele Kordowski, zu mir zu kom-
men, damit ich die nach § 2 unserer Geschäfts-
ordnung vorgesehene Verpflichtung vornehmen 
kann. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Ich bitte Sie, die folgenden Worte der Verpflich-
tungserklärung anzuhören und anschließend 
durch Handschlag zu bekräftigen: 

„Die Mitglieder des Landtags von Nordrhein-
Westfalen bezeugen vor dem Lande, dass sie 
ihre ganze Kraft dem Wohle des deutschen 
Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Scha-
den von ihm wenden, die übernommene Pflicht 
und Verantwortung nach bestem Wissen und 
Können erfüllen und in der Gerechtigkeit ge-
genüber jedem Menschen dem Frieden dienen 
werden.“ 

Sehr geehrte Frau Kordowski, ich heiße Sie als Ab-
geordnete in der 14. Wahlperiode herzlich willkom-
men und wünsche Ihnen viel Erfolg bei Ihrer Arbeit. 

Gabriele Kordowski (CDU): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsidentin Regina van Dinther: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Bevor ich den ersten Tages-
ordnungspunkt aufrufe, gestatten Sie mir bitte 
noch einen kurzen Rückblick auf die letzte Ple-
narwoche: Die vergangene Plenarwoche enthielt 
viele politisch brisante Themen, die für unser 
Land von großer Bedeutung waren. Deshalb habe 

ich auch viel Verständnis für engagierte Debat-
tenbeiträge und Zwischenrufe gehabt. Gleichwohl 
muss ich als Resümee feststellen, dass meine 
Präsidiumskollegen und ich mehrfach dazu ge-
zwungen waren, Rügen auszusprechen, weil ein-
zelne Beiträge in einer Weise vorgetragen wur-
den, die der Würde des Parlaments nicht mehr 
entsprachen, sodass eine Rüge erforderlich wur-
de. 

Ich möchte deshalb hier die Gelegenheit nutzen 
und an Sie alle – und dabei möchte ich ausdrück-
lich auch die Landesregierung einschließen – ap-
pellieren, bei allem Engagement die Würde des 
Hauses zu achten. Ich glaube, dass es im Inte-
resse der Abgeordneten ist, wenn die sachliche 
Auseinandersetzung auf einem Niveau verläuft, 
das dem Anspruch dieses Hauses gerecht wird. 

Meine Damen und Herren, Herr Remmel hat sich 
zur Geschäftsordnung gemeldet. Dazu erteile 
ich ihm das Wort.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich melde 
mich mit einem Geschäftsordnungsantrag zur Ta-
gesordnung. 

Das wird Sie nicht überraschen, weil wir im Ältes-
tenrat und auch in der Vorbesprechung der Par-
lamentarischen Geschäftsführer angekündigt ha-
ben, heute hier zur Tagesordnung den Antrag zu 
stellen, die Beratungen über den Haushalt 2008 
heute und morgen von der Tagesordnung abzu-
setzen. 

(Lachen von der CDU) 

Wir beraten heute zwar über jeden Einzelplan, 
aber morgen findet am Ende in zweiter Lesung 
eine Gesamtabstimmung über den Haushalt statt. 

Die Landeshaushaltsordnung sieht vor, dass das 
Gesamtdeckungsprinzip für den Haushalt gilt. 
Dies sehen wir für diesen Haushalt nicht gewähr-
leistet, weil Einnahmen in den Haushalt eingestellt 
werden, für die es derzeit keine gesetzliche 
Grundlage gibt und für die noch gar kein Jahres-
abschluss bei der Wfa – daher müsste das Geld 
nämlich kommen – festgestellt ist. Insofern ist das 
Gesamtdeckungsprinzip nicht gewährleistet und 
daher der Haushalt in der Form nicht beratungs-
fähig. Deshalb muss die Beratung darüber aus 
unserer Sicht von der Tagesordnung abgesetzt 
werden. Das beantrage ich hiermit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Gegenrede von Herrn Biesenbach. 
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Peter Biesenbach (CDU): Frau Präsidentin! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Antrag, Herr 
Kollege Remmel, kommt in der Tat nicht überra-
schend. Mich hat nur überrascht, dass er heute 
noch kam, obwohl Ihnen nach meiner Kenntnis 
der Gutachterliche Dienst mitgeteilt hat, dass der 
Angriff ins Leere gehen muss. 

Sie sprechen an, dass im Haushaltsentwurf 2008 
in Kapitel 14 500, Titel 121 00, Einnahmen in Hö-
he von 82 Millionen € aus dem Jahresüberschuss 
der Wfa etatisiert sind. Wir sind sogar dazu ver-
pflichtet, das zu tun. Denn diese Mittel werden im 
nächsten Jahr voraussichtlich erzielt. Gemäß § 11 
Abs. 2 Ziffer 1 der Landeshaushaltsordnung hat 
der Haushalt alle im Haushaltsjahr zu erwarten-
den Einnahmen zu enthalten, und dies sind nach 
den Verwaltungsvorschriften eben wirklich alle 
Einnahmen, die voraussichtlich kassenwirksam 
werden. 

Ganz einfach: Sie wissen, dass wir Anfang des 
Jahres die entsprechende Gesetzesvorlage, von 
der Sie sprechen, hier mit der Mehrheit der Koali-
tion verabschieden. Die Höhe greifen Sie auch 
nicht an, weil sie sachlich richtig ist. Und nach al-
ledem werden wir mit einer ganz hohen Prognose 
im nächsten Jahr diese Einnahmen erzielen. Dass 
es immer dann, wenn eine hohe Prognosewahr-
scheinlichkeit gegeben ist, auch etatisiert werden 
muss, hat der Verfassungsgerichtshof in Nord-
rhein-Westfalen im April dieses Jahres in seinem 
Urteil, das Sie alle kennen, festgeschrieben. Von 
daher können wir diese Summe nicht nur etatisie-
ren, sondern wir sind sogar dazu verpflichtet. Wir 
verhalten uns in diesem Fall sogar rechtskonform. 

Was ich auch nicht so ganz verstehe, ist, warum 
Sie es heute ansprechen. Schließlich ist es bei 
Ihnen nicht anders gelaufen. Ich erinnere mich 
daran, dass Rot-Grün im Haushalt 2003 
100 Millionen € Einnahmen aus dem LEG-Verkauf 
in den Haushalt eingestellt hat, ohne überhaupt 
ein Verkaufsverfahren eingeleitet zu haben. Inso-
fern ist dies mindestens eine Parallele. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In den Haushalten 2003, 2004 und 2005 wurden 
jeweils 50 Millionen € Einnahmen aus der beab-
sichtigten Auflösung von Schul- und Studienfonds 
eingestellt. Entsprechende Gesetzesanträge von 
Rot-Grün haben den Landtag nie erreicht. Wir 
sind weiter, da wir die erste Lesung bereits hinter 
uns haben. 

Im Übrigen schlagen Sie selbst das Verfahren vor, 
das Sie jetzt kritisieren. Sie beantragen die Etati-
sierung von 30 Millionen € aus einer Kiesabgabe 
mit folgender Begründung; es ist eine Begründung 

der Fraktion der Grünen. Ich darf aus Drucksache 
14/5677 zitieren: 

„Die Kiesabgabe soll erst ab dem 01.07.2008 
erhoben werden, damit ein sauberes Gesetz-
gebungsverfahren durchgeführt werden kann.“ 

Das heißt, auch Sie wollen Einnahmen einstellen, 
obwohl es den zugrunde gelegten Gesetzentwurf 
noch gar nicht gibt. Auch dieser fehlt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
die drei Minuten sind um. 

Peter Biesenbach (CDU): Ich habe deutlich ge-
macht, dass unser Verfahren nicht nur rechtmä-
ßig, sondern rechtlich geboten ist. Sie selbst wol-
len den Weg mitgehen. Also haben wir hier ein 
paar Minuten verschenkt, was nicht nötig gewe-
sen wäre. 

Wir werden den Antrag ablehnen. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Gödecke.  

Carina Gödecke (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die SPD-Landtags-
fraktion unterstützt den Geschäftsordnungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ausdrücklich.  

(Beifall von der SPD) 

Ich glaube, dass der Kollege Biesenbach, ver-
sucht hat, in eine inhaltliche Debatte einzusteigen 
und eine Begründung zu liefern, in der er – wie 
schon öfter in diesem Haus – Äpfel und Birnen 
miteinander in einen Topf wirft.  

Die zentrale Frage, über die wir heute zu ent-
scheiden haben, wenn wir die Tagesordnung nicht 
ändern, lautet: Gibt es eine gesetzliche Grundlage 
für diese Einnahmeposition, die Sie und die Lan-
desregierung etatisiert haben? – Die gibt es nicht. 
Sie möchten dieses Verfahren dadurch reparie-
ren, dass das entsprechende Gesetz im nächsten 
Jahr verabschiedet wird und rückwirkend zu ei-
nem Datum in diesem Dezember in Kraft treten 
soll. 

Sie haben einen weiteren Punkt angesprochen, 
Kollege Biesenbach: Die Frage, ob man Einnah-
men aus Verkäufen etatisieren kann, die noch gar 
nicht getätigt worden sind, ist das andere Paar 
Schuhe an der Stelle. Das macht deutlich, dass 
wir hier in einem anderen Verfahren sind. Das 
wissen Sie auch.  
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Ob der Gutachterdienst des Hauses die politische 
und parlamentarische Entscheidung vorprägen 
oder sogar ersetzen kann, ist wiederum eine an-
dere Frage, zu der Sie Stellung genommen ha-
ben.  

Wir wollen, indem wir den Antrag unterstützen, 
deutlich machen, dass wir erhebliche rechtliche 
Bedenken haben. Diese rechtlichen Bedenken 
dokumentieren wir auch dadurch, dass wir jetzt für 
die Änderung der Tagesordnung stimmen und 
nicht einer Empfehlung des Gutachterdienstes 
folgen, denn der kann unsere parlamentarisch- 
politische Entscheidung nicht ersetzen. – Danke 
schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Gödecke. – Meine Damen und Herren! Ich 
lasse nunmehr über den Antrag zur Geschäfts-
ordnung von Herrn Remmel abstimmen. Wer 
dem Antrag von Herrn Remmel folgen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
SPD und die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Damit ist die-
ser Antrag mehrheitlich abgelehnt.  

Meine Damen und Herren, wir treten in die Bera-
tung der Tagesordnung ein.  

Ich rufe auf:  

1 Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2008 (Haushaltsge-
setz 2008) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4600  
erste Ergänzung  
Drucksache 14/5200  
zweite Ergänzung  
Drucksache 14/5350 

Beschlussempfehlungen und Berichte  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
zur zweiten Lesung  
Drucksachen 14/5500 – 14/5506,  
14/5508, 14/5510 – 14/5515 und  
14/5520 

In Verbindung mit: 

Finanzplanung des Landes Nordrhein-West-
falen 2007 bis 2011 mit Finanzbericht 2008 

Drucksache 14/4601 

Sowie: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Ge-
meinden und Gemeindeverbände im Haus-
haltsjahr 2008 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4602 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/5517 

zweite Lesung 

Ich verweise auf die Übersicht in der Tischvorlage 
mit insgesamt 80 Änderungsanträgen der Frak-
tionen der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und des Abgeordneten Sagel, fraktions-
los.  

Meine Damen und Herren, das im Ältestenrat ver-
einbarte Beratungsverfahren mit der Reihenfolge 
der zu beratenden Einzelpläne und den vorge-
schlagenen Redezeiten können Sie der Tages-
ordnung entnehmen. Nach Beendigung der Bera-
tung über einen Einzelplan erfolgt jeweils die Ab-
stimmung über diesen Einzelplan. Liegt ein Ände-
rungsantrag zu einem Einzelplan vor – ich verwei-
se auf die Übersicht –, wird zunächst über diesen 
abgestimmt.  

Über die Änderungsanträge zum Haushaltsgesetz 
stimmen wir morgen vor der Gesamtabstimmung 
ab. Die Gesamtabstimmung über den Haushalts-
plan 2008 in zweiter Lesung erfolgt morgen mit 
der Abstimmung über das Haushaltsgesetz.  

Zwischen 12:30 Uhr und 14 Uhr finden keine Ab-
stimmungen statt. Nach der Beratung des Einzel-
plans 01 werden die Haushaltsberatungen unter-
brochen und morgen fortgesetzt.  

Ich rufe den Einzelplan 03 mit zwei Teilbereichen 
auf:  

Innenministerium 

Ich verweise auf die Beschlussempfehlung Druck-
sache 14/5503 und die Änderungsanträge der Frak-
tion der SPD sowie der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen laufende Nummern 1 bis 3 der Tischvorlage.  

Ich eröffne die Beratung zu dem Teilbereich „In-
nen- und Verwaltungsstrukturreform“.  

Ich gebe Herrn Dr. Rudolph von der SPD-Fraktion 
das Wort.  
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Dr. Karsten Rudolph (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sie erinnern sich sicherlich alle noch 
daran – es ist kaum drei Wochen her –, da hat der 
Ministerpräsident an diesem Platz in seiner Regie-
rungserklärung damit geprahlt, dass Nordrhein-
Westfalen unter Schwarz-Gelb sicherer geworden 
sei. Nach dieser Behauptung hat es nur zwei oder 
drei Tage gedauert, da stellte sich angesichts der 
aktuellen Kriminalitätsstatistik heraus, dass die 
Wirklichkeit eine ganz andere ist.  

Wir hatten in Nordrhein-Westfalen in den ersten 
neun Monaten dieses Jahres einen Anstieg der 
Zahl der Straftaten um 32.673 Delikte zu ver-
zeichnen. Die Aufklärungsquote verhält sich dazu 
leicht rückläufig. Mehr fahnden statt verwalten, 
Herr Innenminister, das haben sich die Bürgerin-
nen und Bürger in diesem Land wohl etwas an-
ders vorgestellt. Es rächt sich dabei auch, dass 
Sie seit Jahren Raubbau an der inneren Sicher-
heit betreiben: die jährliche pauschale Kürzung im 
Einzelplan 03, ein Stellenabbau bei der Polizei, 
der dieses Jahr die Talsohle erreicht.  

Auch wenn Sie Ihre vollmundigen Wahlverspre-
chungen nicht eingelöst haben, sonst hätten Sie 
bereits seit 2005 jeweils 500 Polizeibeamte neu 
eingestellt, haben Sie mit der Neueinstellung von 
1.100 Polizeianwärtern im Jahre 2008 endlich die 
Kurve bekommen. Das begrüßen wir ausdrück-
lich. Wir hätten uns natürlich noch mehr gefreut, 
wenn Sie es mit diesen Neueinstellungen endlich 
geschafft hätten, ein Konzept zur Entwicklung der 
Altersstruktur bei der Polizei vorzulegen. Darauf 
warten wir immer noch.  

Auch für die soziale Lage der Polizeibeamten fehlt 
Ihnen offenbar jedes Verständnis. Die Verschie-
bung der Besoldungsanpassung, Absenkung des 
Weihnachtsgeldes – all dies macht den Polizei-
dienst nicht unbedingt attraktiver.  

Hinzu trat in diesem Jahr noch der Abbau von 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechten, der 
sich bei den anstehenden Personalratswahlen 
noch einmal deutlich machen wird. Wir bleiben 
dabei: Ihre LPVG-Novelle ist und bleibt ein 
Schandgesetz für ein Land, das sich jahrzehnte-
lang rühmen konnte, das soziale Gewissen 
Deutschlands zu sein. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ihre Halbzeitbilanz fällt aber nicht nur dürftig, sie 
fällt in vielen Punkten auch beschämend aus. Das 
Polizeiorganisationsgesetz I ist in diesem Jahr 
wohl offensichtlich endgültig stecken geblieben. 
Die Zusammenlegung von Behörden nach 
Dienstalter der Polizeipräsidenten ist glücklicher-

weise am Widerstand der Bevölkerung und wahr-
scheinlich auch der CDU – so genau ist nicht zu 
erkennen, wie die CDU in der inneren Sicherheit 
in dieser Koalition operiert – gescheitert. Wir fra-
gen Sie, Herr Innenminister: Wie geht es mit der 
Polizeireform weiter, oder war das zur Halbzeit 
alles? 

Das Polizeiorganisationsgesetz II hat seine fun-
damentale Schwäche bei dem vermeintlichen 
Kölner Amoklauf gezeigt. Tagelanges Informati-
onschaos, weil unterschiedliche Berichte nicht 
mehr zeitnah von einer staatlichen Hand gebün-
delt werden konnten. Welche Konsequenz ziehen 
Sie daraus, Herr Innenminister? 

Die Mafiamorde in Duisburg sind bis heute nicht 
aufgeklärt. Statt den Fall beherzt an sich zu zie-
hen, haben Sie die Arbeit der örtlichen Polizeibe-
hörde und den italienischen Fahndern überlassen. 
Immerhin hat das Bundeskriminalamt Konse-
quenzen aus der offensichtlich asymmetrischen 
Zusammenarbeit zwischen deutschen und italie-
nischen Behörden gezogen und eine bilaterale 
Task-Force gebildet. Die Frage, die wir uns in 
Nordrhein-Westfalen stellen, ist: Was machen Sie, 
Herr Innenminister, um die organisierte Kriminali-
tät effektiver bekämpfen zu können? 

(Beifall von der SPD) 

Die Verhaftung von drei mutmaßlichen Terroristen 
im Sauerland hat gezeigt, dass unsere nordrhein-
westfälischen Sicherheitsbehörden nur bedingt 
einsatzfähig sind. Weil Sie die gesetzlichen Rege-
lungen zur akustischen Überwachung nicht der 
neuen Rechtsprechung anpassen, deshalb auf 
ihren Einsatz zu verzichten haben, müssen Sie in 
solchen und auch in anderen Fällen immer die 
Bundesbehörden um Amtshilfe bitten. Wir fragen 
Sie, Herr Innenminister: Wie lange soll das eigent-
lich noch so weitergehen? 

(Beifall von der SPD) 

Die V-Mann-Affäre ist bis heute nicht ausgestan-
den. Ganz im Gegenteil: Sie scheint sich eher zu-
zuspitzen. Die Staatsanwaltschaft Bielefeld ermit-
telt gegen Angehörige des Verfassungsschutzes 
in Nordrhein-Westfalen wegen Strafvereitelung im 
Amt. Wann hat es das in Nordrhein-Westfalen je-
mals gegeben? 

Wenn Kriminelle vom Verfassungsschutz geführt 
werden können, dann hätten wir auch gerne eine 
Antwort von Ihnen: Was tun Sie strukturell dage-
gen? Wo ist Ihre Aufgabenkritik? Wie sieht eine 
Neuordnung des Verfassungsschutzes in Nord-
rhein-Westfalen aus, Herr Innenminister? 
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Die Novelle des Verfassungsschutzgesetzes ist in 
Karlsruhe auf Grund gelaufen. Anstatt zu den ur-
sprünglichen Plänen einer Onlinedurchsuchung 
zu stehen, versuchen Sie sich unter dem Geläch-
ter der Republik vor dem Gericht herauszureden. 
Wann beenden Sie Ihre verfassungspolitische 
Geisterfahrt, Herr Verfassungsminister? 

(Beifall von der SPD) 

Die Bedrohung durch den Rechtsextremismus hat 
zugenommen. Warum unterstützen Sie nicht in-
tensiver und klarer die örtlichen Initiativen gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus, die sich Jahr 
für Jahr gegen landesweit und international orga-
nisierte Aufmärsche von Neonazis in Dortmund, in 
unseren Städten wehren müssen? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Auch hier erwarten wir, Herr Innenminister, ein 
klareres und entschiedenes Handeln. 

Zum Schluss: Die politische Substanz und der 
Bedeutungsverlust der nordrhein-westfälischen 
Innenpolitik sind auf jeder Innenministerkonferenz 
mit Händen zu greifen. Statt Beschlüsse zu prä-
gen, hinterlassen Sie Protokollnotizen. Ist das al-
les, Herr Innenminister? 

(Ralf Jäger [SPD]: Ja, sozial schon!) 

Ich komme nun zum Fazit: 

Erstens. Die nordrhein-westfälische Innenpolitik 
ist ohne Profil und besitzt keine Linie. 

Zweitens. Die nordrhein-westfälische Innenpolitik 
ist geprägt durch gesetzgeberischen Dilettantis-
mus und einen wachsenden Vertrauensverlust auf 
allen Seiten. 

Drittens. Die nordrhein-westfälische Innenpolitik 
baut auf Schönfärberei und Besserwisserei und 
nicht selten auch auf Ignoranz und Arroganz. 

Viertens. Nichts gegen eine bedeutende Rolle der 
Sportpolitik – wir reden nachher noch darüber –, 
aber selbst wohlmeinende Beobachter, Herr In-
nenminister, gewinnen inzwischen den Eindruck, 
dass Sie einem Sportministerium mit angeschlos-
senem Innenministerium vorstehen. 

(Ralf Jäger [SPD]: Und Kommunalabbau!) 

– Apropos vorstehen, Sie sagen es: Ein Innenmi-
nister des größten Landes sollte mehr sein als ein 
Behördenvorsteher. Sie verkaufen das Amt unter 
Wert. Genau darin liegt das Elend der nordrhein-
westfälischen Innenpolitik. – Schönen Dank für 
die Aufmerksamkeit. 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Rudolph. – Für die CDU-Fraktion spricht 
nun der Kollege Kruse. 

Theo Kruse (CDU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der vorliegende 
Entwurf für den Landeshaushalt 2008 verdeutlicht 
erneut eine absolute Priorität der neuen Landes-
regierung und der sie tragenden Fraktionen: Die 
Konsolidierung des Haushalts bleibt ganz oben 
auf der Tagesordnung. 

Zu den Zielvorgaben der Koalitionsfraktionen und 
unserer Landesregierung gehört ebenfalls die 
Verschlankung der Verwaltung unseres Landes. 
Der Bürokratieabbau – wir wissen es alle – ist ei-
ne politische Daueraufgabe. Wir wollen unseren 
Beitrag dazu leisten, Wachstumshemmnisse für 
Unternehmen beseitigen und dies neben den be-
reits eingeleiteten Maßnahmen durch effizientere 
Verfahren flankieren. 

Die begonnenen Verwaltungsreformen, so die Auf-
lösung von über 120 selbstständigen Behörden 
und Einrichtungen, und die Kommunalisierung von 
staatlichen Vollzugsaufgaben zum 1. Januar 2008 
entlasten nicht nur den Landeshaushalt, sondern 
stärken zugleich die Gemeinden, Städte und Kreise 
als zuständige Verwaltungsbehörden. Schon die 
vorletzte rot-grüne Regierung hat vor Protesten ka-
pituliert und ist den Widerständen erlegen. Im Un-
terschied zu den Vorgängerregierungen haben wir 
die politische Kraft, die notwendigen Reformen 
durchzusetzen. Wir halten nicht nur das, was wir im 
Landtagswahlkampf 2005 diskutiert haben, son-
dern setzen jetzt Schritt für Schritt die Koalitions-
vereinbarungen um. Ja, wir bemühen uns darum, 
die Menschen in diesem Prozess mitzunehmen, so 
schwer dies auch ist. 

(Lachen von Gerd Stüttgen [SPD]) 

– Dieses Lachen hatte ich erwartet. – Wir muten 
den Beschäftigten in den Landesverwaltungen viel 
zu; das ist richtig. Doch werden die erforderlichen 
Strukturmaßnahmen  

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

– Herr Körfges – sozial abgefedert. Betriebsbe-
dingte Kündigungen werden ausgeschlossen e-
benso wie zwangsweise Versetzungen in den Ru-
hestand.  

Wir sind für klarere Strukturen. Wir wollen die 
Verwaltungen des Landes auf mehr Leistung und 
Qualität ausrichten und durch neue Bündelungen 
und Synergieeffekte stärken. Wir verlagern die 
Kompetenzen und eine Fülle von Aufgaben dort-
hin, wo sie hingehören, nämlich vor Ort. 
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Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, für die CDU-Fraktion habe ich in den letzten 
Jahren häufig vorgetragen, dass die Sicherheit 
der Bürgerinnen und Bürger sowie die Verhinde-
rung von Straftaten nie dem Finanzdiktat der de-
solaten öffentlichen Haushalte zum Opfer fallen 
darf. Die Eckdaten des Einzelplans 03 verdeutli-
chen, dass sich die neue Landesregierung den 
Herausforderungen stellt.  

Notwendige Voraussetzungen sind unter anderem 
eine langfristig ausgerichtete Personalplanung 
und Personalentwicklung sowie Verbesserungen 
der inhaltlichen Aus-, Fort- und Weiterbildung. Wir 
stellen uns, Herr Kollege Rudolph, dem Wandel 
der Altersstruktur und erarbeiten umfassende Lö-
sungsansätze.  

Wir verdoppeln die Zahl der Neueinstellungen bei 
der Polizei. Ab 2008 stellt die Landesregierung 
statt der von der Vorgängerregierung geplanten 
500 jährlich 1.100 Polizeianwärter ein. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir stoppen den beschlossenen Stellenabbau. 
Die auf die Polizei entfallenden 841 kw-Vermerke 
aus der Arbeitszeitverlängerung für Beamte sind 
gestrichen. 835 Stellen des mittleren Dienstes 
werden in solche des gehobenen Dienstes um-
gewandelt – Stichwort: zweigeteilte Laufbahn. 
Durch die Erhöhung der Einstellungsermächti-
gungen und die Streichung der kw-Vermerke wer-
den in den nächsten Jahren nachhaltige und deut-
liche Verbesserungen von Altersstruktur und Stär-
ke unserer Polizei erzielt. Für den Digitalfunk wird 
erheblich mehr veranschlagt. Der Ansatz der be-
kannten Titelgruppe steigt insgesamt, und das ist 
gut so. Wir verfolgen weiter konsequent die Linie, 
Polizeivollzugskräfte im Vollzugsdienst und nicht 
fachfremd für Verwaltungstätigkeiten einzusetzen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Grundlagen der polizeilichen Arbeit werden in den 
Ländern gelegt. Niemand bestreitet, dass wir im 
Zeitalter der Globalisierung, im Kampf gegen die 
organisierte Kriminalität, die illegale Migration und 
den internationalen Terrorismus die enge Zu-
sammenarbeit der Länder und in Europa benöti-
gen. Das gemeinsame Terrorabwehrzentrum und 
die in diesem Jahr installierte Antiterrordatei seien 
als Beispiele für die Kooperation genannt.  

Welche Sicherheitslücken müssen im Kampf ge-
gen die Bedrohungen noch geschlossen werden? 
Wie viel Schutz verträgt die Freiheit? Wir wollen, 
um das unmissverständlich zu sagen, keine flä-
chendeckende Überwachung und auch keine Ver-
letzung des Kernbereichs der privaten Lebensfüh-
rung. Wir wissen aber auch, wie verwundbar freie 

und offene Gesellschaften sind. In der globalisier-
ten Welt werden wir mit den Auswirkungen a-
symmetrischer Bedrohungen unmittelbar konfron-
tiert. Diese Entwicklungen fordern uns nicht nur 
als Staat und in diesem Fall als Land Nordrhein-
Westfalen heraus, sondern fordern auch unsere 
Gesellschaft und unsere Kultur. Es geht darum, in 
einem freiheitlichen Rechtsstaat schwere An-
schläge zu vermeiden und schwere terroristische 
Straftaten verfolgen zu können. Hierzu brauchen 
wir Lösungen, die die Grundrechte der Bürgerin-
nen und Bürger schützen und Machtmissbrauch 
verhindern. In dieser Diskussion sind alle demo-
kratischen Kräfte gefordert. Dazu möchte ich uns 
alle ausdrücklich einladen.  

Neue Bedrohungen für die Sicherheit – das ist 
vom Kollegen Rudolph kurz angesprochen wor-
den – entstehen auch im Inneren. Das kann nie-
mand bestreiten. So sind unser demokratischer 
Verfassungsstaat, seine Werte und Normen durch 
Links- und Rechtsextremismus und gewaltberei-
ten Fundamentalismus bedroht.  

Herr Kollege Rudolph, weder im Zusammenhang 
– das ist meine Kritik an Ihren Ausführungen – mit 
den Haushaltsberatungen noch überhaupt im ab-
gelaufenen Jahr haben Sie eine Idee, einen Vor-
schlag, eine Alternative, ein Konzept zur Verbes-
serung der Situation im Bereich der Polizei zur 
Bekämpfung von Kriminalität vorgetragen. Von 
Ihnen ist nichts gekommen! Sie haben auch heute 
Morgen bei der Beratung des Einzelplanes 03 nur 
kritisiert. Dies ist auf Dauer zu wenig, um draußen 
als Alternative wahrgenommen zu werden. Nur zu 
mosern und zu kritisieren, aber keinen eigenen 
Haushaltsantrag einzubringen und keinen Vor-
schlag zu machen, wie man die desolate Situati-
on, für die Sie 39 Jahre die Verantwortung getra-
gen haben, verbessern könnte, das ist in der Tat 
ein Armutszeugnis für die angeblich starke Kraft 
der SPD in der Opposition.  

(Beifall von der CDU) 

Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, der Einzelplan 03 behält die klassische 
Kernaufgabe des Landes Nordrhein-Westfalen im 
Blick und leistet außerdem, wie eingangs ange-
merkt, einen Beitrag zur Stabilisierung der Staats-
finanzen. Im Namen der CDU-Fraktion darf ich um 
Zustimmung zum Einzelplan 03 bitten. – Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Kruse. – Für die FDP spricht nun 
Herr Kollege Engel. 
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Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Haushaltslage 
des Landes Nordrhein-Westfalen ist nach wie vor 
dramatisch, obwohl die Koalition der Erneuerung 
es geschafft hat, die Nettokreditaufnahme deutlich 
zu senken 

(Zurufe von der SPD) 

– jaja, die Koalition der Erneuerung, völlig richtig! –,  

(Edgar Moron [SPD]: Die ist doch zerstrit-
ten!) 

sodass ein verfassungskonformer Haushalt so 
nah wie möglich erscheint – ein Ziel, das die rot-
grüne Vorgängerregierung auch nur annähernd 
nicht erreicht oder nicht wirklich versucht hat.  

Die neue Landesregierung hat es sich zum Ziel 
gemacht, die Belastungen aus dem zwingend er-
forderlichen Konsolidierungskurs auf möglichst 
viele Schultern zu verteilen, ohne den Einzelnen 
dabei zu überfordern. Daher sind fast alle gesell-
schaftlichen Bereiche betroffen, zum Beispiel die 
Kommunen und landeseigene Einrichtungen, aber 
selbstverständlich auch die Landtagsfraktionen 
und die Kabinettsmitglieder selbst. 

Ausgehend von der Erkenntnis, dass die Wirkung 
einer Haushaltskonsolidierung am größten ist, 
wenn sie über die Ausgabenseite erfolgt, wenn sie 
bei Transferausgaben und Personalkosten und 
nicht bei Investitionen ansetzt, kann dabei auch 
der öffentliche Dienst nicht außen vor bleiben. 

Lassen Sie mich aber noch einige Worte generell 
zum Einzelplan 03 sagen. Um die Sicherheit wei-
terhin mindestens auf gleichem Niveau halten zu 
können, stellen wir die Polizei des Landes Nord-
rhein-Westfalen effizienter auf. Dazu mein Kredo 
zu Beginn der Regierungsübernahme: Mehr fahn-
den, weniger verwalten. – Das bedeutet nichts 
anderes als Konzentration auf die Kernaufgaben 
bei der Kriminalitätsbekämpfung. 

Darüber hinaus ist es uns gelungen, ab 2008 
deutlich mehr Polizisten einzustellen, als wir durch 
Pensionierungen verlieren. Übrigens – für die Zu-
hörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne –: Täglich 
geht durchschnittlich etwa ein Polizeivollzugsbe-
amter in Pension.  

Die Zahl der Einstellungsermächtigungen wurde 
von 480 Polizeivollzugsbeamten auf 1.100 Poli-
zeivollzugsbeamte gut verdoppelt. Das ist ein 
wunderbarer Erfolg dieser Koalition und zeigt 
einmal mehr, dass wir es mit unseren politischen 
Schwerpunkten in den Bereichen Schule, Wis-
senschaft und Forschung, aber auch innere Si-
cherheit ernst meinen. 

Mit der Verdoppelung der Zahl der Einstellungs-
ermächtigungen für die Polizei werden wir auch 
dem drohenden Überalterungsprozess in der Poli-
zei entgegenwirken. Unsere Experten im Innen-
ministerium haben dazu ein langfristiges Perso-
nalkonzept erarbeitet. Dabei muss man wissen, 
dass das Durchschnittsalter der Polizeivollzugs-
beamten landesweit bei 46 Jahren liegt, in den 
sogenannten Verwendungsendbehörden und 
auch in kleineren Landratsbehörden leider noch 
deutlich darüber. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch: Alle 
drei Polizeigewerkschaften lobten den Beschluss 
über die Verdoppelung der Zahl der Einstellungs-
ermächtigungen in die Polizei und sagten, das sei 
nicht nur ein positives Signal für die innere Si-
cherheit, sondern auch für die gesamte NRW-
Polizei. 

Zusätzlich haben wir den noch von der rot-grünen 
Vorgängerregierung eingeleiteten Stellenabbau in 
der Polizei gestoppt. Jede der 841 kw-Stellen bei 
der Polizei, die nach dem Beschluss der alten 
Landesregierung in den kommenden Jahren ab-
gebaut werden sollten, kann nun wieder neu be-
setzt werden. Auch das ist ein herausragender 
Erfolg dieser Koalition von CDU und FDP. 

Nach diesen Beschlüssen wird NRW per Saldo 
2010 mit 42.760 Polizisten rund – netto, bereinigt 
– 600 Polizeibeamte mehr haben als 2005. 

Zudem ist Nordrhein-Westfalen bei der Einführung 
des Digitalfunks ganz vorne dabei. Neben der ers-
ten digitalen Testanlage bei der LZPD in Duisburg 
gehen zwei weitere Testanlagen in Münster beim 
Institut der Feuerwehr NRW und beim Landesamt 
für Ausbildung, Fortbildung und Personalangele-
genheiten der Polizei NRW in Betrieb. 

In Münster werden ab sofort die ersten Polizisten 
und Feuerwehrleute in der neuen Technik ausge-
bildet. Sie geben ihr Wissen als Multiplikatoren in 
Zukunft an ihre Behörden weiter. 

Mehr als 170.000 Angehörige der Hilfsorganisati-
onen und 40.000 Polizisten müssen bis ins Jahr 
2010 in der neuen Technik fit gemacht werden. 
Bis dahin soll die digitale Funktechnik flächende-
ckend in Nordrhein-Westfalen zur Verfügung ste-
hen. 

Für Nordrhein-Westfalen betragen die zu erwar-
tenden Kosten für den Aufbau und den 
15-jährigen Betrieb des Digitalfunks rund 500 Mil-
lionen €. 

Der Digitalfunk ist abhörsicher und bringt den Po-
lizisten und damit den Bürgerinnen und Bürgern 
mehr Sicherheit. Neben der Hochsicherheitsver-
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schlüsselung bietet er weitere Vorteile gegenüber 
dem analogen Funk. So wird es unter anderem 
möglich sein, in beiden Funkrichtungen Datensät-
ze, zum Beispiel zu Fahndungszwecken, statt nur 
Sprache zu übermitteln. Die Funkqualität wird 
deutlich verbessert, auch bei Extrembedingungen. 
Last, not least werden die Funkgeräte natürlich 
viel kleiner und leichter. Daneben bieten sie zu-
sätzliche Funktionen wie Einzelruf, Telefonieren 
und die Möglichkeit, Kurzmitteilungssysteme zu 
nutzen. 

Darüber hinaus werden wir die Überprüfung der 
Verwaltungsaufgaben weiterhin konsequent fort-
setzen, auch in der Polizei, und dabei jede über-
flüssige Verwaltungsarbeit abschaffen. 

Von daher befinden wir uns auf einem guten Weg. 
Diesen Weg werden wir zusammen mit der Lan-
desregierung und insbesondere mit unserem In-
nenminister gemeinsam weitergehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Mo-
tor für den Bürokratieabbau hat in diesem Jahr 
erheblich an Fahrt aufgenommen. Man kann wirk-
lich sagen: Er läuft auf Hochtouren. 

(Beifall von der FDP) 

Hierzu einige Zahlen: Bis heute sind durch die 
schwarz-gelbe Landesregierung 54 Maßnahmen 
zur Verwaltungsmodernisierung und zum Bürokra-
tieabbau beschlossen und ergriffen worden. 

(Ralf Jäger [SPD]: Das waren alles Umbe-
nennungen!) 

– Lieber Herr Jäger, hören Sie zu! Genau das ist 
es eben nicht! – Bis heute sind von 667 Landes-
behörden und rund 200 Landeseinrichtungen über 
130 Landesbehörden und -einrichtungen aufge-
löst, verschlankt, gebündelt worden. Die Aufgaben 
sind nach unten weitergegeben worden. 

(Ralf Jäger [SPD]: Wo sind die denn geblie-
ben? Erklären Sie doch einmal, wo die 
geblieben sind! –Zuruf von Sören Link 
[SPD]) 

Das ist eine einzigartige Leistung in der Geschich-
te unseres Bundeslandes.  

2.000 Mitarbeiter des Landes wechseln bis zum 
1. Januar 2008 zu den Kommunen, also ran an 
die Bürger. Mit der frisch beschlossenen Binnen-
modernisierung der Bezirksregierungen werden 
ab dem kommenden Jahr weitere 200 Stellen ü-
berflüssig. 

Die Reformmaßnahmen schlagen sich im Haus-
haltsgesetzentwurf nieder und tragen deutlich zu 

einer Konsolidierung der nach wie vor angespann-
ten Haushaltslage bei. 

In diesem Jahr bringen wir zwei Gesetzesvorha-
ben auf den Weg, die die organisatorische öffent-
liche Landschaft zum 1. Januar 2008 maßgeblich 
verändern wird. Es handelt sich um das Zweite 
Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in 
Nordrhein-Westfalen und das Gesetz zur Kom-
munalisierung von Aufgaben des Umweltrechts. 

Die Nachjustierungen bei der Reform der Umwelt-
verwaltung in Form unserer Änderungsanträge 
waren richtig. Durch die nähere Bestimmung der 
Kosten für die übergehenden Stellen im Bereich 
der Umweltverwaltung vom Land auf die Kommu-
nen kommen wir unserer gesetzlichen Konnexi-
tätsverpflichtung nach und damit den Kommunen 
finanziell entgegen. 

(Beifall von FDP und CDU – Horst Becker 
[GRÜNE]: Och!) 

– Sie hätten gestern mal an der Präsidiumssit-
zung des Landkreistages teilnehmen sollen! Da 
hätten Sie gehört, dass man sich auf die Aufga-
ben freut! – Eine zeitnahe Evaluierung lässt 
Raum, aber auch Chancen für eine eventuelle 
Anpassung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit 
dem Zweiten Behördenstraffungsgesetz wird die 
untere staatliche Verwaltungsbehörde mit ihren elf 
Versorgungsämtern aufgelöst. Damit fällt eine 
komplette Verwaltungsebene weg. Diese Maß-
nahme ist überfällig gewesen. Mit dem Zweiten 
Modernisierungsgesetz von vor über sieben Jah-
ren wurde die Mittelinstanz, das Landesversor-
gungsamt, aufgelöst. Seitdem herrschte aber 
Funkstille. Natürlich war das nicht einfach. Das 
wurde gestern in der von mir eben zitierten Präsi-
diumssitzung noch einmal deutlich. Aber die Be-
hördenleiter, die Landräte, freuen sich auf die 
Aufgaben. In der Übergangszeit gibt es immer 
Probleme. Man muss aber anfangen, sonst 
kommt man zu keinem Ergebnis. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch einige Worte 
zur Versorgungsverwaltung verlieren. Diese hat 
sich von ihrer ursprünglichen Aufgabe der Kriegs-
opferfürsorge im Laufe der Jahre zu einer sozia-
len Leistungsverwaltung aufgebläht, die parallel 
zu der originären sozialen Leistungsverwaltung in 
den Kommunen existiert. Ab dem kommenden 
Jahr herrschen wieder klare und übersichtliche 
Strukturen in der sozialen Leistungsverwaltung.  

(Lachen von Ralf Jäger [SPD]) 
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Damit werden wir auch einer über 30 Jahre alten 
Kernforderung der Verwaltungswissenschaft ge-
recht.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
komme zum Schluss. All dies, summa summa-
rum, dient dem Ziel, unser Bundesland, das Land 
Nordrhein-Westfalen, zu einem Bundesland mit 
den kürzesten Genehmigungszeiten zu machen, 
damit internationales Kapital NRW noch mehr als 
Standort entdeckt und wir über große Investitio-
nen zu mehr Wachstum und Beschäftigung kom-
men. Dabei ist die von CDU und FDP getragene 
Landesregierung auf einem guten Weg. Ich werbe 
für unseren Gesetzentwurf. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Engel. – Nun hat Frau Düker für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Kruse und Herr 
Engel, Sie haben sich mit Selbstlob überschüttet, 
was die Einstellungsermächtigungen angeht. 
Dass Sie dabei nur die halbe Wahrheit gesagt ha-
ben, haben Sie natürlich verschwiegen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ja, es ist richtig: Sie haben die Zahl der Einstel-
lungsermächtigungen bei den Polizistinnen und 
Polizisten verdoppelt. Was Sie verschwiegen ha-
ben, ist, dass Sie zwei Jahre lang, nämlich die 
ersten beiden Jahre Ihrer Regierung hier, Einstel-
lungsermächtigungen von 500 in den Haushalt 
eingestellt haben – weit weniger als das, was wir 
an Nachersatz bräuchten, um die Pensionierun-
gen aufzufangen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das heißt, die Erhöhung der Zahl der Einstel-
lungsermächtigungen jetzt, Herr Kruse und Herr 
Engel, ist bestenfalls ein Plus/Minus-Spiel. Und 
das wissen Sie auch. Mehr Polizei gibt es damit 
noch lange nicht auf der Straße. Erzählen Sie 
doch den Leuten nicht so etwas! Das ist doch 
schlicht und einfach falsch. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Was ist in der Innenpolitik dieses Landes sonst noch 
passiert? Wir haben mit dem POG I und II Polizeior-
ganisationsstrukturen verändert. Das nennt der In-
nenminister Reformen. Reformen, Herr Minister, se-
hen anders aus. Mit POG I und II haben Sie in den 
Polizeibehörden dieses Landes ein Chaos angerich-
tet.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie haben halbherzig an dieser und jener Schrau-
be gedreht, Stückwerk produziert und damit unse-
re gesamte Behördenstruktur nur noch weiter 
durcheinandergebracht. Nach wie vor hat Nord-
rhein-Westfalen mit 47 Kreispolizeibehörden mehr 
Polizeibehörden als alle anderen Bundesländer 
zusammen,  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

und zwar unterschiedlichster Größe und mit un-
terschiedlichstem Aufgabenspektrum. Wir haben 
immer noch eine Hauptstellenverordnung, die hier 
und da zusätzliche Kompetenzen einfügt. Wir ha-
ben nach wie vor die Schnittstellen. Und was ist in 
der Binnenstruktur passiert? Sie haben nicht Re-
formen angesagt, sondern: Alle Kreispolizeibe-
hörden können sich so organisieren, wie sie wol-
len. – Das nennt man Anarchie.  

Es gab das Direktionsmodell, zuerst von einigen 
Landratsbehörden eingeführt, danach von den 
Polizeipräsidien übernommen. Das ist im Prinzip 
eine gute Sache. Aber es gibt etliche Landräte, 
Herr Minister – das wissen Sie –, denen Sie jetzt 
nett und freundlich ans Herz gelegt haben, die-
sem Direktionsmodell vielleicht doch beizutreten. 
Und wenn sie es nicht machen, dann machen sie 
es eben nicht. 

Wie sind denn nun unsere Polizeibehörden im 
Land organisiert? 

(Ralf Jäger [SPD]: Das weiß der Sportminis-
ter nicht!) 

Jede hat eine andere Struktur. Niemand weiß, wo 
auf der anderen Seite der Ansprechpartner ist. Al-
le dürfen alles machen. Das nenne ich nicht Re-
form, das nenne ich Chaos. Das ist das, was Sie 
in unserer Polizei angerichtet haben, Herr Minis-
ter. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Kollegin, 
es gibt eine Zwischenfrage von Herrn Engel. 

Monika Düker (GRÜNE): Ich lasse keine Zwi-
schenfrage zu. – Das fehlende Gegenkonzept, 
das von Herrn Kruse eingefordert wurde, das liegt 
auf dem Tisch. Ich kann Ihnen das gerne noch 
mal geben. Sie wissen, wie es heißt. Das ist der 
Bericht der Scheu-Kommission, der hier im Land-
tag diskutiert wurde und sehr klar vorgibt, wie Po-
lizei effizienter, besser und mit weniger Personal 
in der Verwaltung, in der Führung arbeiten kann. 
Dieses Konzept, das wir gemacht haben, ist das 
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Beste, was wir in der Polizeistrukturdebatte seit 
Jahren vorliegen haben. Das haben Sie in den 
Papierkorb geworfen. Das ist das, was Sie mit 
Konzepten, die auf dem Tisch liegen, machen, 
Herr Kruse. 

Die nächste sogenannte Reform ist das Landes-
personalvertretungsgesetz. Ein großartiger Akt, 
Herr Minister, in diesem Land einen neuen Stil 
des Miteinanders in den Behörden einzuführen! 
Und dieser neue Stil heißt nicht mehr: Wir wollen 
unsere Verwaltung miteinander – auf moderne 
Art –, mit unseren Beschäftigten, reformieren. – 
Sondern dieser Stil ist Gutsherrenart. Es wird von 
oben runterregiert, und die Leute haben zu spu-
ren, aber nicht mehr zu denken. Das haben Sie in 
diesem Land mit dem Personalvertretungsgesetz 
angerichtet. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben ja ei-
nen liberalen Innenminister. Hat man im letzten 
Jahr eigentlich irgendwie gemerkt, dass dieser 
Minister ein FDP-Parteibuch hat?  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Rechts von 
Schäuble ist der!) 

Nein, meine Damen und Herren. Völlige Fehlan-
zeige! Man würde meinen, hier wären Bürgerrech-
te vielleicht in besseren Händen als in Bayern bei 
einem stramm rechtsaußen stehenden CSU-
Minister. Aber nein! Von Bürgerrechten ist in 
Nordrhein-Westfalen bei Weitem nichts zu spüren. 
Auch auf Bundesebene, Herr Minister, sind Sie 
sozusagen nicht vorhanden.  

Beispiel für die Fehlanzeige ist die Vorratsdaten-
speicherung. Wo war denn das größte Bundes-
land, als Ihre Parteikollegin Leutheusser-Schnar-
renberger bei den Demos in Berlin die Bürger-
rechte verteidigte? Wo waren Sie denn da im 
Bundesrat? Wo waren Sie denn als Minister des 
größten Bundeslandes, um diese Vorratsdaten-
speicherung, mit der eine wahnsinnige Daten-
sammelwut und ein wahnsinniger Abbau von Bür-
gerrechten verbunden sind, zu verhindern? – 
Fehlanzeige! 

Wo sind Sie denn, wenn gerade in Berlin ein neu-
es BKA-Gesetz diskutiert wird, das die föderale 
Struktur der Polizei und der Gefahrenabwehr 
komplett aushebelt, 

(Ralf Jäger [SPD]: Bei der NATO-Übung!) 

und dem BKA ein Best-of an Kompetenzen des 
Überwachungsstaates ohne jegliche Kontrolle ü-
berträgt? Wo sind Sie denn, um die Polizeikompe-
tenzen der Länder zu vertreten? Und letztlich: Wo 

waren Sie bei der Anhörung zum Verfassungs-
schutzgesetz? Alle Verfassungsrechtler haben 
schon in der Anhörung gesagt: Dieses Gesetz 
entspricht nicht der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts zum Schutz der Privatsphäre 
und zum Schutz von Bürgerrechten.  

Sie, Herr Kruse und Herr Engel, haben im Parla-
ment dieses Gesetz ohne Änderungen durchge-
wunken. Sie müssen wie alle Sicherheitspolitiker 
der letzten Jahre, die dicke Sheriffsterne am Re-
vers tragen, erst von Karlsruhe gestoppt werden, 
wenn es darum geht, Bürgerrechte in diesem 
Land zu verteidigen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Herr Minister, weder die Bürgerrechte noch die 
Sicherheit sind bei Ihnen in guten Händen! Dieses 
Land wird an beiden verlieren: an Bürgerrechten 
und an Sicherheit. Das ist das Schlimme für die-
ses Land. Ich setze hier nicht auf Einsicht, son-
dern ich befürchte, dass dies so weitergeht. – 
Danke schön.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Düker. – Für die Landesregierung spricht 
nun Herr Innenminister Dr. Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von der 
Opposition kommen Tiraden der Reformverweige-
rung. Haushaltsberatung? – Fehlanzeige! Aber 
das kennen wir ja schon aus den letzten Jahren, 
meine Damen und Herren. Ich kann nur sagen: 
Sie sind in all den Fragen, die wir heute diskutie-
ren, schlichtweg nicht satisfaktionsfähig.  

(Widerspruch von SPD und GRÜNEN – Syl-
via Löhrmann [GRÜNE]: Das müssen Sie 
gerade sagen!) 

Beim Thema Strukturreformen in diesem Lande 
war bei Ihnen in den letzten zehn Jahren Fehlan-
zeige – bei der SPD noch ein bisschen länger.  

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch 
von SPD und GRÜNEN)  

Meine Damen und Herren, Verwaltungsstruktur, 
Gemeindeordnung, Polizeistruktur: Sie reden, Sie 
reden, Sie reden, aber Sie haben in Ihrer Regie-
rungszeit nicht ein einziges Ding umgesetzt.  

(Beifall von CDU und FDP – Lebhafter Wi-
derspruch von der SPD)  

Die zweite Falschmeldung an der Stelle kam na-
türlich wieder vom Kollegen Rudolph. Richtig ist: 
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Der Polizeietat steigt. Er stieg in den vergangenen 
Jahren immer; Herr Kruse hat das gesagt. Es gibt 
keinen Rückgang bei der Finanzierung, sondern 
einen Aufwuchs. Die innere Sicherheit ist uns sehr 
viel wert.  

Ich will auch für die Zuhörerinnen und Zuhörer 
sehr deutlich sagen: 2,4 Milliarden € für die Polizei 
können sich sehen lassen. Ich glaube, wir können 
ein Stück stolz sein, dass wir das trotz schwierigs-
ter Haushaltslage immer noch ermöglichen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben sich – da hat sich Frau Düker natürlich 
wieder besonders hervorgetan – auf die Polizeior-
ganisationsgesetzesreformen I und II gestürzt, die 
nach allem, was man draußen hört, sehr wohl An-
erkennung finden. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Wo? – Zurufe von 
SPD und GRÜNEN: Bei wem? Nennen Sie 
Namen!) 

Sie entsprechen genau dem Motto: Mehr fahnden 
statt verwalten! 

(Ralf Jäger [SPD]: Sie brauchen ein Hörge-
rät!) 

Es ist natürlich bezeichnend, wenn eine Vertrete-
rin der Grünen, die bekanntlich für Anarchie und 
Chaos stehen,  

(Lautes Lachen und Widerspruch von SPD 
und GRÜNEN – Beifall von Ralf Witzel 
[FDP])  

Vorwürfe gegen das macht, was wir an Freiheit 
ermöglichen.  

(Achim Tüttenberg [SPD]: Frau Präsidentin, 
das ist einseitig! Was ist mit den Rügen?) 

Ich darf Sie – nur zur Klarstellung – ein bisschen 
beruhigen: Von den 47 Behörden hat ein sehr 
großer Teil – es werden in Kürze 39 sein – bereits 
auf die Direktionsstruktur umgestellt. 

Ich kann Sie auch beruhigen, was die übrigen Be-
hörden angeht: Die Kolleginnen und Kollegen fin-
den sich untereinander völlig unproblematisch. 
Wir suchen nach einer Veränderung, die ein wei-
teres Stück Verbesserung bringt. Aber es ist weiß 
Gott nicht so, als ob uns die Tatsache irgendwie 
Kopfzerbrechen bereitet, dass auf dem Weg der 
Freiheit ein unterschiedliches Tempo in der Frage 
der Binnenmodernisierung gegangen wird.  

Geradezu schäbig ist es allerdings, meine Damen 
und Herren 

(Zurufe von der SPD: Oh, oh, oh!) 

– da bitte ich doch mal genau hinzuhören –,  

(Ralf Jäger [SPD]: Aber wir sitzen doch hier!) 

wenn man die Strukturreformen der Polizei und 
den Wegfall der Bezirksregierungsebene mit den 
Ereignissen in Köln in Zusammenhang bringt. Die 
Staatsanwaltschaft hat klipp und klar gesagt: Kein 
Fehlverhalten der dort Handelnden, weder im 
Schulbereich noch im Polizeibereich! – Daran hal-
ten wir fest.  

Dass sich dynamisch entwickelnde Erkenntnisla-
gen auch schon mal vom einen auf den anderen 
Tag Neuerungen bringen und dass das natürlich 
entsprechend durch die Medien vermittelt wird, 
das ist doch völlig klar. Daraus einen Skandal zu 
machen, das ist einfach nicht anständig, meine 
Damen und Herren. Wir wollen an dieser Stelle 
die Reformen mit den Kolleginnen und Kollegen.  

(Sören Link [SPD]: Was Sie fabrizieren, ist 
politischer Autismus!) 

Wir haben das auch, gerade was die Verwal-
tungsstrukturreform betrifft, sehr gut gemeinsam 
hinbekommen. Sie ziehen sich da an Einzelfragen 
hoch. Die werden alle einer Lösung zugeführt. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Punkt, wo 
leider nicht die Wahrheit gesagt worden ist! Herr 
Rudolph, wenn Sie mit steigenden Zahlen in der 
Kriminalstatistik arbeiten, dann sagen Sie doch 
zunächst einmal, dass Sie nicht über Jahreszah-
len sprechen. Sie nehmen mitten im Jahr irgend-
welche Zahlen heraus und versuchen, Vergleiche 
heranzuziehen. Wir können jedenfalls feststellen, 
dass wir gegenüber 2004, also dem letzten Jahr, 
in dem Sie in Nordrhein-Westfalen in Regierungs-
verantwortung waren, deutlich besser dastehen.  

Im Übrigen: Wenn es an der ein oder anderen 
Stelle zu Steigerungen kommt, darf man auch 
nicht vergessen, dass wir neue Straftatbestände 
eingeführt haben und dass es ein verbessertes 
Anzeigeverhalten gibt. Man sollte also auch an 
dieser Stelle nicht Äpfel mit Birnen vergleichen.  

Lassen Sie mich zum Thema Neueinstellungen 
und Altersstruktur kommen. Das ist jedes Mal die 
gleiche Leier hier im Parlament: Sie erklären, wir 
hätten nichts gemacht. – Ich frage zurück: Was 
haben Sie eigentlich gemacht? Sind die Polizisten 
eigentlich nur in den letzten zweieinhalb Jahren 
älter geworden? 

(Beifall von der CDU) 

Sind die Probleme nicht seit zehn, seit 20 Jahren 
erkennbar? Wir haben sie im Unterschied zu Ih-
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nen angepackt, meine Damen und Herren! Wir 
haben von Ihnen eine niedrige Zahl an Neuein-
stellungen übernommen! Wir kommen zu einer 
höheren Zahl an Neueinstellungen! Wir gehen das 
Thema Altersstruktur ganz konsequent an, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Da wir zusätzlich – das ist eben von meinen bei-
den Kollegen Kruse und Engel auch schon vorge-
tragen worden – aus der Reform der Polizei nach 
dem Motto „Mehr fahnden statt verwalten“ mehr 
Kolleginnen und Kollegen in den operativen Be-
reich holen, steht natürlich definitiv mehr operative 
Polizeiarbeit für die Bürgerinnen und Bürger 
draußen zur Verfügung: im Wach- und Wechsel-
dienst, in den entsprechenden Bereichen der Er-
mittlungskommissariate, aber auch im Bezirks-
dienst. Wenn Sie sich nur anschauen, dass wir in 
Düsseldorf zwei Präsenzeinheiten geschaffen ha-
ben, die draußen in den entsprechenden Stadttei-
len zusätzlich wirken, dann wird das auch für den 
Bürger deutlich.  

Ich bin froh und glücklich, dass uns das im Rah-
men der Reform gelungen ist. Meine Damen und 
Herren, dafür gilt allen Kolleginnen und Kollegen 
vor Ort, die einen schwierigen Job machen, mein 
herzlicher Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Düker, wir können die Sache mit den Bürger-
rechten natürlich hier jedes Mal ritualisiert abspu-
len. Wenn Sie sich aufblasen und die Rechts-
staatsliberalität vor sich her tragen, kann ich nur 
sagen: Packen Sie sich doch an die eigene Nase! 
Sie haben unter Rot-Grün Onlinedurchsuchungen 
durch Herrn Schily aufgrund einer Dienstanwei-
sung ohne Gesetz möglich gemacht. Da gab es 
null und nichts an Rechtsstaatsliberalität. 

(Beifall von Wolfgang Schmitz und Walter 
Kern [CDU]) 

Sie haben Flugzeugabschussgesetze verabschie-
det, Sie haben die Kontenschnüffelei eingeführt. 
All das haben wir Ihnen zu verdanken. Halten Sie 
sich einfach ein Stückchen zurück. Wir werden 
sehen, was das Bundesverfassungsgericht sagt. 
Dass die Materie ausgesprochen kompliziert ist, 
weiß jeder, der sich damit beschäftigt. Wir werden 
schauen, inwieweit dann eventuell neue Erkennt-
nisse durch das Bundesverfassungsgerichtsurteil 
umzusetzen sind. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Wir lassen uns jedenfalls nicht vorhalten, wir hät-
ten ohne Rechtsgrundlage gearbeitet. Und wir 

haben ganz klar erklärt: Wir wollen eine Rechts-
grundlage, die dieses absichert, aber nur dem 
Verfassungsschutz die Rechte gewährt. Sie ha-
ben im Bund sozusagen allen Sicherheitsorganen 
einen Freibrief gegeben. Das bedeutet in der Tat, 
Bürgerrechte mit Füßen zu treten. Dafür waren 
und sind Sie Spezialisten. Lassen Sie deswegen 
andere Leute in Ruhe ihre Arbeit machen. – Vie-
len Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Kol-
lege Körfges das Wort. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will ein Wort des 
Herrn Innenministers aufgreifen: Anarchie und 
Chaos. – Das ist ganz genau Ihre Spezialität; sie 
heißt bei Ihnen Verwaltungsstrukturreform. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Wider-
spruch von Ralf Witzel [FDP]) 

Sie lassen sich ganz offensichtlich – an dieser 
Stelle richte ich mich ganz besonders an die Kol-
legen Kruse und Engel – von den eigenen Trug-
bildern, die Sie entworfen haben, blenden. Wenn 
von der Entlastung des Haushalts und der Stär-
kung der Gemeinden die Rede ist, gibt es nur 
zwei Möglichkeiten, Kollegen: Entweder leben Sie 
in einem Paralleluniversum, oder Sie haben zu-
mindest partiell Wahrnehmungsdefizite. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn der Herr Innen-
minister 

(Ralf Jäger [SPD]: Sportminister!) 

und sein Adlatus Palmen durch Nordrhein-
Westfalen reiten wie Don Quichotte und Sancho 
Pansa, 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

um gegen selbst erfundene Bürokratiemonster zu 
kämpfen, meine Damen und Herren, hat das mit 
geordneten Reformprozessen rein gar nichts zu 
tun. Das glatte Gegenteil ist der Fall. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

In der vollmundigen Regierungserklärung zu den 
Regionalpräsidien sind Sie losgesprungen wie ein 
sibirischer Königstiger, Herr Wolf, und gelandet 
wie ein Bettvorleger. Da sind Sie in der Realität 
angekommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Darüber hinaus will ich es ganz kursorisch ma-
chen: Bei den Widerspruchsverfahren will der Ju-
bel insbesondere in der kommunalen Familie kei-
nen Anfang nehmen. 

(Lachen von Britta Altenkamp [SPD]) 

Sie schaffen für Bürgerinnen und Bürger, für die 
Wirtschaft und für die Kommunen einen kosten-
günstigen Rechtsbehelf ab. Außer Spesen nichts 
gewesen. Das Einzige, was bleibt, ist ein umfas-
sendes Beschäftigungsprogramm zulasten aller 
staatlichen und kommunalen Ebenen für Anwälte, 
Gerichte und andere ernannte oder nicht ernannte 
Prozessbevollmächtigte, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Was Sie da im wahrsten Sinne des Wortes 
verbrochen haben, wird auch nach Meinung vieler 
konservativer und liberaler Menschen vor Ort 
nicht zur Verwaltungsvereinfachung und zum Bü-
rokratieabbau, sondern zu unüberwindbaren 
Schwierigkeiten und zusätzlichen Kosten führen. 

(Achim Tüttenberg [SPD]: Selbst die Wirt-
schaft ist dagegen!) 

Zur Versorgungsverwaltung. Sie haben es in der 
Tat geschafft, eine Protestbewegung von Betrof-
fenen zu initiieren, die ihresgleichen sucht – si-
cherlich mit Recht, meine Damen und Herren. 
Und Herr Laumann hat es als erster nordrhein-
westfälischer Arbeits- und Sozialminister ge-
schafft, eine deutliche Adresse vom Verwaltungs-
gericht in Düsseldorf zu bekommen – damit 
kommt er ins Guinnessbuch der Rekorde –: Er als 
nordrhein-westfälischer Arbeits- und Sozialminis-
ter ist vom Gericht für den Verstoß gegen Mitbe-
stimmungsrechte gerügt worden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das ist aber kein Einzelfall, denn wie Sie es mit 
der Mitbestimmung insgesamt halten – Kollege 
Rudolph hat Sie darauf hingewiesen und Frau 
Kollegin Düker auch –, zeigt sich deutlich daran, 
wie Sie mit dem LPVG umgegangen sind. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Körf-
ges.  

Hans-Willi Körfges (SPD): Ich komme zum En-
de, Herr Präsident. 

Meine Damen und Herren, die Jubelmeldungen 
halten keiner genauen Betrachtung stand. Schau-
en Sie nach, was Prof. Bogumil gegenüber dem 
WDR geäußert hat. Was Sie als Heldenepos in-

szenieren wollten, Herr Minister, endet beim Mi-
nister von der traurigen Gestalt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Körfges. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat Herr Becker das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wer sich die Tätigkeit von 
Herrn Wolf und dieser Koalition ansieht, stellt fest, 
dass Sie immer vom Abbau der Bürokratie und 
von Bürgerrechten reden. Er muss aber erkennen, 
dass Sie in Wahrheit eine Politik des Bürgerrech-
teabbaus und des Bürokratieaufbaus betreiben. 
Das ist die Realität, und nicht das, was Sie be-
haupten. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich will es mir am Anfang bewusst einfach ma-
chen, weil Sie davon reden, die kommunale Fami-
lie sei sehr zufrieden und die Konnexität gewähr-
leistet, Herr Engel und Herr Wolf. Ich will einen 
Beschluss des Vorstands des Städtetags vom 
28. November zitieren. Ähnliches könnte man 
auch vom Städte- und Gemeindebund und vom 
Landkreistag zitieren. 

„Der Vorstand des Städtetags Nordrhein-West-
falen hat in seiner Sitzung am 28. November 
nachfolgenden Beschluss gefasst: 

Der Vorstand hält es für angezeigt, gerichtlich 
überprüfen zu lassen, ob dem Recht der 
Selbstverwaltung der Kommunen und dem 
Konnexitätsprinzip und -gebot der Landesver-
fassung durch die Regelungen im Zweiten Ge-
setz zur Straffung der Behördenstruktur in 
Nordrhein-Westfalen entsprochen wird. Der 
Vorstand fordert, dass das Land endgültig Klar-
heit darüber schafft, ob und welches Personal 
der Versorgungsämter wirksam zum 1. Januar 
2008 übergeht. Andernfalls ist es notwendig, 
den Gesetzesvollzug vorläufig auszusetzen.“ 

Meine Damen und Herren, das ist ein Vorstands-
beschluss der kommunalen Spitzenverbände. 
Denn in der Praxis passiert Folgendes: Das Land 
hatte die Kommunen, die Gebietskörperschaften, 
aufgefordert, bis zum Freitag letzter Woche die 
Zuordnungspläne für Personal – die Pläne, wie 
das Land den Kommunen das Personal zuordnen 
will – zu unterschreiben. Fakt ist: Die wenigsten 
Kommunen, die wenigsten Landkreise haben das 
getan. Sie weigern sich nämlich alle, weil es teil-
weise zu Kuriositäten kommt wie im Kreis Höxter. 
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Dort ist ein Krankenhaus geschlossen worden. 
Hotelfachleute aus dem Krankenhaus sind an-
schließend durch das Land der Versorgungsver-
waltung zugeordnet worden. Diese Hotelfachleute 
sollten dann über die Versorgungsverwaltung dem 
Kreis Höxter zugeordnet werden. Das ist Ihre Art 
von Konnexität und von Zuordnungsplänen, mei-
ne Damen und Herren! So sieht das in der Praxis 
aus.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Sylvia 
Löhrmann [GRÜNE]: Das ist die Wahrheit!) 

Wenn Herr Engels dann von großer Einigkeit re-
det und so tut, als ob alle glücklich seien, dann 
kann ich nur sagen: Das ist Engels Welt. Aber das 
hat mit der Wirklichkeit überhaupt nichts mehr zu 
tun. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie geben vor, Sie 
würden die Bürokratie abbauen. – Hören Sie sich 
einmal im Lande um. Kollege Körfges hat eben 
einen der Fälle genannt, nämlich das Wider-
spruchsverfahren. Das, was Sie gemacht haben, 
ist ein Bürgerrechteabbaugesetz.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die Menschen müssen klagen, um ihr Recht zu 
bekommen. Die Menschen müssen klagen und 
Vorschüsse bei den Verwaltungsgerichten zahlen, 
und zwar für jeden kleinen Popanz. Wenn Wenn 
das vermieden werden soll, müssen die Kommu-
nen mit einem riesigen Aufwand so etwas Ähnli-
ches wie ein Widerspruchsverfahren, obwohl es 
das gar nicht mehr gibt, dahinfuschen, und das ist 
in der Verwaltung hochkompliziert.  

Wenn Sie – Herrn Engel sehe ich jetzt leider nicht 
mehr – die Verwaltungen vor Ort kennen und die-
se fragen würden, dann wüssten Sie, dass sie alle 
die Hände über dem Kopf zusammenschlagen: 
vom Landkreistag über den Städte- und Gemein-
debund bis hin zum Städtetag. Alle schlagen die 
Hände über dem Kopf zusammen.  

Sämtliche Verwaltungsfachleute in den Anhörun-
gen haben Ihnen das um die Ohren geschlagen. 
Doch das interessiert Sie nicht. Anhörungen ma-
chen Sie nicht, um zuzuhören, sondern Anhörun-
gen machen Sie, um Gesetze durchzuwinken und 
hinterher zu machen, was Sie wollen. Das ist Ihre 
Politik. Liberalität im wohlverstandenen Sinne ha-
be ich mir immer anders vorgestellt. Was Sie da 
machen, ist schlicht und einfach Scheuklappenpo-
litik, Augen zu und durch, ohne Sinn und 
Verstand. Das zeichnet Sie als Minister aus. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Herr Minister, bitte schön. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Vielen Dank, Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich will doch noch einige Punkte geraderü-
cken.  

(Ralf Jäger [SPD]: Das werden Sie nicht 
schaffen! – Dr. Karsten Rudolph [SPD]: Das 
ist ein untauglicher Versuch!) 

Es ist ja wieder spannend: Die langjährigen Re-
gierungsparteien tun nichts  

(Ralf Jäger [SPD]: Die Koalition der Erneue-
rung tut nichts!) 

und versuchten mal wieder, Sand ins Getriebe zu 
bringen. Meine Damen und Herren, auch durch 
Zwischenrufe lassen wir uns nicht aufhalten.  

(Heiterkeit von der SPD) 

Die SPD hat jahrelang erklärt, sie wollte Sonder-
verwaltungen auflösen. Sie hat nichts zuwege ge-
bracht. Wir packen das Ding jetzt an. Wenn Sie, 
Herr Körfges, daran Kritik äußern, sollten Sie die 
ganze Wahrheit sagen.  

(Achim Tüttenberg [SPD]: Schon wieder eine 
Drohung! – Ralf Jäger [SPD]: Wieder so ein 
Textbaustein!) 

Es gibt ein Verwaltungsgerichtsurteil, das besagt, 
dass eine Mitbestimmung zu erfolgen hat. Es gibt 
ein anderes Verwaltungsgerichtsurteil, nämlich 
aus Köln, in dem das Gegenteil entschieden wird. 
Wir haben also die typische Situation: Die Rechts-
lage ist nicht eindeutig. Wir glauben, dass wir auf 
dem richtigen Wege sind. Wir werden das Verfah-
ren, das wir vorhaben, auch so umsetzen, dass es 
am Ende verträglich implementiert wird, nämlich 
sowohl die Versorgungs- als auch die Umwelt-
verwaltung betreffend.  

(Zustimmung von Ralf Witzel [FDP] – Zuruf 
von der SPD: Nur ein einsamer Klatscher!) 

Meine Damen und Herren, dass es bezüglich der 
Konnexität Auseinandersetzungen um das Geld 
gibt – wen nimmt das denn wunder? Wie war es 
denn früher? Sie haben die Aufgaben herunterge-
geben und nichts bezahlt.  

(Beifall von der CDU) 

Wir müssen die Dinge heute nach Konnexitätsge-
setz – und wollen das auch fair tun – aushandeln. 
Aber es kann natürlich nicht nach dem Motto ge-
hen: Immer noch ein bisschen mehr von den 
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Wünschen der anderen Seite drauflegen. Es 
muss am Ende etwas sein, was sich rechnet.  

Zweiter Punkt ist das Thema Widerspruchsverfah-
ren. – Herr Körfges, es wird durch oftmalige Wie-
derholung nicht besser. Keine Frage: Das von uns 
gewählte Verfahren ist ein rechtsstaatliches. Ver-
fassungsrechtlich ist das eindeutig. Im Übrigen 
gibt es genügend Bundesländer, die das schon so 
machen.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Wie Sie es ma-
chen, macht es aber sonst niemand, Herr 
Wolf!) 

Wir haben es in OWL ausprobiert. Es funktioniert.  

(Widerspruch von Horst Becker [GRÜNE]) 

Wir haben in der Anhörung auch von den Verwal-
tungsgerichten eine hohe Zustimmung erfahren. 
Die haben nämlich genau das gesagt, dass näm-
lich eine Angelegenheit, wenn es kritisch wird, in 
der Regel sowieso bei Gericht landet, weil die 
meisten Dinge eben nicht befriedet werden. Man 
geht von ungefähr 90 % aus, die letztendlich nur 
durchlaufen und bei denen es keine Befriedung 
gibt.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Das sind völlig fal-
sche Zahlen!) 

Wir haben insofern einen Weg gewählt, der Büro-
kratie abbaut. Das haben Sie in all den Jahren Ih-
rer Regierungszeit nicht geschafft. Dass Sie das 
auch ein wenig quält, verstehe ich.  

Aber lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam ge-
hen, meine Damen und Herren. Ich glaube, wir 
haben das bisher sehr gut gemacht. Wir sollten 
auch weiter daran arbeiten, unnütze Bürokratie 
abzuschaffen. Es wird in keinem Fall Rechtsstaat-
liches weggenommen. Der Weg zum Gericht ist 
immer eröffnet. Und das sagt unsere Verfassung. 
– Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine Damen und Herren, es liegen 
zum Teilbereich „Innen und Verwaltungsstruktur-
reform“ keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 
Damit schließe ich die Beratung zu diesem Teilbe-
reich.  

Ich eröffne die Aussprache zu dem Teilbereich 
„Sport“ im Bereich des Innenministeriums und 
erteile für die SPD-Fraktion dem Kollegen Pesch-
kes das Wort. Bitte schön. 

Hans-Theodor Peschkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Auch für diesen Haus-
halt gilt, was die SPD schon im vergangenen Jahr 
festgestellt hat: Der Sport führt unter dieser Koali-
tion ein Schattendasein. Insofern muss ich auch 
das zurückweisen, was der Kollege Rudolph ge-
sagt hat, dass nämlich das Innenministerium in 
Wahrheit ein Sportministerium mit einer angeglie-
derten Innenabteilung sei. Herr Kollege Rudolph, 
wenn es kein Innenministerium gibt, dann gibt es 
erst recht kein Sportministerium.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Ewald 
Groth [GRÜNE]: So ist das!) 

Nirgends ist im Sport eine Handschrift erkennbar, 
die eine klare Linie für die Sportstruktur in diesem 
Land aufzeigt. Nirgends ist die Handschrift er-
kennbar, die die Stellung Nordrhein-Westfalens 
als Sportland Nummer eins festlegt. Das Gegen-
teil ist eher der Fall. Man kann davon ausgehen, 
dass wir bei einem „Weiter so!“ dieser Regierung 
langsam aber sicher vom Status als Sportland 
Nummer eins, auf den wir immer so stolz waren, 
Abschied nehmen müssen.  

Die Großereignisse wie beispielsweise die Hand-
ball-WM und die Kanu-WM, die unserem Land so 
viel Glanz beschert haben, sind vorbei, sodass 
jetzt eigentlich in der Sportpolitik solide handwerk-
liche Arbeit gefragt wäre.  

Aber diese solide handwerkliche Arbeit ist nicht zu 
erkennen. Ein Konzept zur Förderung des Nach-
wuchssports wird von uns schon lange ange-
mahnt, weil es einfach notwendig ist, wenn Nord-
rhein-Westfalen auch in Zukunft angemessen im 
Spitzensport vertreten sein will. Aber nichts ist zu 
erkennen. Und die Initiativen, die von der Opposi-
tion vorgelegt werden, lässt die Koalition in altbe-
kannter Manier abblitzen.  

Ebenso fehlt ein Konzept zur Förderung des Leis-
tungssports. Dieses wäre nun wahrlich erforder-
lich, wenn man sich den Rückzug der Bayer AG 
aus der Spitzensportförderung vor Augen führt. 
Dieser Rückzug ist, wenn er nicht kompensiert 
wird, für den Spitzensport ein herber Rückschlag. 
Mögen die Auswirkungen, Herr Minister Wolf, im 
nächsten Jahr in Peking noch nicht erkennbar 
sein, da die Grundlagen ja schon Jahre vorher ge-
legt werden, sehe ich aber für die Olympischen 
Spiele 2012 in London schwarz. Hier hätte ich mir 
wenigstens ansatzweise ein Konzept, zumindest 
aber Vorschläge der Landesregierung gewünscht, 
wie man mit dieser Situation umgehen will.  

Herr Minister, ich muss Ihnen sagen: Es reicht 
nicht, die Sportbühnen dieser Welt zu besuchen, 
Plaketten zu verteilen, sich mit Spitzensportlern 
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ablichten zu lassen. Mit einer nachhaltigen Siche-
rung des Spitzensports hat das nun gar nichts zu 
tun. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Aber, meine Damen und Herren, auch in der Ab-
sicherung des Sports im Alltag hapert es bei die-
ser Landesregierung. Die Anhörung zum Haushalt 
2008 hat deutlich gezeigt, wie Spitzenvertreter 
des Landessportbundes und des Westdeutschen 
Fußball- und Leichtathletikverbandes das Vorge-
hen dieser Koalition bewerten. 

Herr Minister Wolf, ich empfehle Ihnen dringend, 
sich das Protokoll dieser Anhörung zu Gemüte zu 
führen. Sie selbst waren ja mal wieder nicht an-
wesend. Insofern ist es wahrscheinlich, dass Sie 
gar nicht kennen, was die Herren Schneeloch und 
Korfmacher gesagt haben: Sie fühlen sich von der 
Landesregierung im Stich gelassen, um nicht zu 
sagen: getäuscht. 

Allein dem Landessportbund fehlen mindestens 
3,1 Millionen €, mit denen er gerechnet hatte, wo-
von er ausgehen konnte, dass er sie bekommen 
würde. Die Folge ist: Der Sport kämpft ums nack-
te Überleben, weil er die 3,1 Millionen € nicht hat. 
Das ist kein Zitat von mir, das ist ein Zitat des 
Präsidenten Schneeloch. 

Was tut der zuständige Fachminister? – Nichts. 
Es hat nicht einmal ein Gespräch zwischen ihm 
und dem Landessportbund gegeben, um aus der 
vertrackten Situation herauszufinden. 

Auch der Finanzminister, Herr Linssen, hat auf 
Bitten des LSB zu einem Gespräch bisher nicht 
reagiert. Das finde ich das Beschämende für den 
Sport. Es ist auch insbesondere von dieser Lan-
desregierung verursacht. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Schämen soll er 
sich! Genau!) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
könnte noch vieles zur schwarz-gelben Sportpoli-
tik sagen, die ja keine ist. Aber die fünf Minuten, 
die mir zur Verfügung stehen, sind angesichts der 
Riesenproblematik viel zu wenig. 

Deshalb bleibt festzuhalten, dass der Sport auch 
im nächsten Jahr durch diese Landesregierung zu 
kurz kommt, dass auch im nächsten Jahr die kla-
ren Linien fehlen, dass auch im nächsten Jahr das 
Ehrenamt nur warme Worte, aber kein zusätzli-
ches Geld erwarten kann, dass auch im nächsten 
Jahr die Sportstiftung nicht hinreichend gesichert 
ist, dass es auch im nächsten Jahr keine Antido-
pingkampagne im Kinder- und Jugendbereich ge-

ben wird, wie es die Vorgängerregierung noch 
praktiziert hat. 

Stattdessen wird es im nächsten Jahr mal wieder 
eine öffentlichkeitswirksame Kampagne geben. 
1,3 Millionen € stehen ja schon im Haushalt. 
Kampagnen ersetzen jedoch keine Politik, sind 
aber offensichtlich das Erkennungszeichen 
schwarz-gelber Politik. So auch im Sport. – Ich 
bedanke mich fürs Zuhören. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Peschkes. – Für die CDU-Fraktion hat der 
Abgeordnete Müller das Wort. 

Holger Müller (CDU): Herr Präsident! Ob Kollege 
Peschkes inhaltlich noch viel hätte sagen können, 
weiß ich nicht, aber er wäre sicherlich mühelos in 
der Lage gewesen, noch viel Falsches zu sagen. 

Zunächst einmal möchte ich feststellen, dass die-
ser Sporthaushalt ein gutes Gesamtwerk ist. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Ha! Das müssen Sie 
die Bürgerinnen und Bürger fragen!) 

75.000 € zusätzlich für das Landessportfest, 
1,3 Millionen € zusätzlich für die Förderung des 
Ehrenamtes, 700.000 € zusätzlich für den Sport-
stättenbau und außerdem noch die Erhöhung der 
Verpflichtungsermäßigung von 3,4 auf 9,8 Millio-
nen € für die Sportschulen. 

Das hat Kollege Peschkes natürlich nicht erwähnt. 
Denn da gibt es sicherlich auch keinen Wider-
spruch. Es ist das gute Recht, dass man sich Din-
ge herauspickt, von denen man meint, dass es 
nicht so liefe. Ich sprach von einem guten Ge-
samtwerk. 

Zu dem Thema Antidopingantrag: In einer unserer 
letzten Sportausschusssitzungen waren Herr 
Baumert und Herr Niessen, Vorsitzender und Ge-
schäftsführer der nationalen Antidopingagentur, 
anwesend. Sie haben uns gesagt, dass sie im 
nächsten Jahr wegen der Förderung durch Bun-
desmittel in der Lage sind – das werden Sie ja 
nicht bestreiten können, Herr Kollege Peschkes –, 
jeden Spitzensportler aus dem A-Kader der Bun-
desrepublik Deutschland monatlich zu prüfen. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Quatsch! – Britta Al-
tenkamp [SPD]: Das tun sie aber nicht!) 

– Das habe ich doch gefragt. Die Frage ist so be-
antwortet worden. Vielleicht haben wir unter-
schiedliche Wahrnehmungsfähigkeiten. Selbst 
wenn nur sieben- oder achtmal geprüft würde, lä-
gen wir noch weit an der Spitze des internationa-
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len Standards. Das werden Sie nicht bezweifeln, 
Herr Kollege Groth. Deshalb brauchen wir kein 
zusätzliches Geld. 

Jetzt komme ich zum LSB. Ich war bei der Anhö-
rung. Herr Kollege Peschkes, das wissen Sie. 

(Zuruf von der CDU: Der hört gar nicht zu!) 

– Ich weiß nicht, ob es Zweck hätte. 

Ich gehe einmal davon aus, dass Sie das Schrei-
ben des Landessportbundes kennen. Es ist von 
keinem unterschrieben; da ist keiner verantwort-
lich. Aber ich nehme an, es ist vom LSB, weil sich 
der Fußballverband Mittelrhein – allerdings mit ei-
nem unterschriebenen Brief – darauf bezieht. 

Da wird behauptet, das Land würde dem Landes-
sportbund 3,3 Millionen € entziehen. – Diese „plat-
te“ Behauptung halte ich – gelinde formuliert – für 
eine Frechheit. Sie wissen alle, dass das Geld 
deshalb nicht mehr da war, weil die Wetteinnah-
men zurückgegangen sind. 

(Ralf Jäger [SPD]: Ah ja!) 

Dieses System der Finanzierung über die Wett-
einnahmen ist von Rot-Grün erfunden worden. 
Das war ja auch in Ordnung. Das habe ich doch 
nie bestritten. 

(Ralf Jäger [SPD]: Warum beschweren Sie 
sich dann jetzt?) 

– Ich beschwere mich doch gar nicht, Sie be-
schweren sich! 

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

Sie beschweren sich über Ihr eigenes Programm. 
Denn dieses Programm ist von Ihnen erfunden 
worden in der Annahme, dass die Wetteinnahmen 
immer weiter steigen würden. Jetzt sind die Wet-
ten eingebrochen; 

(Ralf Jäger [SPD]: Dann handeln Sie doch 
endlich mal!) 

wahrscheinlich, weil die Leute früher aufgrund Ih-
rer Arbeitsmarktpolitik ihr Heil in höheren Wett-
einsätzen gesucht haben und es jetzt wieder mit 
mehr Arbeit versuchen. Das kann bei besseren 
Rahmenbedingungen natürlich gut sein. 

(Beifall von Christof Rasche [FDP] – Zurufe 
von der SPD) 

– Selbstverständlich. Die Landesregierung hat 
doch keine Schuld an den rückläufigen Wettein-
nahmen! 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Schon gar nicht die 
Koalition!) 

Aber genau das wird von der SPD und vom Lan-
dessportbund behauptet. 

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Aber wir – zumindest einige von uns – sind lei-
densfähige und gestaltungsfreudige Rheinländer. 
Von daher versuchen wir, das Problem zu lösen. 
Zunächst einmal haben wir aus den zur Verfü-
gung stehenden Mitteln einen neuen Pool gebil-
det, der zusätzlich um die Einnahmen aus der 
KENO-Wette, die bisher dem Finanzminister zu-
standen, aufgestockt worden ist und damit anstatt 
69,4 jetzt 76,9 Millionen € enthält. – Der Landes-
sportbund hat übrigens dem neuen System noch 
nicht zugestimmt, obwohl er der Hauptempfänger 
wäre. 

2,4 Millionen € fehlen. Das Innenministerium tut 
auch noch 400.000 € dazu, und – Herr Kollege 
Peschkes, das konnten Sie jetzt wirklich nicht 
wissen – es wird natürlich pausenlos verhandelt. 
Wenn Sie sagen, man würde nicht mit den Leuten 
sprechen, mag das vielleicht daran liegen, dass 
Sie das nicht mitbekommen. Aber wir tun das na-
türlich. Fakt ist, dass die Landesregierung einen 
Weg gefunden hat, mit dem LSB zu einer einver-
nehmlichen Lösung zu kommen. Ein entspre-
chender Antrag wird noch gestellt werden. 

(Zuruf von Dr. Karsten Rudolph [SPD] – Ralf 
Jäger [SPD]: Woher wissen Sie das denn?) 

– Woher ich das weiß. Weil ich natürlich ein in-
formationsfreudiges Kerlchen bin und überall 
nachfrage. 

(Heiterkeit von der SPD – Zuruf von Ewald 
Groth [GRÜNE])  

Aber ich bin der Meinung, dass Sie damit leben 
können. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Das heißt, wir dür-
fen Anträge erwarten?) 

Jetzt komme ich zum letzten Punkt. Die NRW.BANK  

(Britta Altenkamp [SPD]: Das ist Ihre Spar-
dose, oder?) 

stellt in den nächsten drei Jahren 150 Millionen € 
für Sanierung zur Verfügung. Das wissen Sie. Das 
müssen auch Sie wissen. Dieses Geld soll zur 
Sanierung von Sportstätten eingesetzt werden. 
Dazu haben Sie auch nichts gesagt. Denn wenn 
Sie das gelobt hätten, hätten Sie natürlich auch 
zugeben müssen, dass wir die 50 Millionen € pro 
Jahr deshalb einsetzen müssen, weil Sie vorher 
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im Sanierungsbau von Sportstätten überhaupt 
nichts, aber auch wirklich gar nichts getan haben. 

(Beifall von der CDU – Britta Altenkamp 
[SPD]: Das ist nachweislich Unsinn! – Zurufe 
von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Wenn man bei dieser Sachlage … 

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: 0,0!) 

Holger Müller (CDU): Ich bin fast am Ende, aber 
Herr Groth redet mir ja ständig dazwischen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Aber Sie müssen 
Ihre Rede trotzdem langsam beenden. 

Holger Müller (CDU): Ich wäre auch schon fertig, 
wenn er mich ausreden ließe. – Wenn man bei 
dieser Sachlage als Opposition der Landesregie-
rung und der Mehrheit vorwirft, sie würde nicht mit 
den Entsprechenden ständig reden, dann ist das 
entweder Boshaftigkeit oder Unkenntnis. – Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Müller. – Meine Damen und Herren, 
angesichts einer extrem langen Tagesordnung 
bitte ich um Verständnis dafür, dass die jeweils 
sitzungsleitenden Präsidenten heute etwas stren-
ger als sonst auf die Einhaltung der Redezeiten 
achten. Als Nächster spricht für die FDP-Fraktion 
Herr Rasche fünf Minuten. Bitte schön. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Rudolph 
von den Kollegen der SPD hat es in seiner An-
sprache eben zur Innenpolitik auf den Punkt ge-
bracht. Er hat den Sportminister und Innenminis-
ter Ingo Wolf ausdrücklich für seine Arbeit im Be-
reich des Sports gelobt. Eigentlich brauche ich 
dem gar nichts hinzuzufügen, Herr Rudolph. Da-
mit haben Sie ja für die ganze SPD gesprochen. 
Sie haben nur vergessen, Herrn Peschkes mit 
einzubinden. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Haus-
haltsentwurf dokumentiert erneut, dass wir die 
beiden Ziele, die Förderung des Sports und die 
Haushaltskonsolidierung, sehr gut vereinbart ha-
ben.  

Für den Sport im Bildungsbereich stehen erneut 
über 41 Millionen € zur Verfügung. 

Hinzu kommen, wie dem Landessportplan zu ent-
nehmen ist, die Bezüge der Sportlehrer. Bis zum 
Haushaltsjahr 2008 hat Schwarz-Gelb netto über 
5.000 zusätzliche Lehrerstellen geschaffen. Damit 
bekämpfen wir auch den massiven Unterrichtsaus-
fall im Sportunterricht, der unter Rot-Grün entstan-
den ist. 

Mit dem Konzept der NRW-Sportschulen schaffen 
wir darüber hinaus einen hervorragenden Brü-
ckenschlag zum Spitzensport. 

(Sören Link [SPD]: Wie viel Sportlehrer ha-
ben Sie denn eingestellt?) 

Der Vereins- und Verbandssport erhält knapp 10 
Millionen € und damit fast 1,3 Millionen € mehr als 
im letzten Jahr. Dieser Zuwachs kommt der Förde-
rung der Übungsarbeit in den Sportvereinen und 
der Förderung des Ehrenamtes zugute. 

Auch für den Sportstättenbau stehen mit 59,7 Mil-
lionen € wieder mehr Mittel als im vergangenen 
Jahr 2007 zur Verfügung. 

Die Sportpauschale bleibt mit 50 Millionen € un-
verändert. 

Die Zuschüsse für Neubau, Modernisierung, Sa-
nierung und Erweiterung überregional bedeutsa-
mer Sportstätten werden um rund 300.000 € auf-
gestockt. 

Mit der Ergänzungsvorlage zum Haushalt 2008 
hat die Landesregierung die Einnahmen aus 
Sportwetten und Lotterien neu geregelt. Die 
Destinatäre aus dem Sportbereich bekommen 
gegenüber dem Haushaltsentwurf durchweg hö-
here Zuschüsse. So wird etwa der Ansatz für die 
Sportstiftung von 991.000 € auf 3,4 Millionen € 
erhöht. 

Mit dem Landessportbund ist bis zum gestrigen 
Abend noch keine endgültige Einigung erreicht 
worden. Ich bin mir aber sicher, das wird heute 
oder in den nächsten Tagen gelingen. 

Ebenfalls mit der Ergänzungsvorlage erweitert die 
Landesregierung die bisherige Sportstättenfinan-
zierung durch ein neues Sportstättenfinanzie-
rungsprogramm. Insgesamt 150 Millionen € mehr 
zwischen 2008 und 2010, das kommt den Verei-
nen und den dort Sport treibenden Sportlerinnen 
und Sportlern zugute. 

Meine Damen und Herren, wir sind auf einem gu-
ten Weg. Die FDP unterstützt wie Herr Rudolph 
ihren Sportminister weiterhin auf seinem Kurs. 
Wenn wir es sportlich formulieren: Mit diesem 
Haushalt hat der Sport wieder einen deutlichen 
Sieg eingefahren. – Herzlichen Dank. 
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(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen redet der Abgeordnete Groth. 

Ewald Groth (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Sportpoli-
tik von Innenminister Wolf, dem sogenannten 
Sportminister des Landes Nordrhein-Westfalen, 
und von Ministerpräsident Rüttgers ist ohne jede 
Konzeption und vor allen Dingen ohne jedes ziel-
gerichtete Engagement für den Sport. Das ist uns 
aber nicht neu. Trotzdem muss es immer wieder 
gesagt werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ein Beispiel dafür ist der Antidopingkampf. Hier 
hält sich Minister Wolf fein heraus. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Seine Stimme könnte für das größte Land, für das 
Sportland Nr. eins, sprechen. Diese Stimme fehlt 
aber in jeder Diskussion um die beste Dopingbe-
kämpfung. Ein Totalausfall ist das, Herr Wolf. Eine 
gute Aktion allein – wie die Unterstützung einer 
unabhängigen Schiedsgerichtsbarkeit – reicht e-
ben nicht aus. Das unterstützen wir, aber es reicht 
nicht. Sich allein darauf auszuruhen ist angesichts 
der Brisanz des Themas für den Sport schädlich 
und auch schädlich für das Land als Sportland 
Nummer eins. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Unseren Antrag, die NADA, die Nationale Antido-
pingagentur, mit dem gewünschten Jahresbeitrag 
zu unterstützen, lehnen Sie ohne irgendeinen Al-
ternativvorschlag ab. Nichts kommt da von Ihnen 
zurück. Auch die notwendige Ausweitung einer 
flächendeckenden frühzeitigen Präventionsarbeit, 
also an der Basis, wird von Ihnen alternativlos ab-
gelehnt. Auch da kommt nichts. Wer soll das ver-
stehen, meine Damen und Herren? NRW bleibt 
mit Ihnen als regierender Koalition weit unter sei-
nen Möglichkeiten, was den Sport betrifft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der Sport ist der Verlierer der Neuverteilung der 
Lotteriegelder. Warum hat der Innenminister das 
zugelassen? Wann wird er reagieren? Wenn die 
erste Sportschule schließen muss, ist es zu spät, 
Herr Minister. Oder reagiert er, wenn die ersten 
Entlassungen von Hauptamtlichen bei den Sport-
verbänden anstehen? Das wird bald geschehen, 
wenn das so umgesetzt wird, wie es hier vorge-
legt worden ist. Warum lässt der Ministerpräsident 

das weiter zu? Hoffentlich liest er wenigstens die 
Protokolle. 

Mit der Neuverteilung der Lotteriegelder ist klar: 
Der Sport verliert in diesem Jahr. Unklar ist: Wer 
verliert denn eigentlich im nächsten Jahr? – Im 
nächsten Jahr könnten es alle anderen Destinatä-
re sein, die für unser Land eine so wertvolle Arbeit 
mit immer weniger Mitteln leisten müssen. Wäh-
rend die Einnahmen des Landes steigen, gehen 
die Einnahmen der Ehrenamtlichen, die so wert-
volle Arbeit für uns leisten, die teilweise auch in 
der Landesverfassung verankert ist, zurück. Wir 
müssen eben mehr machen, als nur die Lotterie-
gelder verteilen. Sonst bricht das, was unser Land 
zusammenhält, nämlich der Kitt der Ehrenamtlich-
keit, auch weg. Dann haben wir das Desaster in 
ganzer Größe. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Meine Damen und Herren, die Hereinnahme der 
Lottogelder in den Haushalt ab 2007 geschah mit 
der Beteuerung auch der vielleicht ahnungslosen 
Landtagskollegen von CDU und FDP, der Sport 
würde nichts verlieren. So hieß es letztes Jahr 
noch. Der Sport hat aber doch verloren – dank der 
Politik von Herrn Wolf und Herrn Linssen und 
dank Ihrer Politik von CDU und FDP. 

Folgerichtig wäre jetzt nach der Hereinnahme der 
Lottogelder in den Landeshaushalt, wenn Sie 
auch hingingen und wettunabhängig auskömmlich 
das finanzieren würden, was diese Verbände leis-
ten. Betroffen ist vor allen Dingen der Fußball, 
dem mal eben die Toto-Wette enteignet wird. 
Sonntags zeigen sich die Minister gerne mit er-
folgreichen Fußballern, alltags wird beim Ehren-
amt im Amateurfußball radikal heruntergekürzt. 
Das darf nicht die Sportpolitik von Nordrhein-
Westfalen sein. 

Sportland Nummer eins sind und bleiben wir nicht 
automatisch. Andere Länder haben ganz im Ge-
gensatz dazu eine ambitionierte Sportpolitik und 
holen deutlich auf. Es ist bezeichnend und be-
schämend, meine Damen und Herren, wenn wie 
jetzt die Fußballverbände in ihrem Schreiben an 
uns Abgeordnete beklagen müssen, dass die ver-
lässliche Kommunikation der Landesregierung 
und der Koalitionsfraktionen mit dem LSB-Präsi-
denten und dem DOSB-Vizepräsidenten Walter 
Schneeloch nicht erfolgt. Solche Mitteilungen 
muss man Ihnen zuschicken, damit sie das über-
haupt noch mitbekommen. 

(Christof Rasche [FDP]: Sie sind nicht auf 
dem aktuellen Stand, Herr Groth!) 
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Das ist Ihre Landesregierung, die Sie stützen, die 
Sie zu verantworten haben; das sind Menschen, 
die Sie ins Amt gebracht haben. – Denen muss 
man das zuschicken, sonst hätten sie es nicht 
einmal gemerkt, dass es solche Gespräche über-
haupt gegeben hat. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie reden nicht einmal mehr miteinander. Das ist 
Ihr Versäumnis. 

Meine Damen und Herren, ich kann mich nur dem 
Appell unserer Fußballverbände anschließen – ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –: Halten Sie 
inne! Sichern Sie die Planbarkeit der Arbeit der 
großen, mitgliederstarken Sportorganisationen! – 
Es ist entwürdigend, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wenn die Präsidenten jährlich auf eine Bettel-
tour durchs Parlament geschickt werden. Sie 
brauchen Planbarkeit für ihre Aufgaben. Das sind 
öffentliche Aufgaben. Wenn die sie nicht mehr 
machen, müssen wir das tun. Dann wird es noch 
teurer, und es wird auf jeden Fall nicht besser. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie sind in der Ver-
antwortung zu handeln. Handeln Sie endlich! Bis 
zur dritten Lesung müssten Sie das zumindest 
noch hinbekommen. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Herr Innenminister Dr. Wolf das Wort. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Lieber Herr Präsident! 
Was wir ganz bestimmt nicht brauchen, ist Ihre 
Ermahnung, Herr Groth, und Ihre Unterstützung. 
Wir lösen die Probleme ganz alleine. Substanzlo-
se Vorwürfe gegen die Landesregierung gehen 
letztendlich alle ins Leere. 

(Ralf Jäger [SPD]: War das nicht der Text-
baustein für die Rede davor?) 

Wir haben festzustellen, dass Sie sich daran wei-
den, dass Ihr System – nämlich: Lottogelder wer-
den letztlich an den Sport überwiesen – zu Ein-
nahmeverlusten führt und dass uns das natürlich 
finanzielle Probleme bereitet. Daran weiden Sie 
sich. Das können Sie ja gerne tun. Nur, wir lösen 
das Problem. Wir müssen heute aus Rechtsgrün-
den die Lottogelder durch den Haushalt schleu-
sen. Dem Sport wird aber kein Cent genommen. 
Genau das hat Herr Müller gesagt. Im Gegenteil: 

Wir werden – und das haben wir schon getan – 
die notwendigen Mittel aufbringen, um zu helfen. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Weit über 3 Millio-
nen zu wenig!) 

Die Sportstiftung ist ausreichend dotiert. Der Lan-
dessportbund wird auch seine auskömmliche Fi-
nanzierung bekommen. Wir haben eine Alternati-
ve zur Sportstättenfinanzierung gefunden, die aus 
meiner Sicht sehr viel besser ist als bisher. Denn 
jemand, der Zuschussempfänger ist oder Lotto-
gelder bekommt, ist keiner, der hinterher Bank 
spielen muss. Wir machen das heute über die 
NRW.BANK. Das ist eine sehr vernünftige Lö-
sung. 

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Wir unterstützen den Dopingkampf, indem wir sa-
gen: Wir bauen eine Schiedsgerichtsbarkeit auf, 
die gerade beim Doping wichtig ist. Aber wir wer-
den nicht alles und jedes regeln können. Da sind 
insbesondere auch die Wirtschaft und die Sport-
verbände gefragt. Wir werden nicht ständig als 
Ausfallbürgen in Anspruch genommen werden 
können. Das muss man sehr deutlich sagen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir kämpfen gegen das Doping, aber wir halten 
uns auch an die Spielregeln der Zuständigkeiten. 

Wir haben neue Sportschulen installiert, meine 
Damen und Herren. Das ist für mich ein ganz we-
sentlicher Punkt. Drei sind bereits ausgesucht.  

Der Vorwurf von Herrn Peschkes, wir würden hier 
eine Kampagne starten, geht natürlich ins Leere. 
Wir wollen etwas für das Ehrenamt tun. Wir wollen 
gerade Jugendliche stärken. Wir wollen an die 
Jugendlichen herankommen, und dafür ist uns 
nichts zu teuer. 

Ich glaube, der Sport ist in der Landesregierung 
und in den Koalitionsfraktionen gut aufgehoben, 
und bitte um Zustimmung zu dem Plan. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister.  

Meine Damen und Herren, wir kommen zur ersten 
Abstimmung, denn weitere Wortbeiträge sind 
nicht angemeldet. Wir kommen zu den Abstim-
mungen zu Einzelplan 03, und zwar über die ge-
stellten Änderungsanträge. 

Wir stimmen als Erstes über die laufende Num-
mer 1 in der Ihnen vorliegenden Übersicht ab; das 
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ist ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/5621. Wer diesem Antrag seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind einige Kollegen der 
SPD-Fraktion,  

(Lachen bei CDU und FDP) 

das ist die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
ist dagegen? – CDU-Fraktion und FDP-Fraktion. 
Dort hat sich noch der Kollege Sagel gemeldet. 
Wie haben Sie abgestimmt, Herr Sagel? 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Ich habe zuge-
stimmt.) 

– Sie haben zugestimmt. – Damit ist dieser Antrag 
mit deutlicher Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 2; das ist ein 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 14/5661. Wer diesem Antrag 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Das sind Bündnis 90/Die 
Grünen und Herr Sagel. – Wer ist dagegen? – Die 
Koalitionsfraktionen von CDU und FDP. Wer ent-
hält sich? – Die SPD-Fraktion. Damit ist dieser 
Antrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen drittens ab über einen Änderungs-
antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit 
der laufenden Nummer 3 Drucksache 14/5691. 
Wer stimmt diesem Antrag zu? – Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer ist dagegen? – Die Koalitionsfraktio-
nen von CDU und FDP. Wer enthält sich? – Die 
SPD-Fraktion und der Abgeordnete Sagel. Damit 
ist auch dieser Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mit der Mehrheit des 
Hauses abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt ab über den Einzelplan 03 ent-
sprechend der Beschlussempfehlung Drucksa-
che 14/5503. Wer dem seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 
Koalitionsfraktionen von CDU und FDP. Wer ist 
dagegen? – Das sind die Oppositionsfraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen und Herr 
Sagel. So angenommen.  

Meine Damen und Herren, damit können wir die-
sen Tagesordnungspunkt verlassen. Die Be-
schlussempfehlung ist angenommen. 

Ich rufe auf das  

Gemeindefinanzierungsgesetz 

Das ist der Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 14/4602. Hierzu gibt es eine Ergän-
zung in der Drucksache 14/5350. Ich weise auf 
die Beschlussempfehlung Drucksache 14/5517 
hin. 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Herrn Abgeordneten Jäger das Wort. Bit-
te schön.  

Ralf Jäger (SPD): Herr Präsident! Sehr verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende Ent-
wurf zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2008 
scheint sich auf den ersten Blick durchaus positiv 
darzustellen. Die Verbundgrundlagen steigen um 
12,7 %. Der Verbundbetrag – also das, was an 
die Kommunen in Nordrhein-Westfalen nächstes 
Jahr zur Ausschüttung kommen soll – beträgt ins-
gesamt 7,5 Milliarden €; das sind 855 Millionen € 
mehr als 2007. So weit, so gut. 

Diese Steigerung geht allerdings ausschließlich 
darauf zurück, dass in der Vergangenheit, in der 
Gegenwart und hoffentlich auch in der Zukunft 
23 % der großen Steuereinnahmen an die Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen als Schlüsselzu-
weisung ausgeschüttet wurden bzw. werden. Das 
ist keine Leistung dieser Landesregierung oder 
dieser Regierungskoalition, sondern letztendlich 
einfache Mathematik. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Aber bei genauerem Hinsehen stellt man fest, 
dass trotz dieser Einnahmensteigerung der Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen deren Haushaltssi-
tuation zunehmend dramatischer wird. Allein die 
Tatsache, dass rund 13 Milliarden € an Kassen-
krediten in den nordrhein-westfälischen Kommu-
nen existieren – das ist eigentlich eine Kreditart, 
die nach der Gesetzgebung in Nordrhein-West-
falen lediglich für vorübergehende Liquidität und 
keineswegs zur Finanzierung der Verwaltungs-
haushalte herhalten soll; so groß war die Summe 
im Lande Nordrhein-Westfalen noch nie –, und 
der Umstand, dass Sie als Regierungskoalition 
bzw. als Landesregierung den Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen in den Jahren 2006 und 
2007 erhebliche Mittel entzogen haben und dass 
Sie diesen Raubzug durch die kommunalen Kas-
sen nun fortsetzen, führen zu dieser dramatischen 
Situation in den Kommunen und in den Haushal-
ten Nordrhein-Westfalens. 

(Beifall von der SPD) 

Ich möchte nur ein Beispiel anführen: Allein die 
Tatsache, dass Sie den Kommunen ihre Anteile 
an der Grunderwerbsteuer vorenthalten, führt zu 
Einnahmeausfällen und zu strukturellen Ver-
schlechterungen von 165 Millionen €. Für 2008 
fortgerechnet, bedeutet das einen weiteren Ver-
lust von 180 Millionen €, und dies begründen Sie 
mit der perfiden Aussage, dass auch die Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen einen Konsolidie
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rungsbeitrag für den Landeshaushalt leisten sol-
len. 

(Sören Link [SPD]: Schäbig ist das!) 

Das, meine Damen und Herren, ist nichts anderes 
als vorgetäuschter Diebstahl. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Situation ist so dramatisch, dass mit Stand 
Mai 2007 190 Kommunen ein Haushaltssiche-
rungskonzept haben vorlegen müssen. 113 von 
diesen haben ihr Haushaltssicherungskonzept 
nicht genehmigt bekommen und führen sogar ei-
nen sogenannten Nothaushalt. Sie haben damit 
jede eigene kommunalpolitische Handlungsfähig-
keit verloren. 

Das ist in Nordrhein-Westfalen trauriger Rekord 
geworden. Die finanzielle Situation der übrigen 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen ist trotz ge-
stiegener Gewerbesteuereinnahmen und erhebli-
cher Sparbemühungen auf der Ausgabenseite 
weiterhin stark angespannt. Ich sagte es gerade 
schon: 13 Milliarden € an Kassenkrediten zeigen 
auf, dass die Spreizung zwischen ganz armen 
Kommunen und weniger armen Kommunen im-
mer größer geworden ist. 

Diese scheinbar günstigen Rahmenbedingungen hö-
herer Gewerbesteuereinnahmen, höherer Schlüssel-
zuweisungen für kommunale Haushalte sind bei nä-
herer Betrachtung weit dramatischer, als es zuerst 
erscheint. Die gute Konjunktur ist der ausschließliche 
Hintergrund. Denn sie lässt die Einnahmen aus Steu-
ern deutlich steigen, die den Kommunen über die 
Gewerbesteuer direkt und über die gestiegenen Fi-
nanzausgleichsmasse indirekt zugute kommen. 

Strukturell dagegen stehen die Gemeinden im 
Jahre 2007 im Vergleich zum Jahre 2000 noch 
sehr viel schlechter dar. Die Eingriffe des Landes 
in das GFG des Jahres 2007 und die zusätzlichen 
Belastungen im Haushalt 2007 außerhalb des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes schränken die 
Handlungsfähigkeit stark ein und summieren sich 
während Ihrer Regierungszeit auf jetzt 1 Milliar-
de €. 1 Milliarde € – das ist Ihre Leistung, meine 
Damen und Herren von CDU und FDP – haben 
Sie den Kommunen seit Ihrem Regierungsantritt 
zu Unrecht entzogen und ihnen aus ihren Haus-
halten geklaut,  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

und das in einer Situation, in der viele Kommunen 
ohnehin nicht mehr wissen, wie sie klarkommen 
sollen. 

Der Finanzminister des Landes Nordrhein-
Westfalen sieht sich gerne in der Rolle des eiser-
nen Helmuts. Tatsächlich fallen ihm jedoch die 
Steuermehreinnahmen in den Schoß, und die 
Ausgabenseite steigt weiterhin stark an. Er kann 
„konsolidieren“ vielleicht buchstabieren, aber kei-
nesfalls mit aktivem politischen Handeln unterle-
gen; das gilt im Übrigen auch für beide Regie-
rungsfraktionen. Für diese Rolle des eisernen 
Helmuts wird er ganz sicher keinen Oscar be-
kommen. Er kann sich vielmehr bei der Preisver-
leihung der Goldenen Himbeere mit Demi Moore 
und Sylvester Stallone in eine Schlange stellen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es droht weiteres Ungemach für die nordrhein-
westfälischen Kommunen: Die Erstattung des 
Bundes für sogenannte Hartz-IV-Aufwendungen 
soll noch einmal von 31,2 auf 28,6 % abgesenkt 
werden. Die Finanzwirtschaft rechnet insgesamt 
mit einem steigenden Zinsniveau in Deutschland 
und auch in Nordrhein-Westfalen in den nächsten 
Monaten. Und daran wird deutlich: Trotz dieser 
hervorragenden konjunkturellen Lage, trotz Mehr-
einnahmen bei der Gewerbesteuer, trotz höherer 
Schlüsselzuweisungen aufgrund des Verbundsat-
zes vom Land Nordrhein-Westfalen an die Kom-
munen, also trotz all dieser sehr guten Rahmen-
bedingungen schaffen es 113 Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen nicht einmal annährend dar-
zustellen, wie sie im Zeitraum der nächsten sechs 
Jahre ihren Haushalt ausgeglichen bekommen. 
Das verdeutlicht die wirkliche Dramatik, in der die 
nordrhein-westfälischen Kommunen stecken, und 
jede Verschlechterung der Rahmenbedingungen 
führt dazu, dass sie immer weiter in eine wirkliche 
politische Handlungsunfähigkeit hineingleiten. 

Was wir brauchen, ist, dass Sie zum einen mit 
dem Wahnsinn des Raubzuges durch die kom-
munalen Kassen aufhören und dass Sie zum an-
deren Ihren eigenen Koalitionsvertrag endlich 
ernst nehmen und eine Gemeindefinanzreform 
vornehmen, die die nordrhein-westfälischen 
Kommunen so ausstattet, dass sie vor dem Hin-
tergrund der Aufgaben, die wir als Land ihnen ü-
bertragen haben, auskömmliche Einnahmen ha-
ben. 

Deshalb, meine Damen und Herren, stelle ich 
fest: Es gibt aus Sicht der nordrhein-westfälischen 
Kommunen überhaupt keinen Grund zum Jubel. 
Im Gegenteil: 1 Milliarde € hat ihnen Herr Linssen 
geklaut. Insofern bin ich gespannt, wie Sie, Herr 
Lux, glauben, das gleich rechtfertigen zu können. 
Das ist die kommunalfeindlichste Landesregie-
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rung in der Geschichte des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Wider-
spruch von der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich akzeptiere ja, dass 
sich der Sportminister mit angeschlossener Innen- 
und Kommunalabteilung nicht dagegen stemmt. 
Aber dass Sie sich als große Volkspartei CDU, die 
immer behauptet, nahe bei den Gemeinden zu 
sein, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das stimmte 
noch nie!) 

als Büttel dieser Politik vor den Karren spannen 
lassen, ist eigentlich nur noch enttäuschend. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Schlussendlich, meine Damen und Herren, lautet 
meine Aufforderung an Sie: Nehmen Sie die dra-
matische Situation in den Kommunen ernst. Das 
ist eine ernste Sache, über die nicht einfach mit 
dem Hinweis, die Kommunen müssten auch Kon-
solidierungsbeiträge leisten, hinweggegangen 
werden kann. Fangen Sie an, gerne auch mit uns 
gemeinsam, daran zu arbeiten, dass die Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen in eine finanzielle Si-
tuation gebracht werden, dass sie ihre wichtigen 
Aufgaben für die Bürgerinnen und Bürger dieses 
Landes auch tatsächlich wahrnehmen können und 
nicht weiter in die Schuldenfalle rasen. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit, meine Damen und 
Herren.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jäger. – Für die CDU-Fraktion erhält das 
Wort der Abgeordnete Lux.  

Rainer Lux (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Jäger, in ei-
nem Punkt muss ich Ihnen Recht geben 

(Ralf Jäger [SPD]: Nur in einem?) 

– nur in einem –: Die Situation der Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen ist nach wie vor besorgniser-
regend. Das ist ohne Zweifel richtig. Aber unsere 
Beurteilung der Ursachen, Herr Jäger, geht sehr 
weit auseinander.  

Sie sagen, es gebe keinen Grund zum Jubeln in 
den Kommunen. Es gibt einen sehr wichtigen 
Grund der Kommunen zum Jubeln: Das ist die 
Tatsache, dass seit 2005 hier andere Fraktionen, 
eine andere Regierung das Sagen haben. Und 

das ist für die Kommunen das Beste, was ihnen 
passieren konnte.  

(Beifall von der CDU – Ralf Jäger [SPD]: Das 
sehen die Betroffenen aber ganz anders, 
Herr Lux!) 

Ich möchte Ihnen im Folgenden auch sagen, wa-
rum das so ist.  

(Martin Börschel [SPD]: Sagen Sie denen 
das mal! Sie glauben es nicht!) 

Zunächst setzt die Koalition der Erneuerung, die 
Regierung aus CDU und FDP,  

(Bodo Wißen [SPD]: Die Koalition der Ver-
blendung!) 

ihre faire Partnerschaft mit den Kommunen fort. 
Die Zusagen werden insbesondere für das 
GFG 2008 eingehalten. Herr Jäger, diesen Raub-
zug durch die Kassen der Kommunen gibt es 
nicht mehr. Auf den festen Verabredungen der 
letzten Jahre aufbauend wurde gesagt: Es gibt 
keine weiteren Belastungen als die, die wir be-
schlossen haben.  

(Ralf Jäger [SPD]: Was ist mit der Grunder-
werbsteuer, mit KiBiz?) 

Herr Jäger, Sie scheinen unter einer Teilamnesie 
zu leiden. Sie vergessen, unter welchen Rahmen-
bedingungen hier Haushalte gestrickt werden. Ich 
kann es Ihnen genau sagen: Als Ihnen die Ver-
antwortung in diesem Hause entzogen wurde, be-
trug der Schuldenstand 112 Milliarden €.  

(Ralf Jäger [SPD]: Und jetzt?) 

Wissen Sie, wie viele Milliarden Euro dieser Lan-
deshaushalt jedes Jahr aufbringen muss, um Ihre 
Altschulden zu bedienen, mit denen wir nichts zu 
tun haben? Es sind mehr als 4 Milliarden €, die 
wir jedes Jahr aufbringen müssen, um Ihre Schul-
den zurückzuzahlen.  

(Beifall von der CDU – Ralf Jäger [SPD]: Wie 
hoch ist der Schuldenstand jetzt? Er liegt bei 
117 Milliarden! Sie machen mehr Schulden!) 

Und da fangen Sie an, wie ein geistiger Kleinrent-
ner zu behaupten, wir würden den Kommunen 
das Geld wegnehmen. Das Geld fehlt, weil Sie ei-
nen riesigen Schuldenberg hinterlassen haben, 
der bedient werden muss. Das müssen Sie sich 
einfach sagen lassen.  

(Beifall von der CDU) 

Sie tun so, als ginge es den Kommunen schlech-
ter: Tatsache ist, dass den Kommunen im ver-
gangenen Jahr über 900 Millionen € und im 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8790

nächsten Jahr noch einmal 840 Millionen € mehr 
im Finanzausgleich zur Verfügung gestellt werden 
als in den Jahren zuvor.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Weil es mehr 
Steuereinnahmen gibt!) 

Das ist ein Rekordergebnis, das den Kommunen 
zur Verfügung gestellt wird. Auch das sollten Sie 
einmal zur Kenntnis nehmen. Ich sage noch ein-
mal: Dadurch werden die Sorgen der Kommunen 
nicht beseitigt. Aber es ist ein ganz wesentlicher 
Beitrag, den diese Landesregierung, den die Koa-
litionsfraktionen hier leisten, um zur Gesundung 
der Kommunen beizutragen.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

– Frau Löhrmann, auch diese Zwischenrufe nüt-
zen nichts. Dass die Kommunen in dieser Situati-
on stecken, dass die Kommunen mit Aufgaben 
überlagert worden sind, stammt aus der Zeit, als 
Sie hier das Sagen hatten, als es noch keine 
Konnexität gab.  

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD] – Weitere Zurufe 
von SPD und GRÜNEN) 

Denn seitdem wir regieren, gibt es die Konnexität. 
Da gibt es die zusätzlichen Belastungen nicht 
mehr.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von Ralf Jäger 
[SPD]) 

Seit dem Ende der letzten Wahlperiode, seitdem 
wir dran sind, gibt es keine Maßnahmen mehr oh-
ne Konnexität.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Deswegen klagen 
die Kommunen auch!) 

So einfach ist das. All die Belastungen, die Sie 
vorher vorgenommen haben, Herr Jäger, führen 
zu dem Ergebnis, unter dem die Kommunen heu-
te leiden. Da beißt keine Maus den Faden ab. Das 
ist so. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Jäger, wenn Sie sich hier zum Anwalt der 
Kommunen aufspielen, dann ist das nicht nur lä-
cherlich. Das ist völlig unglaubwürdig. Denn im 
Laufe der gesamten Beratungen dieses Haushal-
tes sind von Ihnen keinerlei Alternativen genannt 
worden. Sie gucken hinter jedes Komma, ob da 
noch irgendetwas zu maulen ist. Aber mit Alterna-
tiven, die den Kommunen Hoffnung machen oder 
einen anderen Weg aufzeigen würden, halten Sie 
ganz gewaltig hinterm Berg.  

(Beifall von der CDU) 

Sie haben sich von der Gestaltung in diesem 
Landtag verabschiedet. Wenn Sie zum Schluss 
sagen, Sie würden gerne bei der Beseitigung der 
Schwierigkeiten der Kommunen mitwirken, dann 
fangen Sie einfach an und nehmen Sie dieses 
Gesetz ernst! Diskutieren Sie es ernsthaft mit uns! 
Dann können wir auch über solche Dinge reden. 
Aber bisher sind Sie jeden Beitrag schuldig 
geblieben, der beweisen würde, dass Sie ernst-
haft daran interessiert wären, die Situation der 
Kommunen zu verbessern.  

(Beifall von der CDU) 

Für die Kommunen haben wir sehr viel erreicht, 
indem wir dabei bleiben, dass die allgemeinen 
Zuweisungen fast 87 % betragen. Das heißt, die 
Bevormundung der Kommunen hat ein Ende, 
seitdem Rot-Grün abgelöst ist, seitdem Schwarz-
Gelb regiert. Seitdem können die Kommunen 
weitgehend selbst über ihre Mittel verfügen. Auch 
die Aufteilung zwischen allgemeiner Investitions-
pauschale und den Schlüsselmitteln ist gleich 
geblieben. Das ist das Mehr an Freiheit, das wir 
den Kommunen versprochen hatten. Das halten 
wir durch. So wird es auch bleiben.  

Meine Damen und Herren, wir werden auch in 
Zukunft dabei bleiben, dass es keine weiteren Be-
lastungen der Kommunen gibt. Wir haben in den 
vergangenen Jahren dazu beigetragen, dass die 
Kommunen ihre Haushaltsdefizite konsolidieren 
können. Wenn wir in diesem Jahr ein Gesamtdefi-
zit von unter 2 Milliarden € im Gesamthaushalt 
haben, dann ist das ein wesentlicher Erfolg dieser 
Regierung. Das ist ein wesentlicher Erfolg der 
Koalition der Vernunft und der Erneuerung.  

Wir werden diesen Kurs fortsetzen. Im Gegensatz 
zu früher können sich die Kommunen auf die 
Landesregierung, auf die Koalition der Erneue-
rung verlassen. Das wird auch in Zukunft so blei-
ben. – Schönen Dank, meine Damen und Herren.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lux. – Für die FDP-Fraktion erhält der 
Kollege Engel das Wort.  

Horst Engel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Im zweiten 
Jahr infolge vergrößert sich nun auch im Haus-
haltsjahr 2008 das Volumen des Steuerverbundes 
um jetzt 12,7 % oder um über 856 Millionen €.  

Über 7,6 Milliarden € verteilbare Verbundmasse 
stehen 2008 für die kommunale Familie zur Ver-
fügung. Die Kommunen erhalten damit fast 
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100 Millionen € mehr als im Jahre 2000. Die Ein-
nahmenseite erholt sich: ein Ergebnis aufgrund 
der guten wirtschaftlichen Lage, aber auch der 
von der neuen Landesregierung gesetzten neuen 
Rahmenbedingungen.  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos])  

Man kann auch in aller Bescheidenheit anmerken: 
Unsere Arbeit trägt Früchte.  

Darüber hinaus erhalten die Kommunen aus dem 
Gesamthaushalt des Landes im kommenden Jahr 
weitere 5,7 Milliarden €. Damit fließt weit mehr als 
ein Viertel der Gesamtausgaben des Landes-
haushaltes in kommunale Kassen. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Dabei ist die Krankenhausumlage bereits abge-
zogen. Da kann die Opposition noch so kritikas-
tern; das sind die Fakten. 

Die in den Haushaltsjahren 2006 und 2007 einge-
leiteten Veränderungen im Steuerverbund werden 
im kommenden Jahr weiter fortgeführt. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Das ist eine Dro-
hung!) 

Das ist der richtige Weg, denn die Veränderungen 
haben auch dazu geführt, dass eine höhere Plan-
barkeit und Sicherheit der kommunalen Haus-
halts- und Finanzführung realisiert worden ist. 

In Anbetracht des dargestellten Zahlengerüstes ist 
es auch im kommenden Jahr nach wie vor ver-
tretbar, am Wegfall des Grunderwerbsteueranteils 
festzuhalten. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir halten gegenüber unseren Kommunen 
das Versprechen: Der Verbundsatz bleibt bei 
23 %, und die Schlüsselzuweisungen bleiben das 
zentrale Finanzierungsinstrument. Beides zu-
sammen schafft Vertrauen. 

(Beifall von der FDP) 

Gestatten Sie mir, noch eine kurze Anmerkung zu 
einer von der Koalition vorgenommenen Nachjus-
tierung zu machen. Wir haben die Abwasserge-
bührenhilfe um gut 2 Millionen € erhöht. Das 
schafft Erleichterung für den betroffenen ländli-
chen Raum, zum Beispiel für die Gemeinde Sim-
merath in der Eifel oder auch die Gemeinde Nüm-
brecht im Bergischen Land. 

Darüber hinaus haben wir im GFG 2008 zwei 
strukturelle Veränderungen vorgenommen: 

Erstens. Zur Ermittlung des Soziallastenansatzes 
im Rahmen der Schlüsselzuweisungsberechnung 
wird auf amtliches statistisches Material der Bun-
desagentur für Arbeit über die Zahl der SGB-II-

Bedarfsgemeinschaften zurückgegriffen. Wir Libe-
rale halten diese Umstellung für sachgerecht, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Es ist ein Hohn, 
sich als sozial zu bezeichnen!) 

denn es können nicht im Jahre 2008 Daten aus 
Arbeitsmarktsstatistiken des Jahres 2004 heran-
gezogen werden. In den letzten vier Jahren hat 
sich die Situation auf den regionalen Arbeitsmärk-
ten derart positiv verändert – Gott sei Dank –, 
dass bei einem Rückgriff auf vier Jahre alte Daten 
ein verfälschtes Bild entsteht. Die Arbeitslosen-
quote sinkt. Sie ist zwar immer noch zu hoch, a-
ber sie liegt mittlerweile bei 8,7 %, Stand: Novem-
ber. Das sind allein gegenüber dem Jahr 2006 
1,6 % weniger Arbeitslose. Dabei gehe ich davon 
aus, dass das Ifo-Institut, das zurzeit ein Gutach-
ten über eventuelle Anpassungen der Berech-
nungsgrundlagen erarbeitet, für die Zukunft eine 
Lösung vorschlagen wird, die auf Einvernehmen 
bei allen drei kommunalen Spitzenverbänden sto-
ßen kann. 

Zweitens. Die Schulpauschale wird im kommen-
den Jahr von 460 Millionen € um 80 Millionen € 
auf 540 Millionen € aufgestockt. Damit wird eine 
alte liberale Forderung umgesetzt. Die Schulpau-
schale wird zur Bildungspauschale weiterentwi-
ckelt. Viele Schulen können mit diesen Mitteln 
endlich modernisiert werden. Die Mittel können 
auch für den Ganztagsbetrieb, zum Beispiel für 
Bistro- und Menseneinrichtungen, und für Investi-
tionen kommunaler Kindertageseinrichtungen 
verwendet werden. 

Erfreulich ist, dass alle Ausgabenbereiche, auch 
die Investitionspauschalen, im kommenden Jahr 
steigen. Insgesamt stehen im kommenden Jahr 
fast 37 Millionen € mehr Mittel für die Investitions-
pauschalen zur Verfügung. Das sind 8 % mehr als 
2007. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Gemeindefinanzierungsgesetz 2008 mit einem 
Gesamtwachstum von 12,7 % gegenüber 2007 ist 
Balsam vor allen Dingen für finanzschwache 
Kommunen und trägt nachhaltig zu deren Stär-
kung bei. Das wird sichtbar. Zum Jahresende 
2006 befanden sich noch 196 Kommunen im 
Haushaltssicherungskonzept, zum 31. Oktober 
2007 sind es 181 – immerhin 15 weniger. Wenn 
wir richtig gerechnet haben, Herr Becker – das gilt 
auch für Ihre Gemeinde Lohmar –, befanden sich 
zum Jahresende 2006 noch 113 Kommunen im 
Nothaushalt, die keine Chance auf eine Konsoli-
dierung bzw. einen Haushalt wenigstens nach 
Haushaltssicherungskonzept hatten. Zum 31. Ok-
tober 2007 sind es nur noch 104 – immerhin auch 
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dort neun weniger. Einen besseren Beweis für die 
Richtigkeit unserer kommunalen Finanzpolitik 
kann man meines Erachtens nicht geben. – Ich 
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Engel. – Jetzt ist für Bündnis 90/Die Grü-
nen der Kollege Becker dran. 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn man die Wirk-
lichkeit betrachtet, Herr Lux, gibt es für die Kom-
munen wenig Grund zu jubeln. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Interessante ist: Sie jubeln auch nicht. Die 
kommunalen Spitzenverbände sind in der Regel 
von schwarzen Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern, Landrätinnen und Landräten geprägt, 

(Zuruf von Hendrik Wüst [CDU]) 

weil sie die letzten Kommunalwahlen noch vor der 
letzten Landtagswahl hoch gewonnen haben, weil 
niemand wusste, was die CDU tun würde. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt, da sie es wissen, jubeln sie nicht, sondern 
beschweren sich. Meine Damen und Herren, die 
Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbän-
de wimmeln vor Kritik an Ihrem Gemeindefinan-
zierungsgesetz und den Lasten außerhalb des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes. Ich will nur eine 
nennen, weil ich gerade den Kollegen Hovenjür-
gen sehe: Im Zusammenhang mit KiBiz und den 
Belastungen rund um das KiBiz haben teilweise 
Ihre eigenen Leute in der Presse und über die Öf-
fentlichkeit bis hin zu Abstimmungen mit der, 
wenn auch etwas verhaltenen, Form des Wider-
stands durch Enthaltung operiert. Sie sollten sich 
einmal fragen, ob das Zufall oder Verblendung der 
Opposition ist. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, die Wirklichkeit sieht 
anders als Ihre Wahrnehmung aus – ich habe es 
vorhin schon im Zusammenhang mit der Verwal-
tungsstrukturreform gesagt –, nämlich: Die Kom-
munen, die von der Verwaltungsstrukturreform be-
troffen sind, wollen wegen der Verletzung der 
Konnexität klagen. Sie klagen nicht etwa deswe-
gen, weil sie eigentlich jubeln wollen und das Kla-
gen dafür eine besondere Ausdrucksform ist, 
sondern weil Sie ihnen Mittel vorenthalten. Sie 
enthalten ihnen nicht nur an der Stelle, an der die 
Konnexität gefragt ist, die Sie früher mit beschlos-

sen haben, Mittel vor, sondern auch an anderen 
Stellen. 

Zum einen haben Sie ihnen – der Kollege Jäger 
hat das auch schon gesagt – die Anteile an der 
Grunderwerbssteuer entzogen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es waren einmal 168 Millionen €, inzwischen wer-
den es mit der alten Berechnung bei der jetzigen 
Situation 170 bis 180 Millionen € sein, die Sie ih-
nen vorenthalten. 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

– Auf den Zwischenruf, Herr Linssen, habe ich 
gewartet. Sie dürfen das eigentlich nicht, aber ich 
freue mich immer, wenn der Finanzminister an-
wesend ist, wenn es um die Kommunen geht. In-
sofern darf ich Sie ganz herzlich begrüßen. Sie 
sind nämlich einer der Täter in diesem Zusam-
menhang,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

die den Kommunen Geld entziehen. Sie weisen 
darauf hin, dass die Kommunen jetzt mehr be-
kommen. Das stimmt, sie bekommen mehr, aber 
sie bekommen deutlich zu wenig im Verhältnis zu 
dem, was ihnen eigentlich zusteht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das rechne ich Ihnen jetzt gerne vor, da Sie an-
wesend sind. Wenn Sie da sind, habe ich wenigs-
tens einen vernünftigen Gesprächspartner, weil 
der Innenminister als Lobbyist für die Kommunen 
leider ausfällt.  

Im Einzelnen wurden den Kommunen im GFG seit 
2006 in mehreren Schritten dauerhaft 815,7 Milli-
onen € jährlich entzogen, zunächst zusätzlich 
einmalig über eine Verbundsatzsenkung im Jahr 
2006 158,5 Millionen €. Damit ist aber der Raub-
zug, den Herr Linssen durch die kommunalen 
Kassen veranstaltet hat, nicht zu Ende. Außerhalb 
des GFG wurden den Kommunen dauerhaft neue 
Lasten in Höhe von weiteren 245 Millionen € auf-
gebürdet. Das Land hat ohne finanziellen Aus-
gleich, Herr Lux, den Kommunen weitere Aufga-
ben und Lasten zugeschoben. Ich möchte sie Ih-
nen gerne aufzählen: Der kommunale Anteil an 
den Investitionskosten für die Krankenhäuser 
wurde verdoppelt – das sind mehr als 100 Millio-
nen € mehr –, die Erstattung für die Schülerbeför-
derung wurde reduziert – das machte 49,4 Millio-
nen € aus –, die Sachmittel für die pädagogische 
Arbeit in den Kindergärten wurde massiv gekürzt, 
und zusätzlich wurden die Landesmittel zum Aus-
gleich der Elternbeiträge gestrichen, die Sachkos-
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ten für kommunale Kindertagesstätteneinrichtun-
gen wurden seit 2006 gekürzt, was 
17,8 Millionen € ausmachte. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Bei euch auch 
schon!) 

– Nein, ich habe Ihnen gesagt, was Sie seit 2006 
gekürzt haben. – Ich trage Ihnen das deswegen 
vor, Herr Linssen, weil Ihr Kollege Lux vorhin aus-
geführt hat, es gäbe Anlass zum Jubeln. Ich weise 
noch einmal darauf hin, die kommunale Familie 
jubelt nicht, sondern sie ächzt,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

und zwar vor allem vor dem Hintergrund des An-
stiegs der Kassenkredite. Wer sich ansieht, dass 
in den letzten eineinhalb Jahren die Kassenkredi-
te, also der zinsempfindliche Teil der kommunalen 
Kredite, von zunächst 10,5 Milliarden über 12 Mil-
liarden auf jetzt 13,4 Milliarden € gestiegen ist, 
und sich vor Augen führt, was das für den Fall von 
Zinssteigerungen in den nächsten eineinhalb Jah-
ren bedeutet, der weiß, dass Sie den Kommunen 
eine enorme Last aufbürden und dass Sie die 
Kommunen im Stich lassen. Und da jubelt über-
haupt keine Kommune.  

Ich möchte Ihnen einmal eine Kommune nennen, 
die ganz besonders wenig jubelt, denn das sind ja 
immer Beispiele, die auch die Zuhörerinnen und 
Zuhörer nachvollziehen können. Die Kommune 
Remscheid ist an einem Punkt angelangt, wo sie 
bei Streichung sämtlicher freiwilliger Leistungen 
ein strukturelles Haushaltsdefizit von 20 Millio-
nen € jährlich hat mit der Folge, dass sie das über 
Kassenkredite finanziert, und das, weil Sie als 
Kommunalpartei, wie Sie sich früher immer ge-
nannt haben, nicht in der Lage sind, mit diesem 
Innenminister ein vernünftiges Konzept hinzube-
kommen, damit die wenigstens Schulden machen 
dürfen, wenn sie schon Schulden machen müs-
sen, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

die langfristig finanziert sind und nicht kurzfristig 
mit diesem Zinsrisiko über Kassenkredite finan-
ziert werden müssen. Sie machen Ihre Hausauf-
gaben auch an dieser Stelle nicht. Stattdessen 
reden Sie von Jubel, den man im Lande nirgend-
wo hört. 

Meine Damen und Herren, wer sich ansieht, wie 
die konjunkturelle Lage jetzt ist und worüber Sie 
den angeblichen Schuldenabbau – das ist kein 
Schuldenabbau, sondern ein Abbau der Netto-
neuverschuldung; die Schulden steigen ja nach 
wie vor – finanzieren, der stellt fest, dass Sie zwei 
Posten haben und alles andere heiße Luft ist. Der 

eine Posten ist, dass Sie deutliche Steuermehr-
einnahmen haben. Sie haben Milliarden mehr als 
die frühere rot-grüne Koalition. Der zweite Posten 
ist, dass Sie entgegen den früheren Gepflogen-
heiten den Kommunen erhebliche Gelder abge-
nommen haben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das sind Ihre beiden Positionen, Herr Linssen, mit 
denen Sie sich hier als „eiserner Hans“ gerieren. 
In Wahrheit – das sage ich noch einmal, und das 
habe ich auch an anderer Stelle gesagt – ist es 
nichts anderes als Raubrittertum und Glück, 
Raubrittertum gegenüber den Kommunen und 
Glück bei den Steuereinnahmen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich sage das ganz deutlich, weil möglicherweise 
Ihre Glücksphase im nächsten Jahr, wenn Sie 
Pech haben, zu Ende geht. Ich bin gespannt, üb-
rigens wie viele Kommunen, die überhaupt nicht 
jubeln, um das noch einmal zu betonen, wie Sie 
sich aufstellen wollen, wenn die Steuereinnah-
men, im Übrigen auch im Zusammenhang mit der 
Unternehmensteuerreform, im nächsten Jahr 
nachlassen sollten. Gnade Gott den Kommunen 
und gnade Gott diesem Landeshaushalt, wenn 
Sie mit diesem Haushalt zwischen Raubrittertum 
und Glück nicht mehr weiterkommen. Ich möchte 
wissen, was Sie dann machen wollen.  

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 

Denn das bisschen Mehr, das Sie den Kommunen 
jetzt geben, Herr Weisbrich, ist ein winziges Biss-
chen im Verhältnis zu dem, was Sie sich selber 
eingestrichen haben und wofür Sie sich rühmen.  

Ich halte fest: Sie haben den Kommunen struktu-
rell fast 1 Milliarde € im Haushalt entzogen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Sylvia Löhr-
mann [GRÜNE]: Hört, hört!) 

Sie steigern damit übrigens volkswirtschaftlich die 
Verschuldung auf der anderen Seite. Ich erinnere 
Sie daran, Verschuldung wird gesamtstaatlich 
auch an der Verschuldung der Kommunen ge-
messen. Sie haben also die Kommunen geschä-
digt. Sie haben die kommunale Verschuldung im 
Zusammenhang mit den Kassenkrediten, also die 
gesamtstaatliche Verschuldung besonders schäd-
lich in die Höhe getrieben und nicht gesenkt. Sie 
haben nur die Lasten anders verteilt.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Sie sind in einer Situation, in der Sie, wenn sich 
die Konjunktur abschwächt, entweder selber die 
Verschuldung für das Land deutlich nach oben 
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treiben müssen oder den Kommunen weiteres 
Geld entziehen werden. Sie haben die Konnexität 
an verschiedenen Stellen verletzt. Sie müssen 
sich damit auseinandersetzen, dass die Kommu-
nen in diesem Bereich gegen die Landesregie-
rung klagen. All das müsste Ihnen zu Denken ge-
ben und dürfte Sie nicht dazu veranlassen, von 
Jubel zu reden, den Sie nur in Ihren Hinterzim-
mern hören, der aber draußen im Land nicht statt-
findet. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Für die Landesregierung hat 
Herr Innenminister Dr. Wolf das Wort. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Schade, 
Herr GFG-politischer Sprecher Jäger, ich hatte bis 
zu Ihrem polemischen Abgang die Hoffnung, dass 
wir uns sachlich unterhalten können, aber dann 
begann wieder das Täuschen, Tricksen, Ver-
schleiern, das Sie ja aus Ihrer Regierungszeit 
noch gut beherrschen.  

Sie haben nicht zur Kenntnis genommen, dass wir 
eine neue Politik eingeläutet haben, und die heißt 
Transparenz. Es ist für die Kommunen klar ab-
sehbar, wie die Regeln sind. Wir haben diese Re-
geln auch eingehalten. Wir haben – das hat sich 
früher die Landesregierung als große Leistung 
angerechnet – die 23 % am Verbundsatz erhalten. 
Das ist natürlich in Ihrer Diktion eine Leistung der 
jetzigen Landesregierung. Ich bin sehr dankbar, 
dass auch die Koalitionsfraktionen diesen Weg 
unterstützen. Das ist Verlässlichkeit, das ist Plan-
barkeit für unsere kommunalen Gebietskörper-
schaften. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn Herr Jäger hier über die Kassenkredite la-
mentiert, dann muss man den Zuhörerinnen und 
Zuhörern auch einmal sagen, dass diese nicht in 
den zweieinhalb Jahren der schwarz-gelben Re-
gierungszeit entstanden sind, 

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

sondern über Jahre und Jahrzehnte aufgebaut 
worden sind. Das ist in vielen Fällen Misswirt-
schaft seit vielen Jahren. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Gerade Herr Jäger kommt aus einer Stadt, die 
sich damit auskennt; sie befindet sich seit 1992 im 
Nothaushaltsrecht. Er soll uns doch bitte nicht sa-

gen, die Probleme seien in den letzten Jahren 
entstanden. 

(Beifall von der CDU – Ralf Jäger [SPD]: Das 
ist dummes Zeug, Herr Minister!) 

Durch die neue Finanzpolitik versuchen wir ja ge-
rade, die Erblast abzutragen. Wir versuchen, das 
strukturelle Defizit zu vermindern, was Ihnen aus 
eigener Kraft niemals gelungen ist, Herr Jäger. 

Wir wollen doch festhalten – da spreche ich si-
cherlich auch für Herrn Linssen –, dass Haus-
haltskonsolidierung weder auf Landesebene noch 
auf kommunaler Ebene mit einem Knall geht. 
Wenn man so tief in dem Mist sitzt, den Sie uns 
hinterlassen haben, geht das nicht in wenigen Ta-
gen, Wochen oder Jahren. Dann muss man lang-
fristig daran arbeiten. 

Wir sind sehr froh – ich kann mir gut vorstellen, 
dass Herr Lux ein Stück weit stolz darauf ist –, 
dass wir jetzt über dem Jahr 2000 liegen. Das ist 
mehr als das, was Sie in all den Jahren den 
Kommunen geben konnten und geben wollten. 

Wenn wir einmal eine Synopse der Stellungnah-
men der kommunalen Spitzenverbände der letz-
ten Jahre einholten, stünden wir im Vergleich 
ganz gut da, glaube ich. Dass sie immer noch ein 
bisschen mehr haben möchten, ist nachvollzieh-
bar. Wir sind aber ein verlässlicher Partner der 
Kommunen. Wir haben ihnen Planungssicherheit 
verschafft, was zu Ihren Zeiten niemals der Fall 
war, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich bin Herrn Engel auch sehr dankbar, dass er 
noch einmal klargestellt hat, dass auch diejeni-
gen, die ganz besonders schlecht dastehen – und 
wir wissen um die kritische Finanzlage der Kom-
munen –, jedenfalls in Teilbereichen auch wieder 
ein bisschen Licht am Ende des Tunnels sehen. 
Wir können feststellen, dass es erstmals seit dem 
Jahr 2000 einen Rückgang der Gesamtzahl der 
Haushaltssicherungskommunen und der Not-
haushaltskommunen gibt. Das ist auch ein Fort-
schritt. 

(Beifall von Horst Engel [FDP]) 

Herr Engel hat die Zahlen ja genannt und Sie ver-
bessert, Herr Jäger. Wir haben nur noch, aber lei-
der immer noch 104 Nothaushaltskommunen. 

Wir müssen versuchen, auch an dieser Stelle Ent-
lastung zu schaffen. Das muss aber mit einer ver-
nünftigen Wirtschaftspolitik untermauert werden. 
Die Steuern fallen schließlich nicht vom Himmel. 
Die Zuweisungen des Landes werden doch nicht 
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mal so eben aus dem Ärmel geschüttelt, sondern 
von den Menschen in Nordrhein-Westfalen erar-
beitet. Das schaffen wir nur mit einer vernünftigen 
Reformpolitik, die auch auf Freiheit abstellt. 

Deswegen bin ich froh, dass wir den Kommunen 
mehr Freiheit geben können. Im GFG beträgt die 
Aufteilung, wie von Herrn Lux geschildert, 87:13. 
Der ganz überwiegende Anteil sind also disponib-
le Mittel. Wir haben den Kommunen auch Mög-
lichkeiten gegeben, sich im System freier zu be-
wegen. Wir haben eine Kommunalisierung von 
Aufgaben mit entsprechender Finanzierung ge-
leistet – all das, was lange Jahre gefordert ist. 

Ich kann Sie nur bitten, diesem GFG Ihre Zustim-
mung zu erteilen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Innenminister Dr. Wolf. – Als Nächster spricht der 
fraktionslose Kollege Sagel. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Da-
men und Herren! Herr Präsident! Die Regierung 
Rüttgers macht auch 2008 

(Unruhe – Glocke) 

keine Politik für die Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger – und schon gar nicht für diejenigen, die 
auf Hilfe angewiesen sind. Sie macht keine Politik 
der Chancengleichheit – und schon gar nicht für 
die Schwächeren, sozial Benachteiligten und Kin-
der und Jugendlichen in NRW. Dies sieht man in 
den Kommunen des Landes sehr deutlich. 

Die Mehreinnahmen der Kommunen von 855 Mil-
lionen € kommen allein konjunkturell bedingt zu-
stande; denn insgesamt hat sich die Landesregie-
rung durch Änderungen im System um rund 
1 Milliarde € entlastet. Im Moment gibt es den 
Helmut im Glück; in den nächsten Jahren droht 
wieder eine karge „Linssen“-Suppe. 

Die Verschuldung der Kommunen steigt so weiter 
auf über 13 Milliarden €, und die meisten Kom-
munen sind in der Haushaltssicherung. Auch da 
richtet sich Ihre Steuer- und Finanzpolitik wieder 
gegen Bürgerinnen und Bürger; denn ganz klar 
ist: Wenn den Städten die Mittel fehlen, wird wie-
der der Sozialetat beschnitten und werden im 
Umwelt- und Ökologiebereich Projekte wieder 
nicht verwirklicht werden können. 

Dies wird zudem zulasten von Kindern und Ju-
gendlichen gehen. Ganz real erleben wir dies jetzt 
bei den Auswirkungen von KiBiz und der Abschaf-
fung der Elternbeitragsausgleichszahlungen. Zum 

Beispiel fehlen in Münster – meiner Kommune, aus 
der ich komme – alleine im nächsten Jahr 2 Millio-
nen € an Landeszuweisungen – Geld, das den 
Kommunen und den Kindergärten fehlt und das die 
Stadt jetzt alleine aufbringen muss. Es gibt natür-
lich auch weiter steigende Ausgaben im Sozialbe-
reich. 

Ich zitiere hier einmal Herrn Prof. Sander vom 
Städtetag NRW. Konkret hat er bei der Anhörung 
zum GFG 2008 gesagt: 

„Wir haben immerhin noch Kassenkredite von 
über 12 Milliarden €. Das heißt, diese Situation“ 

– nämlich die Steuermehreinnahmen – 

„müsste mehrere Jahre anhalten, damit wir ü-
berhaupt wieder etwas von diesen hohen Kas-
senkrediten abtragen könnten, und es befinden 
sich von den 427 Kommunen noch 190 im 
Haushaltssicherungskonzept, und davon haben 
113 kein genehmigtes Haushaltssicherungs-
konzept.“ 

Weiter sagt Prof. Sander: 

„Der Verbundsatz bleibt unverändert, und hier 
ist natürlich die kritische Bemerkung anzubrin-
gen, dass es beim Solidarbeitragsgesetz keine 
Spitzabrechnung gibt; …“ 

Außerdem sagt er: 

„Die Steuern sind gestiegen, sodass uns über 
900 Millionen € nicht zukommen.“ 

Diese 900 Millionen €, die der Vertreter des Städ-
tetages NRW konkret nennt, sind das, was Sie 
den Kommunen in den letzten Jahren wegge-
nommen haben. 

„Die kommunale Finanzsituation wird massiv 
beeinflusst durch die Hartz-IV-Reformen. Es 
war vorgesehen, dass die Kommunen mit 
2,5 Milliarden € entlastet werden. Betrachtet 
man die tatsächliche Entwicklung und rechnet 
man den Entlastungsbetrag auf Nordrhein-
Westfalen runter, so bleibt im Großen und 
Ganzen eine Entlastung von 110 Millionen € für 
die Kommunen.“ 

Alles das sagt Prof. Sander vom Städtetag dazu. 
Deshalb müssen wir im Zusammenhang mit dem 
GFG nochmals kritisieren, dass das Land seinen 
Beitrag für die Sonderentlastung der Kommunen 
in den neuen Bundesländern in Höhe von 220 Mil-
lionen € bei den Kommunen refinanziert, indem es 
seine Zahlungen beim Wohngeld entsprechend 
kürzt. Das ist die reale Situation. 
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Es gibt auch weitere strukturelle Verschlechterun-
gen – vor allem dadurch, dass die Grunder-
werbsteuer aus den Verbundgrundlagen des Fi-
nanzausgleiches des Jahres 2007 herausge-
nommen worden ist, was ein Defizit von 188,2 Mil-
lionen € bedeutet. Auch das ist eine deutliche 
Verschlechterung. 

Deswegen fordern die Landschaftsverbände im 
Einklang mit den kommunalen Spitzenverbänden, 
die Verbundgrundlagen 2008 wieder um vier Sieb-
tel des Grunderwerbsteueraufkommens des Lan-
des zu erhöhen. Aber auch das machen Sie nicht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, 
kommen Sie bitte zum Schluss.  

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Das ist Ihre reale 
Politik. Sie ist gegen die Kommunen und gegen 
die Bürgerinnen und Bürger des Landes gerich-
tet – mit allen sozialen und ökologischen Folge-
wirkungen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sagel. – Für die Fraktion der Grünen hat 
sich noch einmal Kollege Becker zu Wort gemel-
det.  

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe mich noch 
einmal gemeldet, weil dieser sogenannte Kom-
munalminister, der sich in Wahrheit noch nicht 
mal auf Sport wirklich konzentrieren kann, an die-
ser Stelle wieder einmal Zahlen nennt und einen 
Eindruck zu erwecken versucht, die mit der Wirk-
lichkeit nichts zu tun haben. Herr Wolf lebt nicht in 
der Wirklichkeit.  

Herr Wolf, wenn Sie sich in der Wirklichkeit aus-
kennen und sie nicht seit Jahren ausblenden wür-
den, wüssten Sie, der ganz leichte Rückgang bei 
den Nothaushaltkommunen – bei gleichzeitigem 
Anstieg der absoluten Schulden – hat nur etwas 
damit zu tun, dass all diese Kommunen auf NKF – 
neues kommunales Finanzmanagement – umge-
stellt haben. Das heißt, diese Veränderung beruht 
allein auf der Berechnungsmethode. Alle, die neu 
keinen Nothaushalt mehr fahren, sind NKF-
Kommunen, haben also eine buchhalterische 
Umstellung vorgenommen. Das ist der ganze Ef-
fekt, der überhaupt nichts mit einem Abbau von 
Schulden zu tun hat. Sie sind wieder einmal als 
Blender aufgefallen, als ein Mann, der entweder 
keine Ahnung hat oder alle anderen veräppeln 
will. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Ralf Jäger 
[SPD]: Nepper, Schlepper, Bauernfänger!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Kolleginnen und Kollegen, wir 
sind damit am Ende der Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Gemeinde-
finanzierungsgesetz Drucksache 14/4602 und die 
Beschlussempfehlung Drucksache 14/5517. 
Wer ist für das Gemeindefinanzierungsgesetz in 
der vorliegenden Fassung? – CDU-Fraktion und 
FDP-Fraktion. – Wer ist gegen das Gesetz? – 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der fraktionslose 
Herr Sagel. – Wer enthält sich? – Niemand. Damit 
ist das Gemeindefinanzierungsgesetz in zweiter 
Lesung mehrheitlich angenommen.  

Ich weise noch darauf hin, dass die Rücküberwei-
sung des GFG zur Vorbereitung der dritten Le-
sung morgen im Zusammenhang mit dem Haus-
haltsgesetz entschieden wird.  

Ich rufe auf den Einzelplan 12 in Verbindung mit 
Einzelplan 20  

Finanzministerium 

Ich verweise auf die Beschlussempfehlungen 
Drucksachen 14/5500, 14/5512 und 14/5520 so-
wie auf die Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
des fraktionslosen Abgeordneten Sagel mit den 
Nummern 4 bis 6 der Tischvorlage zum Einzel-
plan 12 und den Nummern 7 bis 13 der Tischvor-
lage zum Einzelplan 20. 

Ich eröffne die Beratung, bitte Sie um ein ruhiges 
Verlassen des Saals und um Ruhe im Saal und 
erteile als erstem Redner für die SPD-Fraktion 
Herrn Kollegen Peschkes das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Hans-Theodor Peschkes (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zuerst freue ich mich, 
dass der Finanzminister bei dieser Haushaltsbera-
tung anwesend ist. Im Vorjahr hat ihn eine Krank-
heit zeitweise geschwächt, sodass er nicht dabei 
sein konnte. Aber, Herr Minister, diese Freude ist 
wohl die einzige Freude bei diesem Tagesord-
nungspunkt. 

(Lachen von der SPD) 

Ich gestehe Ihnen gerne zu, dass Sie manche 
Baustelle haben, um die Sie nicht unbedingt be-
neidet werden, wenn ich mal an das Chaos um 
die WestLB denke. Aber das darf nicht dazu füh-
ren, dass Ihr ureigener Geschäftsbereich, nämlich 
die Finanzverwaltung, von Ihnen so vernachläs-
sigt wird, wie es zurzeit geschieht. Um es schon 
zu Beginn auf den Punkt zu bringen, Herr Minis-
ter: Die Beschäftigten in der nordrhein-westfä-



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8797

lischen Finanzverwaltung fühlen sich von Ihnen im 
Stich gelassen, alleingelassen mit all ihren Prob-
lemen, die es wirklich zuhauf gibt.  

Die Beschäftigten erwarten von Ihnen mehr als 
den stereotypen Hinweis, dass die Finanzverwal-
tung in der Vergangenheit immer mit den Proble-
men fertig geworden ist. Sie erwarten in dieser Si-
tuation konkrete Hilfe. Ich empfehle Ihnen: Gehen 
Sie doch einmal in die Finanzämter und sprechen 
mit der Steueroberinspektorin im Veranlagungs-
bezirk. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Wie genau heißt 
die?) 

Die Steueroberinspektorin wird Ihnen sagen, dass 
die fortschreitende Komplizierung des Steuer-
rechts bei gleichzeitigem Personalabbau eine 
qualifizierte Arbeitserledigung nicht mehr zulässt. 
Diese Steueroberinspektorin Groth wird Ihnen 
auch sagen, dass die Arbeitsverdichtung ein sol-
ches Maß angenommen hat, dass die Steuer 
beim besten Willen nicht mehr zeitnah und vor al-
lem nicht mehr gleichmäßig festgesetzt werden 
kann, wie es die Abgabenordnung gesetzlich vor-
schreibt. Oder sprechen Sie doch einmal mit dem 
Steueramtsrat aus der Großbetriebsprüfung. Den 
kann Ich auch mit einem Namen versehen, Herr 
Groth. 

Der wird Ihnen, Herr Minister, sagen, wie es mit 
der Ausstattung von Hard- und Software aussieht. 
Es wird Ihnen zu Ohren kommen, dass das Arbei-
ten mit dem Betriebsprüfungsprogramm BpA-
Euro, so heißt es, in der Praxis oft das reinste 
Chaos ist. Ich kann Ihnen das aus meiner aktiven 
Zeit aus der Finanzverwaltung nur bestätigen. Sie 
werden hören, dass die Kontrolle der Eingaben 
und auszudruckenden Ergebnisse fast so lange 
dauert wie die eigentliche Prüfungshandlung.  

Sie werden hören, dass defekte Drucker nicht 
mehr ersetzt werden, was zur Folge hat, dass die 
Prüfer täglich in ihr Mutterhaus fahren müssen, 
um Dateien an einem Zentralrechner auszudru-
cken. Das kostet nicht nur Reisekosten, das kos-
tet nicht nur Arbeits- und Prüfungszeit, das kostet 
vor allem Motivation.  

Das Schlimme ist: Eine Besserung ist nicht in 
Sicht. Denn auch in diesem Haushalt sollen die 
Sachkosten wieder einmal um rund 11 Millionen € 
gekürzt werden. Herr Minister, das Mindeste, was 
die Beschäftigten in der Finanzverwaltung erwar-
ten dürfen, ist, dass wenigstens die Sachausstat-
tung stimmt. Deshalb: Stellen Sie 11 Millionen € in 
den Haushalt ein! Kaufen Sie eine vernünftige 
Anzahl von Druckern! Beauftragen Sie zusätzlich 
ein externes Softwarehaus, damit endlich ein pra-

xistaugliches Betriebsprüfungsprogramm entwi-
ckelt wird.  

Aber, Herr Minister, noch mehr als die Sachaus-
stattung ist die Personalausstattung zu beklagen. 
Ein Brandbrief der rheinischen und westfälischen 
Finanzamtsvorsteher im vergangenen Jahr sprach 
Bände. Niemals hat es einen solchen Hilferuf in 
der Geschichte der Finanzverwaltung gegeben. 
Niemals haben loyale Vorsteher in dieser Form 
den Finanzminister aufgefordert, tätig zu werden. 
In den gesamten 39 Jahren, als Sozialdemokraten 
den Finanzminister gestellt haben, ist das nicht 
passiert.  

Was passiert bei Ihnen, Herr Minister? – Nichts! 
Im Gegenteil: Die personelle Lage in der Finanz-
verwaltung verschärft sich zusehends.  

Glauben Sie ernsthaft, Herr Dr. Linssen, dass Sie 
die Lage in den Finanzämtern dadurch verbes-
sern, indem Sie in diesem Jahr rund Tausend Be-
dienstete nach Hause schicken und im nächsten 
Jahr noch einmal Tausend Leute? Man muss sich 
vorstellen, dass bestens ausgebildete fünfzigjäh-
rige Leute, die auf der Höhe ihres Leistungsver-
mögens stehen, in den Ruhestand gehen. Die 
verbleibenden Kollegen müssen deren Arbeit 
auch noch mitmachen, weil Ersatz von Ihnen, 
Herr Minister, nicht gewollt ist.  

Wie demotiviert die Kolleginnen und Kollegen in 
der Finanzverwaltung mittlerweile sind, können 
Sie daraus ersehen, dass die Bewerbungen um 
diesen Ruhestand höher als die dafür zur Verfü-
gung stehenden Stellen sind, obwohl damit in der 
Regel erhebliche Pensionskürzungen verbunden 
sind. Das zeigt doch, dass die Leute nur noch aus 
der Finanzverwaltung raus wollen. Sie haben die 
Nase voll von den immer komplizierter werdenden 
Gesetzen, vom immer größer werdenden Arbeits-
anfall, von immer größerer Arbeitsdichte und von 
immer längerer Arbeitszeit bei gleichzeitiger fakti-
scher Einkommensverschlechterung.  

In dieser Situation ist von Ihnen Handeln gefragt. 
Aber Sie handeln nicht. Sie geben einfach die 
Verantwortung an die Bediensteten ab und nen-
nen das dann „Risikomanagement“. Dabei neh-
men Sie – das würde ich mir als Einnahmeminis-
ter vor Augen führen – riesengroße Steuerausfälle 
in Kauf. Der Landesrechnungshof spricht von 
250 Millionen € für Nordrhein-Westfalen.  

Das Schlimme ist: Die gut beratenen Firmen nut-
zen dieses Risikomanagement zu ihrem Vorteil, 
weil sie um den Zeitdruck der Bearbeitung durch 
die einzelnen Leute in den Finanzämtern wissen. 
Entsprechende Papiere, wie man sich dieses Ri-
sikomanagement zunutze machen soll, kursieren 
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offen auf dem Markt. Das kann doch wohl nicht 
Sinn der Sache sein. 

(Zustimmung von der SPD) 

Herr Minister, ich könnte stundenlang über die 
Lage in der Finanzverwaltung reden, so drama-
tisch wie sie ist. Aber ein Kollege aus meiner 
Fraktion möchte gleich auch noch einen Part ü-
bernehmen. Deshalb sage ich nur noch: Wenn die 
Steuerverwaltung in Nordrhein-Westfalen weiter-
hin auf dem bekannt hohen Niveau arbeiten soll, 
statten Sie, Herr Dr. Linssen, diese Finanzverwal-
tung personell und sächlich so aus, wie es not-
wendig ist. Augenblicklich wird am falschen Ende 
gespart. Das bewirkt genau das Gegenteil von 
dem, was Sie wollen und was wir wollen. – Schö-
nen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Peschkes. – Für die CDU-Fraktion spricht 
der Kollege Klein. 

Volkmar Klein (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Gesamtschau 
der Einzelpläne 12 und 20 macht exemplarisch für 
den ganzen Haushalt deutlich, dass dieser Haus-
haltsentwurf für das Jahr 2008 die richtige Balan-
ce zwischen Sparen auf der einen und Ausgeben 
auf der anderen Seite auf der Basis einer noch 
vertretbaren Neuverschuldung ist.  

Gerade hat der Kollege Peschkes deutlich ge-
macht, wo man gern noch mehr Geld ausgeben 
könnte. Er hat nicht verraten, wie die Opposition 
Mehrausgaben bezahlen möchte.  

(Gisela Walsken [SPD]: Das wissen Sie doch 
schon! Darüber haben wir doch schon gere-
det! – Zuruf von der SPD: Schauen Sie in Ih-
re Unterlagen!) 

Das ist aber notwendig, damit man sich ein Ge-
samtbild machen kann.  

Denn Ihr Vorschlag besteht darin, die Steuerein-
nahmen einfach um 390 Millionen € höher zu 
schätzen. Meine Damen und Herren, für mich ist 
das ein sehr ernster Fall einer Verwechselung von 
Fiktion auf der einen Seite und Realität auf der 
anderen Seite. Wenn man die Steuereinnahmen 
einfach nach oben korrigiert, kann niemand an-
nehmen, dass damit eine Haushaltsverbesserung 
verbunden wäre.  

(Zurufe von der SPD) 

Ich muss Ihnen noch ein Zitat des früheren Fi-
nanzministers und Ministerpräsidenten von Nord-

rhein-Westfalen, Peer Steinbrück, sagen. Denn 
offensichtlich tut ihm die Nähe zu und die Einbin-
dung in das Team von Angela Merkel ziemlich 
gut. Er hat zwar in Nordrhein-Westfalen die Fi-
nanzen vor die Wand gefahren,  

(Widerspruch von der SPD)  

hat aber heute in Berlin ganz vernünftige Ansich-
ten.  

(Zurufe von der SPD: Oh! – Demonstrativer 
Beifall von der CDU) 

– Ich verstehe, dass ein Lob für einen SPD-
Bundesfinanzminister ist etwas schwierig. Aber 
ich will deutlich machen, dass er offenbar dazuge-
lernt hat. Das ist prinzipiell positiv.  

(Gisela Walsken [SPD]: Warum macht Ihr 
Finanzminister das dann nicht? – Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Er hat im vergangenen Jahr bei der dritten Lesung 
zum Bundeshaushaltsplan genau das vorgetra-
gen, was ich Ihnen gerade gesagt habe: Die Ver-
anschlagung von Steuermehreinnahmen bedeute 
noch keine Haushaltsverbesserung.  

Die nordrhein-westfälischen Sozialdemokraten ge-
hen offensichtlich den alten Weg der Sorglosigkeit 
weiter nach dem Motto: einfach höher schätzen! 
Wir meinen: Es ist richtig, die Steuereinnahmen 
nicht am oberen Ende der Einnahmeerwartungs-
bandbreite zu schätzen und auch nicht in der Mitte, 
sondern sie am unteren Rand zu etatisieren. Wenn 
es Abweichungen gibt, ist sichergestellt, dass sie 
nach oben zeigen. Es ist sinnvoll, diese Vorsicht an 
den Tag zu legen. Alles andere bedeutet den fi-
nanziellen Ruin des Landes. Das haben wir jahr-
zehntelang in Nordrhein-Westfalen erlebt.  

Aber gleichzeitig braucht sich niemand Illusionen 
darüber zu machen, dass es eine mangelnde 
Klarheit gäbe, was mit gegebenenfalls entstehen-
den Steuermehreinnahmen passiert. Denn im 
Haushaltsvollzug ist nur möglich, zusätzlich he-
reinkommende Gelder zu nutzen, um die Neuver-
schuldung zu reduzieren.  

Wir haben sie bereits erheblich reduziert. Für das 
nächste Jahr sind noch 1,7 Milliarden € neue 
Schulden vorgesehen, also weit weniger als allein 
an Zinsen für Ihre alten Schulden zu bezahlen 
sind. Früher hat es eine stabile Nettoneuverschul-
dung in den Jahren 2003, 2004 und 2005 in Höhe 
von 6,6 Milliarden €, 6,7 Milliarden € und wieder 
6,6 Milliarden € gegeben. Heute sind es 5 Milliar-
den € weniger. Das ist das Ergebnis einer konse-
quenten Sparpolitik und einer richtigen Balance.  
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Wir geben mehr Geld für Kinder aus. Wir geben 
mehr Geld – das ist eben noch einmal deutlich 
geworden – für Kommunen aus. Wir geben mehr 
Geld – auch das ist eben schon deutlich gewor-
den – für Polizei aus.  

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

Aber wir sorgen dafür, dass die Neuverschuldung 
reduziert wird. Das ist ein ganz wichtiges Gebot 
der Generationengerechtigkeit. Das ist der wich-
tigste Beitrag, den wir heute für unsere Kinder 
leisten können.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Sie müssen sich fragen lassen: Können Sie alles 
gleichzeitig machen? Ich beziehe mich auf Herrn 
Peschkes. Sie haben viele Ideen, wo mehr aus-
gegeben werden muss, und sie fordern gleichzei-
tig noch weniger Schulden.  

(Lachen von Hans-Theodor Peschkes [SPD]) 

Sie kritisieren doch, dass wir mehr Personalaus-
gaben vorsehen.  

(Gisela Walsken [SPD]: Tja, Herr Kollege, 
man muss es können! 

– Liebe Frau Kollegin Walsken,  

(Gisela Walsken [SPD]: Lieber Herr Kollege!) 

Sie haben in Ihrer Pressemitteilung doch kritisiert, 
dass wir mehr für Personal ausgeben. Gleichzeitig 
versuchen Sie, lieb Kind zu machen mit den Be-
schäftigtenverbänden, die natürlich zu Recht dar-
auf hinweisen, dass die Beamtenbesoldung hin-
terherhinkt und erhöht werden muss. Aber auch 
an dieser Stelle kann ich Ihnen den konkreten 
Vorwurf nicht ersparen: Einen haushaltswirksa-
men Antrag dazu sehen wir hier nicht. 

Ich will zusammenfassen: In den Einzelplänen 12 
und 20 wird eine vernünftige und richtige Balance 
zwischen Ausgeben und Sparen an den Tag ge-
legt. Das ist richtig für die Zukunft Nordrhein-
Westfalens. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Klein. – Für die Fraktion der FDP hat jetzt 
Frau Kollegin Freimuth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Zum Einstieg möchte ich be-
tonen, dass ich sehr froh bin, dass wir mit dem 
hier zu beratenden Etatentwurf für das Jahr 2008 
in der zweiten Lesung mittlerweile wieder bei ei-

ner – ich will fast sagen – historisch niedrigen Net-
tokreditaufnahme für das Jahr 2008 angekommen 
sind. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Warum denn 
wohl? Das liegt doch nicht an Ihnen! – Wei-
tere Zurufe) 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, seit der 
Übernahme der Regierungsverantwortung im Jahr 
2005 ist es gelungen, die Nettokreditaufnahme 
von 6,7 Milliarden € im Jahr 2005 systematisch 
durch Einsparungen, Wirtschaftswachstum und 
auch durch strukturelle Veränderungen auf 1,77 
Milliarden € im Etatentwurf 2008 zurückzufahren. 

(Gisela Walsken [SPD]: Strukturell? Wo 
denn? Mit Steuermehreinnahmen! Sonst gar 
nichts!) 

– Ich habe schon auf den Hinweis „nur durch 
mehr Steuereinnahmen“ gewartet. Liebe Frau Kol-
legin, bei aller Wertschätzung und weil ich weiß, 
dass Sie seinerzeit Sachzwängen unterlagen, für 
die Sie persönlich nicht verantwortlich zu machen 
sind: Auch Sie haben in den Zeiten vor 2000 hö-
here Steuereinnahmen verzeichnen können. Es 
ist mitnichten so, dass Sie deswegen auf eine 
Nettokreditaufnahme verzichtet hätten oder nur im 
Ansatz die Zielbeschreibung gehabt hätten, 

(Gisela Walsken [SPD]: Runterfahren!) 

die Verschuldung des Landes überhaupt zu ver-
meiden und bestehende Schulden zurückzufah-
ren. Sie hatten noch nicht einmal eine solche 
Zielbeschreibung, sondern haben die Schulden 
immer weiter aufgebaut. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Wir machen Schluss mit der Versündigung an 
nachfolgenden Generationen, 

(Gisela Walsken [SPD]: Dann macht’s doch 
auch!) 

die Sie aus meiner Sicht in den 39 Jahren began-
gen haben, in denen Sie politische Verantwortung 
in diesem Land getragen und in denen Sie eine 
Rekordverschuldung angehäuft haben.  

Die Nettokreditaufnahme lässt sich aber dennoch 
nicht innerhalb von einem oder zwei Jahren zu-
rückfahren. Aber: Wir haben jetzt etwas geschafft 
und einen Weg eingeschlagen, der steinig und 
mühsam ist. Wir fahren die Nettokreditaufnahme 
zurück und wollen einen ausgeglichenen Haushalt 
erreichen. Anschließend wollen wir die Schulden, 
die Sie den nachfolgenden Generation hinterlas-
sen haben, tatsächlich zurückführen. 
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Meine Damen und Herren, wenn von den hellse-
herischen Fähigkeiten der heutigen Opposition 
gesprochen wird, Steuereinnahmen seien höher 
anzusetzen, muss ich Ihnen sagen: Das ist doch 
ein Teil der Misere, in die Sie uns gebracht haben. 
Offensichtlich haben Sie keine hellseherischen 
Fähigkeiten gehabt, als Sie die politische Verant-
wortung getragen haben, denn sonst hätten Sie 
vielleicht vorhersehen können, dass die Steuer-
einnahmen nicht in der Höhe ausfallen, 

(Gisela Walsken [SPD]: Das ist schwer aus-
zuhalten!) 

die Sie immer in den Etatansätzen veranschlagt 
haben und die Sie dann im Laufe des Haushalts-
vollzugs korrigieren mussten. Dann hätten Sie 
besser weniger Geld ausgegeben. Das ist doch 
ein Teil dieser unseriösen Politik, die bis zum Jahr 
2005 gelaufen ist. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Nicht hellsehe-
risch zu sein ist also unseriös?) 

– Herr Kollege Sagel, ich will auch Ihre Zeit als 
Verantwortungsträger in der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, von der Sie sich mittlerweile 
verabschiedet haben, nicht unter den Tisch keh-
ren. In der Tat – danke für den Hinweis! –: Bis 
zum Jahr 2005 haben Sie mit Unterstützung der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu dieser Re-
kordverschuldung des Landes Nordrhein-Westfa-
len gehörige Beiträge geleistet. 

(Beifall von FDP und CDU – Rüdiger Sagel 
[fraktionslos]: Das ist Ihre Rekordverschul-
dung in diesem Jahr!) 

Meine Damen und Herren, ich sage ganz aus-
drücklich: Ich halte es für richtig und für notwen-
dig, dass wir Steuereinnahmen eher konservativ, 
eher vorsichtig im Etatentwurf veranschlagen. Wir 
haben tatsächlich mehr Steuereinnahmen auf-
grund einer erstarkenden Konjunktur, was – das 
sage ich ganz deutlich – unter anderem auch 
durch die Impulse hervorgerufen wird, die wir in 
der Innovationspolitik und der Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktpolitik und im Bürokratieabbau ge-
setzt haben, die nun tatsächlich Wirkung zeigen 
und den Wirtschaftsstandort Nordrhein-Westfalen 
erstarken lassen.  

Ich habe in der Vergangenheit darauf hingewie-
sen – das gehört zur Lauterkeit dazu –, dass bei 
aller Kritik, die man im Übrigen haben muss, auch 
von der Bundesregierung in den früheren Jahren 
wichtige Schritte unternommen worden sind, die 
unsere CDU/FDP-Politik in NRW unterstützen und 
möglich machen. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, in der 
heutigen Diskussion um seriöse Haushaltspolitik 
muss man wenigstens wenige Sätze zu den Ge-
genfinanzierungsvorschlägen verlieren, die von 
den Kollegen der SPD eingebracht worden sind.  

Sie setzen zum einen auf Einmaleffekte. Sie 
schaffen irgendwie die Quadratur des Kreises, in-
dem Sie auf der einen Seite Mehrausgaben in 
Schwerpunktbereichen vorsehen – Schwerpunkt-
setzungen hätte ich mir auch zu früheren Zeiten 
gewünscht; dann hätten wir vielleicht auch andere 
und konstruktivere Haushaltsberatungen im Par-
lament führen können –, 

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

und indem auf der anderen Seite alle Ihre Gegen-
finanzierungsvorschläge ausgesprochen hypothe-
tischer Natur sind. Das stinkt mir. Genauso wie in 
früheren Haushalten von Ihnen imaginäre Privati-
sierungserlöse in den Haushalt eingestellt worden 
sind, die sich so nicht realisieren ließen, muss ich 
auch an dieser Stelle bewerten: Die Gegenfinan-
zierungs- oder Deckungsvorschläge, die Sie uns 
vorgestellt haben, sind nicht realistisch. 

Kollege Peschkes hat zu Recht auf eine zugege-
benermaßen bestehende Arbeitsbelastung in der 
Finanzverwaltung hingewiesen. An dieser Stelle 
ein Dank an die Finanzverwaltung! Sie haben 
auch zu Recht darauf hingewiesen, dass sich ein 
Teil dieser Arbeitsbelastung aus der immer weiter 
ausufernden Steuergesetzgebung ergibt. Darauf 
kann man natürlich auf zweierlei Art und Weise 
reagieren. Der richtige Weg ist, mit dem ganzen 
Steuerkuddelmuddel aufzuhören und tatsächlich 
zu einer strukturellen Veränderung unseres Steu-
ersystems zu kommen: einem einfacheren und 
transparenteren System mit niedrigeren Steuer-
sätzen. Dann können wir uns immer noch über die 
Zahlen streiten. 

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Aber es ist 
doch immer die FDP, die Ausnahmen for-
dert!)  

– Herr Kollege Peschkes, Unsinn. Wir haben ei-
nen Modellvorschlag gemacht und ihn auch sau-
ber gegengerechnet: einen Stufentarif mit 0 %, 15 
%, 25 % und 35 % bei der Einkommensteuer bei 
Streichung sämtlicher Ausnahmetatbestände. 
Diese Forderung der FDP ist auch maßgeblich 
von der Steuergewerkschaft unterstützt worden. 
Damit hätte man in der Tat eine grundlegende 
Besserstellung auch der Finanzverwaltung ge-
schafft. Wir als Gesetzgeber sind dafür verant-
wortlich – natürlich in erster Linie die Kollegen im 
Deutschen Bundestag, aber auch wir als Land 
über den Bundesrat –, dass diese völlig unsyste-
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matischen und jede Woche hinzukommenden 
neuen kleinen Regelungen an Steuergesetzge-
bung und Jahressteuergesetzen mittlerweile von 
niemandem mehr überblickt werden können.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Sagen Sie mal et-
was zum Landeshaushalt, Frau Kollegin! 
Oder wandern Sie demnächst in den Bun-
destag ab?) 

– Herr Kollege Groth, ich würde doch Ihre Gesell-
schaft nicht vermissen wollen. Also, Herr Kollege!  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das war der 
erste gescheite Satz!) 

Herr Kollege, wir müssen bei der Arbeitsbelastung 
der Finanzverwaltung klar sehen, dass diese aus 
der Systematik unseres Steuerrechtes herrührt. 
Deswegen erhalte ich auch die Forderung auf-
recht, dass wir an diesem Grundübel etwas än-
dern müssen. Dann können wir uns auch über al-
les andere auseinandersetzen.  

Zur Frage der Altersstruktur der Finanzverwal-
tung: Wir haben im kommenden Jahr 310 neue 
Anwärter, allein 100 davon im mittleren Dienst. 
Damit geben wir auch eine Antwort auf die demo-
grafischen Veränderungen unserer Finanzverwal-
tung.  

Dass natürlich viele Beamtinnen und Beamte des 
Landes Nordrhein-Westfalen anhand der Angebo-
te und Anreizsysteme im Zusammenhang mit den 
Vereinbarungen bezüglich des Personaleinsatz-
managements für sich individuell prüfen, ob sie 
sich bewerben, ist zunächst einmal nicht zu bean-
standen. Der Finanzminister hat genauso wie die 
übrigen Minister klargestellt, dass dadurch die 
Leistungsfähigkeit der Finanzverwaltung, die Ord-
nungsmäßigkeit und Funktionsfähigkeit der Lan-
desverwaltung nicht beeinträchtigt wird.  

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Meine Damen und Herren, leider haben wir für 
diese doch spannenden Debatten über die Ein-
zelpläne 12 und Einzelplan 20, zu denen man 
zum Bereich Beamtenbesoldung, aber auch zur 
mittelfristigen Finanzplanung noch vieles anführen 
könnte, nur zehn Minuten Redezeit. Diese sind 
bei mir bedauerlicherweise jetzt um.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Sie haben ja auch 
hart am Thema vorbeigeredet!) 

Wir werden den Einzelplänen 12 und 20 zustim-
men. Wir haben Sie zur Mitarbeit eingeladen, und 
ich würde mich freuen, wenn die Kolleginnen und 
Kollegen von SPD und Grünen in sich gehen und 
über das, was wir Ihnen an verantwortungsvoller 

Politik vorgelegt haben, noch einmal nachdenken 
würden. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt der Kollege Groth das 
Wort.  

Ewald Groth (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Freimuth, Sie haben es 
trotzdem geschafft, die zehn Minuten zu füllen. 
Sie haben hier über bundespolitische Angelegen-
heiten schwadroniert. Nur zum Haushalt Nord-
rhein-Westfalen sind Sie uns die Antworten auf 
unsere Anträge fachpolitischer Natur schuldig 
geblieben.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir haben 20 Einzelpläne. Sie hätten hier zu je-
dem Einzelplan etwas sagen können. Sie sind die 
haushalts- und finanzpolitische Sprecherin Ihrer 
Fraktion. Augenscheinlich sind Sie aber auch ver-
lassen und haben in den eigenen Reihen keinen 
Rückhalt mehr. Deshalb sitzen Sie hier auch ganz 
allein.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Angela 
Freimuth [FDP]: Man hat eben volles Ver-
trauen!) 

Ich greife trotzdem, Frau Freimuth, ein Wort von 
Ihnen auf. Sie haben das Wort „Sünde“ ge-
braucht. Das ist in Ordnung. Ich wollte eigentlich 
nicht so weit ins Christliche und auch nicht so weit 
in den Bereich der Bibel gehen. Aber ich nehme 
das einmal auf. Es ist nicht nur ein Haushalt der 
Rekorde, sondern auch ein Haushalt der Sünden, 
den Sie hier gesundbeten wollen. Aber das wird 
Ihnen nicht gelingen. Es gibt in diesem Hause 
nämlich noch eine Opposition.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mit 51,2 Milliarden € gibt das Land so viel aus wie 
niemals zuvor. Das ist eine Sünde. Die Steuerein-
nahmen liegen mit 41,5 Milliarden € ebenfalls auf 
dem höchsten Niveau aller Zeiten. Das sind nicht 
2, das sind nicht 3, das sind nicht 4, das sind auch 
nicht 5 Milliarden € mehr, als Rot-Grün 2004 hat-
te, das sind 8 Milliarden € mehr, die Sie einneh-
men. 8 Milliarden € mehr haben Sie im Topf. Das 
ist mehr, als wir haben damals einnehmen kön-
nen. Trotzdem steigt der Schuldenberg weiter. 
Wie erklären Sie das der geneigten Öffentlichkeit?  

Der Schuldenberg steigt weiter. Bereits heute ha-
ben wir über 118 Milliarden € Gesamtverschul-



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8802

dung. „Ach“, werden Sie einwenden, „damit haben 
wir gar nichts zu tun.“ Nur: 8 Milliarden € gehen 
auf das schwarz-gelbe Konto in Ihrer Regierungs-
zeit.  

So billig kommen Sie uns aber nicht davon. Sie 
haben diesen Schuldenberg nicht nur erhöht, 
sondern Sie sind auch ein Dieb, Sie sind diebisch, 
Sie haben sich den Wahlerfolg mit Versprechun-
gen ergaunert. Sie haben gegaunert, und wir wer-
den Sie an diesem Arm festhalten.  

Sehen wir uns lieber an, was Sie tatsächlich tun. 
Damals haben Sie bei 110 Milliarden € Schulden 
Alarm geläutet. 

(Angela Freimuth [FDP]: Für die Bezeich-
nung, dass ich ein Dieb sei, bitte ich Sie, 
dass Sie sich entschuldigen! Das ist eine 
Unverschämtheit! Das ist der Vorwurf einer 
kriminellen Tat! Ich lasse mich nicht von Ih-
nen eines Verbrechens beschimpfen!) 

– Das müssen Sie jetzt schon hinnehmen: 
110 Milliarden € Schulden haben Sie übernom-
men. Jetzt haben Sie 118 Milliarden € Schulden – 
mit steigender Tendenz. Trotz einer Mehrwert-
steuererhöhung, trotz brummender Konjunktur, 
die sie aufgrund der rot-grünen Reformpolitik im 
Bund von uns geerbt haben, trotz höchster Steu-
ereinnahmen aller Zeiten im Bund durch Schwarz 
und Rot haben Sie den höchsten Schuldenberg 
und höchste Ausgaben. Was sind Ihre Verspre-
chungen von vorher da wert?  

Ich wiederhole das noch einmal, Frau Kollegin: 
Trotz allem haben Sie kein Konzept, wie Sie da 
wieder herauskommen. Der Vorsatz heißt doch: 
Spare in der Zeit, dann hast du etwas in der Not. 
Haben Sie das schon vergessen? Aber was ha-
ben Sie alles versprochen! Keine Angst, ich kom-
me jetzt nicht auf die sozialen Fragen; das ma-
chen schon die Fachkolleginnen und Fachkolle-
gen. Ich lege jetzt die haushaltspolitische Messlat-
te an Ihre Haushaltspolitik.  

Erste Sünde – ich habe noch mehr aufgeschrieben 
und könnte weitere Sünden nennen –: In der Anhö-
rung des Unterausschusses „Personal“ klingelten 
Ihren Leuten vor Ernüchterung doch nur so die Oh-
ren. Die Vertreter der Berufsverbände haben Sie 
an Ihre Versprechungen erinnert. 2003 hat der 
heutige Ministerpräsident, der heute leider nicht 
hier ist, versprochen, die Kürzung bei der Beam-
tenbesoldung – Stichwort „Sonderzahlung“ – zu-
rückzunehmen. Stattdessen haben Sie draufgesat-
telt. Sie haben nicht nur Ihr Versprechen nicht ein-
gehalten, sondern Sie haben auch draufgesattelt. 
Rot-Grün hatte in diesem Bereich befristet bis 2005 
aufgrund der dramatisch wegbrechenden Einnah-

men – das konnte damals auch jeder verstehen – 
bei den Beamten um 450 Millionen € gekürzt. Sie 
haben versprochen, das sofort zurückzunehmen. 
Nichts haben Sie gemacht! Sie haben trotz giganti-
scher Mehreinnahmen nochmals 220 Millionen € 
bei den Beamten gekürzt. Das ist Ihre Politik. 

Im nächsten Jahr kommen weitere 230 Millionen € 
dazu, weil Sie die Besoldungserhöhung nur ver-
spätet durchsetzen und weiterhin auf dem Rücken 
der Beschäftigten sparen. Das ist Ihre Politik. 

Auch der marktradikale Lautsprecher der FDP hat 
sich 2003 massiv über die Kürzungen der rot-
grünen Regierung erregt und sprach, meine Da-
men und Herren, von einer Missachtung der 
Dienstherreneigenschaft. Was hat Herr Papke 
heute dazu zu sagen? Ist er wieder zurückgeru-
dert? Hat er das auch schon vergessen? Oder 
gibt es den in Ihrer Fraktion gar nicht mehr? So-
bald er seine Sachen herausgeblasen hat, ist es 
wahrscheinlich auch schon wieder nicht so ernst 
gemeint. Ich nenne das einen haushaltspoliti-
schen Bettvorleger erster Güte. 

Der Deutsche Beamtenbund hat es uns vorge-
rechnet, der Gutachterdienst dieses Hohen Hau-
ses hat es bestätigt: Es sind 2 Milliarden €. Die 
Beamtenschaft, die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes in Nordrhein-Westfalen, tragen mit 2 Mil-
liarden € jährlich zur Haushaltskonsolidierung bei. 

Zweite Sünde: Auch die Kommunen – zu Ihren 
Oppositionszeiten angeblich immer von Rot-Grün 
geplündert – werden massiv zur Kasse gebeten. 
Mein Kollege Horst Becker hat Ihnen das gerade 
eindrucksvoll nachgewiesen. Sie nehmen den 
Kommunen zusätzlich zum Jahr 2004 über 1 Mil-
liarde € weg. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Auch diese Milliarden – 2 Milliarden € bei den Be-
schäftigten, 1 Milliarde € bei den Kommunen – 
trotz boomender Konjunktur, trotz Steuermehrein-
nahmen! Viele Städte – nicht nur die Großstädte – 
sind am Rande des Ruins; manche sind auch 
schon einen Schritt weiter. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Gigantisch türmen sich Kassenkredite auf. Erheb-
liche Zinsrisiken sind da inklusive. Diese Kommu-
nen sparen auch nicht in dieser Zeit, denn sie sind 
auch jetzt, in dieser guten Phase, in allerhöchster 
Not. Sie, meine Damen und Herren von Schwarz 
und Gelb, verschärfen die Lage, statt zu helfen. 

Es ist im Übrigen auch volkswirtschaftlicher 
Wahnsinn, die Schulden des Landes, die langfris-
tig abgesichert werden können, auf die Schultern 
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der Kommunen zu legen. Es ist schlicht Unsinn, 
Herr Finanzminister, sich mit sinkender Nettoneu-
verschuldung zu brüsten und gleichzeitig die Ver-
schuldung der Kommunen zu erhöhen. Volkswirt-
schaftlich ist das absoluter Unsinn. 

Durch derartige Aktionen wird das dramatische 
Reduzieren staatlicher Aufgaben bewusst von Ih-
nen in Kauf genommen und vorangetrieben. „Pri-
vat vor Staat“! Kümmert euch selbst um eure Kin-
der, kümmert euch selbst um eure Problemlagen, 
wir als Land ziehen uns aus der Unterstützung zu-
rück! – Das ist Ihr Regierungsmodell. Das hat 
Nordrhein-Westfalen allerdings so nicht verdient. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dritte Sünde: Jetzt komme ich zum vermeintlichen 
Erfolgsmodell Personaleinsatzmanagement. Das 
ist das Modell „goldener Handschlag“. Es sorgt 
auf Dauer nur dafür, dass die Besserverdienen-
den in der Ministerialverwaltung nach Hause ge-
schickt werden können. Damit fehlen dann aber 
bewährte Kräfte, die nicht ohne Weiteres zu er-
setzen sind. 

Die Behauptung, es gebe einen großen Ansturm 
auf die Angebote, erweist sich als sehr einseitige 
Nachfrage. Mehr als ein Drittel der bewilligten An-
träge gehen auf den speziell ausgebildeten Be-
reich der Finanzverwaltung zurück. Diese deutli-
che Fokussierung, Herr Finanzminister, auf den 
Finanzbereich zeigt, dass es Ihnen nicht um Qua-
lität, sondern um Quantität geht. Dies wird zu wei-
teren Mindereinnahmen beim Land führen und zu 
weniger Steuergerechtigkeit, die wir heute schon 
nicht haben. Das haben Sie zu verantworten. 
Nach Lage der Anträge könnte sich das im nächs-
ten Jahr sogar noch zuspitzen. 

Was erzielen Sie daraus an Ergebnissen? Angeb-
lich sollen das 540 Millionen € in 25 Jahren sein. 
Das sind dann 21,6 Millionen € pro Jahr, die Sie 
einsparen wollen. Das sind nicht einmal 2.200 €, 
die der Minister pro Jahr und Stelle spart. 2.200 € 
pro Jahr und Stelle! Dafür fällt aber die gesamte 
Arbeitskraft weg. Das ist eine Gesamtersparnis, 
die etwas mehr als einem Promille bei den ge-
samten Personalkosten entspricht. Das ist Ihre 
groß angekündigte Aktion. Das kann jeder besser, 
Herr Finanzminister. 

Man könnte vermuten, für den Finanzminister und 
die Landesregierung sei es bedeutsamer, dass 
durch den einstweiligen Ruhestand der Regie-
rungsvizepräsidenten freie Stellen geschaffen 
werden. Ich vermute – es könnte zumindest ver-
mutet werden –, dass schon einige darauf warten, 
diese Stellen wieder zu besetzen. 

Vierte Sünde: Durch die Bekämpfung der Steuer-
hinterziehung sind deutliche Mehreinnahmen zu 
erzielen. Das tun Sie aber auch nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was machen Sie? Fast 5 % der Betriebsprüfer/-
innen sollen im nächsten Jahr wegfallen. Sie ver-
schärfen die Situation also auch noch. Nachdem 
kurzzeitig die Sollstärke von 3.555 Personen er-
reicht wurde, werden allein im nächsten Jahr 
165 Stellen in dem Bereich wegfallen. Sie entfer-
nen sich also zunehmend von dem Ziel, das die 
Deutsche Steuer-Gewerkschaft ausgegeben hat, 
nämlich 4.500 Menschen in diesem Bereich arbei-
ten zu lassen. Sie reden immer davon, dass wir 
nicht so viel mehr Geld ins Säckel bekämen, wie 
wir mehr einstellten, weil ein Grenznutzen erreicht 
sei. Der Grenznutzen ist noch lange nicht erreicht. 
Es gibt einen sehr weiten Weg.  

Deshalb schlagen wir Ihnen für das nächste Jahr 
vor, Betriebsprüfer einzustellen und das in den 
Folgejahren aufzubauen, damit die Steuern ge-
recht eingenommen werden und damit mehr 
Steuern eingenommen werden. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Es ist nicht weiter hinzunehmen, dass auf der ei-
nen Seite wichtige soziale Ausgaben nicht mehr 
getätigt und gleichzeitig die der Öffentlichkeit zu-
stehenden Steuereinnahmen nicht vereinnahmt 
werden können. 

Noch eine Sünde, noch eine Baustelle, die Sie im 
Einzelplan 20 hinterlassen: Sie haben zwar er-
kannt, dass Ihr ursprünglicher Haushaltsentwurf 
ein absolutes Desaster bei den Destinatären des 
Glückspiels gewesen wäre. Aber auch in Ihrer Er-
gänzung springen Sie deutlich zu kurz. Die Stif-
tung „Umwelt und Entwicklung“ steht weiterhin am 
Rand des Ruins. Sie hätte schon im nächsten 
Jahr – in 2008 – Insolvenz anmelden müssen, 
wenn in der Ergänzung nicht deutlich nachgebes-
sert worden wäre. Die Fraktionen von FDP und 
CDU haben mit ihrer Beschlussfassung im letzten 
Jahr also wichtiges zivilgesellschaftliches Enga-
gement zerstört. Lautsprecher und Chefideologe 
Papke konnte gerade noch gestoppt werden. 

Meine Damen und Herren, die finanzielle Basis 
der Stiftung ist im Ländervergleich aber weiterhin 
lächerlich. Gerade einmal 200.000 € können in 
2008 noch vergeben werden. Die Ankündigungen 
von Laschet und Rüttgers laufen auch hier absolut 
ins Leere. Das ehrenamtliche und zivilgesell-
schaftliche Engagement wird nicht gefördert, son-
dern gestutzt. „Privat vor Staat“ heißt in diesem 
Zusammenhang: Sollen die Ehrenamtlichen doch 
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ackern. Was geht uns das im Lande an? – Die 
Opposition, meine Damen und Herren, sieht das 
jedenfalls anders. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist Ihre Haltung überall dort, wo es um das 
Ehrenamt geht. Im Sport ist es genauso. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Kommen Sie bitte 
zum Schluss. 

Ewald Groth (GRÜNE): Ich komme zum Schluss. – 
Fazit: Der Haushalt der Rekorde wirft dieses Land 
weiter zurück. Er bringt es nicht nach vorne. Er ist 
das dramatische Zeugnis gigantischer Wahllügen. 
Die Menschen in Nordrhein-Westfalen werden aber 
wach. Sie erinnern sich an Ihre Versprechungen. 
Seien Sie sicher: Wir werden Ihnen all Ihre Verspre-
chungen erneut servieren. Sie sind als laute Konso-
lidierer gestartet und in den Niederungen der Real-
politik gestrandet. – Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Groth. Sie haben in Ihrer Rede eine 
Wortwahl getroffen, die wir anhand des Protokolls 
überprüfen werden. Vor allen Dingen müssen wir 
überprüfen, ob Sie damit jemanden konkret und 
wen Sie gegebenenfalls gemeint haben. Dann 
kommen wir im Präsidium auf diese Angelegen-
heit zurück. – Als nächster Redner steht der Fi-
nanzminister unseres Landes bereit, Herr 
Dr. Linssen. Bitte schön. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist das Dilemma dieser Debatte, dass wir so-
wohl den Einzelplan 12 als auch den Einzel-
plan 20 beraten und sich natürlich jeder Redner 
aus diesen beiden Etats das heraussucht, wozu 
er gerne sprechen möchte. Ich möchte versuchen, 
mich in dieser Runde im Wesentlichen auf den 
Einzelplan 12 zu konzentrieren. 

(Martin Börschel [SPD]: Das kann ich mir 
denken!) 

Ich möchte aber vorweg, weil es ja auch noch 
frisch in der Erinnerung der Besucher, die uns zu-
hören, ist, Bemerkungen von Herrn Groth zurück-
weisen.  

Solche Sünden, Herr Groth – wenn Sie mir zuhö-
ren würden, wäre das sehr nett, und Sie könnten 
auch wirklich etwas lernen –, wie wir sie begehen, 
hätten Sie während Ihrer Regierungszeit furchtbar 

gerne gemacht. Ich kann es Ihnen wirklich nach-
fühlen. 

(Beifall von der CDU – Ewald Groth [GRÜ-
NE]: So unsolide sind wir nie gewesen, Herr 
Minister!) 

Es wäre schön, wenn Sie außer hier Verbalinju-
rien vorzutragen sich vielleicht einmal an die Zah-
len halten würden. Denn dieser Haushalt bringt 
das Land natürlich massiv weiter nach vorne. Ich 
hatte Ihnen zwar mit einer Pressemeldung auch 
schon die Zahlen vorgelegt. Trotzdem halten Sie 
sich nicht daran. Das ist das gute Recht der Op-
position, wenn Sie irgendeinen Eindruck erwe-
cken möchten. Aber für das Protokoll möchte ich 
die Zahlen doch gerne vortragen. 

Vom Haushaltsjahr 2005 an bis zum Jahre 2008 
haben wir mehr Steuereinnahmen von insgesamt 
6,8 Milliarden €. Davon geben wir in den kommu-
nalen Steuerverbund 1,4 Milliarden €. Dann blei-
ben nach Adam Riese 5,4 Milliarden € Verbesse-
rung für das Land. Die Nettoneuverschuldung ist 
gleichzeitig um 4,9 Milliarden € gesunken. Es 
bleiben also 500 Millionen €, die für folgende Po-
sitionen – ich will Ihnen jetzt nur einmal drei nen-
nen – natürlich völlig zu Recht verbraucht werden. 
Die Zinsen am Kreditmarkt sind allein in dieser 
Zeit um 330 Millionen € gestiegen. Das ist Ihre 
Schuld. Das sind Ihre Schulden, die Sie uns hin-
terlassen haben, die wir jetzt natürlich verzinsen 
müssen. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: Wie lange wollen 
Sie das der geneigten Öffentlichkeit noch er-
zählen?) 

– Sie versuchen eine Geschichtsklitterung, Herr 
Groth. Das ist ja auch alles legitim, was Sie ver-
suchen. Nur: Ich stelle es gerade.  

Die Versorgung allein derjenigen, die in den Ru-
hestand getreten sind, ist im gleichen Zeitraum 
um 325 Millionen € gestiegen. Wir haben alleine 
680 Millionen € in den Pensionsfonds gesteckt. 
Das heißt, wir haben die Verhältnisse in einem 
Maße verbessert, von dem Sie nur träumen kön-
nen. 

(Beifall von der CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Sie können von den Steuereinnah-
men nur träumen, Herr Finanzminister!) 

– Ich habe sie doch genannt: 6,8 Milliarden €! 
Junge Frau, wenn Sie das vielleicht einmal regist-
rieren würden. 

(Gisela Walsken [SPD]: Junger Mann, ange-
kommen!) 
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Sie haben allein in den Jahren 2003 bis 2005 die 
Verschuldung um 20 Milliarden € heraufgetrieben. 
Ich glaube, vor dem Hintergrund verblasst nun 
wirklich alles. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Meine Damen und Herren, Sie haben die Kom-
munen angesprochen. Ich habe immer vorgetra-
gen: Ja, wir haben strukturelle Veränderungen 
vorgenommen. Die haben wir im Jahre 2007 vor-
genommen, weil die Kommunen natürlich auf-
grund Ihrer falschen Berechnungen der Steuer-
einnahmen in den Jahren vor 2006 vor allen Din-
gen zurückbezahlen mussten. Deshalb waren sie 
im Jahr 2006 wenig belastbar. Darauf haben wir 
Rücksicht genommen. Aber wir haben vor der 
Wahl gesagt: Jeder muss seinen Beitrag zur Kon-
solidierung leisten, selbstverständlich auch die 
Kommunen. Wir haben ihnen strukturell und lang-
fristig über die vier Siebtel Grunderwerbsteuer si-
cher 160 Millionen € weggenommen. Natürlich! 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Wir haben ihnen 110 Millionen € für die Kranken-
hausfinanzierung weggenommen, weil wir den 
Beteiligungsprozentsatz von bisher 20 % auf 40 % 
erhöht haben. 

(Martin Börschel [SPD]: Eine Schweinerei ist 
das!) 

Die Bayern nehmen ihnen übrigens 50 % ab. Man 
muss insgesamt anständiges Benchmarking ma-
chen; dann sehen Sie das. Das sind 270 Millio-
nen €. Trotzdem: Sie haben mehr bekommen im 
Jahre 2007, nämlich 900 Millionen €. Davon kön-
nen Sie die 270 Millionen € gerne abziehen. Dann 
sind Sie immer noch bei 630 Millionen € plus. 
Deshalb sind ja auch in der kommunalen Familie 
die Verhältnisse verbessert worden. Das sehen 
die ja auch. Die bringen doch nicht solche Tiraden 
vor wie Sie. Wir befinden uns mit den Kommunen 
in einem vernünftigen Gespräch. Die Kommunen 
sagen zwar, sie hätten gerne noch mehr gehabt. 
Aber sie sehen ein, dass sie mehr bekommen ha-
ben 

(Martin Börschel [SPD]: Das ist Autosugges-
tion, was Sie machen, Herr Finanzminister!) 

und deshalb neben den steigenden Steuerein-
nahmen vor allen Dingen aus der Gewerbesteuer 
und dem Anteil an der Einkommensteuer mittler-
weile stark verbesserte Verhältnisse haben. Die 
Bilanz zeigt, sie haben zum ersten Mal wieder 
Überschüsse. Das werden sie auch im Jahre 
2007 haben. Im Jahre 2008 bekommen die Kom-
munen 855 Millionen € mehr. Das wissen Sie 
doch alles. Nun tragen Sie hier doch nicht solche 

Märchen vor, die mit der Wahrheit überhaupt 
nichts zu tun haben. 

Zum Einzelplan 12 würde ich gerne nur Folgendes 
sagen: Die Einnahmen sinken um 3,9 Millionen €. 
Das ist in erster Linie auf die Finanzierungsanlas-
tung des Bau- und Liegenschaftsbetriebs zurückzu-
führen, die nämlich um 0,5 % sinkt. Das Ausgabe-
volumen steigt um 0,8 %. Das sind im Wesentli-
chen natürlich die Personalausgaben – die steigen 
um 0,5 % –, aber es sind vor allen Dingen auch die 
Investitionen. Damit komme ich auf Herrn Pesch-
kes zurück. Die Investitionen steigen um 15,6 %, 
Herr Peschkes. Wir haben – damit hatten Sie an-
gefangen, das sage ich auch fairerweise – vom 
Jahre 2002 bis zum Jahre 2007 allein 
420 Millionen € in IT gesteckt. 

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Und was 
hat es genutzt?) 

Also: Das Elend zu beklagen! Es könnte natürlich 
besser sein. Wenn wir nicht das Fiasko mit FIS-
CUS unter Ihrer Ägide erlebt hätten, dann ginge 
es uns mit Sicherheit besser. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Da haben Sie das Geld ja nun wirklich versenkt, 
meine Damen und Herren. 

(Zurufe von Ewald Groth [GRÜNE] und Gise-
la Walsken [SPD]) 

– Ja, es muss sein. 

Dann würde ich gerne zu den Personalzahlen 
kommen. Zu Beginn des Haushaltsjahres 2008 
sinkt der Stellenbestand in der Finanzverwaltung 
auf 29.838 Stellen. Das ist ein Rückgang um 
1,3 %. Das Finanzministerium erbringt natürlich 
seinen Beitrag für den erforderlichen Personalab-
bau. Grundlage sind die Organisationsüberprü-
fungen, die unter Ihrer Regierungszeit gemacht 
worden sind – wofür die kw-Vermerke ausge-
bracht worden sind; das wissen Sie ja –, und vor 
allen Dingen die Arbeitszeitverlängerung, das 
heißt, der Produktivitätsgewinn, der durch die Ar-
beitszeitverlängerung entstanden ist. Das bekla-
gen Sie nun vehement. Das sind alles Ihre kw-
Vermerke, die von Ihnen in Ihrer Regierungszeit 
ausgebracht worden sind. Sie haben das doch für 
vernünftig erklärt; sonst hätten Sie es doch nicht 
getan. Wir realisieren jetzt das, was Sie gewollt 
haben. Also beweinen Sie den Zustand doch 
nicht. Sie haben es gewollt; wir exekutieren es. 

(Gisela Walsken [SPD]: Bauen Sie doch kei-
nen Popanz auf! Es ist doch keiner dage-
gen!) 
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Machen sie also nicht so ein Theater! Es sind 
doch Ihre kw-Vermerke. 

(Beifall von der CDU) 

Allein die Arbeitszeitverlängerung bei den Beam-
ten brachte 6,5 % mehr Arbeitsvolumen. Das war 
auch die Absicht, die Sie mit Ihrem Sparhaushalt 
2003 verfolgt haben. Sie haben gesagt: Wir müs-
sen etwas daran tun. – Wir realisieren das jetzt. 

Was die Betriebsprüfer und die Steuerfahndung 
betrifft: Sie haben beklagt – um auch diese Zahlen 
zu nennen –, dass es demnächst 165 Betriebs-
prüfer weniger werden. Ja, auch bei der Steuer-
fahndung gibt es 25 Stellen weniger. Damit Sie es 
nachrechnen können: Das sind zusammen 190 
Personen. 

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Mal 1 Milli-
on!) 

Sie sehen, dass wir allein bei den Betriebsprüfern 
bisher fast 3.600 Stellen hatten. 3.555 war die 
Zahl, die Sie immer als Zielgröße genannt hatten 
und die wir realisiert haben. 

(Gisela Walsken [SPD]: Ach! Die Sie reali-
siert haben!) 

Wenn Sie noch 600 Stellen bei den Steuerfahn-
dern hinzurechnen, sind Sie bei rund 4.200 Stel-
len. Rechnen Sie davon ein Arbeitsvolumen von 
6,5 % herunter, dann merken Sie, dass die Prü-
fungsdichte bei dem Personalbestand sogar hö-
her ist. Sie haben es gewollt, wir machen es, und 
deshalb brauchen Sie sich darüber gar nicht auf-
zuregen. 

Meine Damen und Herren, wir stellen wieder in 
den mittleren Dienst ein. Sie haben versucht, die 
kw-Vermerke über den Wegfall von Einstellungen 
in den mittleren Dienst schneller zu realisieren. 
Das war damals die Absicht. Ich komme zu der 
Erkenntnis, dass der mittlere Dienst in bescheide-
nen Größenordnungen erforderlich ist.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Wir werden in der Steuerverwaltung insgesamt 
220 Personen für den gehobenen Dienst einstel-
len und auch wieder 100 Einstellungsermächti-
gungen für den mittleren Dienst vorsehen. 

Vor allem Herr Peschkes hat geklagt, dass das 
Steuerrecht viel zu kompliziert ist. Das ist völlig 
richtig. Das aber ist nun eine Sache, die in Berlin 
veranstaltet wird. Ich beklage das mit Ihnen und 
werde nicht müde, es immer wieder vorzutragen.  

Ich habe den Eindruck, dass die Steuervereinfa-
chung im Moment in Berlin keine Konjunktur hat. 

Deshalb ist es die Aufgabe der Länderfinanzmi-
nister, dies immer wieder anzumahnen; denn wir 
haben eine Länderfinanzverwaltung, und es kann 
nicht sein, dass in Berlin so wenig Rücksicht auf 
die Administrierbarkeit des Steuerrechts genom-
men wird. Das Steuerrecht muss vereinfacht wer-
den. Ansonsten werden wir die Schwierigkeiten 
nicht los. 

(Beifall von der CDU) 

Ja, die Vorsteher haben einen Brief geschrieben. 
Das war übrigens schon vor der Einführung des 
PEM. 

(Gisela Walsken [SPD]: Nicht nur einen!) 

Sie weisen vor allen Dingen auf die Kompliziert-
heit des Steuerrechtes hin. 

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Sie haben 
auf vieles hingewiesen!) 

Allein wenn Sie sich anschauen, was in den letz-
ten Wochen mit der Pendlerpauschale passiert ist, 
wissen Sie, dass die Länderfinanzminister zu 
Recht darauf aufmerksam gemacht haben – ich 
war ganz vorne mit dabei –, dass das gewählte 
Verfahren mit dem Eintrag in die Lohnsteuerkarte 
unbedingt fortgesetzt werden müsste. Gott sei 
Dank haben wir uns durchgesetzt. 

Zum Personaleinsatzmanagement generell möch-
te ich nachher gern noch etwas vortragen. Das, 
was wir jetzt durchsetzen, ist wirklich das, was Sie 
gewollt haben. Sie haben die kw-Vermerke so 
ausgebracht, dass sich das mit der natürlichen 
Fluktuation erledigen soll.  

Wir haben Anreize geschaffen. Das ist in der 
Steuerverwaltung und in der gesamten Landes-
verwaltung begrüßt worden. Deshalb, glaube ich, 
ist es ein sehr gutes Instrument, um in der Verwal-
tung zu den Sollstärken zu kommen, die wir brau-
chen, um, darauf aufbauend, in langfristiger Pla-
nung wieder geeignetes Personal einzustellen. -
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Kol-
lege Börschel das Wort. 

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Finanzminister! 
Herr Kollege Klein! Wir erleben heute von Ihnen 
wirklich eine Selbstbeweihräucherung in beson-
ders dreister Form. 

(Beifall von der SPD) 
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Vergegenwärtigen wir uns, was – auf der Grund-
lage des Haushaltsplans, den wir besprechen – 
der Stand der heutigen Debatte ist. Sie haben 
Rekordsteuereinnahmen. Sie haben trotzdem ei-
ne Rekordverschuldung, und Sie haben in diesem 
Haushaltsplan trotzdem Rekordausgaben. 

All das hat eben schon der Kollege Groth sehr 
ausführlich und detailliert hergeleitet. Ich wieder-
hole das nur noch einmal; denn Sie haben in einer 
Art Autosuggestion versucht, diese drei Elemente 
auszublenden. Sie sind aber wahr, und sie blei-
ben wahr. 

(Beifall von der SPD) 

Ich kann es deswegen kurz machen, weil mir lei-
der für jede Milliarde Nettoneuverschuldung, die 
Sie in den letzten drei Jahren produziert haben, 
weniger als 30 Sekunden Redezeit bleiben. Des-
halb muss ich es etwas knapper machen, als es 
der Sache angemessen wäre. 

Zur Abwechslung versuchen wir es einmal so: Wir 
nehmen Sie von der Landesregierung und von 
den regierungstragenden Fraktionen ernst und 
messen Sie ausschließlich an Ihren eigenen Wor-
ten und Versprechungen. Das ist doch das 
Hauptproblem: Sie halten Ihre eigenen Verspre-
chen nicht. Sie brechen die Versprechen, die Sie 
im Vorfeld zur Haushaltskonsolidierung des Lan-
des gegeben haben. Das ist das eigentliche Prob-
lem. 

Sie feiern sich für höhere Zuweisungen an die 
Kommunen, obwohl diese schlicht und einfach ei-
nen Rechtsanspruch darauf haben. 

(Beifall von der SPD) 

Das, was Sie hier veranstalten, ist doch kein Ge-
währen aus höherer Machtvollkommenheit oder 
von Gottes Gnaden, sondern es ist Ihre verdamm-
te Pflicht und Schuldigkeit, das den Kommunen zu 
geben.  

Noch während Sie sich feiern, organisieren Sie 
auf der anderen Seite tagtäglich einen giganti-
schen Raubzug, indem Sie den Kommunen das 
Geld aus der Tasche ziehen. Immerhin hat der 
Herr Finanzminister das für einige Elemente ge-
rade zugegeben.  

Saldiert bedeutet das, dass die Kommunen durch 
einen Rechtsanspruch zwar höhere Einnahmen 
haben, Sie aber diese Gelegenheit – die bekannt-
lich Diebe macht – für einen gigantischern Raub-
zug zulasten von Städten und Gemeinden nutzen. 
Der Herr Finanzminister nennt das, was eigentlich 
ein Raubzug ist, auch noch euphemistisch „struk-

turelle Veränderungen“. Das finde ich dreist, Herr 
Finanzminister. 

(Beifall von der SPD) 

Zweitens. Auch das sind ausschließlich Ihre Ver-
sprechen, nicht unsere. Sie haben versprochen, 
12.000 Stellen in der Landesverwaltung abzubau-
en. Was ist passiert? Die Personalausgaben stei-
gen weiter, und trotzdem – auch das hat der Kol-
lege Groth gerade angedeutet – greifen Sie den 
Bediensteten des Landes so tief in die Taschen, 
wie man es niemals zuvor erlebt hat. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: 2 Milliarden €!) 

2 Milliarden € nehmen Sie denen weg. In Wahr-
heit steigen die Personalausgaben aber weiter. 
Das ist das, woran Sie sich messen lassen müs-
sen, und das ist es, woran Sie tagtäglich schei-
tern: Ihre eigenen Ansprüche. 

(Beifall von der SPD) 

Drittes Beispiel. Das ist vielleicht das für den Ein-
zelplan 20 und für die heutige Debatte entschei-
dende Beispiel. Herr Finanzminister, Sie haben 
versprochen, jeden Cent an Mehreinnahmen in 
den Schuldenabbau zu stecken. Sie selbst haben 
das versprochen, machen es aber nicht. 

(Gisela Walsken [SPD]: Ganz genau! Nicht 
einmal die Hälfte!) 

Stattdessen machen Sie jetzt einen Haushalt 
nach dem Motto „Konsumieren statt konsolidie-
ren“. Es sind aber Ihre eigenen Maßstäbe, an de-
nen Sie scheitern.  

Warum passiert das? Zum einen passiert es – das 
haben wir hier schon ein paar Mal gesagt –, weil 
Sie den vermeintlichen Sparhöhepunkt im Land-
tagswahljahr 2010 sozusagen inszenieren wollen, 
und zum anderen passiert es, Herr Finanzminis-
ter, weil Sie schlicht und einfach nicht mehr die 
Kraft haben, sich den ungehemmten Begehrlich-
keiten der regierungstragenden Fraktionen entge-
genzustellen. 

(Ewald Groth [GRÜNE]: So ist das!)  

Wir wissen doch, dass Sie nicht erst seit dem 
Thema WestLB vom Ministerpräsidenten gede-
ckelt worden sind und dass Sie schlicht und ein-
fach nicht mehr die Kraft haben, sich den unge-
hemmten Wünschen entgegenzusetzen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Das Ende 
der Redezeit wird angezeigt.) 

Deswegen müssen Sie jetzt – Frau Präsidentin, 
ich komme gleich zum Ende – hilflos mit ansehen, 
wie der Kollege Klein den damaligen Satz des ei-
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sernen Helmut, wir stecken jeden Cent in den 
Schuldenabbau, 

(Gisela Walsken [SPD]: Schon längst abge-
räumt!) 

butterweich spült und davon spricht, dass es eine 
Balance zwischen Sparen und Ausgeben geben 
muss, eine Balance, die jetzt unbedingt das neue 
Ziel der Konsolidierungspolitik der Regierung und 
der regierungstragenden Fraktionen sein soll. Ihre 
Versprechen sind das, und die haben Sie nicht 
gehalten. 

Deswegen bleibt es dabei, dass das SPD-
Konzept das richtigere ist. Wir setzen einen klaren 
politischen Schwerpunkt für Kinder, Jugendliche 
und Familien. Wir finanzieren diesen aus dem lau-
fenden Haushalt und bauen dann auch noch eine 
Milliarde an Schulden ab; das ist mehr, als Sie 
tun. Das und nicht der Ihre ist der Weg. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Börschel. – Meine Damen und Her-
ren, als nächster Redner hat der Kollege Krückel 
für die Fraktion der CDU das Wort. Bitte schön. 

Bernd Krückel (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Es war 
schon sehr blumenreich, was man hier gehört hat. 
Der eine spricht von Dieben, der andere von 
Raubzügen. Herr Börschel, wir sind hier nicht im 
Stadtrat von Köln. 

(Martin Börschel [SPD]: Leider nicht!) 

Sie hätten vielleicht ein bisschen mehr Fleisch an 
die Knochen bringen sollen. Mich interessiert ins-
besondere der Widerspruch, wenn Sie auf der ei-
nen Seite beklagen, dass wir im Personalbereich 
mehr ausgeben, und auf der anderen Seite be-
haupten, wir würden den Beamten ins Portemon-
naie greifen. Ich frage mich, wie wir denn die 
2,9 % zum 1. Juli finanzieren sollen, wenn nicht 
durch höhere Ausgaben? Vielleicht können wir 
das draußen einmal klären, und Sie machen mir 
einmal die Rechnung auf, wie man auf der einen 
Seite den Beamten die längst verdiente Lohner-
höhung zukommen lassen kann, ohne dafür auch 
ins Portemonnaie zu greifen. Das machen wir viel-
leicht an anderer Stelle. 

Der Kollege Groth ist leider nicht mehr zu sehen. 
Ich wundere mich schon, wie er von Schulden-
haushalten, von einer explodierenden Neuver-
schuldung spricht. Wenn ich den Landeshaushalt 
2008 mitrechne, haben wir 6 Milliarden € mehr 

Verschuldung auf unsere Kappe zu nehmen. Das 
kommt nicht an die Beträge heran, mit denen Sie 
in der Zeit Ihrer Regierungsverantwortung von 
2003 bis 2005 das Land jährlich neu verschuldet 
haben. Insofern sollte man sich da einmal die Re-
alität vor Augen führen. 

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Was haben 
Sie denn versprochen, Herr Kollege?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich meine, es ist 
an der Zeit, auch einmal ein Wort des Dankes an 
den Finanzminister zu richten, 

(Gisela Walsken [SPD]: Heute schon?) 

weil er einiges von dem zurechtgerückt hat, was 
in der Vergangenheit schief gelaufen ist. Ich will 
hier insbesondere die Aufnahme der Wiederein-
stellungen in den mittleren Dienst nennen. Mit ei-
ner ersten Einstellungsermächtigung für 100 Aus-
zubildende wird eine unsägliche Hängepartie be-
endet, die unter Rot-Grün im Jahre 2003 den An-
fang genommen hat. Der Weg zu einer nur zwei-
geteilten Laufbahn in der Finanzverwaltung ist 
grundsätzlich falsch und wäre ein verheerendes 
Signal für die übrige Landesverwaltung und auch 
für die Kommunalverwaltungen gewesen. 

Ich kann und will es nicht einsehen, dass nur noch 
Menschen mit mindestens einem Fachhochschul-
abschluss eine Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst finden, und könnte im Übrigen den jungen 
Menschen nicht das Signal erklären, weshalb nur 
noch eine Fachhochschulreife zur Ausbildung im 
öffentlichen Dienst berechtigen sollte und die 
Fachoberschulreife oder ein Handelsschulab-
schluss keine ausreichenden Qualifikation sind, 
um im öffentlichen Dienst eine Beschäftigung zu 
finden. Das Umsteuern des Finanzministers – 
weg vom falschen rot-grünen Kurs – ist genau das 
richtige Signal. 

Im Haushalts- und Finanzausschuss konnten wir 
am vergangenen Donnerstag von der SPD hören, 
dass man für den Landeshaushalt 2008 Schwer-
punkte gesetzt und nur wenige Änderungsanträge 
ausgearbeitet hat. Man könnte daraus schließen, 
dass weniger mehr sein kann. Ich habe aber eher 
den Eindruck, dass es bei der SPD für mehr nicht 
gereicht hat. 

(Hans-Theodor Peschkes [SPD]: Oh!) 

Dieser Eindruck verstärkt sich umso mehr, wenn man 
sich den Finanzierungsvorschlag der SPD zu Gemüte 
führt. Der Finanzminister hat im Kapitel 12 700, Titel 
182 20 seriös Einnahmen von 36,1 Millionen € veran-
schlagt. Die SPD erwartet vom Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb, durch Abverkäufe von Immobilien zu-
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sätzlich 163,9 Millionen € an Einnahmen zu generie-
ren. 

(Gisela Walsken [SPD]: Nicht aus Abverkäu-
fen, das steht da nicht drin!) 

Hier darf man mit Fug und Recht die Frage stel-
len, ob die SPD nach dem Verlust der Regie-
rungsverantwortung keinen Deut dazugelernt hat. 
Die Luftbuchungen der Vergangenheit finden sich 
in Ihren Änderungsanträgen für den Landeshaus-
halt 2008 wieder. Wurden früher die Einnahmepo-
sitionen unrealistisch und unerträglich aufgebläht, 
wurden Steuerschätzungen bis an den oberen 
Rand der Zulässigkeit bemüht, um die Deckungs-
lücken zu schließen, so schämen Sie sich heute 
in der Opposition nicht, diese Politik fortzusetzen. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, kommen Sie in der Wirklichkeit an! Mit Ihren 
Luftbuchungen und Fantasieeinnahmen werden 
Sie einem Landeshaushalt nicht gerecht, der auf 
dem besten Wege ist, durch die CDU/FDP-
Landesregierung nachhaltig konsolidiert zu wer-
den. Da sage ich deutlich in Richtung von Herrn 
Groth: Wir haben die niedrigste Neuverschuldung 
seit 30 Jahren. 

(Gisela Walsken [SPD]: Und die höchsten 
Steuereinnahmen seit 30 Jahren!) 

– Frau Kollegin Walsken, der Finanzminister hat 
die Zahlen doch auseinandergerechnet. Sie er-
warten doch nicht allen Ernstes von mir, dass ich 
das noch einmal wiederhole. 

(Gisela Walsken [SPD]: Vollziehen Sie das 
doch nach!) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch mit 
den Einzelplänen 12 und 20 sind wir auf einem 
guten und soliden Weg. Ich kann dem Finanzmi-
nister für meine Fraktion die uneingeschränkte 
Unterstützung zusagen. – Ich bedanke mich für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krückel. – Als nächster Redner hat 
nun Herr Kollege Sagel das Wort. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sehr geehrte Da-
men und Herren! Sehr geehrte Präsidentin! Liebe 
Gäste! CDU und FDP sollten nicht glauben, dass 
die Menschen im Lande Nordrhein-Westfalen blöd 
sind. Die unsoziale, unökologische und unsolida-
rische Politik wird in NRW auch 2008 fortgesetzt. 
Der Staat muss für alle Bürgerinnen und Bürger 

da sein, doch in NRW werden Reiche immer rei-
cher und Arme immer ärmer.  

Das ist auch das Ergebnis des Sozialberichts: 
Dass fast 500.000 Kinder in Nordrhein-Westfalen 
unter Hartz-IV-Bedingungen groß werden, unter-
streicht, dass es in unserem Land keine Chan-
cengleichheit gibt und mit dieser Regierung auch 
nicht geben wird. 

Immer heißt es: „Es ist kein Geld da“, Herr Lins-
sen und Herr Rüttgers. Mir und der neuen Partei 
Die Linke geht es in Nordrhein-Westfalen ganz 
verstärkt darum, die Einnahmenseite zu stärken, 
statt sich einseitig auf das Sparen im sozialen o-
der ökologischen Bereich zu konzentrieren, wie es 
CDU und FDP im Wesentlichen machen. Es geht 
uns darum, den Staat zur Erfüllung seiner Aufga-
ben in der Daseinsvorsorge für alle zu befähigen. 
Denn es ist nicht wahr, dass kein Geld da sei. 
Schließlich sprudeln die Steuerkassen. 

Auf der einen Seite werden in Berlin von der CDU 
– mit der SPD übrigens, die sich angeblich wieder 
für soziale Gerechtigkeit einsetzt – erneut die Un-
ternehmenssteuern gesenkt. Uns fehlen in Nord-
rhein-Westfalen dadurch im nächsten Haushalt 
2008 wieder 800 Millionen €. Auf der anderen Sei-
te werden den Bürgerinnen und Bürgern 3 % 
mehr Mehrwertsteuern aufgedrückt; dadurch wer-
den sie belastet. 

Ebenso wird, wiederum mit der SPD, die Erb-
schaftsteuer für Reiche passend gemacht und Mil-
liarden für die öffentlichen Kassen an reiche Er-
ben verschenkt.  

Nordrhein-Westfalen vergibt zudem allein im nächs-
ten Jahr mindestens 500 Millionen € und im Weite-
ren Milliarden Euro durch die viel zu lasche Verfol-
gung von Steuerhinterziehung in Unternehmen und 
fehlende Betriebsprüfungen; das ist nicht nur meine 
Meinung, sondern das sagt auch der Bund der 
Steuerzahler sehr deutlich. 

Es handelt sich in unserem Land um einen Fall 
staatlich organisierter Steuerhinterziehung zu-
gunsten der Unternehmen. Denn in 2008 sollen 
erneut 931 Finanzbeamte durch den goldenen 
Handschlag entlassen werden. Auf diese Weise 
werden Steuersünder unter den Unternehmen 
laufen gelassen, während die Arbeitnehmer über 
die Lohnsteuerkarte zu 100 % besteuert werden. 
Von Steuergerechtigkeit kann in Nordrhein-
Westfalen keine Rede sein. 

Sparen ist kein Selbstzweck, und zudem wird an 
den falschen Stellen gespart. Denn für die eigene 
Klientel – bei der CDU sind dies zum Beispiel die 
Landwirtschaftskammern – sind rund 100 Millio-
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nen € vorgesehen, und auch für Marketingkam-
pagnen zum Beispiel im Schulbereich – die 
Schulpolitik ist schon so schlecht, dass man für 
sie eigene Kampagnen machen muss – stehen 
weit über 10 Millionen € zur Verfügung. 

Des Weiteren ist Geld für neue Subventionstaten 
vorhanden. So wird beispielsweise der Ausbau 
des Flughafens Münster/Osnabrück das erste Mal 
mit 2,3 Millionen € subventioniert. 

Die Ausgaben des Haushalts steigen auf die Re-
kordhöhe von 51,3 Milliarden €, während gleich-
zeitig die Verschuldung weiter wächst. Sie ist trotz 
boomender Konjunktur von 108 Milliarden € im 
Jahre 2005 auf mittlerweile über 120 Milliarden € 
gestiegen. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Was?) 

Wir haben es heute bereits mehrmals gehört: Fast 
7 Milliarden € mehr als noch 2005 sind einge-
nommen worden. Trotzdem steigt der Schulden-
dienst im Jahre 2008 das erste Mal auf jährlich 
über 5 Milliarden €. Das ist ein neuer Rekord. Das 
ist Ihr Rekord. Sie haben genau das Gegenteil 
von dem, was Sie hier erzählen, gemacht. Sie 
schwadronieren von Schuldenabbau, haben mitt-
lerweile seit 2005 aber 12 Milliarden € neue 
Schulden gemacht. Das ist Ihre reale Politik. 

Außerdem versäumen Sie, Steuern, die einge-
nommen werden könnten, tatsächlich einzuneh-
men. Damit könnte man natürlich unter anderem 
Haushaltskonsolidierung betreiben. 

Man könnte auch vieles für die Kinder- und Ju-
gendpolitik tun. Man könnte die Kindergärten bes-
ser versorgen. Man könnte ein kostenloses 
Schulessen einführen. Man könnte den Landesju-
gendplan, dessen Mittel Sie um 21 Millionen € ge-
kürzt haben, verbessern. Allein in diesen Bereich 
könnte man 250 Millionen € investieren. 

Man könnte Investitionen in den Klimaschutz, in 
die Umwelt- und die wirtschaftliche Strukturpolitik, 
in den Ausbau regenerativer Energien und in E-
nergieeinsparungen sowie in die Altbausanierung 
vornehmen, und auch bei den Regionalisierungs-
mitteln für die Bahn fehlen 100 Millionen €. 

In den Bereichen Bildung, Schule und Hochschule 
haben Sie massiv gekürzt. Im Gegenzug haben 
Sie die Studenten auch noch mit Studiengebühren 
belastet; auch in diesem Bereich könnte eine 
Menge getan werden.  

Auch die Lernmittelfreiheit von Schulkindern ha-
ben Sie gekürzt; sogar Hartz-IV-Empfänger müs-
sen die Lernmittel für ihre Kinder selbst bezahlen. 
Bei den Schülerfahrtkosten haben Sie gekürzt. In 

der Summe sind mindestens 250 Millionen € not-
wendig. 

Und natürlich müsste man vor allem auch bei so-
zialen Einrichtungen eine Menge tun; als Stich-
wort nenne ich die Arbeitslosenberatung. Bei den 
Flüchtlingsberatungsstellen, bei der Verbraucher-
beratung und bei der Stiftung „Umwelt und Ent-
wicklung“ fehlen in der Summe mindestens 
20 Millionen €. 

All das machen Sie nicht. Sie kürzen nur. Sie kür-
zen vor allem im Sozialbereich. Sie kürzen bei 
Kindern und Jugendlichen. Sie schwadronieren 
davon, dass Kinder unsere Zukunft seien. Doch 
Ihre Kinder- und Jugendpolitik geht genau in die 
falsche Richtung. 

Als Letztes komme ich zur Schulpolitik. Nordrhein-
Westfalen ist das letzte Bundesland, das an einer 
völlig verfehlten Schulpolitik festhält. Alles in un-
serem Land ist gegen die Chancen von Kindern 
gerichtet. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege.  

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Sie haben uns und 
Ihren Wählerinnen und Wählern hier eine blühen-
de Zukunft versprochen. Sie bewirken mit Ihrer 
Politik allerdings genau das Gegenteil. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sagel. – Für die Landesregierung 
hat nun noch einmal Herr Minister Linssen das 
Wort. Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte die Gelegenheit gerne wahrnehmen, 
um Ihnen zu sagen, dass ein solcher Konsolidie-
rungskurs, wie wir ihn hier jetzt im dritten Haus-
haltsjahr beschreiten, nur zu machen ist, wenn ihn 
die Regierungsfraktionen zusammen mit dem Ka-
binett auch tatsächlich durchziehen. Es ist das 
große Verdienst der Regierungsfraktionen, dass 
sie bisher gerade bei Steuermehreinnahmen nach 
Einbringung des Haushalts der Versuchung wi-
derstanden haben, auf bestimmte Positionen doch 
noch draufzusatteln. Bei Ihnen hingegen war das 
immer Usus. 

(Beifall von Horst Engel [FDP]) 

Ich glaube, Sie werden mittlerweile auch erken-
nen, dass Haushaltsberatungen bei uns eben 
nicht – das war bei Ihnen so üblich; ich bin ja 
schon etwas länger in diesem Hause – immer zwi-
schen 100 und 200 Millionen € gekostet haben. 
Die Tatsache, dass die Fraktionen in der Regel 
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selbst Deckungsvorschläge machen, wenn sie an 
irgendeiner Ecke Ausgabebedürfnisse erkennen, 
zeugt von einer Disziplin, von der ich mir wünsch-
te, dass sie auch in Berlin Einzug halten würde. 

(Gisela Walsken [SPD]: Aber da hat das Par-
lament auch nichts mehr zu sagen bei den 
Beratungen, Herr Minister! Das kann man 
auch anders sehen!) 

In einer solchen Lage wie Herr Börschel – ich 
glaube, er ist auch verschwunden; das scheint ihn 
nicht sehr zu interessieren – davon zu sprechen, 

(Gisela Walsken [SPD]: Heute Morgen wa-
ren Sie auch verschwunden, Herr Minister!) 

dass ich nun den Begehrlichkeiten der Regie-
rungsfraktionen nicht standhalten könne, ist an 
Lächerlichkeit überhaupt nicht mehr zu überbie-
ten. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der CDU: 
So ist es!) 

Meine Damen und Herren, da spricht die Opposi-
tion von einer Rekordverschuldung. – Ja, die Ge-
samtschulden steigen leider immer noch, 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: So ist das!) 

weil wir es bisher in drei Jahren nicht geschafft 
haben – ich gebe es gerne zu –, von Ihrer Netto-
neuverschuldung, die in Ihrer Regierungszeit 
2003, 2004 und 2005 jährlich durchschnittlich 
6,7 Milliarden € betrug, auf null zu kommen. Ja, 
wir es haben noch nicht geschafft. Aber wir lan-
den bei 1,7 Milliarden €. Das ist eine Reduzierung 
um 5 Milliarden €. 

(Beifall von der CDU)  

Das ist verdammt berichtenswert.  

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Wir haben – vielleicht können Sie sich, Herr Sa-
gel, das auch einmal notieren, damit Sie nicht mit 
der Angabe „von 108 Milliarden auf 120 Milliar-
den“ Geschichtsklitterung betreiben – im Jahr 
2006 eine Nettoneuverschuldung von 3,2 Milliar-
den € eingehen müssen, nachdem es im Jahr 
vorher bei Ihnen 6,7 Milliarden € waren.  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Wir hatten 
schon 2005 2 Milliarden!) 

Wir haben für 2007 2,3 Milliarden € etatisiert. Ich 
darf Ihnen jetzt schon sagen: Aufgrund der Diszip-
lin aller Häuser werden wir – ich hoffe es sehr – 
unter die 2 Milliarden kommen.  

(Beifall von der CDU) 

Jetzt haben wir 1,77 Milliarden etatisiert. Nach A-
dam Riese, Herr Sagel – rechnen Sie bitte mit! –, 
macht das eine ungefähre Verschuldung von ins-
gesamt 6,7 Milliarden € aus, und zwar in drei Haus-
haltsjahren, während Sie diese Verschuldung in 
einem Jahr erreicht haben.  

(Gisela Walsken [SPD]: Sie haben verges-
sen, die Steuereinnahmen dagegen zu rech-
nen! Sie tun so, als wenn es ein Sparhaus-
halt wäre!) 

Wenn Herr Sagel und Sie, Frau Walsken, so wei-
termachen, dann glaubt Ihnen nachher noch je-
mand, dass Sie über Wasser gehen könnten. 
Wenn Sie die Reduzierung der Nettoneuverschul-
dung preisen und verkünden, Sie würden sie stär-
ker reduzieren, gleichzeitig jedoch für alle Positio-
nen, die Herr Sagel gerade wieder aufgeführt hat, 
mehr ausgeben wollen, dann glaubt Ihnen das 
draußen Gott sei Dank keiner. Denn so dumm 
sind die Menschen nicht.  

(Gisela Walsken [SPD]: Ihnen nimmt auch 
keiner den Sparhaushalt ab!) 

Meine Damen und Herren, Herr Börschel hat hier 
wieder die Geschichtsklitterung, die auch Frau 
Walsken immer wieder versucht, betrieben: Ich 
hätte versprochen, jeden Cent mehr an Steuer-
einnahmen in die Reduzierung der Nettoneuver-
schuldung zu stecken.  

(Gisela Walsken [SPD]: Haben Sie!) 

Nein, ich habe bei der Einbringung eines Haushal-
tes das immer für weitere Steuermehreinnahmen 
zugesagt. Und ich habe es Ihnen vorhin vorge-
rechnet,  

(Ewald Groth [GRÜNE]: Was ist mit dem Ur-
laubsgeld? Was ist mit den vielen Verspre-
chen? Alles gebrochen!) 

dass wir in den drei Haushaltsjahren von den 6,8 
Milliarden € mehr an Steuern soundso viel an die 
Kommunen gegeben haben – ich will nicht alles 
aus meinen ersten Redebeitrag wiederholen – 
und dass wir 550 Millionen € gebraucht haben, ja. 
Aber wir haben alleine 680 Millionen € in den Pen-
sionsfonds gesteckt.  

(Ewald Groth [GRÜNE]: 8 Milliarden Mehr-
einnahmen!) 

– Sie können es leider nicht anders darstellen, 
Herr Groth: Es ist eine enorme Leistung, was hier 
in drei Haushaltsjahren passiert ist.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von Ewald 
Groth [GRÜNE]) 
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Meine Damen und Herren, die Konsolidierung 
scheint Ihnen ja doch irgendwie gegenwärtig zu 
sein, denn Sie sprechen jetzt schon davon, dass 
wir eine Inszenierung betreiben würden, um zur 
Wahl die Nettoneuverschuldung Null zu erreichen.  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Schönrech-
nen!) 

Ich sage Ihnen dazu deutlich: Wir haben in der 
mittelfristigen Finanzplanung noch mehr als 700 
Millionen € für 2011 an Nettoneuverschuldung 
vorgesehen. Sie wissen auch, dass wir das Jahr 
2007 sehr wahrscheinlich mit einer besseren – ich 
habe sie gerade genannt – Zahl abschließen wer-
den. Also können Sie die hoffentlich abziehen.  

Ich bleibe dabei: Steuereinnahmen, Frau Wals-
ken, sind vorsichtig anzusetzen. Im Gegensatz zu 
Ihnen lasse ich mich gerne positiv überraschen 
und nicht negativ.  

(Beifall von der CDU) 

Sie haben jedes Jahr einen Nachtragshaushalt 
zelebrieren müssen und haben ständig einen Of-
fenbarungseid leisten müssen nach dem Motto: 
Ja, wir kommen mit dem Geld nicht aus.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: „Liebe 
nächste Generation, wir laden euch immer mehr 
Schulden auf den Buckel.“ Offensichtlich war das 
Ihre Devise. Lesen Sie … 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister.  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ich komme 
zum Schluss. 

… einmal in einer stillen Stunde – vielleicht ist das 
ja in der Weihnachtszeit möglich – Frau Walsken, 
Herr Sagel, Herr Groth, das gerade erschienene 
Bertelsmann-Gutachten zur Haushalt- und Fi-
nanzlage des Landes Nordrhein-Westfalen. Da 
werden Sie lesen, dass Nordrhein-Westfalen seit 
den 80er-Jahren – so sagt das Gutachten – be-
ständig über seine Verhältnisse gelebt habe.  

(Gisela Walsken [SPD]: Die anderen Bun-
desländer auch!) 

Zwischen Ende der 70er-Jahre und 2006 habe 
das Land durchschnittlich rund 10 % seiner Aus-
gaben über Kredite finanziert.  

Meine Damen und Herren, wir sind dabei, dem ein 
Ende zu machen. Wir werden so hart arbeiten, 
dass wir auch die Nettoneuverschuldung null er-
reichen und dann irgendwann in der nächsten Le-

gislaturperiode auch anfangen, Schulden zurück-
zuzahlen. Das sind wir den nachwachsenden Ge-
nerationen schuldig.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lan-
desregierung hat ihre Redezeit deutlich überzo-
gen, und zwar um fast 8 Minuten.  

Da auch alle Fraktionen in ihren ersten bzw. zwei-
ten Wortbeiträgen ihre Redezeit ebenfalls um, 
grob geschätzt, eine Minute überzogen haben, 
schlage ich Ihnen vor, dass wir jeder Fraktion die 
Möglichkeit eröffnen, in drei Minuten noch auf das 
Gesagte einzugehen. Können wir einvernehmlich 
so verfahren? – Okay.  

Gibt es Wortmeldungen aus den Fraktionen? – 
Herr Kollege Groth, Sie haben dann das Wort.  

Ewald Groth (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Minister Linssen, wir 
nehmen Sie nur beim Wort, messen Sie nur an 
dem, was Sie dem Lande hier alles versprochen 
haben! Sie haben Wohltaten versprochen.  

Bei den Beamten würden Sie die Kürzung des 
Weihnachtsgeldes zurücknehmen. Rot-Grün hat 
die Kürzung zuzeiten vorgenommen, als die 
Steuereinnahmen zurückgegangen sind. Als wir 
keine Chance mehr gesehen haben, das anders 
zu regeln, haben wir von den Beamten einen 
Konsolidierungsbeitrag in Form der Kürzung von 
Weihnachtsgeld und Urlaubsgeld erwartet, aber 
hinzugefügt, diese Maßnahme bis Ende 2005 zu 
begrenzen, und zwar in der Hoffnung auf zukünf-
tige Steuermehreinnahmen, weil wir auf Bundes-
ebene Reformen eingeleitet hatten, die zu einem 
Wiederanspringen der Konjunktur führen sollten.  

Diese Konjunktur haben Sie jetzt geerbt. Sie ha-
ben auch die Steuermehreinnahmen geerbt. Was 
haben Sie aber gemacht? Sie haben diese Ver-
sprechen gebrochen! Und nicht nur das: Sie ha-
ben noch draufgesattelt. Sie haben neben diesen 
Millionen, die Sie den Beamten versprochen ha-
ben – dieser Wahlerfolg ist, ich formuliere es ein-
mal so, ergaunert –, im letzten Jahr noch einmal 
220 Millionen € draufgesetzt. Im kommenden 
Jahr, 2008, werden Sie zusätzlich zu den 
220 Millionen € weitere 230 Millionen € bei den 
Beamten dadurch kürzen, dass Sie die Besol-
dungserhöhung vom 1. Januar auf den 1. Juli ver-
schieben.  
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Was sollen die Beschäftigten des Landes dazu 
sagen? Was wollen Sie zu diesen gebrochenen 
Versprechen sagen, Herr Minister? Und das zu 
einer Zeit, in der die Steuereinnahmen nicht zu-
rückgehen, wie das bei uns der Fall war, sondern 
zu der die Steuereinnahmen so was von bergauf 
gehen: Sie haben seit 2004 8 Milliarden € mehr 
Steuereinnahmen, als wir damals hatten. Das 
heißt, Sie haben Steuermehreinnahmen. Sie 
könnten handeln. Sie können den Kindern von 
Hartz-IV-Empfängern ein Mittagessen garantie-
ren.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das könnte man machen. Aber dafür sind Sie 
nicht sozial genug. Da brechen Sie die Verspre-
chen, die Sie den Beamten gegenüber gemacht 
haben, auch noch einmal.  

Ich möchte Ihnen noch etwas ins Stammbuch 
schreiben, weil mir das wichtig ist. Sie rühmen 
sich immer der Zurückführung der Nettoneuver-
schuldung. Ja, das ist Ihnen gelungen, aber nicht 
aus eigener Kraft, sondern erstens aufgrund von 
Steuermehreinnahmen, die Sie durch eine gute 
Konjunktur geerbt haben, zweitens dadurch, dass 
Sie weiter bei den Beamten Versprechen gebro-
chen haben, und drittens haben Sie den Kommu-
nen – Herr Becker hat es Ihnen vorhin vorgerech-
net – inzwischen über 1 Milliarde € weggenom-
men.  

Das, was Sie an Neuverschuldung einsparen, 
bürden Sie den schwachen Schultern der Kom-
munen, die schon in Haushaltssicherungskonzep-
ten sind, noch obendrauf, und zwar durch Kredite, 
die nicht langfristig finanziert sind, sondern sehr 
risikoreich über Kassenkredite laufen, bei denen 
Sie genau wissen: Wenn der Bankenrat der EZB 
zusammentritt und die Zinssätze nach oben ge-
hen, wissen die Kämmerer nicht, wie Sie ihr Ge-
schäft am nächsten Tag weiterbetreiben sollen. 

Das ist Ihr Handeln in Fragen der Finanzpolitik, 
und zwar ohne Not. Wir waren in einer schwieri-
gen Situation. Ihr Modell für Nordrhein-Westfalen 
ist das Sanieren des Landeshaushalts auf Kosten 
der Kommunen und der Beschäftigten. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Also sanieren 
wir jetzt doch!) 

– Aber nicht in ausreichendem Maße. Darauf ge-
he ich gerne noch einmal ein, Herr Finanzminis-
ter. Was haben Sie alles im Hinblick auf die Sa-
nierung versprochen! 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Sie wollten nicht nur die Steuermehreinnahmen 
zur Schuldensenkung einsetzen. Das halten Sie 
nicht ein; es ist Ihnen gerade vorgehalten worden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Ewald Groth (GRÜNE): All Ihre vollmundigen An-
kündigungen werden nicht wahr in Nordrhein-
Westfalen. Das hat dieses Land wirklich nicht ver-
dient. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Groth. – Ich habe nun eine Wortmel-
dung der Kollegin Walsken. – Ja, Herr Kollege 
Sagel, ich habe Sie gesehen. Zunächst hat aber 
die Kollegin Walsken das Wort, und auch, um Sie 
schon darauf vorzubereiten, der Kollege Klein hat 
sich noch einmal gemeldet. Anschließend sind Sie 
dann selbstverständlich dran. – Frau Kollegin 
Walsken. 

Gisela Walsken (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich bin dankbar dafür, noch einmal in weni-
gen Sätzen das, was der Finanzminister als seine 
Wahrheit dargestellt hat, auf den Boden der Tat-
sachen zurückholen zu können. 

Herr Finanzminister, Sie haben Ihr Regierungs-
werk 2005 damit begonnen, dass Sie in einer 
drastischen Art und Weise Schulden aufgebläht, 
nach oben gefahren und damit für dieses Land 
eine Rekordverschuldung erreicht haben. Dann 
wollten Sie sich – das war Ihr Plan – systema-
tisch, Jahr für Jahr, weil wir schon seit Frühjahr 
2005 wussten, dass die Konjunktur ansprang, als 
derjenige feiern lassen, der Schulden abbaut, und 
wollten als „eiserner Helmut“ in die Geschichte 
eingehen. 

Das Ganze ist nicht aufgegangen, weil Sie zu-
nächst das Verfassungsgericht gestoppt und Ih-
nen gesagt hat, dass Ihr Haushalt für 2005 in gro-
ßen Teilen verfassungswidrig ist. Das war die ers-
te Niederlage. 

Dann haben wir Ihnen systematisch, Jahr für Jahr, 
bis zu diesem Haushalt nachgewiesen, dass Sie 
die positiven Einnahmen immer deshalb herunter-
rechnen, um am Ende des darauffolgenden Jah-
res sagen zu können: Ich bin derjenige, der spart. 
Gleichwohl wissen Sie, dass Sie auch den Kom-
munen damit Geld vorenthalten. 
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Dieser zweite Schritt ist auch nicht aufgegangen. 
Mittlerweile ist klar, dass jetzt schon knapp 
7 Milliarden € mehr für den Landeshaushalt in der 
Landeskasse sind. Nur die Hälfte davon haben 
Sie für den Schuldenabbau benutzt. Insofern ha-
ben Sie auch das nicht geschafft. 

Der dritte Punkt, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
meine Damen und Herren: Sie haben nicht nur, 
wie Herr Groth ausgeführt hat, eine Fülle unerfüll-
ter Versprechen in den Wahlkampf hineingege-
ben, sondern auch noch gesagt: Wir verändern 
etwas, dieser Haushalt bekommt ein neues Ge-
sicht. – Bis heute ist kein richtiger Schwerpunkt 
erkennbar. Bis heute haben Sie nicht in Ansätzen 
klargemacht, wie man in wirtschaftlich guten Zei-
ten einen Haushalt konsolidiert. Sie haben nicht in 
Ansätzen klargemacht, wohin Sie wollen. Ganz im 
Gegenteil: Die Ausrichtung gilt Ihrem persönlichen 
Profil. 

Ich sage Ihnen, Herr Finanzminister: Bei der wirt-
schaftlichen Lage kann jeder nachrechnen, dass 
kein besonderes Verdienst ist, mit steigenden 
Steuereinnahmen Schulden zu reduzieren. Des-
halb werden wir Sie damit konfrontieren. Wir ha-
ben klar gemacht, dass Sie jetzt schon mehr 
Schulden abbauen könnten, als Sie es planen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ihr Haushalt wächst aber jedes Jahr. Nicht erst im 
Wahlkampfjahr 2010 kann die Verschuldung auf 
null gesenkt werden. Das ist schon 2009 erreich-
bar.  

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Unabhängig davon werden wir Sie von diesem 
Pult fragen: Wo ist Ihr Konzept zur Tilgung von 
Schulden? Das wird der entscheidende Punkt 
sein. Von daher bin ich bis dahin ganz entspannt. 
Wir werden Ihnen aufzeigen, dass Sie kein Kon-
zept haben und auch dass Sie zu langsam spa-
ren. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Nicht werden! 
Zeigen Sie mal!) 

Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Walsken. – Als nächster Redner der 
Kollege Klein für die Fraktion der CDU. 

Volkmar Klein (CDU): Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, der einzige Konzeptmangel, der 
hier deutlich wird, ist der der Opposition. Sie kön-
nen uns doch nicht allen Ernstes zumuten, auf der 

einen Seite zu kritisieren, wo wir überall sparen, 
und auf der anderen Seite gleichzeitig zu kritisie-
ren, dass wir zu wenig konsolidieren. 

(Beifall von der CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Wo sparen Sie denn? Nennen Sie ein 
Beispiel!) 

Sie muten uns zu, dass wir beides zur Kenntnis 
nehmen sollen und Ihnen das durchgehen lassen. 
Und das können wir nicht. 

Wir haben im vorletzten Haushaltsjahr Ihre Kritik 
daran zur Kenntnis genommen, dass wir ausga-
benseitig 1,2 Milliarden € gespart haben. Im letz-
ten Jahr haben wir Ihre harte und engagierte Kritik 
zur Kenntnis nehmen müssen, dass wir ausga-
benseitig 700 Millionen € sparen. Auch in diesem 
Haushalt kritisieren Sie: Das Sparvolumen muss 
notwendigerweise kleiner werden, weil wir prak-
tisch schon alle Aufgaben erledigt haben. Sie kri-
tisieren an den Stellen, wo weiter gespart wird. 
Obendrein kritisieren Sie aber auch, dass wir zu 
wenig konsolidieren. Das passt doch alles nicht 
zusammen. 

(Beifall von der CDU) 

Noch eine zusätzliche Bemerkung: Sie behaupten 
immer, die Reduzierung der Neuverschuldung sei 
nur Glück. Auch das passt nicht zusammen. Na-
türlich ist Glück dabei. Wir haben nie einen Hehl 
daraus gemacht, dass wir uns sehr darüber freu-
en, dass mit der wirtschaftlichen Entwicklung in-
zwischen auch mehr Steuern hereinkommen. Die 
wirtschaftliche Entwicklung im ersten Halbjahr 
2007 ist übrigens erstmalig in Nordrhein-
Westfalen einen Tick besser gewesen als durch-
schnittlich in Deutschland, und zwar 3 % statt 
2,9 %. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In Ihrer langen Regierungszeit wurde immer an-
gekündigt, die wirtschaftliche Entwicklung werde 
aufschließen. Tatsache war aber, dass das 
Wachstum in Nordrhein-Westfalen regelmäßig 
0,5 % niedriger lag als in Deutschland insgesamt. 

(Beifall von der CDU)  

Das war die Begründung dafür, dass wir wegen 
dieser Wachstumslücke auch mit einer Steuerlü-
cke zu kämpfen hatten. Wir können froh sein, 
dass es jetzt mehr Steuereinnahmen gibt.  

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Aber wir hatten auch das Rückgrat, stehen zu 
bleiben, wenn kritisiert wurde, dass wir sparen. 
Das haben Sie doch alles mit geschürt. Wir haben 
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gespart. Wir stehen dazu und halten das auch im 
Interesse unserer Kinder für richtig.  

(Beifall von der CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Wo denn? – Ewald Groth [GRÜNE]: 
Sie sparen sämtliche Bereiche kaputt! – Wei-
tere Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

– Schauen Sie sich einmal Ihre alten Programme 
an. Stichwort Verfassungsgerichtshof: Liebe Frau 
Kollegin Walsken, Sie sollten nicht verschweigen, 
dass uns der Verfassungsgerichtshof gerade bes-
tätigt hat, dass wesentliche Ausgaben nachgeholt 
werden mussten, das Eigenkapital des BLB wie-
der aufgestockt werden musste, weil Sie das in 
den Jahren zuvor ausgezehrt haben. 

(Beifall von der CDU) 

Und jetzt wollen Sie Ihre Haushaltsanträge mit ei-
ner dicken Entnahme aus dem BLB decken. Dies 
passt doch alles nicht zusammen. Das ist die 
Konzeptionslosigkeit hier. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Klein. – Nun hat der Kollege Sagel 
das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Frau Präsidentin! 
Dass wir in diesem Jahr mehr Steuereinnahmen 
haben, ist doch nicht Ihr Verdienst. Ich bin wirklich 
sehr gespannt darauf, wenn sich die Konjunktur 
nicht so weiterentwickeln sollte – es gibt ja erste 
Anzeichen dafür –, wie das im nächsten und ü-
bernächsten Jahr aussehen wird, Herr Linssen. 
Sie hatten ja im Vergleich zu 2004 Steuermehr-
einnahmen in Höhe von 7 Milliarden €. Ich bin 
sehr gespannt, was Sie machen, wenn die Prog-
nosen, die ja immer positiver waren als in der 
Vergangenheit, etwas abkippen, auch was die 
Steuerschätzung angeht. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Ich bin vorsich-
tig!) 

– Ich weiß, dass Sie vorsichtig sind. – Ich bin sehr 
gespannt darauf, wie Ihr Haushalt dann aussieht.  

Sie betreiben hier Geschichtsklitterung und 
Schönrechnerei. Sie haben im Jahre 2005 2,2 Mil-
liarden € in einem Nachtragshaushalt durchge-
setzt. Das heißt, Sie haben die Schulden – das 
hat auch die Kollegin gerade ausgeführt – auf ein 
Rekordniveau erhöht, das Nordrhein-Westfalen 
noch nie hatte. Das war doch Ihre erste Tat.  

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

– Ich gehe nur von den Zahlen aus, die von Ihnen 
mit Brief und Siegel abgesegnet sind. Im Jahre 
2005 waren es 2,2 Milliarden €. Das war das Ers-
te, was Sie gemacht haben, denn Sie sind am 
22. Mai 2005 in die Regierung gewählt worden.  

In Ihrer mittelfristigen Finanzplanung steht eine 
Verschuldung von mehr als 120 Milliarden € Ende 
2008. Darüber hinaus – das steht auch in Ihrem 
Haushaltsentwurf – beträgt der Schuldendienst 
mehr als 5 Milliarden €. Dies ist eine neue Re-
kordhöhe für Nordrhein-Westfalen. Wir waren 
noch nie über 5 Milliarden €. Das ist die konkrete 
Politik. 

(Lachen von Minister Dr. Helmut Linssen) 

Es ist ja nicht so, dass Sie kein Geld ausgeben. 
Sie sparen natürlich, nämlich im Sozialbereich, im 
Ökologiebereich, aber Sie geben auch mehr Geld 
an bestimmten Stellen aus.  

(Minister Armin Laschet: Wo denn?) 

Sie geben zum Beispiel mehr Geld für die Land-
wirtschaftskammern aus. Die entsprechenden Mit-
tel haben Sie um 20 Millionen € aufgestockt. „Rin-
der statt Kinder“ ist ja damals zu Recht gesagt 
worden. Das war Ihre erste Maßnahme. Jetzt ge-
ben Sie Geld für Subventionen für den Flughafen-
ausbau aus. Herr Rüttgers sitzt ja auch hier. Ich 
weiß gar nicht, wie viele Redenschreiber Herr 
Rüttgers mittlerweile beschäftigt. Herr Rüttgers, 
eigentlich müssten Sie ständig am Redepult ste-
hen, weil Sie so viele Redenschreiber haben. Ich 
glaube, mittlerweile sind es sechs. Die Stellen ha-
ben Sie, glaube ich, um drei oder vier aufgestockt. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Auch das ist Ihre konkrete Politik.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sagel. – Weitere Wordmeldungen 
liegen mir nicht vor, sodass wir am Schluss der 
Beratung zum Einzelplan 12 in Verbindung mit 
dem Einzelplan 20 sind. Abstimmungen finden ja 
in der Zeit zwischen 12:30 Uhr und 14 Uhr nicht 
statt, sodass wir erst später abstimmen lassen. 

Ich rufe den Einzelplan 15  

Ministerium für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration 

mit den Teilbereichen „Generationen und Familie, 
Kinder und Jugend“, anschließend „Frauen“ und 
danach „Integration und Eine-Welt“ auf.  

Ich weise auf die Beschlussempfehlung in der 
Drucksache 14/5515, die Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD und die Änderungsanträge der 
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Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Ihnen vorgelegt 
mit den laufenden Nummern 14 bis 29 als Tisch-
vorlage, hin. 

Ich eröffne die Beratung zum Teilbereich „Gene-
rationen und Familie, Kinder und Jugend“.  

Zunächst erteile ich dem Kollegen Jörg für die 
Fraktion der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kol-
lege.  

Wolfgang Jörg (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das geschwätzige „Wir tun 
mehr für Kinder“ dieser Landesregierung wird 
durch den vorliegenden Haushalt ad absurdum 
geführt. Die Zahlen sprechen eine eindeutige 
Sprache: Seit 2005 ist kein einziger Cent mehr für 
Kinder in unserem Land ausgegeben worden. Im 
Jahre 2005 standen für das GTK, für die Sprach-
förderung und für die Sprachstandserhebungsver-
fahren fast 958 Millionen € zur Verfügung. Der 
heutige Haushaltsentwurf umfasst rund 10 Millio-
nen € mehr.  

Verbunden damit sind allerdings erhebliche zu-
sätzliche Aufgaben: die Förderung der Familien-
zentren, die Förderung der Tagespflege, die Zu-
schüsse für eingruppige Einrichtungen, um einige 
wichtige Bereiche zu nennen. Deshalb steht im 
Vergleich zu den Aufgaben 2008 deutlich weniger 
für die Tageseinrichtungen zur Verfügung als 
2005. Weniger und nicht mehr! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Nur: Es gibt mehr Geschwätzigkeit, was man alles 
für Kinder tun will. Besonders bedrückend ist der 
vorliegende Haushalt unter dem Gesichtspunkt, 
dass sich die Situation für viele Kinder in den letz-
ten Jahren verschlechtert hat. Niedrige Löhne und 
schwierige Lebensbedingungen führen dazu, dass 
sich Eltern immer weniger und nicht immer opti-
mal um ihre Kinder kümmern können.  

Hinzu kommt die bittere Erkenntnis, dass immer 
mehr Kinder in Armut leben. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir leben in einer der reichsten Ge-
sellschaften auf dieser Welt. Umso unerträglicher 
ist die Einsicht, dass jedes fünfte Kind hier in Ar-
mut leben muss.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Doch wir als Politiker können die Lebensbedin-
gungen für diese Kinder verändern. Wenn wir das 
wirklich wollen, können wir dafür sorgen, dass sie 
zumindest eine Chancengleichheit im Bildungsbe-
reich bekommen. Über den Weg einer guten Bil-
dung erschließen sich soziale Aufstiegschancen. 
Nur so können wir den Teufelskreis von Armut 

durchbrechen. Denn diese Kinder sind nicht 
dümmer oder schlauer als Kinder aus reichen 
Familien. Wir, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
können die Rahmenbedingungen verbessern, un-
ter denen diese Kinder groß werden. 

Das funktioniert aber nicht, indem wir das Kinder-
geld anheben oder andere Transferleistungen be-
liebig nach oben schrauben. Diese Gelder landen 
leider nicht immer beim Kind. Ich füge hinzu: 
Selbst bei deutlicher Erhöhung der Transferleis-
tungen könnten die strukturellen Nachteile der 
Kinder aus ärmeren Verhältnissen nicht aufgefan-
gen werden. 

Wir können diesen Kindern nur helfen, indem wir 
die Angebotspalette ihrer Betreuungseinrichtun-
gen stärken und diese Einrichtungen in die Lage 
versetzen, allen Kindern das notwendigste Rüst-
zeug für einen guten Start in ein lebenslanges 
Lernen zu ermöglichen. Eltern brauchen in den 
Einrichtungen stabile Partner, mit denen sie ihre 
Probleme des Alltags meistern und gleichzeitig 
ihren Kindern einen möglichst optimalen Entwick-
lungsrahmen bieten können. 

Wenn uns gemeinsam gegenwärtig ist, dass die 
Probleme der Kinder in den letzten Jahren größer 
geworden sind, dann müssen wir auch mehr dafür 
tun, dass diese Probleme aus dem Weg geräumt 
werden. Dieser Haushalt ist leider weit davon ent-
fernt. Jürgen Rüttgers ist in Sachen Kinder für je-
des Schwätzchen zu haben. Konkret wird die Si-
tuation der Kinder durch diesen Haushalt aber 
eher weiter geschwächt. 

Eltern werden fast landesweit durch höhere Bei-
träge für die Tageseinrichtungen belastet. 

(Minister Armin Laschet: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Schon allein das ist ein Skandal; denn höhere Be-
lastungen der Eltern treffen natürlich auch immer 
die Kinder. 

Auf die Spitze wird diese Situation dadurch ge-
trieben, dass Städte mit schwächeren Sozialstruk-
turen – dort sind die bereits genannten niedrigen 
Löhne häufiger anzutreffen – aufgrund ihrer 
schwachen Haushaltslage die Elternbeiträge be-
sonders anheben müssen. Auf gut Deutsch: Die 
Familien, denen es sowieso schon schlechter 
geht, werden durch die Landesregierung hier 
noch einmal besonders bestraft. 

Hinzu kommt nun auch noch das sogenannte Ki-
Biz. Daran ist schon genug Kritik formuliert wor-
den; aber ich möchte es hier noch einmal hervor-
heben. In dieser für Kinder prekären gesellschaft-
lichen Situation schafft das KiBiz per Gesetz e-
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normen finanziellen Druck in unseren Einrichtun-
gen. Dies wird sich erheblich auf die Qualität der 
Arbeit in den Einrichtungen auswirken – und ein 
Qualitätsverlust in den Einrichtungen trifft Kinder 
mit einem höheren Förderbedarf immer härter als 
andere. Das KiBiz ist wirklich ein kinder- und fami-
lienpolitischer Totalschaden; das sei hier noch 
einmal gesagt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Mit diesen Mitteln werden Sie eine – jedenfalls 
von uns gewünschte – Chancengleichheit niemals 
erzielen. An dieser Stelle unterscheiden wir uns 
aber erheblich, glaube ich. Sie wollen diese 
Chancengleichheit nicht. Sie sind Besitzstands-
wahrer. Sie glauben, dass die Situation der armen 
Kinder Schicksal ist. 

(Christian Lindner [FDP]: Ach!) 

– Wenn Sie etwas anderes glauben würden, lie-
ber Christian Lindner, dann hätten Sie angesichts 
der Probleme nicht die Verdopplung des Kultur-
etats als Ziel in Ihre Koalitionsvereinbarung ge-
schrieben, sondern die Verdopplung des Etats für 
unsere Kinder. Aber Sie wollen die Zusammen-
hänge zwischen guten Einrichtungen und einer 
damit verbundenen guten Bildungsperspektive 
nicht erkennen. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Sie leugnen sie geradezu. Deshalb setzen Sie 
auch so stark auf individuelle und private Lösun-
gen. 

(Minister Armin Laschet: Die Einrichtungen 
bekommen mehr Geld als bei euch!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
vorgelegte Haushalt zeigt, dass die Landesregie-
rung viele neue Probleme in der Kinder- und Fa-
milienpolitik durchaus erkennt, aber nicht bereit 
ist, diesen Problemen sozial und vor allen Dingen 
gerecht zu begegnen. Stattdessen – ich muss es 
immer wieder sagen – werden Familien und 
Kommunen zusätzlich belastet. 

(Minister Armin Laschet: Steigt der Etat, oder 
sinkt er?) 

Und das werden Ihnen die Bürgerinnen und Bür-
ger in diesem Land nicht durchgehen lassen, sehr 
geehrter Herr Minister. Für diese geschwätzige 
unsoziale Politik werden Sie Ihre Quittung be-
kommen. 

(Minister Armin Laschet: Gibt es mehr Geld 
oder weniger? Sagen Sie doch einmal!) 

Denn Lügen tragen nicht weit, weil sie bekanntlich 
kurze Beine haben, Herr Minister.  

Was haben Sie nicht alles versprochen! Der Lan-
desjugendplan ist dafür immer wieder ein gutes 
Beispiel. 96 Millionen € haben Sie allen Trägern in 
die Hand versprochen. Und heute? Heute berufen 
Sie sich darauf, dass die Zahlungen an die Ver-
bände garantiert werden; das an sich habe schon 
einen großen Wert. 

(Minister Armin Laschet: Gibt es mehr Geld 
oder weniger Geld?) 

Ich verkneife mir, hier ganz unparlamentarisch 
Klatsche zu verteilen, frage aber in Anlehnung an 
eine bekannte Fernsehwerbung: Die Zuverlässig-
keit, wer hat’s gemacht? – Richtig, Herr Minister: 
Die SPD hat’s gemacht. 

(Lachen von Marie-Theres Kastner [CDU]) 

Wir haben den Landesjugendplan zum Gesetz 
gemacht. Daraus hat sich die von Ihnen so be-
worbene Planungssicherheit ergeben. Das ist die 
Wahrheit. 

Viel schlimmer ist aber, dass Sie die inhaltliche 
Diskussion um die Kinder- und Jugendarbeit nicht 
vorantreiben. Es gibt viele neue Herausforderun-
gen. Zum Beispiel wäre die Landesregierung bei 
der Zusammenarbeit der Einrichtungen mit offe-
nen Angeboten und unseren Ganztagsschulen 
gefragt. Mittlerweile sind Ganztagsschulen ja auch 
im schulpolitischen Entwicklungsland der Christ-
demokraten angekommen. Hier brauchen wir 
neue Angebote, die sich auf die veränderten 
Rahmenbedingungen einlassen. 

Um eine stabile Persönlichkeit zu entwickeln, 
brauchen Jugendliche Angebote auch nicht schu-
lischer Art. Deshalb können Schule und Schulper-
sonal die Herausforderung nicht alleine lösen. Die 
Kompetenz in den Schulen reicht dafür nicht aus. 
Hier brauchen wir den Sach- und Fachverstand 
der Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Sozi-
alpädagoginnen und Sozialpädagogen in den Ein-
richtungen der offenen Kinder- und Jugendarbeit. 
Wir brauchen Angebote in Wohn- und Schulum-
feld, bei denen die Jugendlichen selbstbestimmt 
ihre Interessen verfolgen und bei denen eben kein 
systematisches Lernen stattfindet. 

An diesem Punkt haben wir Nachholbedarf. Doch 
die Antwort der Landesregierung ist in den Haus-
halt eingemeißelt: 20 Millionen € weniger als ver-
sprochen. 

Gleichzeitig aber wachsen die Aufgaben. Das ist 
eine Zerreißprobe für alle Einrichtungen. Nicht alle 
werden diesen Sparhaushalt überleben. 
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Für viele Funktionäre ist es ein Dilemma: Auf der 
einen Seite müssen sie mit denen sprechen – 
namentlich Herrn Stahl, der gerade nicht hier ist, 
und Frau Kastner, die Gott sei Dank da ist –, die 
ihnen das Wasser abtragen. Schließlich will man 
verhindern, dass es noch schlimmer wird. Man 
muss freundlich mit ihnen umgehen. Auf der an-
deren Seite wurden Versprechungen nach der 
Wahl nicht gehalten. Man spricht mit der Faust in 
der Tasche mit ihnen. 

Nach meiner Wahrnehmung ist das Schlimmste 
für alle an der Kinder- und Jugendarbeit Beteilig-
ten aber, mit welcher Arroganz die Landesregie-
rung über die Volksinitiative und die im letzten 
Jahr vorgenommene Sammlung von 500.000 Un-
terschriften hinweggegangen ist. 

(Beifall von Angela Tillmann [SPD]) 

20 Millionen € kann man nicht kompensieren. Das 
Angebot der offenen Jugendarbeit in Nordrhein-
Westfalen wird weniger. Das haben Jürgen Rütt-
gers und seine Besitzstandswahrer hier zu ver-
antworten, meine Damen und Herren. 

(Minister Armin Laschet: Das stimmt doch 
gar nicht! Die Einrichtungen bekommen doch 
mehr als vorher!) 

Sehr geehrter Herr Laschet, Sie werden niemals 
Partner dieser Menschen werden – nicht wirklich 
Partner. Das haben Sie sich mit den voreiligen 
Pressemitteilungen der CDU und den ganzen 
Versprechen gründlich verdorben. 

Fazit: Der vorgelegte Haushalt macht deutlich: Die 
Probleme von Familien und Kindern sind nicht 
Schwerpunkt dieser Landesregierung. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN)  

Soziale Gerechtigkeit oder gar Zugangsgerechtig-
keit zu Einrichtungen und Schulen ist nicht ge-
wollt – ganz im Gegenteil. Es ist ein Haushalt, den 
wir aus tiefster Überzeugung ablehnen. Kinder 
sind in Nordrhein-Westfalen nach wie vor der häu-
figste Armutsgrund. Die Kinder leiden am meisten 
unter dieser Armut. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Dieser Haushalt manifestiert diese bittere Ent-
wicklung, und deshalb werden wir dagegen stim-
men. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Jörg. – Als nächste Rednerin hat für 
die Fraktion der CDU Kollegin Kastner das Wort. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Jörg, mir geht es selbstverständ-
lich etwas anders als Ihnen. Wir werden diesem 
Haushalt im Einzelplan 15 – Generationen, Fami-
lie, Kinder und Jugend – aus vollem Herzen zu-
stimmen, weil er genau das widerspiegelt, was wir 
vor der Wahl versprochen haben, nämlich Prioritä-
ten für Kinder und Jugendliche zu setzen.  

(Beifall von der CDU – Andrea Asch [GRÜ-
NE]: Das glaubt Ihnen keiner mehr!) 

Nordrhein-Westfalen braucht starke Familien, und 
wir brauchen auch die notwendigen Rahmenbe-
dingungen. Angefangen bei den ganz Kleinen mit 
der Weiterentwicklung der Frühwarnsysteme bis 
zum Landesjugendplan – darauf werde ich gleich 
noch zurückkommen –, haben wir durchaus Ak-
zente gesetzt, die wir auch im Haushalt finden 
werden.  

Noch eine Zwischenbemerkung, Herr Jörg: Ich bin 
der Meinung, dass auch Kinder Kultur brauchen. 
Das gehört ebenfalls zur Entwicklung der Kinder 
und liegt nicht abseits,  

(Beifall von der CDU) 

dass auch sie ein kulturelles Angebot bekommen. 
Deshalb bin ich sehr dafür, das Kulturprogramm 
gerade im Sinne von Kindern aufzustocken. Ob 
Musik oder Singen, all das ist eine notwendige 
Weiterentwicklung von Bildung für Kinder, die sie 
sonst – gerade in bildungsfernen Elternhäusern – 
nicht bekämen. 

Für den Bereich der frühkindlichen Bildung stehen 
im kommenden Jahr insgesamt 969 Millionen € 
zur Verfügung. Das sind, Herr Jörg, auf jeden Fall 
schon einmal 10 Millionen € mehr, als Sie in Ihren 
Ausführungen angegeben haben. Im Übrigen ist 
das ein Plus von mehr als 10 %, verglichen mit 
dem vergangenen Haushaltsjahr. Das ist trotz der 
Haushaltskonsolidierung ein beachtlicher Sprung 
und drückt die von mir eingangs erwähnte Priori-
tätensetzung aus. 

Mit dem KiBiz, das zum 1. August 2008 in Kraft 
treten wird, kommt es im kommenden Jahr zu ei-
nem Wechsel der Förderstruktur gegenüber dem 
jetzt geltenden Gesetz. Hierüber haben wir uns 
lang und ausgiebig auseinandergesetzt. Die Um-
wandlung bezieht sich auch auf die Sprachförde-
rung und die finanzielle Förderung von Familien-
zentren. Im Übrigen, Herr Jörg, ist das ein sehr 
wichtiger Punkt, um gerade Kinder und Elternhäu-
ser zu erreichen, die vielleicht Schwierigkeiten 
haben. Einschließlich dieser Veränderungen 
sprechen wir von einer Erhöhung von 140 Millio-
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nen € allein für den Bereich der frühkindlichen Bil-
dung.  

Das überaus erfolgreiche Konzept der Familien-
zentren, das wir bereits 2005 mit einer parlamen-
tarischen Initiative angeregt haben, werden wir 
auch im kommenden Jahr weiter ausbauen. Frak-
tionen in anderen Bundesländern wollen das Kon-
zept übernehmen, so beispielsweise in Schleswig-
Holstein die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die 
dazu einen Antrag eingebracht hat. Die Abgeord-
nete Monika Heinold hat in der Plenardebatte am 
11. Oktober 2007 ausgeführt: Nordrhein-Westfa-
len hat gezeigt, welche Dynamik entsteht, wenn 
sich eine Landesregierung um die Weiterentwick-
lung von Kindertagesstätten kümmert. 

Ich sage: Es ist gut, dass diese Dynamik entstan-
den ist und dass das Land die Bereitschaft der 
Kindertageseinrichtungen, der Erzieherinnen und 
Erzieher, sich weiterzuentwickeln, unterstützt.  

Nachdem wir seit wenigen Monaten in Nordrhein-
Westfalen über 1.000 Familienzentren mit nieder-
schwelligen Angeboten für Familien verfügen, 
wollen wir dieses Angebot 2008 auf 1.500 Famili-
enzentren ausdehnen. Mit jeweils 1.000 € pro Mo-
nat allein für die Koordinationsaufgaben wird die 
Arbeit der Familienzentren auch in Zukunft durch 
Landesmittel gefördert. In § 21 Abs. 3 des Kinder-
bildungsgesetzes haben wir diese finanzielle För-
derung festgeschrieben.  

Die Weiterentwicklung der Kindertageseinrichtun-
gen zu Familienzentren haben wir weitgehend 
auch dem hohen Engagement der Erzieherinnen 
und Erzieher zu verdanken. Ich möchte an dieser 
Stelle hierfür noch einmal Danke sagen, dass die-
ses große Engagement auch in der ersten Phase 
ohne finanzielle Unterstützung erfolgt ist. 

(Beifall von der CDU) 

Im Gegensatz zu Ihren jährlichen Kürzungsorgien 
in der Vergangenheit können wir im nächsten Jahr 
die Einrichtungen der Familienhilfe und Familien-
bildung weiter auf gleich hohem Niveau fördern.  

Die Kooperation der Kindertageseinrichtungen mit 
diesen Einrichtungen im Rahmen der Weiterent-
wicklung zu Familienzentren führt dazu, dass Fa-
milien frühzeitig erreicht und viel zielgerichteter 
unterstützt werden können. Im Zusammenhang 
mit dem weiteren Ausbau der Familienzentren in 
den kommenden Jahren werden wir darauf ach-
ten, wie sich die Weiterentwicklung der Tagesein-
richtungen auf die kooperierenden Einrichtungen 
und deren Inanspruchnahme auswirken wird. 

Mit der verpflichtenden Sprachstandsfeststellung 
im vierten Lebensjahr und einer frühzeitig einset-

zenden kontinuierlichen Sprachförderung legen 
wir den Grundstein für frühkindliche Bildung und 
ein erfolgreiches schulisches Lernen. Das gilt 
ganz besonders für Familien, in denen Bildung 
nicht oben auf der Tagesordnung steht.  

Das ist ein Baustein, um dem nachzukommen, 
was die OECD in der letzten PISA-Studie für 
Deutschland als Notwendigkeit angesehen hat. 
Wir sind in Nordrhein-Westfalen bereits auf die-
sem Weg. Insgesamt 28 Millionen € stellen wir im 
kommenden Haushaltsjahr für diesen Bereich zur 
Verfügung, ein beachtlicher Posten, der die Start-
chancen aller Kinder in Nordrhein-Westfalen un-
abhängig von deren Herkunft verbessern soll. 
Damit machen wir Sprachförderung weit über das 
Normalmaß hinaus.  

Auch hier haben wir Wert darauf gelegt, die finan-
zielle Förderung im Kinderbildungsgesetz zu ver-
ankern. Nur über diesen Weg kommen wir zu ei-
nem Anspruch auf Sprachförderung. Das ist deut-
lich mehr und viel weitgehender als all das, was 
Sie in den vergangenen Legislaturperioden ange-
dacht haben. 

Mit dem Inkrafttreten des Kinderbildungsgesetzes 
im kommenden Jahr kommt es erstmals zu einer 
finanziellen Förderung der Tagespflege. 13 Millio-
nen € stehen hierfür im kommenden Haushalts-
jahr zur Verfügung – Geld, das zur Qualifizierung 
und Absicherung der Tagesmütter und -väter die-
nen soll. Jeder Platz in der Kindertagespflege wird 
in Zukunft mit dem Inkrafttreten des Kinderbil-
dungsgesetzes erstmalig mit 725 € jährlich aus 
Landesmitteln gefördert. Das ist eine deutliche 
Aufwertung dieser Betreuungsform, die gerade für 
die Betreuung von jungen Kindern aufgrund fami-
lienähnlicher Strukturen besonders geeignet ist. 
Wir haben gemeinsam mit unserem Koalitions-
partner in einer parlamentarischen Initiative für die 
gesetzliche Verankerung gesorgt.  

Der Ansatz beim Kinder- und Landesjugendför-
derplan liegt für 2008 wie bisher bei 75,2 Millio-
nen €. Dazu kommen noch 4,5 Millionen € für die 
Jugend in sozialen Brennpunkten. Seit Übernah-
me der Regierungsverantwortung gewährleisten 
wir damit bis zum Jahr 2010, was die Jugendver-
bände und alle in der Jugendarbeit Tätigen 
schmerzlich vermisst haben nach dem Motto, Herr 
Jörg: Wer hat es getan? – Wir haben es getan! 
Bis zum Jahr 2010 werden die offene Kinder- und 
Jugendarbeit, die Verbandsarbeit, die Jugendso-
zialarbeit und die kulturelle Kinder- und Jugendar-
beit aus dem Landesjugendplan verlässlich geför-
dert. Die Mittel stehen in vollem Umfang zur Ver-
fügung und können auch übertragen werden.  
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Bei der Generationen- und Seniorenpolitik bleibt 
es beim gleichen Ansatz wie 2007. Neben der 
klassischen Seniorenpolitik stehen dabei Fragen 
des Miteinanders der Generationen im Mittel-
punkt. Dieses Thema haben wir gemeinsam mit 
unserem Koalitionspartner in der Initiative „Jung 
und Alt in den Städten und Gemeinden -
Zukunftskonzepte für ein neues Zusammenleben 
der Generationen in Nordrhein-Westfalen“ ausge-
arbeitet.  

Mit dem Generationengipfel am 14. Dezember im 
Düsseldorfer Landtag nimmt die Umsetzung die-
ser Idee in Kürze erste konkrete Formen an. Bei-
spielhafte Zukunftsprojekte für ein Miteinander 
zwischen Jung und Alt erhalten Gelegenheit, sich 
vorzustellen. In einer älter werdenden Gesell-
schaft mit sinkenden Kinderzahlen ist dies eine 
wichtige gesellschaftspolitische Aufgabe, die wir 
weiter fortführen wollen.  

Lassen Sie mich abschließend feststellen: Die 
Schwerpunktsetzung der Landesregierung und 
der Regierungsfraktionen bei der frühkindlichen 
Bildung und die deutliche Abgrenzung gegenüber 
der Politik der rot-grünen Landesregierung wird 
auch außerhalb des Landtags deutlich wahrge-
nommen. So heißt es beispielsweise in den „Aa-
chener Nachrichten“ vom 13. November 2007 in 
einem Artikel zur Schulpolitik: 

„Auf keinem Feld nämlich hat die Regierung 
Rüttgers mehr investiert als in die Erziehung.“ 

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

„Die frühkindliche Bildung … war von der rot-
grünen Vorgängerregierung ebenso stiefmütter-
lich behandelt worden wie die personelle Aus-
stattung der Schulen.“ 

Frau Kraft redet immer davon, wir würden eine 
unsoziale Politik auf dem Rücken der Kinder ma-
chen.  

(Andrea Asch [GRÜNE]: Genau! Recht hat 
sie! – Gegenruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Der Kommentar sieht das wohl nicht so! 

Wir wollen den erfolgreichen Weg einer Politik für 
Kinder und Familien weitergehen. Deshalb wer-
den wir diesem Einzelplan 15 mit Freuden zu-
stimmen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kastner. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP der Kollege Lindner das 
Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Christian Lindner (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Die Haushaltsberatungen 
im Bereich Kinder, Jugend und Familie sind in den 
letzten Jahren ruhiger geworden. Ich erinnere 
mich gut, dass es in der vergangenen Wahlperio-
de zahllose Sitzungen und Gespräche mit Fach-
verbänden gegeben hat. In diesen Gesprächen 
wurde uns als Oppositionspolitikern, aber genau-
so auch den Politikern der Regierungsseite vorge-
tragen, wie groß die Befürchtungen seien, dass 
etwa wieder in die Förderung aus dem Landesju-
gendplan eingegriffen werden könnte.  

In diesem Jahr gibt es Gespräche wie auch schon 
im vergangenen Jahr. Aber sie haben einen ande-
ren Charakter. Es gibt allerdings weniger Gesprä-
che und weniger Druck,  

(Beifall von Walter Kern [CDU] – Zurufe von 
der SPD und von Sylvia Löhrmann [GRÜ-
NE]) 

weil die wesentliche Leistung dieser Koalition war, 
bis zum Jahr 2010 den Verbänden Planungssi-
cherheit zu geben. Diese Planungssicherheit, 
meine Damen und Herren, erlaubt es den Be-
schäftigten in den Verbänden und in den Einrich-
tungen, sich auf das konzentrieren, was ihre vor-
nehmste Aufgabe ist. Das ist nicht die Lobbyarbeit 
im Landtag, sondern das ist die pädagogische Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen vor Ort. Dafür 
haben sie jetzt den Freiraum, die Zeit und die Si-
cherheit.  

(Beifall von der FDP) 

Die Sozialdemokraten, meine Damen und Herren, 
haben diesen Vorrang der Planungssicherheit vor 
kurzfristigen Erhöhungen im vergangenen Jahr 
auch anerkannt, indem sie im zuständigen Fach-
ausschuss darauf verzichtet hatten, diesen 
mantraartig vorgetragenen Antrag auf Erhöhung 
der Mittel im Landesjugendplan vorzulegen. In 
diesem Jahr beugen sich die Sozialdemokraten 
dem grünen Populismus und schwenken auch 
wieder auf diese Linie ein – allerdings mit Argu-
menten, die nachgerade fadenscheinig sind, wenn 
der Kollege Wolfgang Jörg als Beispiel für die Er-
höhung ausgerechnet die offene Jugendarbeit an-
führt. Dabei lässt er außer Acht, dass genau seine 
Fraktion die jetzt von ihr beantragte Erhöhung 
ausgerechnet nicht bei der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit ansiedeln will,  

(Ralf Witzel [FDP]: In der Tat!) 

sondern ausschließlich für Verstärkungsmittel für 
die Kooperation von Jugendhilfe und Schule.  

(Beifall von FDP und Marie-Theres Kastner 
[CDU] – Ralf Witzel [FDP]: So ist das!) 
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Wenn, dann müsste wenigstens konsistent argu-
mentiert werden. Wie es die SPD macht, entlarvt 
es ein nur kurzfristiges politisches Anliegen.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, ich will auch auf das 
mit 4,5 Millionen € dotierte Sonderprogramm „Ju-
gend in sozialen Brennpunkten“ hinweisen. Was 
haben wir darüber diskutiert. Insbesondere Frau 
Asch hat sich echauffiert, das sei ein Trostpfläs-
terchen. Mit dem Geld könne sinnvoll gar nicht 
gearbeitet werden. Das Geld würde gar nicht ver-
ausgabt werden können. Jetzt stellen wir im zwei-
ten Jahr fest: Die Mittel für das Programm sind 
verausgabt worden und die Ergebnisse sind aus-
gezeichnet. Die Landesvereinigung Kulturelle Ju-
gendarbeit berichtet auf ihrer Internetseite von 
40 Projekten, die ausschließlich diesem Pro-
gramm zu verdanken sind,  

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

zum Beispiel Jugendtheater in den Sommerferien 
in sozialen Brennpunkten, wo Jugendliche über-
haupt erst einmal befähigt werden, sich konzent-
riert mit Sachverhalten und mit Texten zu be-
schäftigen. Auch diese Befürchtung und Vorhal-
tung der Opposition hat sich als Luftnummer er-
wiesen.  

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Ich will einen dritten Punkt im Jugendbereich her-
vorheben, nämlich die Frage, wie wir Kinder und 
Jugendliche in unser demokratisches System ein-
binden, wie wir politische Bildung mit der Beteili-
gung von Kindern und Jugendlichen an den sie 
betreffenden Entscheidungen verbinden.  

Diese Koalition hat im vergangenen Jahr ein Pro-
gramm „Politik für Kinder“ implementiert, das in-
novative Beteiligungsprojekte in den Kommunen 
anregen sollte. Wir von den Koalitionsfraktionen 
haben wegen der positiven Erfahrungen diesen 
Haushaltsansatz jetzt auf eine halbe Million Euro 
verdoppelt. Nun stehen eine halbe Million Euro 
dafür zur Verfügung, unsere Kommunalpolitik kin-
der- und jugendfreundlicher zu machen.  

Von Rot-Grün hatten wir in der Vergangenheit da-
zu nichts gehört. Erst recht haben die Kommunen 
keinerlei finanzielle oder auch ideelle Unterstüt-
zung erfahren. Erst jetzt in der Opposition macht 
sich Frau Asch dieses Thema zueigen.  

(Andrea Asch [GRÜNE]: Ich war vorher nicht 
dabei! Ich konnte das schlichtweg nicht!) 

Sie vollzieht eine 180-Grad-Kehrtwende.  

(Widerspruch von den GRÜNEN)  

Aber das kennen wir von den grünen Gutmen-
schen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

In der Regierung arbeiten sie ganz anders als in 
der Opposition. Ich mache das an einem zweiten 
Beispiel deutlich: Frau Asch, Sie stellen sich hier 
hin und beantragen eine Erhöhung der Mittel für 
Gedenkstättenfahrten von Kindern und Jugendli-
chen. Das ist ein gutes Anliegen. Im letzten 
Haushalt, den Sie zu verantworten hatten, haben 
Sie diesen Ansatz aber auf null reduziert. Was gilt 
denn nun? Was ist Ihre Politik? Was ist Ihre Auf-
fassung dazu? 

(Ralf Witzel [FDP]: Alles nur Show!) 

Das sind Kehrtwenden der Grünen um 180° in der 
Opposition. Das ist eine reine Gutmenschenpoli-
tik. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Wenn Sie Verantwortung haben, arbeiten Sie 
ganz anders. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist billiger Populis-
mus! – Gegenruf von Britta Altenkamp 
[SPD]: Wie recht Sie haben, Herr Witzel!) 

Ich will noch auf einen zweiten Bereich zu spre-
chen kommen – ich fasse mich kürzer, weil wir uns 
schon vielfach darüber ausgetauscht haben –: das 
Kinderbildungsgesetz. Man kann rechnen und Vor-
haltungen machen, wie man will – Fakt ist: In die-
sem Land wird im nächsten Jahr so viel Geld für 
den Elementarbereich aufgewendet wie niemals 
zuvor in der Geschichte dieses Landes. 

(Beifall von FDP und CDU – Zuruf von And-
rea Asch [GRÜNE]) 

Niemals zuvor gab es, wenn man die Bundesmit-
tel mit einbezieht, über eine Milliarde Euro für den 
Elementarbereich bei sinkenden Kinderzahlen. 
Ein Mittelzuwachs bei sinkenden Kinderzahlen – 
daran zeigt sich die Schwerpunktsetzung dieser 
Koalition. Das will ich gar nicht mit einzelnen 
Maßnahmen wie Familienzentren und Sprachför-
derung weiter beleuchten. Von Ihnen haben wir 
einen Haushaltsansatz von 7,1 Millionen € über-
nommen; bei der frühkindlichen Sprachförderung 
stehen im nächsten Jahr 28 Millionen € für die 
Chancen von Kindern mit Migrationshintergrund 
zur Verfügung. Wir müssen uns von Ihnen mit Ih-
rer bescheidenen Hinterlassenschaft kein Un-
gleichgewicht in der Kinder-, Jugend- und Famili-
enpolitik vorwerfen lassen. 

(Beifall von der FDP) 
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Ich möchte noch einen letzten Punkt zum Bereich 
Familien ansprechen. Unser Ansatz ist, die Ver-
netzung der Akteure, die für Familien vor Ort und 
landesweit tätig sind, zu stärken. Familienbera-
tung und Familienbildung erhalten deshalb unver-
ändert den gleichen Betrag wie in den vergange-
nen Jahren. Aber wir stärken ausdrücklich die Be-
reiche des Landeshaushalts, in denen innovative 
Projekte angestoßen werden und bei denen es 
um Vernetzung geht. Deshalb können in den 
Kommunen jetzt soziale Frühwarnsysteme mit im 
Vergleich zum vergangenen Jahr noch einmal 
deutlich erhöhten Mitteln von 1,5 Millionen € imp-
lementiert und intensiviert werden. 

Zum Bereich Familie gehört für die Freien Demo-
kraten auch der Hinweis darauf, dass dieses Land 
unverändert die gleichgeschlechtlichen Lebens-
weisen unterstützt und begleitet und Antidiskrimi-
nierungsarbeit fördert. Die finanzielle Förderung 
bleibt unverändert. Aber wir als Koalitionsfraktio-
nen haben uns dafür stark gemacht, dass wir 
auch die positiven Signale, die mit der Gründung 
einer Bürgerstiftung verbunden sind, als Landes-
gesetzgeber unterstützen wollen. Wir bitten die 
Landesregierung herzlich, sich diesem Sachver-
halt noch intensiver zu widmen. Wir werden bei 
anderer Gelegenheit in diesem Monat, beim 
nächsten Plenum, darauf zurückkommen können. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Meine Damen und Herren, ich ziehe Bilanz: Wir 
haben eine deutliche Schwerpunktsetzung für 
Kinder, Jugendliche und Familien in Nordrhein-
Westfalen erreicht. Die Opposition hat andere 
Vorstellungen in ihren Anträgen vorgelegt. Sie 
haben es aber nicht vermocht zu sagen, wie Sie 
sie finanzieren wollen. Es gehört zu einer Politik 
für Kinder und Jugendliche, ihnen in der Zukunft 
einen handlungsfähigen Staat zu überlassen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Was ist das 
denn?) 

Sie wollen in der Gegenwart Gutmenschentum 
betreiben und Wohltaten verteilen, 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Kindern und Jugendlichen aber 100 Millionen € 
zusätzliche Schulden hinterlassen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist Diffa-
mierung hoch drei!) 

Wenn Sie verantwortliche Politik machen, müssen 
Sie sich um beste soziale Ergebnisse bemühen 
und nicht um beste soziale Ankündigungen, wie 
Sie das tun. 

(Beifall von der FDP) 

Sie müssen außerdem dafür Sorge tragen, dass 
Ihre Politik der Gegenwart auch in der Zukunft fi-
nanziert werden kann. Diesem Anspruch stellen 
wir uns – 

(Britta Altenkamp [SPD]: Herr Lindner, wer 
lesen kann, ist klar im Vorteil!) 

Sie sind ihm nicht gerecht geworden. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Lindner. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun die Kollegin Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wir mussten von CDU und 
FDP wieder das erleben, was wir seit zweieinhalb 
Jahren erleben. 

Erstens. Eine rückwärtsgewandte Perspektive. 
Herr Lindner, hören Sie doch endlich auf, auf das 
zu verweisen, was in der letzten Legislaturperiode 
passiert ist. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist Ihnen peinlich! Sie 
begehen damit Unfallflucht!) 

Machen Sie Ihre Hausaufgaben und vertuschen 
Sie nicht Ihre Fehlleistungen, indem Sie immer 
auf irgendetwas verweisen, was vermeintlich vor-
her geschehen ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweitens. Sie stellen stereotyp dar, Sie könnten 
nicht anders, Sie müssten um der Zukunft willen 
sparen. Es ist und bleibt so, dass dieser Haushalt 
für Kinder, Jugendliche und Familien das Parade-
beispiel für das Brechen von Versprechen, für 
Täuschungen und Enttäuschungen ist, die diese 
Landesregierung den Menschen in NRW bereitet. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

An dieser Stelle sage ich, Herr Lindner: Lieber 
Gutmenschentum als neoliberale Abzocke. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Wider-
spruch von Ralf Witzel [FDP]) 

Der Haushalt für Kinder, Jugend und Familien ist 
das Paradebeispiel dafür, dass Sie trotz Rekord-
einnahmen – 8 Milliarden € haben wir gehört – Ih-
re Prioritäten überall anders setzen – beim Stra-
ßenbau, bei Flughäfen, bei den Landwirtschafts-
kammern – aber nicht dort, wo Sie es verspro-
chen haben, nicht bei den Kindern, bei den Ju-
gendlichen und bei den Familien in diesem Land.  
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Trotz Rekordeinnahmen stocken Sie den Landes-
jugendplan wiederum nicht mit den versproche-
nen 96 Millionen € auf. Trotz Rekordeinnahmen 
schreiben Sie die Kürzungen für die Kindertages-
stätten aus 2006 fort. Sie täuschen die Öffentlich-
keit mit den angeblich 150 Millionen € mehr. Herr 
Lindner, das wird immer mehr. Jetzt steht angeb-
lich schon eine Milliarde im Haushalt. Wo denn? 
Sie können es nicht nachweisen. 

(Christian Lindner [FDP]: Ich habe gesagt: 
Mit den Bundesmitteln!) 

Diese Zahl steht nirgendwo in diesem Haushalt. 

(Minister Armin Laschet: Natürlich!) 

Aber Sie sind schmerzfrei. Sie addieren einfach 
mal für 2008 verschiedene Haushaltstitel, die 
2007 noch getrennt waren. Sie vergleichen Äpfel 
mit Birnen und sagen dann: Das ist mehr Geld für 
Kinder. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie finanzieren angeschlagene Kirchengemeinden 
über Ihr 23 Millionen-€-Programm für Kinder und 
sagen: Das ist mehr Geld für Kinder. – Sie reden 
von einem höheren Schuletat, zählen aber die 
Lehrerpensionen hinzu und sagen dann: Auch 
das ist mehr Geld für Kinder. Meine Damen und 
Herren, Herr Minister Laschet, Sie stellen keinen 
einzigen Cent mehr ein, der bei den Kindern auch 
tatsächlich ankommt. Das lassen sich auch die 
Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen 
nicht so einfach gefallen. 

Herr Lindner, noch einmal: Man fragt sich wirklich, 
mit welcher Form von Realitätsverleugnung Sie 
überhaupt durchs Leben laufen, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

wenn Sie sagen, wir hätten in den letzten zwei 
Jahren ruhige Haushaltsverhandlungen gehabt. 
Blenden Sie derartig aus? Wir hatten zwei große 
Volksinitiativen, 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

die 250.000 Unterschriften gegen Ihre Familienpo-
litik gesammelt haben. Sie behaupten, wir hätten 
ruhige Haushaltsberatungen gehabt. 

(Christian Lindner [FDP]: Dieses Jahr!) 

Aber das ist Ihre Form von Realitätsverleugnung, 
die die Bürger auch spüren. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Auch Herr Laschet stellt ja all die Menschen, die 
gegen seine Politik auf die Straße gehen, immer 
als von der Opposition Verblendete, Getäuschte 

und Irregeleitete dar. Aber wir haben es ja beim 
Kinderbildungsgesetz gesehen, als die Fraktionen 
von CDU und FDP massive Korrekturen daran 
vorgenommen haben, wer hier eigentlich der Irre-
geführte ist.  

(Lachen von Dr. Gerhard Papke [FDP]) 

Herr Minister Laschet, Ihr Pipi-Langstrumpf-Prinzip 
„Ich red’ mir die Welt, wie sie mir gefällt“ hat gründ-
lich versagt. In NRW wird dieses Pipi-Langstrumpf-
Prinzip langsam zum „Armin-Laschet-Prinzip“. Be-
zeichnend ist, dass Ihre Schönrednerei inzwischen 
sogar die Kolleginnen und Kollegen Ihrer eigenen 
Fraktion ziemlich nervt.  

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Nun ist es leider so, dass das KiBiz weder durch 
Schönrednerei noch durch die Änderung der Frak-
tion ein gutes Gesetz geworden ist. Sie schaffen 
es, dass selbst gut gemeinte Ziele durch schlech-
te Umsetzung, miserables Handwerk und fehlen-
de Fachlichkeit zu einem Negativpunkt werden. 
Angeblich gibt es mehr Geld für Kinder, aber die 
Realität ist überall eine ganz andere: weniger 
Personal für die Kinder unter drei Jahren, weniger 
Sprachförderung, Unterfinanzierung von Famili-
enzentren trotz eines riesigen zusätzlichen Leis-
tungskataloges, endlos lange Wartezeiten bei Er-
ziehungsberatung, weniger Zeit für Förderung und 
Bildung von Kindern.  

Zu all dem kommt es, weil für die Kinder weniger 
Geld zur Verfügung steht, weil die Mittel seit dem 
Streichhaushalt 2006, in dem sie massiv gekürzt 
wurden, nicht mehr vollständig für die Kinder zur 
Verfügung stehen. Das Geld fließt nämlich in die 
Kassen der Kirchengemeinden. Es fließt in Hoch-
glanzbroschüren, die Sie durch die Lande ver-
schicken.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es fließt in eine ausufernde Bürokratie, und es 
fließt in Unternehmensberatungen wie PädQUIS 
oder Kienbaum & Partner.  

Apropos: Sie verweigern ja nach wie vor die Ant-
wort auf meine Kleine Anfrage, was die übrigens 
vollkommen fehlgeschlagene Beratungstätigkeit 
bei KiBiz durch die Firma Kienbaum denn eigent-
lich gekostet hat. Aber, es ist ganz egal, ob 
100.000 € oder 1 Million € – das Geld der Steuer-
zahler hatte der Landtag für die Kinder gedacht, 
Herr Minister, und nicht für Ihre Berater. Das 
müssen wir hier einmal festhalten.  

Aber – jetzt kommen wir zu einem interessanten 
Punkt – beim Lesen von Haushaltsplänen haben 
Sie ja ohnehin Schwächen, Herr Minister Laschet, 
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wie wir inzwischen alle hier im Hause erfahren 
haben; denn Sie haben erst durch meine Kleine 
Anfrage entdeckt, dass Sie mal eben 40 Millio-
nen € in diesem Haushalt vergessen haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dabei gehen doch auch die Haushaltspläne ge-
nauso wie die Kleinen Anfragen durch Ihre Hän-
de. Oder täusche ich mich da? Ich kann Ihnen ei-
nen Tipp geben: Vielleicht sollten Sie sich nicht 
nur den Haushaltsplan anschauen, sondern auch 
das dazugehörige Haushaltsbegleitgesetz.  

(Minister Armin Laschet: Es gibt kein Haus-
haltsbegleitgesetz!) 

Für 2008 standen nämlich Ihre alljährlichen Mittel-
kürzungen für die Kindergärten nicht darin. Da 
haben Sie glatt das Kürzen vergessen. Ich dachte 
mir immer: Das Kürzen bei den Kurzen, das ist 
das, was er auf gar keinen Fall vergisst, der Herr 
Minister Laschet. – Und jetzt das.  

Ich wollte mit meiner Kleinen Anfrage eigentlich 
wissen, warum Sie im KiBiz zur Berechnung der 
Kopfpauschale sehr wohl die gekürzten Sachmit-
tel zugrunde legen, obwohl Sie diese Mittel für 
2008 gar nicht gekürzt haben. Wissen Sie, ich ha-
be dann Folgendes vermutet: Ich dachte, Sie woll-
ten vor Inkrafttreten des KiBiz den Einrichtungen 
doch noch einmal etwas Gutes tun – 42 Millio-
nen € extra, das wäre ja was gewesen, um die 
kommenden mageren KiBiz-Jahre vorher noch 
einmal etwas abzupuffern – und lösen jetzt end-
lich das Versprechen ein, das CDU und FDP den 
Wählerinnen und Wählern vollmundig gegeben 
haben, nämlich diesen Konsolidierungsbeitrag 
endlich zu beerdigen.  

Durch diese Fehlleistungen, Herr Laschet, wird 
nicht nur deutlich, dass Sie Ihr Haus nicht im Griff 
haben:  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Er hat sich 
selbst nicht im Griff!) 

Wie immer kümmern Sie sich nicht um die All-
tagsarbeit.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Der Fisch stinkt 
immer vom Kopf! Das ist das Problem!) 

Wie immer kümmern Sie sich nicht um das 
Handwerk. Das interessiert Sie einfach nicht, und 
Sie können es offensichtlich auch nicht. Nein, es 
zeigt auch insgesamt Ihren schlampigen und un-
seriösen Umgang mit Zahlen und mit Geld. Es 
zeigt, Sie rechnen nicht wirklich seriös, sondern 
Sie lavieren sich wie immer durch.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: In dem Haus 
wird überhaupt nicht gerechnet!) 

Das ist genauso, wie Sie es mit dem 150-Millio-
nen-€-Schwindel gemacht haben. Sie können bis 
heute in diesem Haushalt nicht nachweisen, wo 
diese angeblichen 150 Millionen € herkommen, 
weil sie nämlich nirgendwo stehen, weil sie frei 
erfunden sind. Das kann jeder ohne Taschen-
rechner im Kopf nachrechnen. Und dann kommt 
es zu solchen Fehlleistungen. Sie müssen sich 
erst durch mich, durch die Opposition darauf hin-
weisen lassen, was da schiefgegangen ist, und 
dann liegt Ihr Haus tagelang lahm. Mir haben 
nachgeordnete Behörden und Verbände erzählt, 
dass alle Termine für die gesamte Woche gecan-
celt worden sind, weil Sie fieberhaft nach dem 
Sündenbock gesucht haben.  

(Minister Armin Laschet: Quatsch! Danach 
brauche ich nicht lange zu suchen!) 

Herr Laschet, ich kann Ihnen zur Vermeidung sol-
cher Pannen anbieten, dass ich Sie in meinen 
Newsletter-Verteiler aufnehme. Ich habe nämlich 
bereits im Oktober darüber informiert, dass die 
Sachkostenpauschale nicht gekürzt wird. Jetzt 
wollen die Regierungsfraktionen das offenbar 
doch tun. Ich kann Ihnen aber voraussagen, mei-
ne Damen und Herren von CDU und FDP: Das 
wird kein leichter Gang werden,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

um den Kindertagesstätten nach dem KiBiz-
Desaster jetzt klarzumachen, dass sie noch ein-
mal mit 40 Millionen € zur Ader gelassen werden.  

Fatal und bedauerlich ist es, dass das kein Ver-
sehen ist, meine Damen und Herren, sondern das 
passt in das Muster der unzulänglichen Amtsfüh-
rung des Ministers Laschet. Das Muster setzt sich 
zusammen aus dem verkorksten Kindergartenge-
setz, dem ganzen untauglichen Verfahren der 
Sprachstandserhebung, dem rechtlich nicht halt-
baren Zertifizierungsverfahren bei Familienzent-
ren, Ihrer inszenierten Show-Veranstaltung zur 
Instrumentalisierung von Kindern. All das ist das 
Muster Ihrer Amtsführung und zeigt: Sie können 
es einfach nicht. Sie sind offenbar den Anforde-
rungen, die dieses Amt mit sich bringt, nicht ge-
wachsen. Schöne Worte allein sind nicht ausrei-
chend, um ein Ministeramt zu füllen.  

(Die Rednerin hält einen Lottoteilnahme-
schein hoch.) 

Herr Laschet, ich habe Ihnen etwas mitgebracht, 
einen Lottoschein.  

(Zurufe von den GRÜNEN: Ah, ah!) 
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Herr Minister Laschet, da sind 43 Millionen € drin.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Im Jackpot für 
die Kinder!) 

Vielleicht versuchen Sie Ihr Glück einmal damit. 
Die Wahrscheinlichkeit, dass Sie einen Sechser 
im Lotto haben werden, ist auch nicht viel geringer 
als die, dass Sie selbst auf Ihre Fehler in Ihrem 
Ministerium kommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich bin jetzt einmal gespannt, wie Sie all das in Ih-
rer Rede rechtfertigen wollen, Herr Laschet. Wahr-
scheinlich vertrauen Sie wieder einmal auf Ihre ja 
auch nicht allzu stark ausgeprägte Fähigkeit, Un-
angenehmes hübsch einzupacken. Nur – das kann 
ich Ihnen kurz vor Weihnachten sagen –: Irgend-
wann wird jedes Päckchen aufgemacht. Und dann 
haben die Familien hier im Land die – schlechte – 
Bescherung. – Danke. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Asch. – Für die Landesregierung spricht nun 
Herr Minister Laschet.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Um dem zu wider-
sprechen, was Frau Asch vorgetragen hat, 
braucht man wirklich keine allzu ausgeprägten 
rhetorischen Fähigkeiten. Es reicht ein Blick auf 
die Zahlen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Ha, schon 
wieder die Zahlen! – Sylvia Löhrmann [GRÜ-
NE]: 40 oder 42?) 

Sie können ja einmal auf den Ticker der dpa 
schauen, wo Sie alle Ministerien der Landesregie-
rung sehen. Da sehen Sie: Ministerium für Gene-
rationen, Familie, Frauen und Integration, Jahr 
2007: 1,291 Milliarden €, Jahr 2008: 1,449 Milliar-
den €. 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Das ist eine erhebliche Steigerung, die deutlich 
macht: Bei Kindern und Jugendlichen liegt ein 
Schwerpunkt dieser Landesregierung. 

(Beifall von der CDU) 

Sie können mit noch so viel Verrenkungen und 
Luftballons und was immer Ihnen einfällt versu-
chen, das schlecht zu reden. Bei den Kindern, 
Familien und Jugendlichen kommt mehr an als im 
Jahr 2007. Es kommt vor allem mehr an als vor 
2005, als Sie hier Verantwortung getragen haben. 

Das ist die erste Feststellung, wozu man keine 
allzu großen rhetorischen Fähigkeiten braucht. 

(Beifall von der CDU) 

Da Sie immer wieder fragen und wir das Spiel 
immer wieder machen, darf ich sagen: Schauen 
Sie in den Haushalt. Darin stehen für die reine Ar-
beit in den Kindertagesstätten 819 Millionen €. 
Hinzu kommen die Horte. Sie wissen, dieses Geld 
wandert in den Haushalt von Kollegin Sommer. 
Von 819 Millionen € bis 969 Millionen € sind es 
150 Millionen € mehr. Es sind nur 150 Millionen € 
mehr, weil KiBiz nur fünf Monate wirkt. Wenn Ki-
Biz ein ganzes Jahr wirkt – das wird im Jahr 2009 
sein –, sind es über 250 Millionen € mehr. 

Ein Drittes: Sie haben anscheinend nicht verstan-
den, was Kollege Lindner hier vorgetragen hat. 
Sie haben gefragt: Wo steht das, was Herr Lind-
ner gesagt hat? Wieso ist es schon über 
1 Milliarde € im Jahre 2008, über das Jahr, über 
das wir im Moment reden? Sie müssen die Er-
gänzungsvorlage zum Haushalt zur Hand neh-
men. Herr Lindner hat ausdrücklich gesagt, dass 
das Geld des Bundes ist. Es kommen auf die 
969 Millionen € mit dem Haushalt, den Sie mor-
gen beschließen, erneut 84 Millionen € hinzu. Das 
ist über 1 Milliarde € für Kinder in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist eine simple Haushaltslogik. Man muss 
sich die Dinge nur anschauen oder verstehen, wie 
das Ganze funktioniert. 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

Die Landesregierung hat das Ziel, Nordrhein-
Westfalen zu einem Land zu machen, in dem sich 
Kinder, Jugendliche und Familien wohlfühlen, in 
dem sie optimale Bedingungen finden und ihre 
Chancen verwirklichen können. 

Die Ergebnisse von IGLU und PISA zeigen gera-
de in dieser Woche, dass der Ansatz richtig ist, 
auf die frühe Bildung von Kindern zu setzen. Ge-
nau das ist der richtige Ansatz, worum es im neu-
en Kinderbildungs- und Förderungsgesetz geht. 
Wir sind sicher, dass es der richtige Ansatz ist, 
mehr Mittel, mehr Aufmerksamkeit und mehr kon-
zeptionelle Intelligenz in die frühe Bildung zu ste-
cken. 

Das muss gerade den Kindern mit Zuwande-
rungsgeschichte zugute kommen. Sie haben es 
selbst verstanden, unsere Sprachförderung zu kri-
tisieren und zu sagen, wir geben weniger für die 
Sprachförderung aus. Das hat Frau Asch gerade 
vorgetragen. Das ist der beste Beleg, dass wir 
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das Vierfache an Geld geben, damit die Kinder, 
die bei Ihnen weniger Chancen hatten, 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

jetzt neue Chancen bekommen. 28 Millionen € für 
Sprachförderung – das ist konkrete Integrations-
politik und nicht grünes Geschwätz. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Mit dem neuen Kinderbildungsgesetz, das der 
Landtag im Oktober verabschiedet hat und das im 
kommenden August in Kraft treten wird, werden 
wir in Sachen frühe Bildung und Förderung gera-
de bei der Sprachförderung einen großen Schritt 
vorangehen. 

Kollege Jörg hat eben vorgetragen, dass er es 
richtig findet – ich teile diesen Ansatz –, mehr 
Geld in Institutionen zu geben. Dieser Ansatz ver-
bindet uns in diesem Punkt. Genau das ist es, 
was KiBiz macht. Indem wir beispielsweise für die 
unter Dreijährigen statt 16.000 im nächsten Jahr 
34.000 Plätze haben, werden 18.000 Kinder mehr 
in guten Kindertagesstätten ein gutes Betreu-
ungsangebot finden. Genau das ist der Ansatz, 
mehr Geld auch in die Betreuung für die unter 
Dreijährigen zu geben. 

Die Sprachförderung ist das Zweite. Wir haben 
bei IGLU und PISA gesehen, dass wir in den Na-
turwissenschaften aufgeholt haben, dass aber die 
Sprach- und Leseschwäche immer noch ein gro-
ßes Problem in Deutschland ist. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Genau dem kommt das neue Gesetz entgegen, 
dass es für deutsche Kinder und für Zuwanderer-
kinder auf Sprachbefähigung abzielt, um die Le-
sequalität in der Grundschule zu erwerben. 

Es ist ein Gesetz, das die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf verbessert. Das ist etwas, wo wir, 
wie Sie wissen, Schlusslicht waren, als wir im 
Jahr 2005 angefangen haben. 

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

Wir rücken mit dem neuen Gesetz – mit dem 
Haushalt, über den wir gerade sprechen – im 
nächsten Jahr in das deutsche Mittelfeld. Wir sind 
also nicht mehr Energie Cottbus, sondern werden 
langsam wie gute 

(Britta Altenkamp [SPD]: Na?) 

nordrhein-westfälische Mannschaften, also nicht 
immer Schlusslicht sein. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ja, gute!) 

– Rot-Weiß Essen kann ich nicht nennen, Frau 
Altenkamp. Das ist eine andere Liga. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Regionalliga 
schon!) 

Jedenfalls sind wir nicht mehr Schlusslicht. 

Lassen Sie mich noch zwei Punkte erwähnen, die 
bisher in der Debatte keine große Rolle gespielt 
haben, aber umso wichtiger sind. Wir wollen Kin-
der vor Gewalt und Misshandlungen schützen. 
Gerade die schrecklichen Vorkommnisse in den 
letzten Wochen haben noch einmal über Partei-
grenzen hinweg eine erhöhte Sensibilität deutlich 
gemacht. 

Mit unseren Handlungskonzepten, mit denen wir 
den Kommunen helfen, vor Ort soziale Frühwarn-
systeme aufzubauen, mit denen sie rechtzeitig 
merken, in den Familien läuft etwas schief, setzen 
wir einen wichtigen Schwerpunkt für den Kinder-
schutz. 

Das Dritte: Wir erhöhen die Partizipationsmöglich-
keiten junger Menschen. Ich danke den Koaliti-
onsfraktionen, dass sie den Ansatz von 300.000 € 
auf 500.000 € erhöht haben. Es gibt viele Projekte 
für Kinder und Jugendliche in den Kommunen, wo 
sie an Entscheidungen, auch der Politik, partizi-
pieren. Bei der zunehmenden Politikverdrossen-
heit, dem zunehmenden Rückzug junger Men-
schen aus politischen Fragen ist das ein Schwer-
punkt. 

(Beifall und Zuruf von Christian Lindner 
[FDP]: Voilà!) 

Wir brauchen darüber hinaus einen wirksameren 
Jugendschutz. Wir haben in der letzten Woche mit 
der Bundesministerin Frau von der Leyen zu-
sammengesessen, um als Länder zu überlegen, 
wie das gelingen kann. Ich bedauere es sehr, 
dass sich die Sozialdemokraten in Nordrhein-
Westfalen bei dem Thema „Wie kontrolliert man, 
ob der Kinder- und Jugendschutz eingehalten 
wird?“ gegen die Testkäufe ausgesprochen ha-
ben.  

Der Präsident des Deutschen Kinderhilfswerks, 
das am Anfang zu den Kritikern der Testkäufe ge-
hört hat, Thomas Krüger, früher sozialdemokrati-
scher Bundestagsabgeordneter, Präsident der 
Bundeszentrale für politische Bildung, hat gesagt: 
Das war eine voreilige Pressemitteilung. Wir als 
Kinderhilfswerk wollen, dass Testkäufe stattfin-
den; denn anders können wir schwarzen Schafen 
nicht auf die Schliche kommen. 

(Beifall von der CDU) 
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Deshalb muss man, selbst wenn da mal die Bun-
deskanzlerin eingreift oder selbst wenn an einem 
Wochenende die Erregung mal besonders groß 
ist, doch den Verstand beisammenhalten und sa-
gen: 

(Beifall von der CDU) 

Wenn in einer Kommune ein 17-jähriger Beam-
tenanwärter, der dort kommunaler Mitarbeiter ist, 
in einem Geschäft einen Testkauf macht, um zu 
sehen, ob eigentlich an unter 18-Jährige Schund 
verkauft wird, der nicht in die Hände von Kindern 
gehört, dann ist das geradezu richtig, weil es auf 
alle diejenigen abschreckend wirkt, die sich nicht 
an die Gesetze halten. 

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube, in dieser Richtung wird Nordrhein-
Westfalen auch gegenüber dem Bund eine Initia-
tive ergreifen, um die Bedeutung des Kinder-
schutzes hervorzuheben. 

Ich habe Frau Asch die Zahlen eben erläutert. 
Das Geld fließt übrigens nicht in Kirchengemein-
den, verehrte Frau Asch, auch wenn Sie es immer 
wieder wiederholen. Das Geld fließt in Kinder. Wir 
haben gestern wieder gehört, dass im Bistum Es-
sen Kindertagesstätten geschlossen werden. Wer, 
glauben Sie, betreut denn demnächst diese Kin-
der? Das ist den Kommunen vor die Tür geschüt-
tet. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deshalb ist Ihre Bemerkung, das fließe in Kir-
chengemeinden, als würden davon Glockentürme 
oder sonst irgendetwas gebaut, eine Falschaus-
sage, die Sie hier bewusst machen. Das Geld 
fließt in Kinder und in nichts anderes. 

(Beifall von Christian Lindner [FDP]) 

PädQUIS dient übrigens nicht der Beratung des 
Ministers, sehr geehrte Frau Asch. PädQUIS dient 
der Qualitätssicherung in Kindertagesstätten. Die 
haben die Familienzentren mit den Kitas aufge-
baut. 

(Beifall von Christian Lindner [FDP]) 

Auch da ist es – Sie wissen es besser – nicht im 
Interesse der Kinder, wie Sie hier argumentieren. 

Zu Ihrer Auslegung von „Pippi Langstrumpf“: Ich 
weiß nicht, ob Sie Astrid Lindgren und den Ge-
danken 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nichts gegen 
Pippi Langstrumpf!) 

„Ich mache mir die Welt, wie sie mir gefällt“ hier 
so polemisch heruntermachen sollten. Viele Milli-
onen Kinder haben das anders verstanden, als 
Sie es hier eben zu deuten versucht haben. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Die Kinder dürfen 
das, aber der Minister sollte das nicht tun!) 

Wenn Sie hier so dümmliche Zitate bringen, muss 
man sagen, dass Sie offensichtlich nicht den tiefe-
ren Sinn des Werkes von Astrid Lindgren verste-
hen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Frau Asch? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Asch, bit-
te. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Minister Laschet, 
zu dem 23-Millionen-Programm hat Ihre Staats-
sekretärin im Mai im Ausschuss auf Nachfrage er-
klärt, dass 10 Millionen € dieses Programmes für 
Kirchengemeinden reserviert seien. Das findet 
sich auch so in der Antwort auf eine Kleine Anfra-
ge, die ich gestellt habe. Das findet sich ebenfalls 
in einem Erlass aus Ihrem Hause an die Landes-
jugendämter. Die Staatssekretärin hat es so er-
klärt, dass der im KiBiz gesenkte Trägeranteil der 
Kirchen vorweggenommen werden soll. Hat Ihre 
Staatssekretärin im Ausschuss die Unwahrheit 
gesagt? Haben Sie mir in der Beantwortung der 
Kleinen Anfrage die Unwahrheit geschrieben? Sie 
haben das übrigens in einer Sendung von WDR 5, 
die am Dienstag vor zwei Wochen ausgestrahlt 
wurde, so wiederholt. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich verstehe jetzt nicht 
den Gegensatz, den Sie da konstruieren wollen. 
Die Kirchen haben uns in den Konsensgesprä-
chen gesagt: Wir wollen, dass das KiBiz am 
1. Januar kommt. Für uns ist das KiBiz etwas Gu-
tes, weil der Trägeranteil der Kirchen sinkt. – Die 
Kirchen haben auch gesagt: Wenn das KiBiz erst 
am 1. August kommt, haben wir ein Problem. – 
Das war die Aussage der Kirchen in unseren 
Konsensgesprächen. 

Wir haben daraufhin gesagt: Da die große Erleich-
terung für euch, nämlich das viele Geld, erst mit 
dem KiBiz im August kommt, helfen wir, falls ein 
kirchlicher Kindergarten deswegen kaputt gehen 
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sollte – hören Sie doch einmal zu, Frau Asch; Sie 
sind doch wissbegierig und haben mich etwas ge-
fragt –, dieser kirchlichen Einrichtung über den 
Zeitraum hinaus von Januar bis August. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Eben! Aus dem 23-
Millionen-Programm! Nichts anderes habe 
ich in meiner Rede gesagt!) 

– Ich habe doch versucht, Ihnen etwas ganz an-
deres zu erklären. Das Geld fließt in Kinder. Der 
kirchliche Kindergarten, der nicht kaputt geht, ist 
einer mehr, der seine Arbeit mit Kindern machen 
kann, und einer weniger, der den Kommunen vor 
die Tür geschüttet wird. Das ist doch eine ganz 
einfache Aussage. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir werden die Anträge prüfen. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Man sieht ja, was 
die katholische Kirche macht: massiv Ein-
richtungen schließen!) 

– Liebe Frau Asch, ich habe das doch alles gera-
de gesagt. Die katholische Kirche im Bistum Es-
sen schließt Kindergärten. Das bedaure ich. Wäre 
der Trägeranteil unter Ihrer Regierungszeit schon 
mal gesenkt worden, wäre es vielleicht nicht nötig 
gewesen, dass die Kirchen am Ende sind. 

(Beifall von CDU und FDP – Christian Lind-
ner [FDP]: So ist das!) 

Sie haben denen 20 % abverlangt und anderen 
armen Trägern 9 %. Sie wissen, dass das Bistum 
Essen in einer so dramatischen Lage ist, dass es 
Hunderte von Kirchen verkaufen muss. So drama-
tisch ist die Lage der Kirchen.  

Wir wollen, dass die Kirchen im System bleiben 
können. Deshalb wird KiBiz für die überwiegende 
Mehrzahl der Kindertagesstätten in Nordrhein-
Westfalen – das sind nämlich katholische und e-
vangelische Einrichtungen – die Bedingungen 
verbessern. Das ist eine Investition in Kinder. 

(Beifall von der CDU) 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen – 
meine Redezeit ist zu Ende – zum Kinder- und 
Jugendförderplan. In der Tat ist hier alles ein-
gehalten worden, was versprochen wurde. 

Erstens haben wir nicht das gemacht, was Sie 
immer gemacht haben. Sie haben im Herbst die 
Mittel erhöht. Die sind nicht abgeflossen. Dann 
haben Sie im nächsten Jahr entsprechend weni-
ger gegeben. – Wir haben zugesagt: Das Geld 
wird von einem Jahr zum anderen übertragen. Es 

gibt fünf Mal 75 Millionen €, dieses Jahr sogar 
noch um 100.000 € erhöht.  

Das ist eine Planungssicherheit, die das bewirkt 
hat, was Christian Lindner gesagt hat. Die müs-
sen jetzt keine Lobbyarbeit mehr machen. 

(Beifall von CDU und Christian Lindner 
[FDP]) 

Die müssen nicht über Wochen durch alle Abge-
ordnetenbüros laufen, wie sie das in Ihrer Regie-
rungszeit gemacht haben, weil sie sich auf uns 
verlassen können und weil Kinder und Jugend ein 
Schwerpunkt dieser Landesregierung ist. Stabile 
Verhältnisse für fünf Jahre! Die haben 39 Jahre 
lang davon geträumt, einmal so gut arbeiten zu 
können, wie sie heute arbeiten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Laschet. 

Wir kommen zum Teilbereich “Frauen“. 

Ich gebe als erster Rednerin Frau Kieninger von 
der SPD-Fraktion das Wort.  

Gerda Kieninger (SPD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Gleichstellungspolitik kann man bei den Beratun-
gen des Haushaltsplans für das Jahr 2008 kaum 
noch erkennen. Die Landesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen haben sich in den letzten 
Jahren sukzessive aus der Frauenpolitik verab-
schiedet. Sie halten auch im Europäischen Jahr 
der Chancengleichheit weiterhin diesen schlech-
ten Kurs. 

Der Versuch, Frauenpolitik als Teilbereich der 
Familienpolitik zu deklarieren, funktioniert aber 
nicht. Frauen verdienen mehr. Mit dem Haushalt 
2006 wurden durch drastische Kürzungen im 
Gleichstellungshaushalt die Netzwerke beim Ge-
waltschutz und bei der Frauengesundheit zer-
schlagen. In den Haushaltsberatungen 2007 läu-
tete das Totenglöckchen für die Regionalstellen. 
Die Finanzierung der sogenannten vierten Stelle 
in den Frauenhäusern musste dran glauben. 

Aber was sind die Folgen dieser drastischen Ein-
schnitte? Die werden jetzt deutlich. Durch die 
Streichung der vierten Stelle in den Frauenhäu-
sern ist natürlich Personal abgebaut worden. Da-
mit ist die nachsorgende Betreuung von ehemali-
gen Bewohnerinnen faktisch vollständig zum Er-
liegen gekommen.  

Die Aufnahme von betroffenen Frauen außerhalb 
der Büroöffnungszeiten ist nahezu unmöglich ge-
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worden. Das bedeutet: Frauen, die geprügelt wer-
den, müssen bis zum nächsten Tag warten, weil 
in der Nacht keine Aufnahme stattfinden kann.  

Allein im letzten Jahr sind in den Frauenhäusern 
rund 100 Plätze weggefallen. Das zeigen uns der 
Bericht und die Stellungnahme der autonomen 
Frauenhäuser. 

In den Ballungsräumen ist eine Notaufnahme heu-
te nicht mehr möglich. Betroffene Frauen werden 
auf ländliche Räume verwiesen oder müssen ihre 
Bedrohung ganz einfach weiter erdulden. 

Aber Frauenhäuser brauchen keine Wartezimmer. 
Wir brauchen eine auskömmliche Finanzierung 
der Frauenhäuser, und zwar flächendeckend. 

Einzig und allein die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf ist noch ein Thema in der Frauenpolitik. 
Es bleibt alles wie gehabt: Bewährte Strukturen 
werden zerschlagen und nicht, wie von Minister 
Laschet zugesagt, konzeptionell weiterentwickelt. 
Die neuen Angebote lassen auf sich warten. Das 
ist von den Koalitionsfraktionen politisch so ge-
wollt. Alibianträge sollen davon ablenken, dass 
Frauenpolitik nicht mehr auf der Agenda steht. 
Das ist die Koalition der Täuschung und Enttäu-
schung. 

Für die sogenannte „Hotline W“ werden von der 
Landesregierung gerade einmal 200.000 € veran-
schlagt. Meine Befürchtungen, die ich im letzten 
Jahr geäußert habe, bestätigen sich. Die „Hotline 
W“ ist und bleibt ein Placebo. Den Wiedereinstieg 
in den Beruf kann diese Hotline den Frauen nicht 
erleichtern; denn mit diesen 200.000 € kann wohl 
kaum im ganzen Land eine qualifizierte Bera-
tungsarbeit geleistet werden. Es bleibt eine Koali-
tion der Täuschung und Enttäuschung. 

Dass der Frauenminister keine Übersicht der 
frauenrelevanten Haushaltsstellen aus anderen 
Einzelplänen mehr vorlegt, ist bezeichnend; denn 
die Kürzungen würden sonst deutlich. Beim In-
nenminister werden die gleichstellungsbezogenen 
Fortbildungsmaßnahmen um mehr als 10 % ge-
kürzt, und auch bei Schule und Weiterbildung fin-
den wir diese Kürzungen.  

Dass den Hochschulen wie bereits im Vorjahr kei-
ne Mittel für die Frauenförderung zur Verfügung 
gestellt werden, das hatten wir schon erwartet. 
Aber dass Existenzgründungskredite für Frauen 
von dieser Regierung, die in ihren Sonntagsreden 
immer die Privatinitiative preist, weiter zurückge-
fahren werden, das ist doch wohl mehr als ärger-
lich. 

(Beifall von der SPD) 

Formal wurde der Gleichstellungshaushalt gegen-
über 2007 überrollt. Das ist wahr. Angesichts der 
gerade geschilderten Einschnitte der letzten Jahre 
rate ich Ihnen aber jetzt schon dringend davon ab, 
das gleich als frauenpolitischen Erfolg zu feiern. 

Allerdings gibt es zwei Bereiche, in denen mehr 
Mittel für Frauen zur Verfügung gestellt werden. 
Das möchte ich hier nicht verschweigen. Im Zu-
ständigkeitsbereich des Ministerpräsidenten gibt 
es eine moderate Ansatzerhöhung für Kulturförde-
rung. Es gibt auch eine Aufstockung der Mittel für 
Kongresse und Workshops für Frauen im ländli-
chen Raum: um sage und schreibe 150 %. Ob es 
wohl ein Zufall ist, dass die frauenpolitische Spre-
cherin der CDU-Fraktion die Vorsitzende der Ver-
einigung der Landfrauen ist? Das frage ich mal. 

(Carina Gödecke [SPD]: Großer Zufall! – Zu-
rufe von der CDU) 

Für die Frauen im Lande sind und bleiben Sie die 
Koalition der Täuschung und Enttäuschung. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Kieninger. – Für die CDU-Fraktion spricht 
nun die Kollegin Westerhorstmann. 

Maria Westerhorstmann (CDU): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Frau 
Kieninger, ich wusste gar nicht, dass der Herr Mi-
nister mir solche Geschenke gemacht hat. Dar-
über haben wir noch gar nicht gesprochen. Wenn 
es denn so sein sollte, sage ich erst einmal: Herz-
lichen Dank! 

(Minister Armin Laschet: Ist denn heute 
schon Weihnachten?) 

Die Tatsache, dass die Frauen im ländlichen 
Raum auch einmal erwähnt werden, finde ich ei-
gentlich gar nicht so schlecht. 

(Beifall von der CDU) 

Das habe ich in all den Jahren immer vermisst. Es 
ging immer nur um die Ballungsräume. Wir haben 
in Düsseldorf immer in der Tür gestanden und 
versucht, auch für diese Frauen mal etwas auf 
den Weg zu bringen. 

Meine Damen und Herren, der Haushalt für die 
Frauenpolitik wurde im Wesentlichen überrollt. 
Das ist – das kann man nicht oft genug sagen – in 
Zeiten der Haushaltskonsolidierung, angesichts 
der abzutragenden Schuldenberge ein großer Er-
folg. Zusammen mit den in der Frauenpolitik ge-
troffenen Maßnahmen und den hierfür zur Verfü-
gung stehenden Mitteln – Kollegin Kastner hat es 
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vorhin schon dargelegt –, von denen insbesonde-
re Frauen profitieren, sind wir in diesem Politikfeld 
gut aufgestellt. 

Frau Kieninger, irgendetwas scheint an Ihnen 
vorbeigegangen zu sein, wenn Sie behaupten, 
dass Frauenpolitik nicht mehr stattfindet. Frauen-
politik ist für die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung und für die sie tragenden Koalitionsfrakti-
onen aber nicht nur ein eigenständiges Politikfeld, 
sondern auch eine Querschnittaufgabe, die es in 
allen Politikfeldern zu berücksichtigen gilt.  

Lassen Sie mich kurz auf die wichtigsten Schwer-
punkte der nordrhein-westfälischen Frauenpolitik 
eingehen: Ein wichtiger und bedeutsamer Schwer-
punkt ist der Bereich der Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen. Nordrhein-Westfalen verfügt auf 
diesem Politikfeld über ein sehr gutes Netz an Be-
ratungseinrichtungen, in denen von Gewalt bedroh-
te Frauen qualifizierte Hilfe und Unterstützung er-
halten. Es ist nicht so, dass auf dieser Ebene nichts 
getan wird. 

(Widerspruch von der SPD) 

Ein im Fokus der Landesregierung und der sie 
tragenden Koalitionsfraktionen stehendes Anlie-
gen ist die Bekämpfung von Zwangsheirat. Ge-
meinsam mit der Fraktion der FDP haben wir das 
Thema im vergangenen Jahr über eine parlamen-
tarische Initiative angestoßen. Die Landesregie-
rung hat daraufhin ein umfangreiches Handlungs-
konzept zur wirksamen Bekämpfung von 
Zwangsheirat erarbeitet und dem Landtag vorge-
legt. Hierzu gehört auch die Weiterführung der er-
folgreichen Kampagne „ihre Freiheit – seine Eh-
re“, mit der die Landesregierung diese Thematik 
in die Öffentlichkeit gebracht hat. Die Menschen 
sind hierfür mittlerweile sehr sensibilisiert. 

Ein weiterer wichtiger Bestandteil dieses Hand-
lungskonzeptes ist die vom Mädchenhaus Biele-
feld durchgeführte Onlineberatung, welche von 
der Landesregierung in 2008 mit insgesamt 
170.000 € finanziert wird. Die Onlineberatung ist 
dabei eine gut geeignete erste Anlaufstelle, die 
jungen Frauen und Mädchen durch die Anonymi-
tät des Angebots den notwendigen Schutz bietet. 
Wir sollten den jungen Frauen nicht unterstellen, 
dass sie damit nicht umzugehen wissen. 

Bei der Zwangsheirat haben die Koalitionsfraktio-
nen im Rahmen der Haushaltsberatungen zudem 
in einer eigenen Titelgruppe einen eigenen Akzent 
gesetzt: Mit 250.000 € unterstützen wir die Träger 
der Jugendhilfe und ihre besonderen Angebote, 
die speziell den Mädchen, die von Zwangsheirat 
bedroht sind, zugute kommen. Die hierfür bereit-
gestellten Mittel sollen im von der Landesregie-

rung geplanten Dialog mit der Jugendhilfe und der 
Fraueninfrastruktur für Projekte zur Sensibilisie-
rung, zur besonderen pädagogischen Betreuung 
und zur bedarfsgerechten Unterbringung von 
Mädchen und jungen Frauen eingesetzt werden. 

Im Bereich der beruflichen Gleichstellung setzen 
wir besondere Schwerpunkte. Wir wollen mehr 
junge Mädchen und Frauen für technische und 
naturwissenschaftliche Berufe sowie für Wissen-
schaft und Forschung gewinnen. In diesen Be-
rufssegmenten haben junge Mädchen und Frauen 
sehr gute Zukunftschancen und sind leider nach 
wie vor unterrepräsentiert. Wir wollen den Frau-
enanteil in Führungspositionen deutlich erhöhen. 
Hierfür setzen wir insbesondere auf Mentorenpro-
gramme, die entsprechend qualifizierte Frauen 
gezielt fördern. 

Wir wollen den Anteil an Unternehmerinnen erhö-
hen. Hierzu gehört auch, die Existenzgründung 
von Frauen mit Zuwanderungsgeschichte zu för-
dern.  

In diesem Zusammenhang lassen Sie mich ein 
Wort zu den Kleinkrediten sagen, die demnächst 
das Haus Thoben gewähren wird. Das kommt 
Frauen zugute; dadurch haben insbesondere 
Frauen mehr Möglichkeiten, sich selbstständig zu 
machen.  

Und wir wollen die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf weiter verbessern.  

Das Beste, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, was Frauen passieren kann, ist, dass der Ar-
beitsmarkt floriert und dass die Wirtschaft floriert. 
Dann ist auch die Chance von Arbeitsplätzen eher 
gegeben. 

Junge Mädchen und Frauen wollen bei der Be-
rufswahl und Berufsvorbereitung zielgerichteter 
unterstützt werden. Auch hier haben wir uns im 
vergangenen Jahr mit einer parlamentarischen 
Initiative positioniert: Schulministerium und Gene-
rationenministerium arbeiten dabei eng zusam-
men. Mit diesen Maßnahmen tragen wir schließ-
lich auch dazu bei, die Frauenerwerbstätigkeit in 
Nordrhein-Westfalen zu verbessern. Nicht zuletzt 
setzen wir daher auch auf den Ausbau der 
Betreuungsplätze für unter Dreijährige. Nur wenn 
es die entsprechenden Betreuungsplätze gibt, ha-
ben Frauen und Männer, haben junge Familien 
Wahlfreiheit. Nur dann können sie wirklich wäh-
len, ob sie Familienarbeit, Erwerbsarbeit oder 
auch beides leisten wollen. 

Ich freue mich, dass die Frauenpolitik heute ein 
deutlicher Schwerpunkt ist. 
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(Carina Gödecke [SPD]: Ein deutlicher 
Schwerpunkt?) 

Dies ist eine echte Unterstützung von Frauen und 
hebt sich signifikant von Rot-Grün ab, die statt-
dessen lieber frauenpolitische Scheindebatten 
führen. 

Auch wenn es Ihnen, meine Damen und Herren, 
nicht gefällt: Es ist nach wie vor die Frage nach 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die für Frau-
en elementar wichtig ist. Daher ist es richtig, dass 
eine familienfreundliche Politik im Fokus der Ar-
beit der Landesregierung und der sie tragenden 
Koalitionsfraktionen steht. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Westerhorstmann. – Für die FDP spricht nun 
Frau Pieper-von Heiden. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit Blick auf 
die hier in Nordrhein-Westfalen leider immer noch 
vorhandenen Schuldenlage, die uns die alte, rot-
grüne Landesregierung vor zweieinhalb Jahren 
hinterlassen hat, begrüßt die FDP-Landtags-
fraktion ausdrücklich, dass mit dem Haushalts-
entwurf 2008 im Bereich der Frauenpolitik Konti-
nuität gewahrt wird und neue Akzente gesetzt 
werden können. 

FDP und CDU stellen die Frauenpolitik hiermit auf 
ein sehr modernes Fundament. Ein Schwerpunkt 
unserer Arbeit sind Maßnahmen zur beruflichen 
Gleichstellung von Frauen sowie zur Förderung 
von Frauen in Führungspositionen. Ich möchte 
hier kurz auf die aktuelle Studie der OECD ver-
weisen, die den Handlungsbedarf noch einmal un-
terstreicht. In Deutschland ist die Differenz zwi-
schen Frauen- und Männergehältern größer als in 
fast allen anderen Industriestaaten. Hier gibt es 
Aufholbedarf. 

Bezogen auf den Haushaltsentwurf sind verschie-
dene Projekte zu diesem Themenkomplex hervor-
zuheben: 

Für Maßnahmen zur Verbesserung der Chancen 
für Frauen in der industriellen Forschung werden 
Mittel in Höhe von insgesamt 220.000 € zur Ver-
fügung gestellt. In diesem Feld gibt es einen gro-
ßen Handlungsbedarf, da Deutschland mit einem 
Frauenanteil in der industriellen Forschung von 
12 % immer noch auf einem der hinteren Plätze 
liegt. Das wollen wir verändern; da setzen wir 

ganz besondere Schwerpunkte in Industrie und 
Technik. 

Für die Förderung der beiden erfolgreichen Pro-
gramme „Kompetenz im Management (KIM)“ und 
„Personal-Potenziale nutzen (PePon)“ gibt es ins-
gesamt 300.000 €. 

Darüber hinaus betreiben wir die Fortführung des 
Unternehmerinnenbriefes NRW zur Unterstützung 
von Existenzgründungen von Frauen mit einem 
Haushaltsvolumen von 180.000 €. 

Vor dem Hintergrund, dass es in Deutschland 
immer noch eine besondere Herausforderung ist, 
Beruf und Familie unter einen Hut zu bringen, wol-
len FDP und CDU den qualifizierten Wiederein-
stieg in das Erwerbsleben erleichtern. Das Gene-
rationenministerium arbeitet hier sehr eng mit dem 
Arbeitsministerium zusammen. Außerdem bringen 
Fachleute aus den ehemaligen Regionalstellen 
„Frau und Beruf“ ihr Know-how in den Aufbau der 
Angebote mit ein. So sollen sich Frauen und 
Männer über die zentrale Telefonhotline und ein 
Internetportal umfassend über den beruflichen 
Wiedereinstieg informieren und auf regionale 
Dienstleistungs- und Beratungsangebote sowie 
Netzwerke zurückgreifen können. 200.000 € sind 
hierfür auch im kommenden Jahr veranschlagt. 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Schwer-
punkt unserer Arbeit ist die Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen. 2008 sind hierfür wieder Mittel 
in Höhe von rund 11,7 Millionen € vorgesehen. 
Wir erhalten die vorbildliche Infrastruktur. Auf dem 
Niveau der beiden Vorjahre werden die 62 Frau-
enhäuser, die 55 allgemeinen Frauenberatungs-
stellen sowie 48 Frauennotrufe weiter gefördert. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, besonde-
res Augenmerk richten wir auf Frauen mit Zuwan-
derungsgeschichte in Nordrhein-Westfalen. FDP 
und CDU wollen den Blick für die Verbesserung 
der beruflichen Möglichkeiten schärfen. Wir för-
dern zum Beispiel das Projekt „Neue Wege in den 
Beruf – Mentoring für junge Frauen mit Zuwande-
rungsgeschichte“ mit Landes- und EU-Mitteln in 
Höhe von 400.000 €. Dieses Projekt unterstützt 
bei der beruflichen Orientierung, die so wichtig ist. 

Das Projekt „Erfolgreich arbeiten mit zwei Kultu-
ren. Zuwanderinnen und ihre Unternehmen“ zur 
Erweiterung des Gründungspotenzials von Frauen 
mit Zuwanderungsgeschichte wird im Jahre 2008 
weiterentwickelt. 

FDP und CDU treten aber auch sehr entschieden 
gegen Zwangsheirat und häusliche Gewalt ein. 
Das Handlungskonzept gegen Zwangsheirat und 
Verbrechen im Namen der Ehre liegt vor. Die ü-



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8832

beraus erfolgreiche Onlineberatung zum Schutz 
vor Zwangsheirat wird mit 170.000 € finanziert. In 
diesem Zusammenhang verweise ich ausdrück-
lich auf die Erhöhung des Ansatzes zur Stärkung 
der Schutz- und Zufluchtsmöglichkeiten für min-
derjährige Opfer von Zwangsheirat von 250.000 €, 
die den Fraktionen gelungen ist, auch wenn sich 
dieser Posten nicht explizit im Frauenhaushalt, 
sondern an anderer Stelle wiederfindet. 

2008 wird es Fortbildungsmaßnahmen zum The-
ma „Häusliche Gewalt und Zuwanderinnen“ zur 
Stärkung der interkulturellen Kompetenzen der 
Fraueninfrastruktur geben. Außerdem werden die 
Vernetzungsprojekte in diesem Bereich mit rund 
150.000 € fortgesetzt. 

Meine Damen und Herren, da bleibt nichts ande-
res, als um Ihre Zustimmung zum vorgelegten 
Haushaltsentwurf zu bitten. – Ich bedanke mich 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Pieper-von Heiden. – Nun hat Frau Steffens 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich finde es erstaun-
lich, wie die beiden letzten Rednerinnen wieder in 
fünf Minuten versucht haben, den Frauenhaushalt 
im Landeshaushalt schönzureden. Das Verhältnis 
dieses Frauenhaushalts zum gesamten Etat zeigt, 
dass das Peanuts sind. Außerdem muss man se-
hen, dass Sie im letzten Jahr massive Kürzungen 
in diesem Bereich vorgenommen haben und trotz 
heftiger Kritik und trotz der Bilanz, welche verhee-
renden Auswirkungen die Kürzungen haben, kei-
ne einzige Kürzung zurückgenommen haben. In-
sofern finde ich es fatal, wie Sie hier etwas 
schönzureden versuchen, was das Gegenteil von 
schön ist. Es ist vielmehr der Abbau der Frauen-
politik in diesem Land. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie haben hier eben so schön gepriesen, Minister 
Laschet, wie toll und wie riesig aufgestockt Ihr 
Kinder- und Jugendbereich ist. Es wäre schön, 
wenn der Frauenhaushalt auch nur um einen 
Bruchteil irgendeiner Zahl, die Sie hier in den 
Raum gestellt haben, vergrößert worden wäre. 
Das scheint allerdings nach wie vor ein Bereich zu 
sein, für den Ihnen die Möglichkeit des Einsatzes 
fehlt oder der sich im Kabinett nicht durchsetzen 
lässt. 

Bei den Frauenhäusern ist die zweite Fachkraft-
stelle mit dem letzten Haushalt gestrichen wor-
den. Wir haben die Auswirkungen im Ausschuss 
mehrfach diskutiert und angesprochen. Die Aus-
wirkungen sind massiv. Sie können hier nicht sa-
gen: Es gibt nicht einen einzigen Platz weniger. – 
Uns liegen die Zahlen der Beratungsstellen, der 
Frauenhäuser vor. Es gibt Einschränkungen im 
Angebot sowohl in der Quantität wie auch in der 
Qualität, und das bei einer steigenden Nachfrage 
und einem höheren Bedarf. Das ist eine Katastro-
phe. 

Zur Zwangsheirat! Ich finde es immer ganz drollig, 
wie Sie sich seitens der CDU hier hinstellen und 
sagen, was Sie alles Tolles gemacht hätten. Das 
war eine Initiative, die wir hier gestartet haben. 
Das war eine Initiative, wo wir versucht haben, ei-
nen fraktionsübergreifenden gemeinsamen Antrag 
hinzubekommen. Dem hat sich die CDU-Fraktion 
versperrt, indem sie zwei wesentliche Forderun-
gen von SPD und Grünen nicht mit in den Antrag 
aufgenommen hat. Die hat das Ministerium dann 
aber doch umgesetzt. Die CDU-Fraktion kann ja 
nicht in die Handlungen des Ministeriums eingrei-
fen. Sonst wären wir an der Stelle noch weiter zu-
rück, als wir es an der Stelle sowieso schon sind. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum Thema Zwangsheirat möchte ich noch einen 
Punkt erwähnen: Sie bauen eine Beratungsstruk-
tur als Onlineberatung auf, machen eine Postkar-
tenaktion. Das alles ist lobenswert. Aber das 
Problem der Unterbringung der Mädchen haben 
Sie nicht gelöst. Sie haben es auch nicht mit dem 
gelöst, was Sie im Kinder- und Jugendplan über 
Kinder- und Jugendmaßnahmen zu machen ver-
suchen. Denn wir brauchen für die Mädchen ein 
mädchenspezifisches Angebot. Wir brauchen ein 
Angebot, das geschlechterdifferenziert ist; denn 
es darf keine gemischtgeschlechtliche Unterbrin-
gung geben. Und wir brauchen die Anknüpfung an 
die Mädchenhausstruktur, an deren Kompetenzen 
und Erfahrungen. Wir haben Ihnen dazu auch 
heute noch einmal einen Änderungsantrag vorge-
legt. Sie können noch heute über Ihren Schatten 
springen und diesem Antrag zustimmen. Das wä-
re im Interesse der Opfer eine wirkliche Maßnah-
me, die notwendig ist, und nicht wieder nur ir-
gendeine Pseudomaßnahme, die von Ihnen hier 
in den Raum gestellt wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben andere Änderungsanträge zum Haus-
halt gestellt: zur Aufstockung der Notrufstellen, 
der Frauenberatungsstellen und der spezialisier-
ten Beratungsstellen, die wir in Nordrhein-
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Westfalen haben. Die bekommen von Ihnen noch 
nicht einmal mehr das als Plus, was sie aufgrund 
der tariflichen Veränderungen zahlen müssen. Sie 
bekommen von Ihnen nicht oben drauf, was sie 
infolge der Mehrwertsteuererhöhung und Ähnli-
chem an Sachkosten zusätzlich aufzubringen ha-
ben. Das heißt, faktisch bauen Sie die Beratungs-
struktur ab, denn Sie sind trotz steigender Kosten 
nicht bereit, diesen Beratungsstrukturen eine 
Kompensation dieser Mehrausgaben zur Verfü-
gung zu stellen. Das ist eine Kürzung, auch wenn 
Sie das nicht wahrhaben wollen. 

Es gibt aber neben dem gesamten Bereich des 
Haushalts, den Sie explizit als Minister zu verant-
worten haben, eine Menge Bereiche in anderen 
Etats, die absolut betrachtet – das muss ich fest-
stellen – einen Rückgang in der Frauenpolitik dar-
stellen. Dies gilt beispielsweise für den gesamten 
Bereich der Frauengesundheit und der Sucht- und 
Drogenhilfe im Haus von Herrn Laumann, aber 
auch für den Bereich der Wiedereingliederung in 
den Arbeitsmarkt mit Ziel-2-Mitteln im Haus von 
Frau Thoben.  

Frau Thoben hat im Ziel-2-Begleitausschuss klar 
gesagt, dass sie den neuen Fachbereich Chan-
cengleichheit, der festgeschrieben ist, nicht ein-
richten will. Da saß die Vertreterin Ihres Ministeri-
ums als Gast und hat resigniert aufgeben müs-
sen. Ich frage mich: Wo bleibt der Minister, der 
versucht, Frauenpolitik in diesem Land durchzu-
setzen?  

In der Wirtschaftspolitik passiert es nicht, bei 
Laumann in der Arbeitsmarktpolitik passiert es 
nicht, in der Gesundheitspolitik passiert es nicht. 
Ich kann nur sagen: Schade, dass wir kein Frau-
enministerium und keinen Frauenminister in die-
sem Land haben, sondern nur einen Minister, der 
für Kinder, Jugend, Familie und Migration zustän-
dig ist. Aber die Frauenpolitik bleibt dabei natür-
lich immer auf der Strecke.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. – Jetzt spricht der Minister für 
Frauenpolitik, Herr Armin Laschet. Bitte schön. 

(Unruhe) 

– Die Diskussionen sollten am Rande stattfinden.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Liebe Frau Thoben! 
Liebe Frau Steffens! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren!  

(Barbara Steffens [GRÜNE] unterhält sich 
mit Ministerin Christa Thoben – Beifall von 
den GRÜNEN) 

Knapp 9,25 Millionen Frauen leben in Nordrhein-
Westfalen. Das ist mehr als die Hälfte der Men-
schen in unserem Land. Wir wollen, dass diese 
mehr als 50 % ihrer Möglichkeiten, nämlich 
100 %, nutzen können. Solange das nicht erreicht 
ist, verbauen wir den Frauen weiterhin Wege, 
mindern ihre Chancen, aber verschenken auch 
als Land enorme Potenziale.  

Nur ein Schlaglicht darauf, wie weit der Weg zu 
diesen 100 % noch ist: Nach einer EU-Studie vom 
März dieses Jahres verdienen Frauen in Deutsch-
land im Schnitt 22 % weniger als ihre männlichen 
Kollegen und besetzen nur 13 % der Führungspo-
sitionen.  

Das können wir uns nicht leisten. Das verstößt 
gegen das Gebot der Gleichstellung, und es ver-
stößt auch gegen das Gebot, das uns der demo-
grafische Wandel auferlegt, nämlich die Potenzia-
le aller Menschen in diesem Lande zu nutzen. 
Frauenpolitik ist also alles andere als Politik für 
Randgruppen oder eine Klientelpolitik. Frauenpoli-
tik ist Politik für die Zukunft unserer Gesellschaft.  

Liebe Frau Steffens, wir versuchen, das in allen 
Ministerien querschnittsmäßig umzusetzen. Sie 
haben nicht über die Regionalstellen „Frau und 
Beruf“ gesprochen, dafür aber Frau Kollegin Kie-
ninger. Genau diese sind ein Beispiel, wie es ge-
lingen muss, Existenzgründungsberatung, Wie-
dereingliederungsprogrammen in den Beruf etc. in 
allen vor Ort arbeitenden Institutionen zu veran-
kern.  

Wenn Frau Kollegin Thoben das in die Industrie- 
und Handelskammern hineingetragen hat, wenn 
es jetzt in den Starter-Centern besondere Bera-
tungsangebote gibt, dann ist das genau das, was 
wir uns vorgenommen haben.  

(Beifall von der CDU) 

Und weil es ein Schwerpunkt ist, ist das auch der 
Grund, warum wir in Zeiten weiterer nötiger Kon-
solidierungen die Haushaltsmittel in diesem Be-
reich nicht verringern. Mit einem Gesamtvolumen 
von 14,8 Millionen € erfährt der Etat zum zweiten 
Mal keine Kürzungen. Und das ist angesichts ei-
ner Verschuldung von 120 Milliarden € keine 
Selbstverständlichkeit.  

Der Entwurf, über den wir hier sprechen, ist ein 
Haushalt der Kontinuität und Innovation. „Konti-
nuität“ deshalb, weil wir Bewährtes fortführen 
können. Da hat auch die alte Landesregierung 
Gutes geleistet. Das kann man an dieser Stelle 
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ruhig würdigen. „Innovation“ deshalb, weil das 
Bewährte mit neuen Ideen innovativ weiterentwi-
ckelt werden muss, um neue Akzente zu setzen.  

Als einer der Schwerpunkte unserer Arbeit ist das 
bundesweit vorbildliche Frauenhilfenetz zu nen-
nen, das mit 11,7 Millionen € auch im Jahre 2008 
auf dem hohen Niveau der beiden Vorjahre wei-
tergeführt werden kann. Wenn Sie fragen, liebe 
Frau Kieninger, mit wem wir uns vergleichen sol-
len, dann vergleichen wir uns doch einmal mit ei-
nem Land, in dem die SPD die absolute Mehrheit 
hat, nämlich mit unserem Nachbarland Rheinland-
Pfalz. Dort gibt es 17 Frauenhäuser. Sie werden 
mit jeweils 77.670 € gefördert. Wir haben 62 
Frauenhäuser mit jeweils 87.604 € Förderung. Wir 
geben mehr als Rheinland-Pfalz für Frauenhäuser 
aus.  

(Beifall von der CDU) 

Vielleicht können Sie einmal Ihrem potenziellen 
Kanzlerkandidaten ausrichten, dass in Nordhrein-
Westfalen Frauenpolitik ernster genommen wird  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

als in dem SPD-alleinregierten Rheinland-Pfalz.  

(Beifall von der CDU) 

Auch beim Thema Zwangsheirat nimmt die Lan-
desregierung Geld in die Hand. Ich danke den 
Fraktionen, dass sie für den Bereich, auf den wir 
durch die Frage aufmerksam geworden sind, was 
wir für minderjährige Mädchen, die nicht durch die 
Fraueninfrastruktur aufgefangen werden, tun kön-
nen, 250.000 € mehr einsetzen, die die Jugend-
ämter genau so, wie Sie es beschrieben haben, 
Frau Steffens, sensibilisieren und Möglichkeiten 
schaffen sollen, dass auch Kinder- und Jugendhil-
fe überall im Land genau dieses Problem erken-
nen.  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Sie können das 
nicht von der Struktur her erkennen!) 

– Sie müssen es aber letztlich erkennen, Frau 
Steffens, weil für Minderjährige die Kinder- und 
Jugendhilfe zuständig ist. Und die Kinder- und Ju-
gendhilfe zu sensibilisieren, ist das mit diesen 
250.000 € verfolgte Ziel.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Steffens?  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Frau 
Steffens.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Laschet, wis-
sen Sie, wie viele Kinder- und Jugendhilfeeinrich-
tungen zur Unterbringung von Kindern und Ju-
gendlichen die Möglichkeit der geschlechterdiffe-
renzierten Unterbringung haben? Wissen Sie 
das?  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich weiß, dass es sehr 
wenige sind.  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Wir haben kei-
ne!) 

– Aber Frau Steffens, wir müssen doch dazu 
kommen, dass sich Kinder- und Jugendhilfe auf 
diese neue Aufgabe einstellt, gerade Mädchen, 
die von Zwangsverheiratung bedroht sind, Hilfe 
anzubieten. Das muss flächendeckend gelingen. 
Das, was die Koalitionsfraktionen hier beantragt 
haben, ist ein Einstieg genau in dieses Thema.  

(Beifall von der FDP) 

Wir sind immer noch unzufrieden mit der Frauen-
erwerbsquote in Nordrhein-Westfalen. Wir wissen, 
dass wir uns auch da in den hinteren Rängen der 
deutschen Bundesländer bewegen. Deshalb wol-
len wir auch hier Bewährtes mit Innovation ver-
binden.  

Der Haushalt des nächsten Jahres hat drei Ziele: 
mehr Frauen für technische Berufe sowie für die 
Forschung zu gewinnen, den Anteil an Führungs-
frauen und Unternehmerinnen zu erhöhen und 
den Wiedereinstieg in das Berufsleben zu erleich-
tern.  

Der Spruch „Mädchen sind schlau, aber Jungen 
machen Karriere“, wie ihn eine Studie Anfang 
September noch einmal unterstrichen hat, darf in 
Nordrhein-Westfalen nicht gelten. Deshalb gibt die 
nordrhein-westfälische Landesregierung in Sa-
chen beruflicher Gleichstellung auch im Jah-
re 2008 mit insgesamt 2,2 Millionen € Geld, um 
diese Potenziale zu wecken.  

Frau Pieper-von Heiden hat es bereits gesagt: 
Frauenpolitik steht auch heute unter neuen Her-
ausforderungen: Auf die Frauen mit Zuwande-
rungsgeschichte, die ein Viertel der Frauen in un-
serem Land ausmachen, hat noch nie jemand in 
dem Maße den Blick gerichtet, wie wir das mit 
dem neuen Haushalt tun: Wir werden – zusam-
men mit EU-Mitteln – 400.000 € bereitstellen, um 
die sogenannte erste Schwelle bei der beruflichen 
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Orientierung zu überwinden und auch hier Chan-
cen zu geben.  

Sie sehen, wir führen Bewährtes fort, aber wir ha-
ben auch neue Ideen, die zu den großen gesell-
schaftspolitischen Aufgaben, zum demografischen 
Wandel und zur Integrationspolitik gehören. Das 
ist unser Verständnis von Frauenpolitik, einer 
Querschnittspolitik für alle Frauen in diesem Land 
– übrigens auch für Landfrauen, Frau Kieninger –, 
die gleichberechtigt an dieser Gesellschaft teilha-
ben sollen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laschet. – Ich sehe zum Teilbereich 
Frauen keine weiteren Wortmeldungen. 

Wir kommen zum Teilbereich „Integration und 
Eine-Welt“. 

Frau Tillmann von der SPD-Fraktion hat sich ge-
meldet. Bitte schön. 

Angela Tillmann (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Sehr geehrte Zuhöre-
rinnen und Zuhörer! Genug ist nie genug – dieser 
Satz scheint für den Fachbereich Integration nicht 
zu gelten. Für CDU und FDP scheint das Ende 
der Fahnenstange im Haushaltskapitel „Integrati-
on Zugewanderter“ erreicht. Die Haushaltsansät-
ze von 2007 wurden für 2008 übernommen, und 
gut ist es. Selbst Änderungsanträge von uns, die 
keinen Cent mehr gekostet hätten als bereits im 
Haushalt veranschlagt, wurden abgelehnt. 

Damit jeder weiß, wovon ich rede: Unser Vor-
schlag war, dass die nicht verausgabten Mittel bei 
den Kostenpauschalen gemäß § 9 Abs. 2 und 
§ 10a Landesaufnahmegesetz in die Titelgruppe 
„Integrationsförderung Zugewanderter“ fließen 
können sollten. Das hätte zur Folge gehabt, dass 
die Integrationsmaßnahmen für schon länger hier 
lebende Menschen mit Migrationshintergrund ge-
gebenenfalls hätten ausgebaut werden können. 

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie 
waren noch nicht einmal bereit, ernsthaft über 
diese Möglichkeit nachzudenken. Anscheinend 
lautete der Marschbefehl: Egal, welche Vorschlä-
ge von der Opposition kommen, mögen sie noch 
so sinnvoll, kostenneutral und mit Deckungsvor-
schlägen hinterlegt sein, sie werden grundsätzlich 
abgelehnt. Dieser Eindruck ist zumindest bei mir 
entstanden. Solche Verhaltensweisen bescheini-
gen mangelnde Souveränität.  

Viel schlimmer aber ist: Sie werden dem Anliegen 
nicht gerecht. Wir haben diesen Antrag nicht ge-

stellt, um mal mit einem Antrag mehrheitsfähig zu 
werden, sondern weil wir das Anliegen nach vorn 
bringen wollten. Bisher haben wir fraktionsüber-
greifend versucht, den größtmöglichen gemein-
samen Nenner im Bereich der Integrationspolitik 
in Nordrhein-Westfalen zu finden. Der „Aktions-
plan Integration“ ist von allen Fraktionen hier im 
Hause mitgetragen worden.  

Doch die besten Aktionspläne und ein noch so 
fortschrittlicher Integrationsminister – ich sage das 
an dieser Stelle ohne Häme und auch ohne, dass 
es ein vergiftetes Lob sein soll – nutzen nichts, 
wenn sich nicht in den Köpfen von Politikerinnen 
und Politikern auf Bundesebene, Landesebene, 
Kommunalebene und auch bei den Bürgerinnen 
und Bürgern in Deutschland etwas ändert. 

Es nutzt nichts, wenn Sie von der positiven Vielfalt 
sprechen, die Migrantinnen und Migranten mit-
bringen, diese Vielfalt aber nicht fördern oder nur 
zum Teil, zum Beispiel durch die gezielte Förde-
rung der Mehrsprachigkeit in den Sprachen der 
Herkunftsländer.  

Es nutzt auch nichts, wenn auf der einen Seite 
Herr Minister Laschet von Deutschland als Ein-
wanderungsland spricht, gleichzeitig aber auf dem 
CDU-Parteitag Deutschland als Integrationsland 
bezeichnet wird. Es nutzt nichts, wenn wir 
Deutschland als Einwanderungsland bezeichnen, 
gleichzeitig aber nicht daran arbeiten, auch tat-
sächlich eine Einwanderungsgesellschaft zu wer-
den. 

Es nutzt auch nichts, wenn Herr Ministerpräsident 
Rüttgers feststellt – was ich übrigens sehr positiv 
fand –, die Festlegung der Höhe von Moscheen 
ergebe keinen Sinn; die Muslime, die zu uns kä-
men, hätten ein Anrecht auf würdige Gotteshäu-
ser. Das ist die eine Seite. Auf der anderen Seite 
aber erhielt die Kanzlerin Applaus, als sie sagte: 
Wir müssen darauf achten, dass Moscheekuppeln 
nicht demonstrativ höher gebaut werden als Kirch-
türme. Gleichzeitig stoppen CDU-Politikerinnen 
und -Politiker in Köln einen Moscheebau, dem sie 
erst einmal offen gegenübergestanden haben. 

Es nutzt nichts, wenn Sie von der Bereicherung 
unserer Gesellschaft durch Migrantinnen und 
Migranten sprechen, gleichzeitig aber das Wahl-
recht an die deutsche Staatsbürgerschaft koppeln 
und bereits beim kommunalen Wahlrecht für nicht 
EU-Bürgerinnen und -Bürger Bedenken haben, 
weil Gefahren drohen könnten. 

Parteien und Fraktionen können durchaus unter-
schiedlicher Auffassung sein. Sie dürfen aber 
nicht in sich widersprüchlich sein, denn dies ver-
unsichert Menschen. Da haben Sie, meine Da-
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men und Herren von der CDU, noch enormen Klä-
rungsbedarf. – Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Tillmann. – Für die CDU-Fraktion hat der Kollege 
Solf das Wort. 

Michael Solf (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Frau Till-
mann, ich habe leider nur fünf Minuten und muss 
für den Haushalt reden. Auf alles andere, was Sie 
gesagt haben, komme ich gerne bei anderer Ge-
legenheit zurück; denn in manch einem Punkt 
stimme ich Ihnen durchaus zu. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Politikfeld der 
Integration entscheidet sich die Zukunftsfähigkeit 
unserer Gesellschaft. Deshalb hat die Koalition 
der Erneuerung den Anspruch, Integrationspolitik 
lebendig und zukunftsfest zu gestalten. Dies zeigt 
sich nicht nur durch den bereits im Juni des letz-
ten Jahres auf den Weg gebrachten Aktionsplan, 
es spiegelt sich auch im vorliegenden Haushalts-
entwurf des Einzelplans 15 wider. Ich zeige Ihnen 
einige wesentliche Aspekte auf: 

Erstens. Auch 2005 unterstützen wir mit dem 
schon während Ihrer Regierungszeit begonnenen 
Programm „KOMM-IN NRW“ Städte, Kreise und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen bei der Um-
setzung des Zuwanderungsgesetzes und der 
Verbesserung ihrer kommunalen Integrationsbe-
mühungen mit erneut 3,3 Millionen €. 

Zweitens. Genau wie 2007 stellen wir auch in den 
Haushalt 2008 erneut 2,2 Millionen € zur Unter-
stützung der wegweisenden regionalen Arbeits-
stellen zur Förderung von Kindern und Jugendli-
chen aus Zuwandererfamilien ein. Wir wollen die-
se regionalen Arbeitsstellen zu einem landeswei-
ten Netzwerk „Integration durch Bildung“ weiter-
entwickeln und so eine Flächenwirkung für ganz 
NRW erzielen. 

Drittens. Mit den erneut fast 7 Millionen € für die 
Arbeit der Integrationsagenturen gewährleisten 
wir eine qualitativ hochwertige, nachholende und 
weiterführende Integration der bereits länger hier 
lebenden Menschen mit Zuwanderungsgeschich-
te.  

Darüber hinaus haben die Koalitionsfraktionen im 
Zuge der Haushaltsberatungen entschieden, noch 
einmal einen besonderen Akzent im Bereich der 
Förderung der Integration Zugewanderter zu set-
zen. Mit der zusätzlichen Erhöhung der entspre-
chenden Titelgruppe 68 des Kapitels 15 060 um 

weitere 200.000 € wollen wir zwei Dinge errei-
chen:  

Zum Ersten wird die strukturelle Öffnung der Be-
triebskostenförderung für Migrantenselbstorgani-
sationen ermöglicht. Wir wollen so deren Arbeit 
nachhaltig verbessern. Durch die Erhöhung kön-
nen über das bestehende Förderspektrum hinaus 
innovative und wegweisende Integrationsprojekte 
mit Modellcharakter finanziert werden. Denkbar 
sind in diesem Kontext beispielsweise Maßnah-
men zur Verbesserung der Emanzipation musli-
mischer Frauen und Mädchen, Maßnahmen zur 
Verbesserung der Altersheimversorgung für Men-
schen mit Zuwanderungsgeschichte, Maßnahmen 
zur Gewaltprävention und integrationsfördernde 
Sportprojekte. 

Zum Zweiten soll mit den zusätzlichen Mitteln der 
Dialog mit den Muslimen in unserem Land ver-
stärkt werden. Wir wollen das Entstehen einer re-
präsentativen Vertretung der Muslime in unserem 
Land positiv begleiten. Die zusätzlichen Mittel sol-
len für den Aufbau einer Beratungs- und Service-
stelle zur Unterstützung der Organisationsent-
wicklung der in NRW lebenden Menschen musli-
mischen Glaubens zur Verfügung gestellt werden. 

Ich fasse zusammen: Auch im Bereich der Integ-
rationspolitik setzen wir die richtigen Schwerpunk-
te.  

Gleiches gilt für die Entwicklungspolitik. Nord-
rhein-Westfalen kann mit Fug und Recht als das 
Nord-Süd-Land der Bundesrepublik Deutschland 
bezeichnet werden. Mit der Unterzeichnung des 
Partnerschaftsabkommens mit Ghana im Novem-
ber dieses Jahres haben wir diesen Anspruch un-
termauert. Ich danke in diesem Kontext ganz be-
sonders dem Kollegen Chris Bollenbach.  

Auch der Haushaltsentwurf 2008 zeugt von unse-
rem Gestaltungswillen. So stellen wir erneut 
800.000 € für das rundum erneuerte Koordinato-
renprogramm zur Verfügung. Damit ist erstmals 
die landesweite Vermittlung entwicklungspoliti-
scher Bildungsarbeit sichergestellt.  

Im Haushaltsentwurf 2008 stehen erneut Mittel für 
Zuschüsse zur entwicklungspolitischen Informati-
ons- und Bildungsarbeit, und erneut sind 
100.000 € zur Stärkung des deutschlandweit ein-
zigen Standortes der Vereinten Nationen in Bonn 
eingestellt. Die Anfang November dieses Jahres 
erstmalig ausgerichtete Bonner Konferenz für 
Entwicklungspolitik zeigt, dass wir hier auf einem 
guten Weg sind. 

Unter dem Strich: Auch im Bereich der Integrati-
ons- und Entwicklungspolitik beraten wir eine soli-
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de und seriös gerechnete Vorlage. Ich bitte um 
Ihre Zustimmung. – Vielen Dank fürs Zuhören. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Solf. – Für die FDP-Fraktion spricht jetzt 
Herr Abgeordneter Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen, meine Herren! Es ist der 
Landesregierung und den Koalitionsfraktionen 
trotz der notwendigen und immer noch nicht ab-
geschlossenen Haushaltskonsolidierung gelun-
gen, den Ansatz für das Politikfeld Integration und 
Entwicklungszusammenarbeit zu überrollen. Die-
ser Haushaltsentwurf sowie die Änderungsanträ-
ge der Koalitionsfraktionen zeigen, dass wir unse-
re ehrgeizigen Ziele, die wir in diesem Politikfeld 
formuliert haben, im Haushalt konsequent abbil-
den. Ich möchte das an vier Punkten unterstrei-
chen: 

Erstens. Wir verstärken die Mittel dort, wo die Ba-
sis für Teilhabegerechtigkeit gelegt wird. Das ist – 
wir haben eben im Teilbereich „Generationen und 
Familie, Kinder und Jugend“ darüber sprechen 
können – der Bereich der Sprachförderung. Hier 
stehen unterdessen viermal so viel Mittel für die 
Verbesserung der Bildungschancen von Kindern 
aus Zuwanderungsfamilien zur Verfügung, als das 
zu rot-grüner Verantwortungszeit der Fall gewe-
sen ist. 

Zweitens. Wir gehen notwendige Strukturverände-
rungen an, selbst wenn das mitunter schmerzlich 
ist und auf den Widerstand organisierter Einzelin-
teressen stößt. Beispielsweise sind die Zuwande-
rerzahlen seit Jahren rückläufig. Gleichwohl hat 
die rot-grüne Vorgängerkoalition nicht reagiert und 
die Landesstelle Unna-Massen als eine Art Spar-
schwein weiter finanziert. Wir gehen mit Verände-
rungen eine haushaltspolitisch erforderliche Rich-
tungsänderung an. Erst jetzt, bei Beratung dieses 
Haushalts, kommen Sozialdemokraten auf die I-
dee, die Gelder für die Landesstelle Unna-Massen 
zugunsten der sogenannten nachholenden Integ-
ration umzuwidmen. Das allerdings haben wir be-
reits mit Beginn der Regierungsübernahme in 
Nordrhein-Westfalen eingeleitet. Da kommen Sie 
sehr spät. Hier rollt der Zug schon. Sie dürfen 
gerne aufspringen, aber er rollt schon. 

Drittens. Wir machen aus Betroffenen Beteiligte. 
Unter Schwarz-Gelb ist es gelungen, eine inter-
fraktionelle Arbeitsgruppe einzurichten, die die is-
lamischen Vertreter auf dem Weg begleitet, eine 
repräsentative Vertretung der Muslime in unserem 
Land zu etablieren. Neben der ideellen Hilfe sol-

len 50.000 € bereitgestellt werden, um den orga-
nisatorischen Aufbau dieser Repräsentanz zu un-
terstützen. Ich freue mich ausdrücklich – das 
muss man trotz aller Gegnerschaft im Landtag 
sagen dürfen –, dass die Grünen diesem Vor-
schlag im Haushalts- und Finanzausschuss zuge-
stimmt haben. Leider hat es die Sozialdemokratie 
nicht vermocht, über ihren Schatten zu springen. 
Das ist sehr bedauerlich. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Im Haus-
haltsausschuss haben auch Ihre Leute da-
gegen gestimmt!) 

Denn ein gemeinsames Signal aller vier Fraktio-
nen an die muslimischen Verbände hätte als Zei-
chen dafür gewertet werden können, dass wir 
trotz unterschiedlicher Überzeugungen bereit 
sind, dasselbe zu tun, was wir von den Muslimen 
erwarten, nämlich sich im Sinne der Sache auf ei-
nen kleinsten gemeinsamen Nenner zu verständi-
gen. Noch ist nicht aller Tage Abend. Der Haus-
halt ist noch nicht endgültig verabschiedet. Viel-
leicht will die Sozialdemokratie ihre Position in 
diesem Feld noch einmal überdenken. Der Sache 
würde es jedenfalls dienen. 

Überdies wollen wir nicht nur die muslimischen, 
sondern auch die Migrantenselbstorganisationen 
insgesamt stärken, ihre Position als Partner des 
Staates verbessern und zum Beispiel das in El-
ternvereinen und -verbänden zum Ausdruck 
kommende bürgerschaftliche Engagement wert-
schätzen. Das ist Teil des Aktionsplanes Integra-
tion, der ja zu Recht bundesweit gelobt wird. Dies 
spiegelt sich im Haushalt durch eine nochmalige 
Mittelerhöhung um 200.000 € wider. 

Viertens. Wir integrieren die auf spezifische Be-
dürfnisse von Migranten zugeschnittenen Angebo-
te im Regelsystem. Wir wollen keine parallelen 
Strukturen für Einheimische und Zugewanderte, 
sondern die bewährten Strukturen mit ihrer Fach-
lichkeit so ausrichten, dass sie sich an alle in 
Nordrhein-Westfalen lebenden Menschen wenden 
können. Deshalb werden etwa die Migrations-
fachdienste zu Integrationsagenturen weiterentwi-
ckelt. Deshalb öffnen sich Familienzentren auch 
für die Belange von Familien mit Zuwanderungs-
geschichte. 

Den Vorschlag der Grünen, eine weitere RAA in 
Paderborn zu schaffen und damit die Trennung 
zwischen den Anlaufstellen für Zuwanderer und 
denen für Einheimische erneut zu betonen und zu 
verstärken, halten wir vor diesem Hintergrund für 
kontraproduktiv. 

Fünftens: das Politikfeld internationale Zusam-
menarbeit oder, wie es früher genannt worden ist, 
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Eine-Welt-Politik. Ich kann mich noch an den Auf-
schrei der Opposition erinnern, als wir das soge-
nannte Promotoren-Programm im Jahr 2005 neu 
ausgerichtet haben. Heute zeigt sich, dass die 
strategischen Entscheidungen richtig waren und 
dass die entwicklungspolitische Informations- und 
Bildungsarbeit bei den regionalen Koordinatoren 
ausgezeichnet aufgehoben ist. Sozialdemokraten 
und Grüne sehen das unterdessen offenbar ge-
nauso; denn sie haben in diesem Bereich ja kei-
nen Änderungsbedarf angemeldet. 

Die internationale Zusammenarbeit ist in ihrer 
Weiterentwicklung allerdings nicht nur auf die Ko-
ordinatoren beschränkt. Ich will abschließend dar-
auf hinweisen, dass Nordrhein-Westfalen endlich 
eine Landespartnerschaft mit einem Schwellen-
land bzw. Entwicklungsland, nämlich mit Ghana, 
eingegangen ist. 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Ich glaube, die Zusammenarbeit von Nordrhein-
Westfalen und Ghana ist vorbildlich und bietet un-
endlich viele Potenziale, zivilgesellschaftliche Ak-
teure und Initiativen der Landesregierung zu ver-
netzen und durch die kritische Masse auch eine 
zusätzliche Wirkung zu entfalten. 

Deshalb handelt es sich um einen guten Haushalt, 
auch auf dem Feld Integration und Entwicklungs-
zusammenarbeit. – Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt Frau Kollegin Asch 
das Wort. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Migrations- und In-
tegrationspolitik ist eine Thematik, bei der ich 
Herrn Minister Laschet zunächst einmal Lob zol-
len will. 

(Demonstrativer Beifall von Michael Solf 
[CDU] – Manfred Kuhmichel [CDU]: Oh!) 

– Ja, wir verstehen durchaus zu differenzieren, 
lieber Kollege Solf. In der Tat setzt der Minister in 
diesem Bereich wichtige politische Signale in die 
Gesellschaft hinein. Er hat das Potenzial von 
Migrantinnen und Migranten und die herausra-
gende Bedeutung einer gelingenden Integration 
für die Zukunft unserer Gesellschaft erkannt. Es 
wird Sie bei diesem Lob nicht verwundern: Seine 
Positionen sind zum allergrößten Teil mit denen 
der grünen Landtagsfraktion identisch. 

Herr Minister Laschet, ich möchte auch noch ein-
mal ganz ausdrücklich Ihr Engagement loben, das 
Sie in meiner Heimatstadt Köln bei der sehr 
schwierigen Diskussion um den Bau der Kölner 
Moschee geleistet haben. Da haben Sie in der 
CDU-Stadtratsfraktion ja in keiner leichten Dis-
kussion gestanden. Ich bin Ihnen sehr dankbar 
dafür, dass Sie sich dort eingemischt haben. 

Wir würden uns allerdings wünschen, dass diese 
richtige Richtung Ihrer Politik im Landeshaushalt – 
und zwar genau hier im Kapitel Integration Zuge-
wanderter – auch mehr Niederschlag fände. 

Durch den Rückgang der Neuzuwanderung aus 
Osteuropa hat dieser Abschnitt des Haushaltes 
über die Jahre gesehen prozentual wahrscheinlich 
den größten Konsolidierungsbeitrag für den Lan-
deshaushalt geleistet. Vor zehn Jahren standen 
75 Millionen € für Leistungen nach dem Landes-
aufnahmegesetz zur Verfügung. Ihre Amtsvor-
gängerin hat 2005 noch 10 Millionen € für freiwilli-
ge Leistungen im Kabinett durchsetzen können. 
Heute stehen gerade einmal 4 Millionen € in die-
sem Haushalt. 

Ein Teil dieses Betrages wurde als eine Ihrer ers-
ten Amtshandlungen gekürzt. Heute bezahlen Sie 
aus dem verbleibenden Rest die Integrations-
agenturen und das Programm KOMM-IN NRW. 
Sie sind sicher genauso froh wie wir über diese 
wichtigen Maßnahmen. Dennoch: Auf einen sol-
chen Coup, wie ihn damals Birgit Fischer voll-
bracht hat, warten wir bei Herrn Laschet noch. Er 
ist zur Umsetzung des Aktionsplans Integration 
zwingend notwendig. Dazu sind allerdings natür-
lich auch die Fraktionen gefordert. 

Zwei Anmerkungen an die Fraktionen: Herr Solf, 
es ist schon erstaunlich, welche Parallelen unsere 
Haushaltsanträge aufweisen. Für die Integrations-
förderung haben wir einen Haushaltsantrag in i-
dentischer Höhe, nämlich von 200.000 € gestellt. 
Auch bei der Zweckbestimmung der Mittel gibt es 
eine Parallele. Mit einem Betrag von 50.000 € 
wollen Sie den Dialog mit Muslimen unterstützen. 
Genau diesen Antrag haben wir beim letzten 
Haushalt gestellt – allerdings in Bezug auf Mittel 
für die Staatskanzlei. 

Diese Haushaltsposition möchte ich an dieser 
Stelle noch einmal besonders hervorheben. Nord-
rhein-Westfalen ist wieder einmal das erste Bun-
desland, das für den Dialog mit Muslimen einen 
Betrag zur Verfügung stellt. Das bestätigt die Vor-
reiterrolle, die wir in diesem Feld schon immer 
hatten und hoffentlich auch weiter behalten wer-
den. Deswegen hat Minister Laschet auch recht, 
wenn er bei der Debatte um das Grundsatzpro-
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gramm der CDU sagt, dass wir hier in Nordrhein-
Westfalen schon sehr viel weiter sind. 

Herr Solf und Herr Lindner, unser beinahe identi-
scher Antrag wurde von Ihnen aber mit der Be-
gründung abgelehnt, wir hätten keinen Deckungs-
vorschlag im Einzelplan 15 erbracht. Einen sol-
chen Deckungsvorschlag haben Sie natürlich 
auch nicht erbracht. Ich vermisse ihn auch nicht; 
denn ich will mir nicht ausmalen, was Sie vielleicht 
gekürzt hätten, um Ihre – grundsätzlich sinnvollen 
– Haushaltsanträge zu refinanzieren. Vielleicht 
können wir uns allerdings darauf einigen, dass 
man sich zukünftig nicht für ein Verhalten kritisiert, 
das man anschließend selber praktiziert. 

Sehr viel dunkler sieht es in der Eine-Welt-Politik 
aus – trotz all der schönen Worte über neue Pro-
jekte und Partnerschaften wie der Partnerschaft 
mit Ghana. Herr Lindner, im Übrigen muss ich Sie 
darüber aufklären, dass es sich dabei nicht um die 
erste Partnerschaft von Nordrhein-Westfalen han-
delt. Wir haben bereits eine Partnerschaft mit der 
südafrikanischen Provinz Mpumalanga. 

(Christian Lindner [FDP]: Das weiß ich! Aber 
Sie können das doch nicht mit dem verglei-
chen, was jetzt mit Ghana passiert!) 

Bei all diesen schönen Projekten – auch den Bei-
trägen Nordrhein-Westfalens zur Erreichung der 
Milleniumsziele – haben der Minister und die 
CDU-Fraktion das Wort. Wenn es aber um den 
Haushalt geht, wenn es um das Eingemachte 
geht, wenn es um Ressourcen geht, hat plötzlich 
die FDP die Hosen an. Ich erkenne auch hier 
durchaus Ihr Engagement, Herr Minister. Und 
Herr Bollenbach, Sie setzen einige gute Impulse. 
Fürs Trockenschwimmen gibt es aber höchstens 
gute Haltungsnoten; vorwärts geht es damit nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin, Sie 
kommen zum Schluss? 

Andrea Asch (GRÜNE): Leiden müssen unter Ih-
rer Politik die 3.000 Eine-Welt-Gruppen in Nord-
rhein-Westfalen, die glücklicherweise ihre wertvol-
le Arbeit für den fairen Handel, in der Armutsbe-
kämpfung und für Bildung und Ausbildung weiter-
führen.  

Ich komme zum Schluss und möchte Ihnen sa-
gen: Es reicht nicht, es ganz toll zu finden, mit den 
internationalen Playern auf der internationalen 
Bühne mitzumischen. Machen Sie hier Ihre 
Hausaufgaben für die Eine-Welt-Politik! Das sind 
auf Landesebene die entwicklungspolitischen Bil-

dungsaufgaben. Dafür haben Sie das Geld nach 
wie vor gestrichen. Hier müssen Sie wieder die 
notwendigen Mittel einsetzen, um diese Arbeit zu 
stärken und weiterzuführen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Für die Landesregierung hat Herr 
Minister Laschet das Wort. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir haben uns zu Beginn der 
Legislaturperiode nicht weniger vorgenommen, 
als in Sachen Integration das Land der neuen Zu-
kunftschancen zu werden, und konnten an die In-
tegrationsoffensive anknüpfen, die es in diesem 
Landtag seit 2001 gab. Ich bin froh, dass dieser 
Konsens auch nach dem Regierungswechsel über 
Parteigrenzen hinweg gehalten hat. 

Wir haben den Aktionsplan Integration im Jahre 
2006 vorgelegt, der auch die Debatte über den 
Nationalen Integrationsplan mit beeinflusst hat. Zu 
dem, was beim Nationalen Integrationsplan be-
schlossen wird, fordern wir allerdings: Das muss 
konkret messbar sein. Es hilft nichts, den dritten, 
vierten und fünften Gipfel der Symbolpolitik zu 
machen. Wir wollen, dass gemessen wird: Schaf-
fen wir es, dass mehr Kinder aus Zuwandererfa-
milien auf den Gymnasien sind, ja oder nein?  

Unser Schulgesetz macht die Schulformen durch-
lässiger,  

(Beifall von der CDU – Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]: Macht es eben nicht!) 

und das ist ein Ansatz, genau dieses Ziel zu errei-
chen. Wir wollen, dass weniger Migrantenkinder 
ohne Hauptschulabschluss abgehen. 

(Sören Link [SPD]: Das ist völliger Blödsinn!) 

Wir wollen die Jugendarbeitslosigkeit senken. Da-
zu hat Kollege Laumann viele Initiativen auf den 
Weg gebracht. Wir haben es zur Querschnittsauf-
gabe in der gesamten Landesregierung gemacht.  

Ich füge hinzu: Wir wollen auch die Deutsch-
kenntnisse verbessern, wobei Deutschkenntnisse 
nicht alles sind. Wir sehen in Frankreich, dass die 
Kinder oder die Jugendlichen alle französisch 
sprechen, alle französische Staatsbürger sind und 
trotzdem in der Gesellschaft keine Perspektive 
haben. Deshalb ist das eine Frage von Perspekti-
ven. Ich kenne Eltern, die ich sehr schätze und 
die gesagt haben: Wir sprechen zu Hause auch 
die Muttersprache, damit das Kind beide Spra-
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chen spricht. – Es ist besser, dass Eltern mit 
schlechten Deutschkenntnissen die Mutterspra-
che pflegen und Kinder eine doppelte Kompetenz 
haben. Auch das setzt unsere Schulministerin in 
ihrer Schulpolitik um. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Link? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ja. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr 
Kollege Link. 

Sören Link (SPD): Herr Minister, Sie haben ge-
rade gesagt, Sie möchten durch das neue Schul-
gesetz das Schulsystem in NRW durchlässiger 
machen. Ich nehme Ihnen persönlich ab, dass Sie 
das wirklich wollen. Das, was Sie gesetzlich auf 
den Weg gebracht haben, führt aber faktisch da-
zu, dass Kinder, die auf einer Hauptschule sind, 
ab Klasse 6 nicht mehr nach oben – sprich: von 
der Hauptschule aufs Gymnasium –wechseln 
können. Das haben Sie gesetzlich so geregelt. 
Stimmen Sie mir zu, dass diese Regelung gerade 
nicht für mehr Durchlässigkeit sorgt? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Nein, ich stimme Ih-
nen ausdrücklich nicht zu. Im Schulgesetz ist ver-
ankert, dass in jedem Jahr geschaut werden soll: 
Kann das Kind auf eine andere Schulform gehen? 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch 
von der SPD) 

Wir haben gerade im Interesse der Kinder aus 
Zuwandererfamilien Ganztagshauptschulen ge-
schaffen. Das haben Sie jahrelang vernachlässigt, 
weil Sie nur in die Gesamtschule investiert haben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben den Kindern die Chancen, die wir ihnen 
jetzt eröffnen, nicht gegeben. 150 Ganztags-
hauptschulen sind 150 Chancen mehr für Kinder 
aus Zuwandererfamilien. 

(Beifall von der CDU) 

Ich lade Sie mal ein – die Grünen waren schon 
da –: Gehen Sie in die Hauptschule Aretzstraße in 
Aachen! Dort ist ein Grüner Schulleiter, der Ihnen 
mal erklären kann, wie bedeutsam Hauptschulen 
sind, um Migrantenkindern neue Bildungschancen 
zu geben. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine zweite Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Löhrmann? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Gerne. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte, Frau Löhr-
mann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Minister, kön-
nen Sie die Struktur der Sekundarstufe I in den 
Hauptschulen, Realschulen, Gesamtschulen und 
am Gymnasium erklären und dann erläutern, wie 
das nach der Klasse 6 von der Hauptschule her 
aufsteigend gelingen kann? 

(Beifall von der SPD) 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Wir sind in keiner 
schulpolitischen Debatte. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Fangen Sie nicht 
damit an, wenn Sie nicht antworten kön-
nen! – Unruhe – Glocke) 

– Wollen Sie es hören oder nicht? – Ich kann Ih-
nen nur erklären, dass das Ergebnis Ihrer Schul-
politik war, dass 4 % der Migrantenkinder auf den 
Gymnasien waren. Das Ziel des neuen Schulge-
setzes, das die Kollegin Sommer gemacht hat, 
war mehr Durchlässigkeit. Sie werden sehen, in 
zwei Jahren oder drei Jahren haben wir bessere 
Quoten, und dann können wir die Debatte hier 
neu führen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister La-
schet, gestatten Sie noch zwei Zwischenfragen 
der Abgeordneten Hendricks und Schäfer? 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Nein. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Sie gestatten die-
se Zwischenfragen nicht. Das ist damit abgelehnt, 
und Sie fahren in Ihrer Rede fort. Bitte, Herr Minis-
ter. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Ich möchte zu einem 
zweiten wichtigen Bereich kommen. Denn das ist 
angesprochen worden und wird sicher im Jahr 
2008 ein neuer Schwerpunkt sein. Wir haben die 
internationale Zusammenarbeit auf ein neues 
Fundament gestellt. Alle, die gesagt haben, diese 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8841

Koalition hat keinen Blick für internationale Fra-
gen, sind durch das, was wir in Gang gesetzt ha-
ben, Lügen gestraft worden. Wir setzen nicht nur 
auf die 3.000 Eine-Welt-Gruppen, Frau Asch, 
sondern wir haben bewusst gesagt: Nordrhein-
Westfalen ist ein Land mit vielen Außenwirt-
schaftsbeziehungen. Wir sind ein internationales 
Land. Wir sind der einzige Standort der Vereinten 
Nationen in Deutschland. Wir haben in Bonn alle 
Nord-Süd-Institutionen, und wir wollen, dass das 
die Menschen auch außerhalb von Bonn merken.  

Die Grünen haben immer so getan, als wenn sie 
viel zur Entwicklungspolitik beitragen würden. 

(Unruhe – Glocke) 

Frau Asch, wir haben die entwicklungspolitischen 
Leitlinien von 1993 abgelöst. Das war noch eine 
Zeit, zu der die Grünen noch nicht in der Regie-
rung waren. Sie haben es zehn Jahre nicht ver-
mocht, ihre Entwicklungspolitik auf ein neues 
Fundament zu stellen. Wir haben das getan. Wir 
sind damit auch in diesem Feld in Deutschland 
Zielgeber, um mehr zur Internationalität, zum Kli-
maschutz und zu vielen anderen Fragen beizutra-
gen. Wir setzen übrigens auch einen Akzent bei 
der Verbindung von Migration und Entwicklung. 
Potenziale von Menschen zu sehen, die hier le-
ben, ist ein ganz wichtiger Akzent dieser Politik.  

Wenn Sie mögen, möchte ich Ihnen eine letzte 
Erfolgsmeldung mit auf den Weg geben. Als wir 
im letzten Jahr hier saßen, haben Sie die Toten-
glocken für die Stiftung Umwelt und Entwicklung 
geläutet. 

(Zuruf von Ewald Groth [GRÜNE]) 

Sie haben gesagt, diese Regierung setze hierbei 
keine Schwerpunkte mehr. Es ist gelungen, dieser 
Stiftung eine neue und solide Finanzierungs-
grundlage zu schaffen.  

(Beifall von der CDU) 

Künftig wird sie einen festen Anteil an der Kon-
zessionsabgabe aus mehreren Lotterien haben. 
Für 2008 ist mit 2,5 Millionen € zu rechnen. Aber 
mit diesem Geld werden keine Fantasieprojekte 
mehr gefördert. Hiermit wird keine grüne Klientel 
mehr bedient, wie es in der Vergangenheit der 
Fall war, sondern hiermit wird ernsthaft an Umwelt 
und Entwicklung gearbeitet.  

(Beifall von der CDU – Widerspruch von den 
GRÜNEN)  

Auch bei diesem Thema können wir sagen: Ver-
sprochen – Wort gehalten! Auch mit diesem Feld 

haben wir mit Nordrhein-Westfalen ein Land der 
neuen Chancen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Laschet. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Wir sind am Schluss der Be-
ratung zum Einzelplan 15.  

Wir kommen nun zu zwei Abstimmungskomple-
xen. Wir müssen zunächst noch über die Ände-
rungsanträge abstimmen, die wir in der Mittags-
pause nicht verabschieden konnten bzw. nicht 
verabschieden wollten.  

Zunächst kommen wir zur Abstimmung über die 
Änderungsanträge zum Einzelplan 15 mit den 
Nummern 14 bis 29 gemäß der Übersicht, die Ih-
nen vorliegt.  

Ich komme zum Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mit der laufenden Num-
mer 14 Drucksache 14/5683. Wer ist für diesen 
Antrag? – Das sind die Grünen und der fraktions-
lose Abgeordnete Sagel. Wer ist dagegen? – Das 
sind die Fraktionen von CDU und FDP. Wer ent-
hält sich? – Die Fraktion der SPD. Damit ist der 
Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mit der laufenden Num-
mer 15 Drucksache 14/5684. Wer ist für diesen 
Antrag? – Die Grünen und der fraktionslose Ab-
geordnete Sagel. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Wer enthält sich? – Die SPD. Damit ist der 
Antrag mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD-
Fraktion mit der laufenden Nummer 16 Drucksa-
che 14/5640, der im Wortlaut identisch ist mit dem 
Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen mit der laufenden Nummer 17 Drucksa-
che 14/5685. Ich lasse über beide Anträge ge-
meinsam abstimmen. Wer ist für die Annahme 
dieser Anträge? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und der fraktionslose Abgeordnete Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit sind beide Anträge mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen abgelehnt.  

Wir kommen zur laufenden Nummer 18: Ände-
rungsantrag der SPD mit der Drucksa-
che 14/5641 und ein Änderungsantrag der Grü-
nen Drucksache 14/5686. Wer ist für die Annah-
me dieser Anträge? – Grüne, SPD und Herr Sa-
gel. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer ent-
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hält sich? – Niemand. Damit sind diese Anträge 
mit Mehrheit abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 19 Drucksache 14/5642. 
Wer ist für diesen Antrag? – SPD und der frakti-
onslose Abgeordnete Sagel. Wer ist dagegen? – 
CDU und FDP. Wer enthält sich? – Die Grünen. 
Damit ist der Antrag mit den Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 20 Drucksache 14/5643. 
Wer ist für diesen Antrag? – SPD und der frakti-
onslose Abgeordnete Sagel. Wer ist dagegen? – 
CDU und FDP. Wer enthält sich? – Die Grünen. 
Damit ist auch dieser Antrag mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der Grünen 
mit der laufenden Nummer 21 Drucksache 
14/5687. Wer ist für diesen Antrag? – Die Grünen 
und der fraktionslose Abgeordnete Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Die SPD. Damit ist auch dieser Antrag abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der Grünen 
mit der laufenden Nummer 22 Drucksache 
14/5688. Wer ist für diesen Antrag? – Die Grünen 
und Herr Sagel. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Wer enthält sich? – Die SPD. Damit ist auch 
dieser Antrag mit den Stimmen von CDU und FDP 
abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 23 Drucksache 14/5644. 
Wer ist für diesen Antrag? – Die SPD und Herr 
Sagel. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer 
enthält sich? – Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist 
auch dieser Antrag abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 24 Drucksache 14/5645. 
Wer ist für diesen Antrag? – Die SPD und der 
fraktionslose Abgeordnete Sagel. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – Die 
Grünen. Damit ist auch dieser Antrag mit den 
Mehrheitsstimmen abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 25 Drucksache 14/5646. 
Wer ist für diesen Antrag? – SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und der fraktionslose Abgeordnete Sagel. 
Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält 
sich? – Bei zwei Enthaltungen aus der Fraktion 
der Grünen … 

(Zurufe von der FDP) 

– Wir haben es so gesehen, wie ich gesagt habe. 
Was die grüne Fraktion angeht, gab es Zustim-
mung bei zwei Enthaltungen.  

(Ralf Witzel [FDP]: Ein Teil der Grünen! – 
Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

– Herr Lindner, haben Sie ein Problem, auf das 
Sie hinweisen möchten? 

(Heiterkeit – Zuruf von der SPD: Er hat meh-
rere Probleme!) 

Herr Kollege Witzel, vielen Dank für Ihren Hin-
weis. Wir haben hier oben einhellig festgestellt, 
was ich gerade ausgesprochen habe. Damit ist 
der Antrag übrigens mit den Stimmen von CDU 
und FDP abgelehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 26 Drucksache 14/5647. 
Wer ist für diesen Antrag? – Die SPD, die Grünen 
und Herr Sagel. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Wer enthält sich? – Niemand. Damit ist auch 
dieser Antrag mit den Mehrheitsstimmen abge-
lehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 27 Drucksache 14/5648. 
Wer ist für diesen Antrag? – Die SPD, die Grünen 
und der fraktionslose Abgeordnete Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit ist auch dieser Antrag abge-
lehnt.  

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD mit 
der laufenden Nummer 28 Drucksache 14/5649. 
Wer ist für diesen Antrag? – Die SPD-Fraktion 
und der Abgeordnete Sagel. Wer ist dagegen? – 
CDU- und FDP-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist auch dieser An-
trag abgelehnt.  

Wir kommen zum letzten Änderungsantrag zum 
Einzelplan 15 der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 29 Drucksache 14/5650. Wer ist für den 
Änderungsantrag? – Die SPD und Herr Kollege 
Sagel. – Wer ist dagegen? – CDU und FDP. – 
Wer enthält sich? – Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Damit ist der Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung über den 
Einzelplan 15 entsprechend der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 14/5515. Wer ist für die An-
nahme dieser Beschlussempfehlung? – CDU und 
FDP. – Wer ist dagegen? SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und der fraktionslose Kollege Sagel. – 
Wer enthält sich? – Es gibt keine Enthaltungen. 
Damit sind die Beschlussempfehlung und der Ein-
zelplan 15 in zweiter Lesung angenommen. 
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Wir kommen zu den Abstimmungen über den 
Einzelplan 12 in Verbindung mit dem Einzel-
plan 20, über die wir heute Mittag gemeinsam 
debattiert haben. Es liegen einige Änderungsan-
träge vor, die Sie als laufende Nummern 4 bis 13 
in Ihren Unterlagen finden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag des fraktionslosen Abgeordneten 
Sagel mit der laufenden Nummer 4 Drucksache 
14/5707. Wer ist für diesen Antrag? – Der Kollege 
Sagel. – Wer ist dagegen? – Das sind CDU, SPD 
und FDP. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist dieser Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit der laufenden Nummer 5 Drucksache 
14/5689. Wer ist für diesen Antrag? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. – Wer ist dagegen? – 
Das sind CDU und FDP. Wer enthält sich? – Das 
sind die SPD-Fraktion und der fraktionslose Ab-
geordnete Sagel. Damit ist dieser Änderungsan-
trag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 6 Drucksache 14/5652. Wer ist für die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion. – Wer ist dage-
gen? – Das sind CDU, FDP und der fraktionslose 
Kollege Sagel. – Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag des fraktionslosen Kollege Sagel mit 
der laufenden Nummer 7 Drucksache 14/5708. 
Wer ist für diesen Antrag? – Der fraktionslose Kol-
lege Sagel. – Wer ist dagegen? – Das sind CDU, 
SPD und FDP. – Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 8 Drucksache 14/5653. Wer ist für die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion. – Wer ist dage-
gen? – Das sind CDU, FDP und der fraktionslose 
Kollege Sagel. – Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit der laufenden Nummer 9 Drucksache 
14/5690. Wer ist für diesen Antrag? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. – Wer ist dagegen? – 
Das sind CDU und FDP. – Wer enthält sich? – 
Das ist die SPD-Fraktion und der fraktionslose 

Kollege Sagel. Damit ist dieser Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 10 Drucksache 14/5654. Wer ist für die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion und der frakti-
onslose Kollege Sagel. – Wer ist dagegen? – Das 
sind CDU und FDP. – Wer enthält sich? – Das ist 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist 
dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 11 Drucksache 14/5655. Wer ist für die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion. – Wer ist dage-
gen? – Das sind CDU, FDP und der fraktionslose 
Kollege Sagel. – Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist dieser 
Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD-Fraktion mit der laufenden 
Nummer 12 Drucksache 14/5656. Wer ist für die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion und der frakti-
onslose Kollege Sagel. – Wer ist dagegen? – Das 
sind CDU und FDP. – Wer enthält sich? – Das ist 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Damit ist 
dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den letzten 
Änderungsantrag zum Einzelplan 12 der SPD-
Fraktion mit der laufenden Nummer 13 Drucksa-
che 14/5657. Wer ist für diesen Antrag? – Die 
SPD-Fraktion und der fraktionslose Kollege Sagel. 
– Wer ist dagegen? – Das sind CDU und FDP. – 
Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Damit ist dieser Änderungsan-
trag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 12 in Verbindung mit dem Einzelplan 20. 
Wer ist für die Annahme der Beschlussempfeh-
lungen Drucksache 14/5512 und 14/5520? Das 
sind CDU und FDP. – Wer ist dagegen? Das sind 
SPD, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der 
fraktionslose Abgeordnete Sagel. Damit ist der 
Einzelplan in zweiter Lesung beschlossen. 

Ich rufe den Einzelplan 11 auf: 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales. 

Ich eröffne die Beratung über den Teilbereich 
„Arbeit und berufliche Weiterbildung“. 

(Unruhe) 

Ich weise auf die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 14/5511 sowie auf die Änderungsanträge der 
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Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit den laufen-
den Nummern 30 bis 33 der Tischvorlage hin. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schmeltzer von 
der SPD-Fraktion. 

(Anhaltende Unruhe) 

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie, 
den Saal in Ruhe zu verlassen und nicht laut mit-
einander zu sprechen, damit sich der Kollege am 
Pult, ohne schreien zu müssen, verständlich ma-
chen kann. – Herr Kollege Schmeltzer, Sie haben 
das Wort. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Die gute Konjunktur 
hat auch Nordrhein-Westfalen erreicht. Das ist 
insbesondere deshalb gut so, weil sie auch dank 
der Maßnahmen der Agenda 2010 den Arbeits-
markt erreicht hat. Das ist ein Verdienst der florie-
renden Wirtschaft und der von Gerhard Schröder 
initiierten Reformen. 

(Lachen von der CDU) 

Es ist auch ein Verdienst der Bundespolitik, zum 
Beispiel durch die Programme für ältere Arbeitslo-
se oder auch das CO2-Minderungsprogramm der 
Bundesregierung, das insbesondere das heimi-
sche Handwerk erreicht hat. Das sage ich schon 
jetzt, weil sicher gleich wieder von der Koalition 
die Erfolge als großer Meilenstein der Koalition 
der Ernüchterung abgefeiert werden. Dazu haben 
Sie definitiv nichts getan. 

Dass Sie aber Steuermehreinnahmen nicht zur 
weiteren Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einset-
zen, Herr Minister Laumann, ist Ihnen sehr wohl 
zuzurechnen. Sie wissen selber nur zu gut, dass 
der Verweis auf die relativ gute Arbeitslosenquote 
nicht Ihr Verdienst ist und nicht auf irgendwelche 
Maßnahmen zurückzuführen ist, die das Copy-
right Laumann verdienen würden. Sie sind der 
Nutznießer der guten Konjunktur und der Ar-
beitsmarktreformen des Bundes. 

Sie sind nach wie vor der EU-Finanzmittel-
verteilminister, doch Sie verteilen, was nachvoll-
ziehbar ist, immer weniger. Bei jeder Gelegenheit – 
passend oder auch nicht – verweisen Sie darauf, 
dass Sie weniger EU-Mittel zugewiesen bekom-
men. Das bestätigt meinen Vorwurf vom letzten 
Jahr, sich ausschließlich auf ESF-Finanzierungen 
zu konzentrieren und klassische landespolitische 
Arbeitsmarktpolitik mit eigenem Geld vermissen zu 
lassen. Diese Passivlinie haben Sie nicht geändert. 
Sie stellen sich in der Haushaltspolitik schützend 
an die Seite des Finanzministers und wenden 
Langzeitarbeitslosen den Rücken zu.  

Ich höre ihn gleich schon wieder, den Redebau-
stein mit der übernommenen Verschuldung. Aber 
halten Sie sich, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der Koalition, den Spiegel vor die Augen: Nie hat 
es eine so hohe Neuverschuldung im Land gege-
ben wie in Ihrer kurzen Regierungszeit, und das 
trotz höherer Steuermehreinnahmen.  

(Beifall von der SPD) 

Was Sie nach wie vor beherrschen, ist die 
Schlacht um die Überschriften. Wir hören es noch 
alle: längere Bezugszeiträume für ALG-I-Empfän-
ger, Rüttgers und Laumann – das soziale Gewis-
sen in der Union, Gerechtigkeit, kostenneutral. 
Und was ist daraus geworden? 

Das Erste, was die Bundeskanzlerin im Koaliti-
onsausschuss zurückgezogen hat, war der „Rütt-
gers spart bei den jungen Familien“-Vorschlag. 
Die Jungen hätten die Zeche für die Älteren be-
zahlen sollen – eine krude Vorstellung von Ge-
rechtigkeit. Wir waren alle gespannt auf Ihre 
Rechnung, die Sie Bundesarbeitsminister Münte-
fering vorlegen wollten. Erst als Ihre Berliner Kol-
legen schon einen Rückzieher gemacht hatten, 
kamen Sie mit einer Rechnung.  

Nach einer von der Bundesagentur vorgelegten 
Expertise stellte sich heraus, dass Ihr Rechentest 
falsch war – wegen Mehrkosten, vor allem wegen 
einer ungeheuren Bürokratie, die nötig gewesen 
wäre, und weil viele Daten aus den Arbeitsbiogra-
fien nicht vorliegen. Einen solchen Vorschlag zu 
machen trauen selbst wir uns als Opposition nicht. 

Ich sage Ihnen: Sie können Kampagnen nach wie 
vor noch so gut organisieren – am Ende wird die 
Wahrheit bei den Menschen ankommen, ja sogar 
bei der Kanzlerin, sonst hätte sie Ihr Modell offi-
ziell als nicht diskutabel in der Diskussionsrunde 
zurückgezogen. Die Wahrheit ist und bleibt, dass 
Laumann und Rüttgers nicht für soziale Gerech-
tigkeit stehen, sondern nach wie vor für Täu-
schung.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

So versuchen Sie mit der Argumentation der ge-
kürzten ESF-Mittel auch immer wieder Ihre Untä-
tigkeit zu begründen und unter anderem die 
Kommunen als diejenigen darzustellen, die die 
Suppe auslöffeln müssen.  

Das Thema Kofinanzierung halten wir Ihnen auch 
in diesem Jahr vor. Sie unterstellen, dass unter 
anderen Kommunen die notwendige Kofinanzie-
rung aufbringen müssen. Wie soll das in den 
Kommunen funktionieren, die aufgrund ihrer 
Haushaltssituation das nicht können, ja teilweise 
sogar nicht dürfen? Im Übrigen verschärft sich ih-
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re Situation durch die Haushaltspolitik der derzei-
tigen Landesregierung, die den Kommunen mas-
siv ins Stadtsäckel gegriffen hat.  

Arbeitsmarktprogramme, insbesondere für Lang-
zeitarbeitslose, können diese Kommunen nicht 
gegenfinanzieren. Das ignorieren sie. Handelt es 
sich doch im Wesentlichen um die Kommunen, 
die gerade bei der Arbeitslosigkeit ganz vorne 
stehen – wohlgemerkt: ganz vorne, was die Höhe 
der Arbeitslosigkeit betrifft.  

Der Einsatz von ESF-Mitteln ist richtig und wich-
tig; daran üben wir keine Kritik. Unsere Kritik rich-
tet sich daran, dass Sie keine Programme unab-
hängig von ESF-Mitteln auf den Weg gebracht 
haben und nicht bringen wollen, dass Sie keinen 
müden Cent eigener Ideen einbringen, dass Sie 
dort, wo Kofinanzierung nötig, aber nicht möglich 
ist, nicht als Land agieren.  

In der Haushaltseinbringung haben Sie dem Aus-
schuss gegenüber dargelegt, dass Sie keine Ein-
zelprojekte mehr fördern wollen, sondern vielmehr 
Programmlinien. Spätestens im Rahmen der Dis-
kussion um die Verbundausbildung ist sehr deut-
lich geworden, dass in Ihren Programmlinien die 
haushaltstechnisch nicht festgelegten, unscharfen 
EU-Gelder sehr flexibel einsetzbar sind. Das sind 
keine Programmlinien, sondern das ist ein finan-
zieller Programm-Gulasch. 

Da kommt alles rein, was man hat, und dann wird 
mit dem Schöpflöffel verteilt, den Sie, Herr Minis-
ter, in der Hand halten. Und Sie entscheiden, wie 
groß die Portionen sind – und das bei jeder Mahl-
zeit –, ob ausgiebig geschlemmt werden darf oder 
Diät verordnet wird. Guten Appetit bei dieser Poli-
tik! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Flexibilität kann 
gut sein – aber nur dann, wenn das Ziel der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit dabei nicht aus den 
Augen verlorengeht. Da Sie nicht genau zuordnen 
können oder wollen, wie Sie die ESF-Mittel gezielt 
einsetzen wollen oder können, ist es umso unver-
ständlicher, dass Sie Förderprogramme streichen.  

Noch im Sommer 2006 forderten Sie dazu auf, 
Projekte für Arbeitslose zu initiieren, um ESF-
Mittel zu binden. Sie wollten ja nichts zurückzah-
len und lassen dann die vielen guten Projekte, die 
Sie selbst eingefordert haben, über die Klinge 
springen. Die Teller blieben leer.  

Richtig Kohldampf schieben in diesem Land jetzt 
die Arbeitslosenzentren und Beratungsstellen. Sie 
leisten in diesem Land für Arbeitslose hervorra-
gende Arbeit mit Unterstützung aus ESF-Mitteln – 
zumindest bisher –, und das gerade nicht nur für 

Bezieher aus dem SGB-II-Bereich. Für sie bieten 
diese Anlaufstellen Beratung und Hilfe aller Art. 
Und weil die Fragen und Sorgen der Menschen 
nicht ausschließlich mit dem SGB II zu tun haben, 
sind es auch nicht die Argen, die Sie immer ver-
pflichten wollen. Es sind auch nicht immer Men-
schen, die Leistungen aus dem SGB III bekom-
men. Deshalb kann auch nicht die Bundesagentur 
Ihre Suppe auslöffeln. Das Land muss selbst den 
Löffel in die Hand nehmen. Das ist eine Arbeit, die 
Sie zu großen Teilen mit Ihrer 100-%-Kürzung ab 
Oktober 2008 bei den Arbeitslosenzentren zerstö-
ren.  

(Beifall von der SPD) 

Die Argen und Optionskommunen können einen 
Teil der Beratung leisten, aber der weitaus größe-
re Teil der Menschen, die in die Beratungsstellen 
kommen, bleibt dabei auf der Strecke. Ihre Mär, 
die Argen könnten dies organisieren, ist bereits 
durch eine sehr detaillierte Stellungnahme der 
Regionaldirektion widerlegt worden.  

Die SPD-Fraktion hat einen Antrag hierzu in den 
Landtag eingebracht. Eine Anhörung wird Anfang 
des Jahres folgen. Ich bin gespannt, ob Sie die 
wahren Inhalte und Argumente zur Fortführung 
der Beratungs- und Arbeitslosenzentren aufneh-
men.  

Gestatten Sie mir an dieser Stelle einen Hinweis 
an die Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen. Es 
ist schon verwunderlich, dass Sie ins Land tragen, 
dass sich die SPD nicht für den Erhalt der Arbeits-
losenzentren einsetzt, weil wir in den Haushalts-
beratungen Ihren Anträgen nicht zugestimmt hät-
ten. Ein Verschieben von links nach rechts mit 
dem hehren Wunsch, so die Arbeitslosenzentren 
mitzufinanzieren, ehrt Sie, ändert aber nichts an 
den Fakten. Wir haben uns deshalb im Ausschuss 
enthalten. Dass wir alles erdenklich Mögliche par-
lamentarisch unternehmen werden, um die Finan-
zierung zu sichern, haben wir mit unserer Antrag-
stellung und der folgenden Anhörung zum Aus-
druck gebracht. Wir wollen gemeinsam das Glei-
che, Frau Kollegin Steffens. Lassen Sie uns dann 
auch in der Sache gemeinsam weiterkämpfen.  

Nach wie vor sind 50.000 junge Menschen ohne 
Ausbildungsplatz. In diesem Jahr gab es in der 
Tat mehr Ausbildungsplätze, und jedem, der ei-
nen neuen zusätzlichen Ausbildungsplatz zur Ver-
fügung gestellt hat, gilt unser aller Dank.  

Ich habe auch mit großer Freude festgestellt, dass 
in Bezug auf Ausbildung Anträge der SPD-
Fraktion auch auf Zustimmung des Ministers sto-
ßen können. Dass die Verbundausbildung gemäß 
unserem Antrag wieder ausgeweitet wurde und 
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somit auch die Verbundausbildung mit externen 
Weiterbildungsträgern möglich ist, ist ein Schritt in 
die richtige Richtung. Im östlichen Revier liegt mir 
bereits die Kooperationsbereitschaft der IHK und 
der BA aus Dortmund zur Weiterführung eines 
Projektes vor. Wir werden davon ausgehen, dass 
die kompletten Programme auch im Land weiter-
getragen werden.  

Aber damit alleine werden wir das Problem der 
Ausbildungsplätze nicht lösen können. Nach der 
Initiative der am Ausbildungskonsens Beteiligten 
im Jahre 2006 wurde das Sonderprogramm Aus-
bildung aufgelegt. Bei der Einbringung des Haus-
halts im Ausschuss verwies Minister Laumann al-
lerdings darauf, dass eine Wiederholung im Jahre 
2008 nicht erfolgen würde. Vielmehr war es den 
Medien zu entnehmen, dass er dafür plädiere, 
200 Millionen € aus den Überschüssen der Bun-
desagentur für Arbeit in Ausbildung zu investie-
ren. Wir danken Ihnen recht herzlich für diesen 
Vorschlag. Dies ist eine Wiederholung dessen, 
was wir bereits in den letzten Jahren gemeinsam 
mit dem DGB als Vorschlag unterbreitet haben. 

(Zuruf von Minister Karl-Josef Laumann) 

Herr Minister, zu Ihrem Ansatz beruflicher Bil-
dungsstätten: Gerade diese beruflichen Bildungs-
stätten stellen einen wesentlichen Teil des Be-
reichs der Berufsausbildung dar. Hier darf nicht 
ausfinanziert, sondern hier muss weiter investiert 
werden. Der von Ihnen dargelegte Ansatz ist ge-
radezu bedrohlich. Ersatzinvestitionen für defekte 
bzw. veraltete Maschinen und nicht zuletzt auf-
grund neuer Ausbildungsordnungen erforderliche 
Ergänzungsinvestitionen in neue Techniken ste-
hen an. 

Mit gutem Grund hat der Westdeutsche Hand-
werkskammertag diese Kürzungen massiv kriti-
siert. Der Hinweis, dass, wenn mehr Anträge als 
Mittel zur Verfügung stünden, diese geschoben 
würden, zeichnet nicht wirklich Ihre Glaubwürdig-
keit in Bezug auf die Ausbildungsmisere aus. Ich 
glaube, der Weg zur Aufklärung ist nicht weit. Re-
den Sie doch einmal mit dem Vorsitzenden des 
Wirtschaftsausschusses. 

Ein letzter Wunsch vor Weihnachten, Herr Minis-
ter: Springen Sie über Ihren Schatten und an un-
sere Seite. Zeigen Sie Ihr wahres Gesicht. Klären 
Sie Ihren Ministerpräsidenten über Tarifautonomie 
auf, damit er nicht wieder die immensen Mana-
gergehälter im Zusammenhang mit der Tarifauto-
nomie verteidigt. Helfen Sie uns in den kommen-
den Monaten, wenn es darum gehen wird, Bran-
che für Branche in das Entsendegesetz aufzu-
nehmen. Ihr heutiger WDR-2-Auftritt war ein ers-

ter guter Schritt. Mindestlöhne sind mehr als eine 
ökonomische Ziffer; sie sind ein Gebot menschli-
cher Würde. Die PINs und die Thumanns mögen 
noch so kräftig mit Horrorszenarien aufwarten. Wir 
wissen, Mindestlöhne sind notwendig, denn die 
Menschen müssen von ihrer Hände Arbeit leben 
können. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schmeltzer. – Ich habe auch einen vor-
weihnachtlichen Wunsch: die Redezeit künftig et-
was genauer einzuhalten, weil wir bereits eine 
Stunde und 15 Minuten in Verzug sind. Ich sage 
das nur, damit wir das im Blick haben. – Für die 
CDU-Fraktion hat Herr Kollege Post jetzt das 
Wort. 

Norbert Post (CDU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Schmeltzer, zunächst einmal etwas zur Net-
toneuverschuldung: Wenn wir über den Daumen 
gepeilt mit 5 Milliarden € Zinsen jährlich anfangen 
müssen, dann sind jetzige Nettoneuverschuldun-
gen von knapp 2 Milliarden € sicherlich dazu in 
einer Relation zu sehen. Selbst das müssten Sie 
rechnen können. Das vorab. 

(Beifall von der CDU – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Dann müssen Sie nicht solche Ver-
sprechungen im Wahlkampf machen!) 

Der Einzelplan 11 umfasst 3 Milliarden €. Das ist 
eine Reduzierung gegenüber dem vorigen Jahr. 
Das ist richtig. Dazu werde ich gleich noch etwas 
sagen. 

Meine Damen und Herren, welchem Politiker fal-
len nicht, wenn er in der Opposition ist, sofort vie-
le, nein, sehr viele schöne, wünschenswerte oder 
als nötig erklärte Maßnahmen auch in diesem 
Haushalt der Arbeitsmarktpolitik ein? Auf welcher 
Grundlage stehen wir aber? Ja, die Arbeitslosig-
keit in Nordrhein-Westfalen ist zurückgegangen. 
Sie ist stetig zurückgegangen. Wir haben den 
niedrigsten Stand seit sechs Jahren, und diese 
Tendenz geht weiter. 

Die Konjunktur fördert Arbeitsplätze. Das ist rich-
tig. Das sagt auch die Regionalagentur. Die CDU 
hat diesen Fortgang unterstützt mit der Wirt-
schaftspolitik, aber auch mit einer Sparpolitik, die 
anders als bei Ihnen eine Ausgabe nach „Prinz-
Karneval-Manier“ nicht mehr zulässt. 

(Zuruf von der SPD) 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen derzeit noch 
782.000 Menschen ohne Arbeit. Das ist viel zu 
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viel – daran gibt es nichts zu deuteln –, aber das 
sind immerhin 135.000 Menschen weniger als im 
Vorjahr. 

Wichtiger aber ist der Anstieg der Zahl sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten um etwa 
126.000 Menschen. Ältere und Jüngere profitieren 
davon. Bei den Älteren sank die Zahl der Arbeits-
losen um etwa 16 %, bei den Jüngeren um etwa 
18 %. Wenn Sie vor drei Jahren diese Zahlen – 
ob verdient oder unverdient – hätten nennen dür-
fen, liebe Kritiker von der Opposition, wären Sie 
mit Jubelrufen hinter Herrn Schartau hergelaufen, 
hätten ihn durch dieses Hohe Haus getragen und 
zum Ehrenbürger der Stadt Düsseldorf ernannt. 

(Beifall von der CDU – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Bei dem wäre das auch leichter ge-
wesen als bei Herrn Laumann!) 

Übrigens können Sie das heute nachholen, indem 
Sie Herrn Minister Laumann zujubeln oder we-
nigstens ihn und die CDU bei der Förderung des 
Arbeitsmarktes durch kluge zielgerichtete Politik 
unterstützen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Aber hallo!) 

– Genau. Das können Sie tun. Dann tun Sie et-
was für die Arbeitslosen, aber nicht damit, indem 
Sie an kleinen Maßnahmen herummeckern, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: An kleinen Din-
gen?) 

die Sie mit der Gießkanne mehrere Jahre über 
das Land verteilt gefördert haben, die nichts ge-
bracht haben und dass Sie heute immer noch 
darüber weinen, dass die weg sind. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann schauen 
Sie sich doch Ihre EU-Kanne an!) 

So geht es nicht weiter, meine Damen und Her-
ren. Davon können wir Ihnen schon ein Lied sin-
gen. 

Die nominale Absenkung von 151 Millionen € in 
dem Haushalt des Ministeriums ist auf einen ge-
ringeren Bedarf im gesetzlichen Bereich zurück-
zuführen. Sie wissen ganz genau, dass es da um 
eine Ansatzminderung beim Wohngeld um 40 Mil-
lionen € geht. Sie wissen ganz genau, dass 
86,5 % unseres Haushalts, also etwa 2,6 Milliar-
den €, durch Gesetz festgelegt sind. Das heißt, 
wir haben nur 13,5 % Mittel frei – „frei“ ist hier 
auch noch relativ – für Ausgaben. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Das war schon 
immer so!) 

Ich komme nun zu den konkreten Sachverhalten 
in diesem Haushalt: Wir werden 2008 Neubewilli-
gungen in Höhe von 135 Millionen € haben. Das 
ist die Ausfinanzierung der letzten Förderphase. 
Das sind nur 50 % der Mittel, und das wird auch 
so weitergehen. Das ist der neuen Förderphase 
geschuldet. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

In der Arbeitsmarktpolitik kann daher nicht mehr 
jedes einzelne Projekt – sei es gewünscht oder 
wünschenswert – gefördert werden, sondern wir 
müssen große Linien verfolgen. Das geschieht 
auch mit diesem Haushalt. Wir werden uns wei-
terhin auf klare Programmstrukturen konzentrie-
ren. Wir müssen bei uns herausnehmen, wo an-
dere, nämlich SGB II-, SGB III- oder auch 
SGB XII- oder SGB IX-Träger – Herr Schmeltzer, 
die haben Sie in Ihrer Aufzählung vergessen –, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wollte ich Ihnen 
als Bonbon lassen!) 

handeln können. Es kann nicht sein, dass sich al-
le in demselben Bereich tummeln und 80, 90 pro-
jektähnliche Maßnahmen laufen, die kein Mensch 
mehr vergleichen kann und die vor allen Dingen 
nicht zielgerichtet im Land angesetzt werden kön-
nen.  

Die Stützung der Beschäftigungsfähigkeit wird al-
lerdings von uns ganz zielgerichtet fortgesetzt, 
denn darauf ist ein besonderes Augenmerk zu le-
gen. Wir haben Potenzial- und Arbeitszeitbera-
tung. Wir werden hierfür 7 Millionen € zur Verfü-
gung stellen. Die Ergebnisse der letzten Jahre 
zeigen, dass es ganz besonders notwendig und 
sinnvoll ist, in dem Bereich zu investieren. 

Wir müssen sehen, dass wir NRW, unseren 
Standort, so aufstellen, dass hier solche Arbeits-
plätze geschaffen werden, die in unser Rohpro-
dukt investieren. Unser einziges Rohprodukt bleibt 
unser Know-how, meine Damen und Herren. Das 
geht nicht mit der Gießkanne, sondern das geht 
nur mit zielgerichteten Projekten. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das sagen Sie 
einmal den Arbeitslosenzentren!) 

Übrigens habe ich hier – das möchte ich aus-
drücklich tun – ein Dankeschön an die TBS des 
DGB zu richten. Denn sie hat im vorigen Jahr 
Firmen in schwieriger Zeit beraten und dabei eine 
ganz hervorragende Arbeit geleistet. Ich durfte mir 
das an einigen Beispielen anschauen. À la bonne 
heure! Das ist eine vernünftige Sache, die nicht 
nur der Firma, sondern auch den Beschäftigten 
und dem Personal- bzw. Betriebsrat zugute 
kommt. Danke dafür! 
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Die Debatte allerdings, nicht billiger, sondern bes-
ser als andere zu sein, denn nur so können wir 
den hohen Lebensstandard, den wir haben, hal-
ten, müssen wir weiter führen. Die muss in dieser 
hoch technisierten Wirtschaft geführt werden. 

Bei der Aus- und Weiterbildung werden wir be-
sonders aktiv bleiben. Werkstattjahr, „Jugend in 
Arbeit plus“, überbetriebliche Lehrlingsunterwei-
sung, Sonderprogramm Ausbildung – all das wer-
den wir im Jahr 2008 weiterführen. Der Bildungs-
check läuft weiter. Den anerkannten Trägern der 
Weiterbildung wurden für 2007 bis 2010 jährlich 
6 Millionen € ESF-Mittel für Vorhaben im Rahmen 
der arbeitsmarktpolitischen und arbeitsmarktorien-
tierten Programme des MAGS reserviert. Außer-
dem können diese Einrichtungen ab 2007 bis 
2010 jährlich 6 Millionen € für zusätzliche Maß-
nahmen bekommen. 

Ein Teil der Weiterbildung allerdings ist, wie Sie 
auch wissen – deshalb reduziert sich der Unter-
schied ja noch einmal –, auch in den Bereich 
Schule gewandert. Darüber haben wir jetzt nicht 
mehr zu befinden. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Schlimm genug!) 

Das mag der sauberen Rechnung angedient sein. 

Der Bildungscheck ist eine hervorragende Sache. 
Der hat sich mit 60.000 Teilnehmern im vergan-
genen Jahr bewährt. Dahinter steckt ebenfalls ein 
Ansatz. 

Natürlich enthält der Haushalt auch weiterhin die 
Förderung innovativer Einzelprojekte, aber nur in 
geringem Maße, damit Innovation nicht verloren-
geht und Dinge auch schon einmal ausprobiert 
werden können. 

Schwerpunkte setzen wir bei Langzeitarbeitslo-
sen, bei Menschen mit Migrationshintergrund und 
bei Menschen mit Behinderungen. Dazu werden 
wir auch noch entsprechende Anträge nachliefern. 
Hier ist der Bereich zu fördern, der weder vom 
SGB II noch vom SGB IX gepackt wird, sondern 
bei dem wir nacharbeiten müssen, weil die Leute 
sonst durchs Rost fallen. Dafür werden wir auch 
noch Hilfe anbieten. Wir werden dafür einige Milli-
onen Euro vorsehen müssen, damit diese Men-
schen wertbetont ihren eigenen Lebenssinn und 
ihre eigene Lebensorganisation in die Hand neh-
men können. Wann, das werden Sie früh genug 
erleben. 

Aber eines sei dazu noch gesagt. 

(Zuruf von der SPD) 

– Wenn Sie dazwischenrufen, dann tun Sie das 
doch deutlich, damit man das hier auch verstehen 
kann. Sonst bringt das nichts. 

Eine verantwortungsbewusste Haushaltspolitik 
dient dem Arbeitnehmer von heute, aber auch 
dem Arbeitnehmer von morgen. Wir dürfen nicht 
heute etwas verpulvern, was kommende Genera-
tionen bezahlen müssen. Das wäre falsch. Das 
können wir nicht mitmachen. Das werden wir Ih-
nen auch nicht durchgehen lassen. Förderung 
geht nicht mehr mit der Gießkanne, sondern er-
folgt nur noch gezielt. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Post. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es gab etwas Neu-
es bei der SPD-Fraktion. Das Thema Mindestlohn 
kam nicht wie sonst immer am Anfang der Rede 
von Herrn Schmeltzer, sondern diesmal am Ende. 
Vielleicht ist das schon ein Zeichen dafür, dass es 
mit dieser Forderung langsam ein Ende hat, wo 
es erste konkrete Anzeichen gibt, was der Min-
destlohn für den Arbeitsmarkt bedeutet. Der ge-
setzliche Mindestlohn von 7,50 €, den die SPD 
will, würde in NRW 200.000 Arbeitsplätze kosten. 

(Lachen von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

– Da lachen Sie. Wer Arbeitnehmerinteressen 
ernst nimmt, kämpft gegen den Mindestlohn. Wir 
werden das weiter tun. 

Herr Kollege Schmeltzer, die Neuverschuldung 
steigt nicht. Die Verschuldung steigt. Das ist wei-
ter traurig. Dass sich das ändert, bleibt unser ehr-
geiziges Ziel. Aber mit 1,77 Milliarden € haben wir 
den niedrigsten Stand seit 30 Jahren erreicht. 
Daran können Sie deuteln, was Sie wollen. 

Die Arbeitslosigkeit ist auf Talfahrt. „Sechsjahres-
tief“ – so überschrieb die Regionaldirektion der 
Bundesagentur für Arbeit letzte Woche ihre Pres-
semitteilung zu den neuesten Arbeitsmarktzahlen. 
Die Zahl der arbeitslosen Menschen ist im No-
vember auf 782.140 gesunken und war damit um 
genau 135.560 niedriger als im Vorjahr. Das sind 
14,8 % weniger im Vergleich zum Vorjahr. 

Jetzt haben wir von der SPD wieder gehört, das 
sei alles nur das Verdienst von Herrn Schröder 
und der Agenda 2010. 

(Ralf Witzel [FDP]: Lächerlich!) 
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Deshalb wunderte mich die Diskussion der letzten 
Wochen, wo ja die SPD Abstand von der Agenda 
2010 genommen hat. Wenn sie wirklich so gut ist, 
dann sollten Sie uns das noch einmal erklären. 

Hauptfaktor ist für mich immer noch das Wachs-
tum der Weltwirtschaft. Das ist ein Faktor, der 
größten Einfluss hat.  

Die Mittelstandsfreundlichkeit hat sich unter der 
schwarz-gelben Landesregierung gegenüber den 
rot-grünen Zeiten deutlich erhöht. 

(Beifall von der FDP) 

Das merkt mittlerweile auch der Mittelstand, der 
die Arbeitsplätze schafft. Im Bundesranking liegen 
wir beim Wachstum nicht mehr an letzter Stelle 
oder auf dem vorletzten Platz wie unter Rot-Grün. 
Wir liegen jetzt über dem Bundesdurchschnitt. An 
diesen Beispielen zeigt sich: NRW hat sich ver-
bessert. Das wirkt sich natürlich auch auf dem Ar-
beitsmarkt aus. 

Die Regionaldirektion meldet weiter, dass vor al-
lem ältere Arbeitslose sehr viel leichter einen Ar-
beitsplatz finden konnten. Bei den über 50-
Jährigen sei die Arbeitslosigkeit im Vergleich zum 
Vorjahr um 18,5 % zurückgegangen, bei den 55-
Jährigen sogar um 24 %. Das klingt erfreulich und 
deutet darauf hin, dass die Betriebe, offenbar auf-
geschreckt durch den drohenden Fachkräfteman-
gel, ihre Vorurteile gegenüber älteren Arbeitskräf-
ten erfolgreich hinterfragt haben. Es gibt jedoch 
keinen Grund, zu glauben, dass wir über den Berg 
sind. 

Finanzpolitisch haben wir es allerdings zugleich 
mit einigen grundlegenden Änderungen zu tun. 
Bekanntlich muss sich die Arbeitsmarktpolitik in 
NRW auf eine erhebliche Mittelkürzung bei der 
Strukturfondsförderung der EU einstellen. Auch 
deshalb wurde eine konzeptionelle Umsteuerung 
unumgänglich, die weg von der Vielzahl von un-
überschaubaren Einzelprojekten hin zu echten 
Schwerpunkten führt. Das sind die Bereiche, in 
denen der größte Handlungsbedarf besteht und 
eine Förderung durch das Land in Ermangelung 
anderer Finanzmöglichkeiten sinnvoll ist. 

Alle Maßnahmen sind Bestandteile eines Ge-
samtkonzepts, das nicht auf kurzfristige Effekte 
zielt, sondern perspektivisch angelegt ist. Bei den 
besagten Schwerpunkten der Arbeitsmarktpolitik 
handelt es sich um Jugend- und Berufsausbil-
dung, Förderung der Beschäftigungsfähigkeit und 
besondere Zielgruppen. Das wichtigste Ziel be-
steht darin, die Arbeitslosigkeit schon im Vorfeld 
zu verhindern. 

An dieser Stelle will ich ausdrücklich erwähnen, 
dass wir uns in NRW über eine positive Trend-
wende bei den Ausbildungsplätzen freuen dürfen. 
Ende September wurden – und zwar bei allen 
Kammern – über 10.000 zusätzliche Ausbildungs-
verträge abgeschlossen. Für die gemeinsamen 
Anstrengungen möchte ich mich bei allen Beteilig-
ten bedanken. 

(Beifall von der FDP) 

Trotzdem reicht das, auch wenn die Entwicklung 
ermutigend ist, immer noch nicht aus. Besondere 
Sorgen bereitet uns die Gruppe der Jugendlichen, 
die in den sogenannten Warteschleifen stecken 
und keinen regulären Arbeitsplatz finden. Ihr Risi-
ko, später zur Gruppe der Langzeitarbeitslosen zu 
gehören, ist leider besonders hoch. Daher wurde 
im Jahr 2006 für genau diese Zielgruppe das 
Sonderprogramm Ausbildung ins Leben gerufen, 
das bis in das Jahr 2008 fortgeführt wird.  

Für das Werkstattjahr werden im kommenden 
Jahr 28,4 Millionen € verfügbar sein. Dieses In-
strument hat sich bewährt und zielt auf die Grup-
pe der Jugendlichen, die sonst keine Chance auf 
einen Zugang zum Ausbildungs- beziehungsweise 
zum Arbeitsmarkt allgemein erhalten.  

Auch für BUS werden weiter Mittel in Höhe von 
5 Millionen € bereitgestellt.  

Zu nennen ist darüber hinaus das Programm „Ju-
gend in Arbeit plus“, das mit 18 Millionen € ange-
messen ausgestattet wurde. Daran können Sie 
ablesen, dass es der Landesregierung mit der In-
tegration dieser jungen Menschen in das Berufs-
leben sehr ernst ist. 

Eine gleichfalls zielorientierte Maßnahme – Herr 
Kollege Post hat schon darauf hingewiesen – ist 
die Potenzialberatung, die seitens der Landesre-
gierung vor allem für die kleinen und mittleren Be-
triebe angeboten wird. Dieses Instrument trägt 
dazu bei, dass Arbeitsplätze durch angemessene 
Modernisierungsschritte erhalten oder dass im I-
dealfall sogar zusätzliche geschaffen werden 
können. Der Haushaltsansatz für 2008 wird 
7 Millionen € betragen – eine Summe, die sicher 
gut angelegt ist. 

Das gilt auch für ein weiteres Projekt zur Siche-
rung der Beschäftigungsfähigkeit, nämlich für den 
Bildungsscheck 2008. Uns stehen für diese Maß-
nahme 15 Millionen € zur Verfügung. Der Bil-
dungsscheck ist wirklich ein Highlight der nord-
rhein-westfälischen Arbeitsmarktpolitik geworden. 
Seit 2006 wurden etwa 100.000 Schecks einge-
löst. Es ist wichtig, gerade kleinere Betriebe dafür 
zu sensibilisieren, dass das Know-how ihrer Mit-
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arbeiter ein wesentliches Qualitätsmerkmal ihrer 
Arbeit und somit ihrer Wettbewerbsfähigkeit ist. 

(Beifall von der FDP) 

Die Fortbildung ist vor allem aufgrund der fort-
schreitenden technischen Entwicklung unver-
zichtbar. Auch die wachsende Bedeutung älterer 
Belegschaften macht das lebenslange Lernen zu 
einer zentralen Aufgabe. Der Bildungsscheck ist 
ein probates Mittel, um diesem Bedarf gerecht zu 
werden. 

Hinzuweisen ist auch auf das Engagement der 
Landesregierung bei dem Thema „Ausbildung für 
behinderte Menschen“. So wird die Aktion „100 
zusätzliche Ausbildungsplätze für behinderte Ju-
gendliche und junge Erwachsene“, die das Minis-
terium für Arbeit, Gesundheit und Soziales mit der 
Regionaldirektion der Bundesagentur für Arbeit 
ins Leben gerufen hat, auch in diesem Jahr fort-
gesetzt. Aus Landesmitteln und Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds werden rund 1,7 Millionen € 
zur Verfügung gestellt. 

Mit sozialer Sensibilität haben wir die Arbeits-
marktpolitik in NRW neu strukturiert. Selbst die 
SPD erkennt das an, denn sie hat zur Arbeits-
marktpolitik keine Anträge gestellt. Das ist Aner-
kennung genug, und das ist ein Zeichen, dass 
auch sie jetzt unsere Arbeit schätzen lernt. – Dan-
ke schön. 

(Beifall von der FDP – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Wovon träumen Sie eigentlich 
nachts?) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Romberg. – Für Bündnis 90/Die Grünen erhält 
Frau Steffens das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Romberg, wenn 
Sie hier Ihre Rede mit dem Thema Mindestlohn 
beginnen, erweckt das bei mir aber keine Hoff-
nung, dass der Mindestlohn bei ihnen deswegen 
einen höheren Stellenwert hat.  

Wenn ich mir allerdings die Zeitungen von heute 
anschaue und lese „Sozialhilfe für immer mehr 
Erwerbstätige – über 340.000 Vollbeschäftigte auf 
zusätzliches Arbeitslosengeld angewiesen“ und 
sehe, dass die Zahl derjenigen, die ergänzend 
SGB-II-Leistungen brauchen, jetzt auf 1,3 Millio-
nen geschätzt wird – wobei es in NRW im Juni 
2007 mindestens 235.000 waren –, ist es, wie ich 
finde, ein Muss, dass man sich nicht nur Gedan-
ken darüber macht, sondern dass man auch Kon-
sequenzen daraus zieht und einen Mindestlohn 

einführt, damit Menschen, die in Vollzeit arbeiten, 
von diesem Gehalt auch leben können. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wenn Sie meinen, es sei menschenwürdig, einen 
Vollzeitjob zu machen und dabei nicht einmal 
mehr seine eigene Existenz sichern zu können, 
weiß ich nicht, mit welchem Menschenbild Sie Po-
litik machen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Was den Haushalt betrifft, so muss ich sagen – im 
Haushalt spielt der Mindestlohn weder direkt noch 
indirekt eine Rolle –, dass ich nach wie vor dar-
über enttäuscht bin und es auch nicht verstehen 
kann, dass gerade die ESF-Mittel – das ist der 
einzige Bereich, in dem noch Landesmittel vor-
handen sind, um Arbeitsmarktpolitik zu machen –, 
so umfunktioniert und umgewidmet worden sind, 
dass bestimmte Personengruppen herausfallen, 
die die Hilfe des Landes am dringendsten brau-
chen: Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte. 
Die Menschen, die zum Teil Hilfe zur Selbsthilfe 
brauchen und sie über die Arbeitslosenzentren 
bisher auch erhalten haben, bekommen in Nord-
rhein-Westfalen in Zukunft keinerlei Unterstützung 
mehr, die von Landesmitteln mit aufgebaut und 
initiiert wird. Vielmehr stellen Sie als Minister sich 
hierhin und sagen: Die Arbeitslosenzentren kön-
nen und wollen wir nicht weiter finanzieren, denn 
es gibt andere Strukturen. Herr Minister, Sie ma-
chen sich nach wie vor etwas vor, wenn Sie mei-
nen, dass diese Menschen die Hilfe, die sie brau-
chen, woanders bekommen würden. 

Wir haben das in der Anhörung zu dem Thema 
„Psychiatrie und psychiatrische Versorgung in 
Nordrhein-Westfalen“ gehört. Menschen mit Psy-
chosen – Psychiatrieerfahrene – haben gesagt: 
Wir brauchen ganz niedrigschwellige Angebote, 
damit sich unsere Probleme in der Arbeitslosigkeit 
nicht weiter verfestigen und potenzieren. Wir 
brauchen Arbeitslosenzentren, solche Strukturen 
sind für uns notwendig. – Da können Sie nicht 
hingehen und sagen: Die Leute bekommen die 
Hilfe in der Arge. Sie wissen, wie die Strukturen 
sind, und Sie wissen auch, wie die Strukturen im 
nächsten, im übernächsten und im überüber-
nächsten Jahr sein werden. Die werden das nicht 
ersetzen, was Arbeitslosenzentren und Arbeitslo-
senberatungsstellen als Hilfe zur Selbsthilfe an-
bieten. Deswegen brauchen wir diese Strukturen 
weiterhin. 

Ich sage an die Adresse der SPD: Ich weiß ja, 
dass Sie eigentlich die Arbeitslosenzentren genau 
wie wir erhalten wollen. Ich verstehe nur nicht, 
warum Sie dann nicht sagen, wie Sie das finan-
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zieren wollen. In unserem Antrag dazu sagen wir 
nicht: Da muss zusätzliches Landesgeld einge-
setzt werden. Sondern wir sagen: Die vorhande-
nen ESF-Mittel können umverteilt und umge-
schichtet werden.  

(Beifall von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Man muss nur die Prioritäten anders setzen, als 
der Minister sie setzt. Dazu müssen Sie doch in 
der Lage sein. Denn es ist ein Witz zu sagen: Wir 
wollen sie erhalten, aber Geld dafür stellen wir 
nicht zur Verfügung. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es ist doch da!) 

Das funktioniert nicht.  

(Zuruf von der SPD: Die sind gegenseitig 
deckungsfähig!) 

Das war die Botschaft, die zu uns herüberge-
kommen ist, weil Sie unserem Antrag, der kosten-
neutral war, im Ausschuss nicht zugestimmt, son-
dern sich an der Stelle enthalten haben. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Weil es machbar 
ist!) 

Wir möchten aber nicht nur diesen Bereich, son-
dern außer den Arbeitslosenzentren auch die 
schon öfters an dieser Stelle thematisierten An-
gebote für Frauen, die nach einer Erziehungspha-
se wieder in den Beruf zurückkehren wollen, wei-
ter haben. Sie finden derzeit nicht in dem Maße 
und nicht in dem Umfang statt, wie wir sie brau-
chen und wie die Nachfrage danach ist. Sie finden 
auch nicht auf dem Niveau statt, wie wir es brau-
chen.  

Wenn ich an die Vergangenheit erinnern darf – 
weil Sie ja heute den ganzen Tag immer wieder 
von der Vergangenheit reden –: Das Wiederein-
gliederungsprogramm Nordrhein-Westfalens zur 
Wiedereingliederung von Frauen nach der Erzie-
hungsphase war das erfolgreichste Arbeitsmarkt-
programm Nordrhein-Westfalens mit der höchsten 
Wiedereingliederungsquote in den Beruf, worauf 
andere Bundesländer neidisch geguckt haben. Ich 
verstehe nicht, warum dieses Programm nicht 
wieder aufgelegt und in der Form fortgesetzt wird, 
wie wir es damals so erfolgreich durchgeführt ha-
ben. 

Wir haben einen weiteren Bereich – das ist eigent-
lich die Schnittstelle zu dem nächsten Haushalt-
punkt, aber ich will es trotzdem hier sagen –, der 
uns ganz wichtig ist. Wir haben eine hohe Zahl von 
Menschen mit extrem hohen Sozialkompetenzen in 
Arbeitslosigkeit, und wir haben auf der anderen 
Seite eine ganz große Zahl von Menschen, die 

pflegeergänzend haushaltsnahe Dienstleistungen 
brauchen, die sich diese aber nicht leisten können 
und nicht wissen, woher sie sie bekommen. An vie-
len Stellen existieren diese beiden Bereiche ne-
beneinander, beide mit Defiziten und beide mit ei-
nem Mangel, obwohl man sie zusammenführen 
kann.  

Wir Grüne haben dazu eine große Veranstaltung 
durchgeführt. Das Ergebnis ist ein Antrag; das Er-
gebnis dessen waren viele Beratungen und Dis-
kussionen. Wir haben jetzt wieder zum Haushalt 
beantragt: Wir wollen in Nordrhein-Westfalen ein 
Programm mit haushaltsnahen Dienstleistungs-
pools, womit man genau diese beiden Bereiche 
zumindest in einer Anschubfinanzierung über den 
Overhead flächendeckend installiert. So etwas 
gibt es erfolgreich in Düsseldorf. Das Projekt trägt 
sich selbst und ist nicht mehr auf Landesfinanzie-
rung angewiesen.  

Sie können nicht immer an der Stelle den Kopf 
schütteln. Wir wissen, dass alle Bedarfe auf bei-
den Seiten vorhanden sind, und wir wissen ganz 
genau, dass diese Bedarfe im Moment sehr stark 
über Pflegekräfte und pflegeergänzende Kräfte, 
die aus Osteuropa nach Deutschland geholt wer-
den, abgedeckt werden. Das können wir nicht 
stillschweigend hinnehmen, sondern wir müssen 
Lösungen schaffen. Das ist ein Baustein, der not-
wendig ist, um in dem Bereich zu Lösungen zu 
kommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir haben in dem gesamten Bereich der Arbeits-
politik noch einen Punkt, den ich neben der Aus-
bildungssituation wichtig finde. Die Ausbildungs-
umlage will ich Ihnen heute als nicht haushaltsre-
levanten Punkt ersparen. Ein dritter Punkt, der 
uns ganz wichtig ist, das betrifft den der Kinder 
und Jugendlichen, aber auch der Erwachsenen in 
Hartz IV mit SGB-II-Bezügen. Sie haben von 
Nordrhein-Westfalen aus lange Zeit immer wieder 
die Mühle gedreht und die Forderung aufgestellt, 
das Arbeitslosengeld I müsse verlängert werden. 
Es mag ja für die Gruppe der Betroffenen im ers-
ten Moment nett sein, dass die Bezugszeit länger 
ist. Aber auf die lange Strecke hin wäre für diese 
Menschen eine Integration in den Arbeitsmarkt 
oder ein Nicht-Herausfallen aus dem Arbeitsmarkt 
sehr viel wichtiger und hilfreicher. Gerade Frauen, 
die in dieser Situation sind, nützt das überhaupt 
nichts, weil ihr ALG-I-Anspruch oft noch unter 
dem liegt, was sie an SGB-II-Leistungen bekom-
men würden. Sie haben also keinen Cent mehr, 
wenn die Zeit verlängert wird, sondern ihr Prob-
lem ist, dass sie hinterher mit der Rente weiterhin 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8852

unter Sozialhilfeniveau liegen. Das nützt ihnen al-
so an der Stelle überhaupt nichts. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen stellt sich schon die Frage, welche Pri-
oritätensetzung stattfindet, wenn gleichzeitig die 
Kommission, die Sie ja auch auf unseren Wunsch 
hin eingerichtet haben und die sich mit Kinderar-
mut beschäftigt hat, zu dem Ergebnis kommt: Wir 
brauchen einen eigenständigen Regelsatz für 
Kinder, wir brauchen diesen dreistufig, wir brau-
chen Einmalleistungen, und wir brauchen Essen 
für Kinder. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Daraus werden aber überhaupt keine Konse-
quenzen gezogen, sondern das ist erst einmal nur 
ein Ergebnis, das auf dem Tisch liegt. Für diese 
Kinder, die die Lernmittel nicht haben, die das Es-
sen nicht bekommen und einen Regelsatz haben, 
der unter dem liegt, was sie an Bedarfen haben, 
um an dieser Gesellschaft teilhaben zu können, 
nicht zu handeln, ist grob fahrlässig, weil es Kin-
dern wieder die Zukunft verbaut, und zwar unter 
Umständen auf Jahre hin. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen erwarten wir an dieser Stelle, dass ein 
Arbeitsminister Konsequenzen zieht. Gehen Sie 
hin und sorgen Sie dafür, dass wenigstens das 
warme Essen an die Kinder herankommt und 
dass sie nicht nur mit einem Trostpflästerchen 
abgespeist werden! Sorgen Sie dafür, dass auf 
Bundesebene Veränderungen stattfinden! Gucken 
Sie endlich, dass mit der Schulministerin zusam-
men die bestehende Lernmittelproblematik, die 
nicht nur die Schulbücher betrifft, sondern auch 
den Wasserfarbkasten, auch die Sportsachen und 
die Sachen, die ansonsten die Partizipation, die 
Teilhabe am Schulunterricht ermöglichen, endlich 
gelöst wird und vom Tisch kommt! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Deswegen glauben wir, dass in diesen Bereichen 
dringend ein Nachsitzen der Landesregierung, ein 
Nachsitzen der Koalitionsfraktionen nötig ist. 
Denn so ist das weder ein sozial gerechter noch 
ein ausgeglichener Haushalt. So ist er nicht für die 
Menschen, sondern nach wie vor gegen einen 
breiten Teil der Menschen in Nordrhein-Westfalen 
gerichtet. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Steffens. – Jetzt hat für die Landesregie-
rung Herr Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde, 
es ist eine gute Sache, dass wir heute den Teil 
„Arbeit“ unseres Haushaltes im Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales debattieren und 
dazu feststellen können, dass wir in Nordrhein-
Westfalen einen sich positiv entwickelnden Ar-
beitsmarkt haben.  

Ich finde es schon gut, dass wir 126.500 sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis-
se mehr haben als vor einem Jahr. 

(Beifall von der CDU) 

Herr Schmeltzer, ich bin nicht Ihrer Meinung, dass 
wir diese Arbeitsplätze haben, weil es die Agenda 
2010 gegeben hat. Wir haben diese Arbeitsplätze 
vielmehr deswegen, weil sich die Unternehmen in 
den letzten Jahren für die Zukunft aufgestellt ha-
ben, und wir haben sie deswegen, weil die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in den letzten 
Jahren eine Umstrukturierung ihrer Arbeitsplätze 
mitgetragen und mitgestaltet haben, wie sie noch 
nie – so lange ich zurückdenken kann – stattge-
funden hat. Kaum ein Arbeitsplatz entspricht noch 
denen der Arbeitswelt in den 70er- oder 80er-
Jahren. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
haben über viele Jahre viel zusätzliche Flexibilität 
und Leistung bei äußerster Lohnzurückhaltung 
aufgebracht. Das alles hat Deutschland wieder 
wettbewerbsfähig gemacht. Und die Wahrheit ist: 
Bei uns sind die Lohnstückkosten gefallen, in al-
len anderen Ländern Europas sind sie gestiegen. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist der Grund für unseren wirtschaftlichen Er-
folg: die Tüchtigkeit unserer Menschen. 

Dass die Verkürzung des Bezuges des Arbeitslo-
sengeldes Leute in Arbeit gebracht hat, glauben 
nicht einmal Sie, Herr Schmeltzer. Deswegen war 
es richtig, dass wir nach einem Jahr Bohren von 
dicken Brettern ein soziales Ungewicht wieder in 
den Griff bekommen haben. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ihre Bohrmaschi-
ne ist nicht durchgekommen!) 

Ein weiterer Punkt: Ich bin froh darüber, dass wir 
dieses Jahr eine spürbare Entlastung auf dem 
Ausbildungsmarkt haben. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja?) 

Wir hatten im letzten Jahr 115.000 abgeschlosse-
ne Lehrverträge; wir haben jetzt 126.000. Da sind 
allerdings die 3.000, die wir eingerichtet haben, 
mit drin. Aber das ist eine Steigerung der Lehrstel-
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lenanzahl, wie es sie in diesem Land seit über 
zehn Jahren nicht gegeben hat. 

Rund die Hälfte der 226.000 Schulabgänger will 
eine duale Ausbildung. Das ist genau die Ausbil-
dungsquote, die unser Land braucht. Wir können 
den Kindern, die aus der Schule kommen und ei-
ne duale Ausbildung wollen, eine Ausbildung im 
dualen System anbieten. 

Deswegen will ich heute erst einmal all denjeni-
gen Dankeschön sagen, die diese Ausbildungs-
plätze in der Wirtschaft zur Verfügung gestellt ha-
ben: den Meisterinnen und Meistern, aber auch 
den Personalchefs in den größeren Unternehmen, 
die schlicht und ergreifend Lehrlinge eingestellt 
haben. 

(Beifall von der CDU) 

Wahr ist aber auch: Weil wir viele Jahre zu weni-
ge Lehrstellen hatten, gibt es vor allen Dingen in 
den Berufsschulen nach wie vor Warteschleifen. 
Nun geht es darum, dass wir diese auflösen. 

Das Land Nordrhein-Westfalen hat mit dem Aus-
bildungsprogramm 2006 und mit einer Mittelbin-
dung in meinem Haushalt von rund 30 Millionen € 
pro Jahr – bis diese jungen Leute ihre Facharbei-
terprüfung abgelegt haben – einen erheblichen 
Akzent in der politischen Debatte gesetzt. Wir ha-
ben nicht nur geredet, sondern gemacht. 

Deswegen ist es, finde ich, völlig richtig, dass wir 
jetzt gemeinsam sehen müssen, dass über den 
Bund – meinetwegen über die Bundesagentur für 
Arbeit – in einem zweiten Schritt ein Programm 
aufgelegt wird, mit dem auch die Bundesebene 
deutliche Akzente für die Auflösung dieser Warte-
schleifen setzt. 

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

Im Ausbildungskonsens von Nordrhein-Westfalen 
herrscht Einmütigkeit, dass die Arbeitgeber Nord-
rhein-Westfalens im Arbeitgeberverband in Berlin 
sagen: Macht das bitte in der Selbstverwaltung 
der Bundesagentur für Arbeit! Genau so hat es 
der DGB in Nordrhein-Westfalen und die Landes-
regierung auf der politischen Ebene in Berlin ge-
tan! – Ich bin ziemlich zuversichtlich, dass noch 
vor den Feiertagen auch in Berlin Beschlüsse im 
Kabinett gefasst werden, die auch uns in Nord-
rhein-Westfalen erheblich helfen werden, diese 
Warteschleifen aufzulösen. 

(Beifall von der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man 
mag ja an meiner Arbeitsmarktpolitik kritisieren, 
dass wir nicht mehr ganz so viel für Langzeitar-

beitslose tun, wie das früher der Fall war. Das ist 
richtig. Das ist aber folgerichtig, weil es in 
Deutschland eine Grundsatzentscheidung gege-
ben hat, dass für die Langzeitarbeitslosen das 
SGB II zuständig ist und dass den nordrhein-
westfälischen Optionskommunen und Argen im 
Ganzen 1,2 Milliarden € an Mitteln zur Integration 
dieser Menschen in den Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung stehen. Dann muss das nicht noch einmal 
vom Land gemacht werden. 

Deswegen habe ich entschieden, meinen 
Schwerpunkt in den nächsten Jahren auf den Be-
reich Jugend und Ausbildung zu legen. Über das 
Lehrstellenprogramm habe ich geredet. Wir haben 
für diejenigen, um die sich nie jemand gekümmert 
hat, also für diejenigen, die keinen Ausbildungs-
platz und keinen Arbeitsplatz haben, das Werk-
stattjahr eingeführt – mit mittlerweile weit mehr als 
4.650 Teilnehmern und einem Finanzvolumen von 
ca. 26 Millionen €. Wir machen das Programm 
„Betrieb und Schule“ mit 4 Millionen € und die 
Verbundausbildung mit 2,5 Millionen €. Wir unter-
stützen die überbetrieblichen Lehrlingsunterwei-
sungen im Handwerk und in der Industrie mit 
15,5 Millionen €. Und wir geben 18 Millionen € für 
das Programm „Jugend in Arbeit plus“ aus. 

Wenn Sie noch dazurechnen, dass wir rund 
30 Millionen € für die Ausbildung von Altenpfle-
ger/-innen und Altenpflegehelfer/-innen zur Verfü-
gung stellen, dann kommen Sie auf einen Betrag 
von rund 118 Millionen €, den mein Haus für die 
Berufsausbildung unserer jungen Leute aufbringt. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, dieses hat Sinn, weil 
die Beantwortung der Frage, wie gut wir in Nord-
rhein-Westfalen in einigen Jahren leben werden, 
entscheidend davon abhängt, wie gut wir unsere 
jungen Leute ausbilden, damit sie innovative und 
anspruchsvolle Arbeiten erledigen können, die 
uns die Fortführung des Lebensstandards ermög-
lichen, den wir seit zwei Generationen gewohnt 
sind. 

(Beifall von der CDU) 

Da könnten Sie schon mal ein Wort der Anerken-
nung sagen. Keiner von Ihnen will diese Pro-
gramme ja infrage stellen. Aber wenn Sie diese 
Programme nicht infrage stellen, dann sagen Sie 
mir einmal, warum ich im Rahmen der Konsolidie-
rung des Landeshaushalts – die kann man auch 
nicht infrage stellen – Aufgaben übernehmen soll-
te, für die jetzt im Kreislauf des SGB II Argen und 
Optionskommunen zuständig sind.  
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Ein weiterer Punkt meiner Arbeitsmarktpolitik ist 
natürlich der Bildungsscheck. Die Frage, wie gut 
wir in Nordrhein-Westfalen und in Deutschland in 
einigen Jahren leben, hängt doch auch damit zu-
sammen, wie innovativ wir mit älter werdenden 
Belegschaften umgehen. Jeder weiß doch, dass 
aufgrund unserer Bevölkerungsstruktur auch die 
Belegschaften älter werden. Jeder weiß, dass wir 
in einem Land leben, das arbeitsmarktpolitisch 
seit fast 17 Jahren – seit Anfang der 90er-Jahre – 
die Kultur der Frühverrentung kennt. Viele Unter-
nehmen wissen doch gar nicht mehr, wie das Ar-
beiten mit Leuten über 50 – geschweige mit sol-
chen über 55 – ist. 

(Beifall von der CDU)  

Die Frage, wie gut wir in diesem Land sind, hat 
auch viel damit zu tun, ob wir auch mit älter wer-
denden Belegschaften innovativ bleiben und inno-
vative Produkte herstellen. Und das bekommt 
man nur hin, wenn in der Arbeitnehmerschaft breit 
verankert wird, dass lebenslanges Lernen dazu-
gehört.  

Das Instrument Bildungsscheck, das wir einge-
führt haben und das alleine in den letzten 
12 Monaten 110.000 Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern in unserem Land berufliche Fortbil-
dung ermöglicht hat, ist dazu angedacht, in den 
Köpfen der Menschen etwas zu verändern.  

Was ich gerne will, ist, dass die Leute neugierig 
bleiben, auch über das 55. Lebensjahr hinaus, 
was neue Entwicklungen in ihren Metiers angeht. 
Deswegen ist dies eine zentrale Stelle meiner Ar-
beitsmarktpolitik für die Zukunft Nordrhein-
Westfalens und nicht für die Vergangenheit Nord-
rhein-Westfalens.  

(Beifall von der CDU) 

Ich achte sehr darauf, dass es sich hier um beruf-
liche Fortbildung und nicht um „Makramee für 
Linkshänder“ oder „Stricken mit grober Wolle“ 
handelt. Solche Projekte haben Sie gefördert.  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, es gibt einen weiteren 
zentralen Punkt meiner Arbeitsmarktpolitik.  

(Oskar Burkert [CDU]: Es ist eine Unver-
schämtheit, was er sich hier eben geleistet 
hat!) 

– Ach wissen Sie, wenn sich hier ein Kommunist 
äußert, beeindruckt mich das null.  

(Beifall von der CDU – Rüdiger Sagel [frakti-
onslos]: Was bist du denn?) 

Meine Damen und Herren, ein weiterer entschei-
dender Punkt meiner Arbeitsmarktpolitik ist die 
Potenzialberatung. Was machen wir denn da? Da 
geben wir den kleinen Unternehmen, wenn sie 
sehen, dass sie in ihrem Betrieb nicht klarkom-
men, die Möglichkeit, auch einmal eine Unter-
nehmensberatung in Anspruch zu nehmen. Ich 
unterstütze eine Unternehmensberatung nur 
dann, wenn sie in der Weise berät, dass man in 
dem Betrieb mit der vorhandenen Belegschaft vor 
Ort versucht, die Arbeitsplätze weiterzuentwi-
ckeln.  

Als Arbeitsminister habe ich ein hohes Interesse 
daran, dass keine Unternehmensberatungen in 
die Unternehmen kommen, die sagen: Die Arbeit-
nehmer arbeiten zu wenig, der Standort ist zu 
teuer, gehen Sie ins Ausland! – Ich habe ein Inte-
resse daran, dass man an diesem Standort sozi-
alversicherungspflichtige Arbeitsplätze entwickelt.  

(Beifall von der CDU) 

Wir haben mittlerweile 10.000 Betriebe mit 
136.000 Beschäftigten beraten. Wir können be-
weisen, dass die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung in diesen Betrieben überproportio-
nal stark zugenommen hat. Deswegen glaube ich, 
dass die Arbeitsmarktpolitik, die wir machen, die 
in Programmlinien denkt, in sich eine Systematik 
hat.  

(Günter Garbrecht [SPD]: Das ist doch nicht 
neu, oder?) 

Ich erlebe in vielen regionalen Veranstaltungen 
auch, dass die Sozialpartner in Nordrhein-
Westfalen diese Arbeitsmarktpolitik sehr wohl zu 
schätzen wissen, weil sie auf die Zukunft unseres 
Landes ausgerichtet ist und nicht darauf, Struktu-
ren zu finanzieren, die nun andere – nämlich die 
Argen und die Optionskommunen über ihre Ein-
gliederungsmittel – finanzieren müssen. Da gibt 
es jetzt eine andere Programmfestsetzung, die 
aber auch dem folgt, was viele von uns gemein-
sam auf der Bundesebene vor drei Jahren be-
schlossen haben. – Schönen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Meine Damen und Herren, 
zum Teilbereich „Arbeit und berufliche Bildung“ 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir 
können die Beratung abschließen.  

Ich eröffne die Debatte über den Teilbereich 
„Gesundheit und Soziales“. 
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Ich erteile für die SPD-Fraktion Frau Kollegin 
Gebhard das Wort. Bitte schön.  

Heike Gebhard (SPD): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Damen und 
Herren auf den Rängen! Der uns hier heute vor-
liegende Haushalt ist sozial- und gesundheitspoli-
tisch aus unserer Sicht völlig unzureichend, wor-
aus sich unsere Ablehnung im Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales ergab, die – lassen 
Sie mich es vorwegschicken – auch hier im Ple-
num unvermeidlich ist.  

(Zuruf von der CDU) 

– Das wundert Sie nicht. Ich finde es gut, dass Sie 
das schon eingesehen haben.  

Wir alle sind glücklich über die deutlichen Steu-
ermehreinnahmen. Das ist hier heute schon mehr-
fach betont worden. Doch was machen Sie aus 
dieser günstigen Konstellation? Sie schrauben 
weder die Neuverschuldung zurück, noch korrigie-
ren Sie die Kürzungen der letzten beiden Jahren 
bei den sozial- und gesundheitspolitischen Maß-
nahmen.  

In Ihren Sonntagsreden loben Sie ehrenamtlich 
Tätige und fordern die Menschen auf, sich noch 
mehr zu engagieren. Doch die Strukturen, an die 
sich Ehrenamtliche und Selbsthilfegruppen ando-
cken können, werden nicht mehr gefördert: ob es 
die beiden Frauenberatungsstellen im Gesund-
heitsbereich sind, die Anlaufstellen für viele eh-
renamtlich tätige Frauen und Selbsthilfegruppen 
waren, oder die Koordinationsstelle für die Patien-
tenberatung, die landesweit unseren – zum Glück 
zahlreichen – Selbsthilfegruppen zur Verfügung 
stand.  

Die Ärztekammern haben vertrauensvoll mit die-
sen Selbsthilfegruppen und ihrer Koordinations-
stelle für Patientenberatung zusammengearbeitet. 
Auch sie vermissen diese Anlaufstelle. Sie kön-
nen sie auch nicht ersetzen, da sie ganz andere 
Aufgaben haben.  

Dies gilt insbesondere für die Krebsberatungsstel-
len. Gerade jetzt, wo man sich überall im Lande 
zum Wohle der Patientinnen und Patienten auf-
macht, die stationäre und ambulante Versorgung 
im Bereich der Onkologie inklusive der psycholo-
gischen Versorgung zu verzahnen, wäre es sinn-
voll, dies unter Beteiligung der Krebsberatungs-
stellen zu tun. Daher senden Sie ein völlig fal-
sches Signal ins Land, wenn Sie diesen keine 
Förderung zukommen lassen, das heißt, Sie ih-
nen die notwendige Wertschätzung versagen.  

Während Sie also die hervorragend gewachsene 
Infrastruktur im Bereich der Selbsthilfe sich selbst 
überlassen, rühmen Sie sich, Herr Minister, dass 
Sie 40 Millionen € mehr für die Krankenhausförde-
rung bereitstellen, als Rot-Grün es 2005 getan 
hat. Aber Sie vergessen dabei, zu sagen, wo Sie 
die hernehmen. Von dem Gesamtvolumen in Hö-
he von 516 Millionen €, das den Krankenhäusern 
in 2008 zur Verfügung stehen soll, tragen nämlich 
die Städte und Gemeinden 205 Millionen €. Unter 
Rot-Grün hatten sie nur 96 Millionen € bereitzu-
stellen. Mit anderen Worten: Die 40 Millionen € 
mehr lassen Sie sich nicht nur zu 100 % von den 
Kommunen finanzieren, nein, Sie sanieren Ihren 
eigenen Haushalt um weitere 70 Millionen auf 
Kosten der Kommunen, und das Jahr für Jahr.  

(Beifall von der SPD) 

Sie sollten sich also schämen, überhaupt zu er-
wähnen, dass der Ansatz um 40 Millionen € in 
2007 und 2008 gestiegen ist, und sich vielmehr 
bei den Kommunen entschuldigen, denen das 
Geld für Investitionen in ihre eigenen Häuser fehlt. 
Und das nur, weil Sie nicht in der Lage sind, Ihre 
Kolleginnen und Kollegen im Kabinett davon zu 
überzeugen, den Haushalt so umzubauen, dass 
dieses durchaus notwendige Mehr vom Land und 
nicht von den Kommunen aufgebracht wird.  

Bleiben wir bei den Krankenhäusern, bleiben wir 
bei dem Investitionsbedarf der nordrhein-
westfälischen Krankenhäuser. Nachdem Sie in 
2006, wie in 2005 bereits angekündigt, keine neu-
en investiven Maßnahmen gefördert haben, kün-
digten Sie glücklicherweise am 20. Dezember 
2006 an, es werde in 2007 wieder ein Investiti-
onsprogramm geben. Unterstrichen wurde diese 
Ankündigung, indem Sie zwei Wochen zuvor ei-
nen neuen Kriterienkatalog an die Krankenhäuser 
übersandten. Der Haushaltsentwurf für 2007, be-
reits Ende August 2006 eingebracht, wies eben-
falls Mittel dafür aus, sodass alle darauf vertrau-
ten und vertrauen konnten – bisher waren sie es 
jedenfalls so gewohnt –, dass es wirklich ein In-
vestitionsprogramm in 2007 geben würde.  

Sechs Monate nach Ankündigung des Investiti-
onsprogramms brachten Sie den Entwurf für ein 
neues Krankenhausgestaltungsgesetz ein. Selbst 
der sah die Einzelförderung auf Antrag vor.  

Obwohl Ihnen seit spätestens Ende 2006 die Lis-
ten zur Investitionsförderung vorlagen und Ihre 
Fachverwaltung diese wie gewohnt mit den Fach-
verwaltungen der Bezirksregierungen beriet, gab 
es im Sommer immer noch keine Bewilligung. 
Und dann, drei Tage vor der Expertenanhörung 
zum Krankenhausgestaltungsgesetz, stoppen Sie 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8856

das Investitionsprogramm und erklären, die Fi-
nanzierung soll gänzlich umgestaltet werden. 

Fast zehn Monate lang – das muss man sich ein-
mal vor Augen führen – haben Sie die Kranken-
häuser in dem Glauben gelassen, sie könnten die 
Baumaßnahmen spätestens zum Ende des Jah-
res starten, gefördert vom Land, weil sie alle Krite-
rien erfüllen. Und dann sagen Sie: Schluss, aus, 
ich will nicht mehr! – Nennen Sie das haushalts-
politisch verlässlich? Nennen Sie das vertrauens-
volle Zusammenarbeit? Wer im nordrhein-
westfälischen Gesundheitswesen soll Ihnen ei-
gentlich noch glauben? Ihre Zusagen sind ja nicht 
mal nicht einen Pfifferling wert.  

Lassen Sie mich einmal ganz konkret sagen, wel-
chen Schaden Sie anrichten. Ich nenne jetzt sehr 
bewusst nicht das größte kommunale Kranken-
haus in Nordrhein-Westfalen, dem Sie so übel 
mitspielen, sondern das St. Antonius-Hospital in 
Gronau. Im Kreis Borken hat man sich nämlich in 
Absprache mit der Bezirksregierung und dem 
Land darauf verständigt, die Krankenpflegeschu-
len auf zwei Standorte zu konzentrieren. Während 
der eine Standort, Bocholt, wie verabredet von 
Rot-Grün gefördert wurde – Herr Minister, wahr-
scheinlich, weil da traditionell Rot gewählt wird; 
Sie sagen, wir hätten es immer nur aus parteipoli-
tischen Gründen getan –, wartet der zweite Stand-
ort seit Ihrer Regierungsübernahme auf die Förde-
rung der Krankenpflegeschule. Der Rat der Stadt 
Gronau hat Ihnen dieses Jahr mitgeteilt, dass die 
Förderumstellung ein sicheres Scheitern dieses 
Projekts bedeuten würde. Aber Sie reagieren 
nicht. Das zeigt – anders, als Sie vorhin ausge-
führt haben –, wie wichtig Ihnen Ausbildung in un-
serem Lande ist. 

Was dem Fass den Boden ausschlägt, ist das 
Verhalten des Kollegen Romberg in genau dieser 
Angelegenheit. Er besucht die Klinik vor Ort und 
tut so, als sei ihm das völlig neu. Das ist schon 
schlimm genug für einen gesundheitspolitischen 
Sprecher. Aber dann noch scheinheilig zu sagen, 
er werde das Anliegen in den entsprechenden 
Gremien in Düsseldorf erörtern – so ist es zumin-
dest in den „Westfälischen Nachrichten“ vom 
16. November zu lesen –, 

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

ist schon mehr als peinlich. Man kann es voraus-
sagen – ich glaube, man muss dafür kein großer 
Prophet sein –: Wir werden hier und heute erle-
ben, wie Sie einem Haushalt zustimmen werden, 
der keinen von uns geforderten „Feuerwehrtopf“ 
enthält, mit dem Ungerechtigkeiten wie zum Bei-
spiel in Gronau abgefedert und ausgeglichen 

werden könnten. Er wird auch dem Krankenhaus-
gestaltungsgesetz ohne Wenn und Aber zustim-
men, obwohl es keine vernünftigen Übergangs-
modalitäten vorsieht. 

(Beifall von der SPD) 

Ersparen Sie mir, dieses Verhalten mit einem 
Wort zu belegen. Es könnte beleidigend klingen. 
Aber der Vorgang spricht ja für sich. 

Herr Minister, sagen Sie jetzt nicht: Solch ein 
„Feuerwehrtopf“ ist nicht finanzierbar. – Im Haus-
halt 2007 haben Sie 40 Millionen € für ein soge-
nanntes Krankenhausportal vom Landtag bewilligt 
bekommen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Ja!) 

Bis jetzt, November, wurde noch nicht ein Euro 
ausgegeben. Das ist vielleicht auch eine interes-
sante Information für den Finanzminister. 

Am 18. Oktober letzten Jahres haben Herr 
Staatssekretär Prof. Dr. Winter und Frau Ministe-
rialdirigentin Dr. Prütting erläutert, dass als Grund-
lage für das Sonderprogramm „Krankenhausportal 
Nordrhein-Westfalen“ auch die von mir vorhin be-
reits erwähnten Kriterien dienten, da es sich hier-
bei ebenfalls um ein Investitionsprogramm hande-
le. Es sei ein Zusatzprogramm auf Basis der be-
stehenden Kriterien. Da kann ich nur noch hinzu-
fügen: Wenn das so ist – und so war es uns an-
gekündigt –, ist es also bestens geeignet, zumin-
dest die schlimmsten Verwerfungen des Stopps 
des Investitionsprogramms aufzufangen. Aber Sie 
nutzen es nicht dafür. Elf Monate liegt das Geld 
nun herum, anstatt segensreich zu wirken.  

Nach neun Monaten schrieben Sie ein Förderpro-
gramm aus, aber nunmehr nach völlig neuen Kri-
terien. Während Sie sich also neun Monate Zeit 
nahmen, ein solches Programm zu entwickeln, 
geben Sie den Krankenhäusern gerade einmal 
sechs bis sieben Wochen, um Anträge zu stellen. 
Man darf schon jetzt gespannt sein, welche Kran-
kenhäuser da wohl zum Zuge kommen. 

Da der Haushalt 2007 von Ihnen nicht wie verab-
schiedet genutzt wird, müssen wir annehmen, 
dass es dem nächsten Haushalt genauso wider-
fahren wird. Es wird sich also niemand wundern, 
dass wir ein solches Haushaltsgebaren als un-
würdig empfinden und dass wir dazu nicht den 
Steigbügel halten werden. – Ich danke für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Gebhard. – Jetzt hat für die CDU-
Fraktion Herr Kollege Burkert das Wort. 

Oskar Burkert (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bevor ich zu meiner Rede 
komme, will ich meinem Zorn über die Äußerung, 
die der Herr Kollege Sagel eben über ein Regie-
rungsmitglied gemacht hat, Ausdruck geben. In 
Fäkalsprache ein Mitglied der Regierung zu be-
zichtigen, ist schon ein ganz starkes Stück. 

(Zuruf von der SPD: Was hat er denn ge-
sagt?) 

– Ich werde es nicht wiederholen. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der eingeschlagene Kurs der Landesre-
gierung, die Haushaltsausgaben zu konsolidieren, 
aber trotz der Einsparungsmaßnahmen noch Ges-
taltungsakzente zu setzen, ist richtig. Der Einzel-
plan 11 hat ein Volumen von 2,96 Milliarden €. 
Damit ergibt sich eine nominale Absenkung von 
151 Millionen € im Vergleich zu 2007. Die Absen-
kung – ich kann es nur wiederholen, der Kollege 
Post hat es bereits gesagt – ist im Wesentlichen 
im Zusammenhang mit einem geringeren Bedarf 
im gesetzlichen Bereich bzw. bei der Umsetzung 
der EU-Programme zu sehen. So kommt es zum 
Beispiel durch die Anpassung an den geringeren 
Bedarf bei den Wohngeldentlastungen im Jahre 
2008 zu einer Minderung von 240 Millionen €. 
86,5 % des Haushaltes, also 2,56 Milliarden €, 
sind gesetzesvollziehende Ausgaben. Davon ent-
fallen ca. 1,3 Milliarden € auf Bundesgesetze und 
ca. 1,3 Milliarden € auf Landesgesetze.  

Frau Kraft betonte in ihrer Rede zur Einbringung 
des Haushaltes, diese Koalition würde Kindergär-
ten, Schulen und Krankenhäuser im Regen ste-
henlassen. Auf den Einzelplan 11 bezogen kann 
hier und heute gesagt werden: Krankenhäuser 
werden nicht im Regen stehengelassen.  

Noch heute werden wir das Krankenhausgestal-
tungsgesetz verabschieden. Damit geben wir den 
Krankenhäusern und Krankenkassen Handlungs-
spielräume. Wir versuchen mit diesem Gesetz, 
Bürokratie abzubauen und die bestmögliche Ver-
sorgung in allen Landesteilen zu gewährleisten. 
Wir gewährleisten mit diesem neuen Gesetz die 
Verlässlichkeit der laufenden Finanzierung für die 
Krankenhäuser. Das bedeutet Erhöhung der Ges-
taltungsmöglichkeiten durch die Krankenhausträ-
ger, Förderung der Kooperationen und Zusam-
menarbeit der Krankenhäuser sowie Einführung 
eines Transplantationsbeauftragten, um auf die-

sem Wege die Erhöhung der Spendenbereitschaft 
zu erzielen.  

Deshalb haben auch die Experten in den Anhö-
rungen die neue Ausrichtung des Krankenhaus-
gestaltungsgesetzes NRW im Grunde begrüßt 
und unterstützt. Frau Gebhard, ich weiß nicht, 
woher Sie Ihre Informationen haben. Diejenigen, 
mit denen ich gesprochen habe, loben dieses 
neue Gesetz und auch die Finanzierungsmöglich-
keiten. 

Wir begrüßen das Projekt „Gesundheit.nrw“ als 
ein Projekt, die Gesundheitswirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen zu fördern und weiterzuentwi-
ckeln. Uns ist das besonders wichtig, da eine gu-
te, solide und qualitativ hochwertige Gesund-
heitswirtschaft in den kommenden Jahren und 
Jahrzehnten ein entscheidender Standortfaktor 
sein wird. Das Land stellt im nächsten Jahr für 
diese Förderung 70.000 € zur Verfügung. Die Ge-
sundheitswirtschaft könnte bis zum Jahr 2015 bis 
zu 2.000 neue Jobs generieren.  

Wie der Minister in der Sitzung am 5. September 
2007 im AGS-Ausschuss dargelegt hat, werden 
erstens auf Landesebene Kompetenzen in einer 
Einrichtung gebündelt. Zweitens wird „NRW. Ge-
sundheitswirtschaft und anwendungsorientierte 
Medizintechnologien“ in einem sogenannten Clus-
tern definiert. Drittens startet in diesem Jahr der 
Wettbewerb „Innovative Gesundheitswirtschaft 
NRW“. Viertens soll die Gesundheitswirtschaft als 
Standortfaktor begriffen und sollen eigene regio-
nale Konzepte entwickelt werden. Fünftens wer-
den verschiedene Leitprojekte gefördert. Dazu 
gehört auch das Themenfeld Prävention. Wir wol-
len eine aktive Politik der Prävention, und wir wol-
len, dass sich ohne Unterschied jeder, der krank 
wird, auf die bestmögliche medizinische Hilfe in 
Nordrhein-Westfalen verlassen kann.  

Im Koalitionsvertrag heißt es: Wir wollen eine leis-
tungsfähige und wohnortnahe Versorgung im am-
bulanten wie im stationären Bereich. Und mit die-
sem Haushalt sind wir wieder auf einem guten 
Weg.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Koalition setzt besonders stark auf gesund-
heitliche Prävention. Ein Schwerpunkt ist nach wie 
vor die Kindergesundheit. Die Maßnahmen, die 
Minister Laumann und Ministerin Sommer zum 
Thema Nichtrauchen und Reduzierung von Über-
gewicht bei Kindern und Jugendlichen eingeleitet 
haben, werden auch in Zukunft fortgesetzt.  

Die körperliche und seelische Misshandlung von 
Kindern muss bekämpft werden. Wir können Mi-
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nister Laumann nur unterstützen, der am 23. No-
vember 2007 erklärte, dass wir für einen besseren 
und wirksameren Kinderschutz in NRW die Teil-
nahme an Früherkennungsuntersuchungen si-
cherstellen. In Nordrhein-Westfalen haben wir per 
Gesetz eine positive Meldepflicht der Kinderärzte 
eingeführt. Ziel ist es, dass die Eltern der Kinder, 
die an einer Früherkennungsuntersuchung trotz 
Erinnerung nicht teilnehmen, den jeweiligen 
Kommunen gemeldet werden. Durch diese Maß-
nahme sollen Vernachlässigungen und Misshand-
lungen besser erkannt werden, um frühzeitig agie-
ren zu können. 

Bei der Sucht- und Aidsprävention wird nicht ge-
kürzt. Wir werden die vorhandenen Strukturen 
beibehalten und sie weiterhin mit den notwendi-
gen finanziellen Mitteln versorgen. Gerade die ak-
tuellen Zahlen, die das Robert-Koch-Institut zum 
Welt-Aids-Tag veröffentlicht hat, zeigen, dass in 
diesem Bereich weiterhin Anstrengungen unter-
nommen werden müssen. Nach Mitteilung des 
Robert-Koch-Institutes leben in NRW 12.900 
Menschen mit HIV-Infektion: etwa 10.600 Männer, 
2.300 Frauen und 80 Kinder. Jährlich kommen 
rund 720 Neuinfektionen hinzu. 

Die Politik der Koalitionsfraktionen für Menschen 
mit Behinderung wird durch das Sonderprogramm 
„Teilhabe für alle“ fortgesetzt. Der Haushaltsan-
satz von knapp 4,5 Millionen € für die gesell-
schaftliche Integration von Menschen mit Behin-
derung wird um 1,5 Millionen € auf knapp 
6 Millionen € erhöht. Mit diesem erhöhten Ansatz 
werden Handlungsmöglichkeiten für den Ausbau 
des Programms „Teilhabe für alle“ geschaffen. 
Wir müssen zusätzliche Möglichkeiten schaffen, 
um Menschen mit Behinderungen in den Arbeits-
markt zu integrieren. Wir werden einen entspre-
chenden Antrag zu Integrationsunternehmen in 
den Haushalts- und Finanzausschuss einbringen.  

Für die Stiftung Wohlfahrtspflege sind im Haushalt 
2008 wiederum 25 Millionen € eingestellt. Das 
ermöglicht der Stiftung, in gleichem Umfang wie 
bisher wichtige Projekte zu fördern. 

Die Selbsthilfegruppen haben im Vergleich zu 
2007 ebenfalls keine Kürzungen in 2008 hinneh-
men müssen.  

Eine große Baustelle werden wir im nächsten Jahr 
im Landtag behandeln: Das Heimgesetz obliegt 
seit der Föderalismusreform dem Land. Mir ist 
dabei sehr wichtig: erstens Lebensalltag und Le-
bensnormalität behinderter und pflegebedürftiger 
Menschen in den Mittelpunkt zu stellen, zweitens 
die Teilhabemöglichkeiten zu stärken und drittens 
vorhandene Entbürokratisierungspotenziale aus-

zuschöpfen. Ziel muss sein, dass der Bewohner in 
einem Heim oder in einer Senioren-WG für be-
treutes Wohnen die bestmögliche Versorgung er-
hält. Dem engagierten Personal muss so viel Zeit 
wie möglich zur Betreuung der Menschen gege-
ben werden. Es darf nicht durch überbordende 
Bürokratie belastet werden. 

Die Einnahmen der Pflegekassen von 2,4 Milliar-
den € im Jahre 2008 müssen am Bett ankommen 
und dürfen nicht in überflüssigen neuen Struktu-
ren wie Pflegestützpunkten oder Pflegebegleitern 
aufgehen. Sowohl in jeder kreisfreien Stadt und 
jedem Landkreis in Nordrhein-Westfalen als auch 
bei den Wohlfahrtsverbänden sind kompetente 
und gut funktionierende Beratungsstellen vorhan-
den. Es darf nicht die Verwaltung, sondern es 
müssen die Menschen gefördert werden. 

(Beifall von der CDU) 

Mit diesem Haushalt ist es der Landesregierung 
gelungen, den schwierigen Spagat zwischen Für-
sorge und Schuldenabbau zu meistern. Dieser 
Haushalt ermöglicht uns trotz Einsparung, nah am 
Menschen zu sein. Der Schuldenabbau ist jetzt 
notwendig, um nicht das Geld, das unseren Kin-
deskindern zusteht, weiter aufzuzehren. 

In den zehn Geboten steht: Du sollst nicht steh-
len. – Ich bitte Sie daher, dem Haushalt im Haus-
halts- und Finanzausschuss und in der Ab-
schlussberatung im Plenum zuzustimmen. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Burkert. – Für die FDP-Fraktion erhält 
Herr Kollege Dr. Romberg das Wort. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Kollege Burkert ist 
gerade schon darauf eingegangen: Die gesund-
heitliche Prävention ist ein wichtiger Baustein im 
Feld Gesundheit und Soziales, der gerade auch 
uns Liberalen besonders am Herzen liegt. Es ist 
unser Ziel, Bürgerinnen und Bürgern mehr Chan-
cen für die gesunde Gestaltung ihres Lebens zu 
eröffnen. 

Die Möglichkeiten, positiv auf die eigene Gesund-
heit einzuwirken, werden noch immer zu selten 
genutzt. Es ist ein besonderes Problem, gerade 
diejenigen zu erreichen, die aufgrund von belas-
tenden Lebensverhältnissen, die sie eben nicht 
beeinflussen können, ein erhöhtes Krankheitsrisi-
ko haben. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 
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Hier setzt die besondere Verantwortung des Staa-
tes an, Menschen zu unterstützen.  

Prävention hat viel mit Bildung zu tun. Sie muss 
möglichst früh beginnen und für alle Kinder zu-
gänglich sein. Ein Beispiel für entsprechende Ini-
tiativen des Landes ist das Präventionsprogramm 
„Leben ohne Qualm“. Darüber hinaus werden 
Maßnahmen aufgelegt, um übergewichtigen Kin-
dern zu helfen, dieses Problem in den Griff zu be-
kommen. 

Prävention ist aber nicht nur für Kinder und Ju-
gendliche wichtig. So hat die Landesgesundheits-
konferenz NRW in diesem Jahr Handlungsemp-
fehlungen zur „Gesundheit im Alter“ beschlossen. 
Es ist eine der wichtigsten gesundheitspolitischen 
Herausforderungen der kommenden Jahre, durch 
effektiven Einsatz der Altersmedizin und der Geri-
atrie Krankheiten und Behinderungen im höheren 
Lebensalter zu vermeiden oder so zu beeinflus-
sen, dass Pflegebedürftigkeit verhindert wird. Ins-
gesamt stehen für diese präventiven Maßnahmen 
rund 280.000 € bereit. 

Auch die Drogen- und Suchtprävention nehmen 
wir sehr ernst. Auf eine Absenkung der Ansätze 
wurde daher trotz der weiter schwierigen Haus-
haltslage verzichtet. Über die Mittel, die den 
Kommunen unter Beachtung fachlicher Kriterien 
als Pauschalen zur Verfügung gestellt werden, 
hinaus setzen wir im Haushaltsjahr 2008 ein be-
sonderes Zeichen. CDU und FDP wollen mittels 
eines Sonderprogramms gezielt über die Risiken 
des Cannabis aufklären. 

Zwar hat die Beauftragte der Bundesregierung für 
Drogenfragen, Frau Bätzing, in den letzten Tagen 
darauf hingewiesen, dass die Zahl der Jugendli-
chen, die Cannabis probieren, rückläufig ist. Diese 
Tendenz ist erfreulich und gründet sich haupt-
sächlich auf den inzwischen reduzierten Tabak-
konsum von Jugendlichen. 

Noch immer ist Cannabis aber die Nummer eins 
bei den illegalen Drogen. Die Zahl der Jugendli-
chen, die täglich Cannabis konsumieren, ist wei-
terhin konstant hoch; sie liegt bei nahezu 3 %. Die 
gesundheitlichen Risiken und auch das Suchtrisi-
ko werden weiter unterschätzt. Rund ein Drittel 
der regelmäßig Konsumierenden kann als abhän-
gig gelten. 

Das ist auch deshalb ein Problem, weil sich im 
Cannabis inzwischen häufig ein deutlich erhöhter 
Wirkstoffgehalt findet. Aber auch die anderen ge-
sundheitlichen Risiken sind weitaus größer, als 
gemeinhin vermutet wird. So fanden Schweizer 
Ärzte in einer Studie heraus, dass Cannabisfasern 
Entzündungsherde in der Lunge bewirken und zu 

schweren Lungenschäden führen, die häufig 
Transplantationen erforderlich machen. Auch die 
psychischen Folgen – Persönlichkeitsveränderun-
gen, Depressionen, Psychosen – sind immens. 

Das Problem ist, dass kaum ein Jugendlicher dies 
weiß. Hier wollen wir aufklären, damit Jugendliche 
auch frei die Entscheidung treffen können, ob sie 
ein drogenfreies Leben führen wollen. 

(Beifall von der FDP) 

Am 1. Dezember war Welt-Aids-Tag. Die Zahl der 
Neuinfektionen ist – mit einem Anstieg von 5 % in 
NRW und einem analogen Anstieg im gesamten 
Bundesgebiet – hoch. Da ist es gut, dass die Lan-
desregierung für den Erhalt und die qualitative 
Weiterentwicklung der Präventions- und Hilfsan-
gebote steht. Die Mittel wurden nicht reduziert. 

Die Zahl der HIV-Neuinfektionen – vor allem bei 
schwulen Männern – steigt an. Deshalb werden 
die zielorientierten Präventionsmaßnahmen im 
kommenden Jahr gemeinsam mit der Aids-Hilfe 
NRW intensiviert. Die Aufforderung der SPD an 
die Landesregierung, ihr Engagement zu verstär-
ken, ist demnach unnötig. 

Ein weiterer zentraler Punkt der Gesundheitspoli-
tik in NRW ist die Gesundheitswirtschaft. Der bis-
herige Umsatz von 52 Milliarden € kann sich se-
hen lassen. Er lässt die Branche zum echten 
Jobmotor werden – mit steigender Tendenz. Im 
Mittelpunkt stehen dabei das Cluster „Gesund-
heitswirtschaft NRW“ sowie der Bereich der an-
wendungsorientierten Medizintechnologie. Für 
den Clusterwettbewerb „Innovative Gesundheits-
wirtschaft NRW“ werden im Rahmen des NRW-
Ziel-2-Programms, also EU-kofinanziert, zwischen 
2007 und 2013 rund 70 Millionen € zur Verfügung 
stehen. 

Zum Thema Krankenhausförderung will ich an 
dieser Stelle nicht allzu viel sagen; dazu werden 
wir ja am späten Abend noch Gelegenheit haben. 
Lassen Sie mich hier nur Folgendes anmerken: 
Die schwarz-gelbe Landesregierung stellt für 
Krankenhäuser 40 Millionen € mehr zur Verfü-
gung, als das die alte rot-grüne Regierung getan 
hat. 

(Frank Sichau [SPD]: Wo kommen die denn 
her?) 

Wenn Frau Gebhard hier behauptet, das sei das 
Geld der Kommunen, muss ich erwidern: Nein, 
das ist das Geld der NRW-Bürger. Die NRW-
Bürger wollen gut ausgestattete Krankenhäuser. 
Dafür sorgen wir. 

(Beifall von der FDP) 
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Eine Anmerkung zu Gronau: Dass eine System-
umstellung mit Baupauschalen vereinzelt auch zu 
Problemen führt, ist klar. Das nehme ich als 
Volksvertreter ernst. Ich nehme die Probleme aus 
Gronau mit nach Düsseldorf und bespreche sie 
hier mit dem Minister und den Koalitionskollegen. 
Wir werden Lösungen finden. Die Ausbildung wird 
auch nicht unter den Baupauschalen leiden. 

Ein weiterer Punkt: Das Krebsregister leistet einen 
wichtigen Beitrag dazu, die Qualität der Früher-
kennung und der Versorgung von krebskranken 
Menschen zu verbessern. Nachdem die organisa-
torischen und technischen Voraussetzungen etab-
liert werden konnten, wird die Vervollständigung 
der Daten weiterentwickelt. Auch diese Anstren-
gungen sind dem Land über 1 Million € wert.  

Zusätzlich halten wir die Tatsache für ein gutes 
Signal, dass die Mittel zur Förderung modellhafter 
Maßnahmen vor allem bei der Weiterentwicklung 
der ambulanten bzw. der komplementären Ver-
sorgungsstrukturen in der Psychiatrie auch im 
Haushaltsjahr 2008 erhalten bleiben.  

Ein zentrales Erkennungsmerkmal unserer Sozi-
alpolitik ist eine bedarfsgerechte Politik für Men-
schen mit Behinderungen. Wir werden unsere 
Bemühungen weiter verstärken, behinderte Men-
schen individuell zu unterstützen, um dazu beizu-
tragen, dass ihnen die gleichen Chancen offen-
stehen, wie Menschen ohne Behinderung. Vielfäl-
tige Projekte, die in Programmen gebündelt wer-
den, liefern dazu eine geeignete Grundlage. 

Einen besonderen Schwerpunkt sehen wir aber in 
der Integration von Menschen mit Behinderungen 
in den Arbeitsmarkt. Das erste Ziel ist es natürlich, 
diese Menschen in den ersten Arbeitsmarkt zu 
vermitteln. Aber das ist nicht für alle ein realisti-
sches Ziel. Eine Gruppe behinderter Menschen 
benötigt spezifische Angebote – Werkstätten für 
Behinderte –, um aktiv am Erwerbsleben teilneh-
men zu können.  

Darüber hinaus haben die Integrationsfirmen in 
den letzten Jahren einen hohen Stellenwert er-
langt. Gerade dort wollen wir unsere Schwerpunk-
te setzen. Die schwarz-gelbe Koalition wird den 
Ausbau von Integrationsunternehmen mit einem 
Sonderprogramm voranbringen. Denn immer 
mehr Menschen sind für Werkstätten mit Behinde-
rungen zu gut, für den ersten Arbeitsmarkt jedoch 
zu schlecht. Auch sie brauchen eine Chance, da-
mit ihnen durch Arbeit ein erfülltes Leben ermög-
licht wird. 

Hinweisen möchte ich auch auf die wichtige Arbeit 
der Stiftung Wohlfahrtspflege. Die FDP-Fraktion 
hat sich im letzten Jahr sehr dafür eingesetzt, 

dass die Mittel erhöht werden. Auf diese Weise ist 
es möglich, neue Ansätze zur Versorgung pflege-
bedürftiger Menschen, benachteiligter Kinder so-
wie Menschen mit Behinderungen zu erproben. 
Die Stiftung konzentriert sich dabei auf solche 
Modellvorhaben, für die sonst keine Fördermög-
lichkeit besteht. Auch in 2008 werden rund 
25 Millionen € zur Verfügung stehen. 

Die Hilfen für pflegebedürftige Menschen in NRW 
werden unvermindert weitergeführt. Deren Ziel-
setzung besteht darin, die Fähigkeit zur selbst-
ständigen Lebensführung möglichst lange zu er-
halten. Auch dann, wenn ein Umzug in ein Heim 
unumgänglich ist, wollen wir den Betroffenen ein 
selbstbestimmtes Leben ermöglichen, das zu-
gleich das notwendige Maß an Sicherheit bietet. 
In diesem Jahr hat das Ministerium die Eckpunkte 
für ein neues Heimgesetz als Diskussionsgrund-
lage für zahlreiche Bürgergespräche genutzt, aber 
auch fachliche Expertisen eingeholt. Solche Akti-
vitäten sind nicht zum Nulltarif zu haben. Auch da-
für stehen Mittel im Haushalt; denn wir wollen ein 
gutes Heimgesetz. 

Sie sehen, es gibt eine Vielzahl von Aktivitäten in 
der Gesundheits- und Sozialpolitik, bei denen wir 
schwerpunktmäßig neue Wege gehen und sich 
zeigt: Schwarz-Gelb kommt näher an den Men-
schen heran; wir zeigen soziale Sensibilität. Ich 
lade Sie herzlich ein, uns dabei zu unterstützen.  

Frau Gebhard hat eben gesagt, die SPD lehnt das 
ab. Ich habe keinen Änderungsantrag gesehen. 
Wenn es keinen Änderungsantrag zu einem 
Haushalt gibt, ist das für eine Oppositionsfraktion 
ein Armutszeugnis. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Entweder der Haushalt ist gut, und man sagt: „O-
kay, den tragen wir mit“ oder er ist schlecht, und 
man zeigt Alternativen auf. Das war ein schwa-
ches Bild. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Wir zucken immer, wenn 
Sie aufhören!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Romberg. – Als Nächstes hat für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kollegin Steffens 
das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

(Norbert Killewald [SPD]: Frau Steffens, hal-
ten Sie sich zurück! – Weitere Zurufe) 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Genau, ich darf 
auch noch, damit es sich lohnt, darauf zu erwi-
dern. – Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
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ren! Herr Romberg, ich finde es zwar auch nicht 
so prickelnd, dass die SPD-Fraktion keine Ände-
rungsanträge gestellt hat, aber Ihre Aussage: 
„Wenn man keine Änderungsanträge hat, ist man 
mit dem Haushalt zufrieden“ ist klasse. Denn das 
bestätigt im Nachhinein Rot-Grün. Ich wüsste 
nicht, dass die FDP in all den Jahren der rot-
grünen Koalition jemals im AGS-Bereich einen 
Änderungsantrag zum Haushalt gestellt hat.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Mit welcher Kompetenz 
auch!) 

Also: Herzlichen Dank nachträglich für Ihre Bestä-
tigung unserer rot-grünen Arbeitsmarkt- und Sozi-
alpolitik der letzten Jahre. 

(Zuruf von Rudolf Henke [CDU] – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Sie haben für alles Anträ-
ge gestellt, Herr Henke!) 

– Sie haben auch nicht so viele Anträge gestellt. 
Es gab auch Jahre, wo Sie nach der Romberg-
’schen Zufriedenheitsdefinition mit dem Haushalt 
zufrieden waren. Auch die CDU hat uns danach in 
der Vergangenheit auf breiter Front zugestimmt.  

Zu dem Bereich des Haushaltsplans, über den wir 
jetzt reden: Wir sind mit dem Haushaltsentwurf 
nicht zufrieden, egal nach welcher Definition. Wir 
haben eine Reihe von Änderungsanträgen gestellt 
und heute in diesem Bereich zumindest vier übrig 
gelassen, bei denen wir immer noch ein bisschen 
Hoffnung auf Einsicht haben.  

Einige andere Anträge – wie zum Beispiel den An-
trag zu den Arbeitslosenzentren, den Antrag zur 
Aidshilfe in dem Bereich, der jetzt behandelt wird, 
und Anträge zu anderen Teilbereichen – haben 
wir nicht erneut gestellt, weil wir die Hoffnung auf-
gegeben haben, dass Sie doch noch zur Einsicht 
kommen und ihnen zustimmen. 

Wir hatten Änderungsanträge zur Altenpfle-
gerausbildung gestellt, weil wir in dem Bereich 
nicht zufrieden sind, zu den Regionalstellen, zu 
dem Thema „Neue Wohnformen im Alter und ge-
meinschaftliche Wohnprojekte“, weil wir hier eine 
Stärkung wollen, zu Aids, weil zwar die Summe 
überrollt ist, es aber bei einer Zunahme der Aids-
infektionen und der HIV-Infizierten nicht ausreicht, 
auf gleichem Niveau zu fördern. Die Zunahme 
zeigt vielmehr, dass wir stärker in den Bereich in-
vestieren müssen und Prävention auf höherem 
Niveau stattfinden muss. Wir hatten auch einen 
Änderungsantrag zum Haushalt im Bereich Psy-
chiatrie gestellt, weil die Diskussionen, gemein-
sam im Ausschuss bei der Anhörung geführt, ge-
zeigt haben, dass wir im gemeindenahen Bereich 

bei der ambulanten Versorgung stark nachlegen 
müssen. Das gilt auch für den Maßregelvollzug 
und für einige andere Punkte. 

Anträge zu vier Bereichen haben wir für heute 
aufrechterhalten:  

Einen hatten wir eben, nämlich den zu den haus-
haltsnahen Dienstleistungen, die beide Bereiche 
betreffen.  

Der zweite Bereich ist der der Krankenhausfinan-
zierung. Frau Gebhard hat den Punkt eben aus-
führlich dargestellt, und wir werden zu späterer 
Stunde, heute Nacht, noch über das Kranken-
hausgesetz reden können, den Punkt also noch 
einmal intensiv diskutieren können.  

Trotzdem haben wir hier und heute wie im Aus-
schuss einen haushaltsrelevanten Antrag dazu 
gestellt, auch über die übrigen Anträge hinaus. 
Wir glauben nach wie vor, dass mit der Umstel-
lung der Krankenhausfinanzierung nicht sicherge-
stellt ist, dass wir die Grundversorgung in den 
Kreisen, im ländlichen Raum flächendeckend auf-
rechterhalten können.  

Wir wollten hierfür zumindest einen Feuerwehrtopf 
haben, damit wir die Struktur im Sinne der Da-
seinsvorsorge aufrechterhalten können und damit 
das Ministerium die Steuerung noch etwas in der 
Hand hat. Aber wir haben gelernt, dass der Minis-
ter bisher nicht bereit ist, politische Steuerung im 
Gesundheitssektor in der Hand zu halten, sondern 
dass er sie komplett abgeben will.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir finden das fatal; wir würden für Sie gern doch 
noch ein bisschen politische Einflussnahme ge-
meinsam mit den anderen Fraktionen beschlie-
ßen. Daher würden wir uns wünschen, dass uns 
die CDU- und die FDP-Fraktion folgen würden.  

Wir haben außerdem einen Antrag zu dem Be-
reich der Demenz und insbesondere der Verbes-
serung der Lebenssituation demenzerkrankter 
Menschen aufrechterhalten. Wir wissen, dass es 
eine Reihe von Projektanträgen gibt. Die Summe, 
die im Haushaltsentwurf steht, reicht für die ge-
stellten Projektanträge nicht aus.  

Wir alle wissen spätestens seit der Enquetekom-
mission fraktionsübergreifend, wie hoch die Be-
darfe in der Versorgungsstruktur für Menschen mit 
Demenz sind. Hierzu gibt es eine Reihe von Initia-
tiven, die an den Start wollen. Hierfür fehlen Mit-
tel. Das ist keine gigantisch große Summe.  

Deswegen würde ich mir auch hierbei wünschen, 
dass Sie über Ihren Schatten springen und diese 
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geringe Aufstockung entweder heute mittragen 
oder sie von mir aus auch als eigene Änderung 
zur dritten Lesung einbringen. Sie dürfen auch 
gern unseren Antrag übernehmen. Wir sind damit 
nicht eigen, sondern wir sind froh, wenn Sie in der 
Sache etwas bewegten.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir erhalten heute auch den Bereich Drogen und 
Sucht aufrecht. Dabei haben wir in Nordrhein-
Westfalen einige massive Probleme. Dass der An-
trag der Koalitionsfraktionen ausgerechnet die 
Cannabisprävention isoliert herausgreift, bei der 
alle Ergebnisse im Moment zeigen, dass sowohl 
der bestehende Konsum als auch der Neukonsum 
abnehmen, halten wir für falsch. Wir wollen insbe-
sondere in die zielgruppenspezifische Beratung 
wieder stärker einsteigen.  

Herr Minister Laumann, wir haben zu Ihrem Prä-
ventionskonzept im Frauenausschuss eine Dis-
kussion und eine Anhörung durchgeführt, wobei 
Suchtpolitik auch in einem geringen Maße mit an-
gesprochen worden ist. Alle Experten und Exper-
tinnen, egal, ob sie von uns, von der SPD oder 
von Ihren Regierungsfraktionen benannt worden 
waren, haben Ihnen ins Stammbuch geschrieben, 
dass wir einen geschlechterdifferenzierten Ansatz 
brauchen, den es nicht gibt.  

Wir werden die von uns gestellte Große Anfrage 
zur Drogen- und Suchtpolitik noch diskutieren. Die 
entsprechende Beantwortung ist bei diesen As-
pekten mehr als defizitär. Wir haben die Struktu-
ren, anders als Sie zum Teil in der Beantwortung 
vorzugeben versuchen, nicht. Wir haben keine 
flächendeckende frauenspezifische Beratung. Wir 
haben keine frauenspezifische Beratung für die 
Prävention, wo sie notwendig ist. Wir haben keine 
frauenspezifische Beratung für eine Suchtbe-
kämpfung, wo sie notwendig ist. Deswegen for-
dern wir, dass es wieder eine frauenspezifische 
Beratung gibt.  

Wenn Sie mir jetzt wieder erzählen, dass sei toll 
und das hätten die Kölner doch übernommen, sa-
ge ich: Nein, das haben sie nicht! Wir haben in 
etlichen Fällen immer wieder mit den Beratungs-
stellen gesprochen. Hierbei gibt es ein Defizit. Sie 
können gleich wieder versuchen, das schönzure-
den. Aber auch dadurch wird das Angebot nicht 
besser!  

(Lebhafter Beifall von den GRÜNEN) 

Wir werden das bei der Beratung zur Großen An-
frage intensiv mit Ihnen diskutieren. Aber heute 
fordern wir, eine haushaltsrelevante Summe an 
dieser Stelle einzusetzen.  

Ich komme zum vorletzten Punkt. Wenn ich mir 
den gesamten Haushaltsplan in diesem Bereich 
anschaue, finde ich es schon fatal, dass sich ein 
roter Faden hindurchzieht. Bei einem schwarzen 
Minister ist ein roter Faden vielleicht nicht pas-
send; aber das ist ein schlechter roter Faden. Es 
handelt sich um den Faden, der quer durch den 
ganzen Etat alle Selbsthilfestrukturen, die Patien-
tenselbsthilfe sowie die Koordinierung und Ver-
netzung von Selbsthilfe abbaut und abschafft. 
Dabei geht es weiterhin um die Koordinierung der 
Patientenberatung, um die Frauengesundheit so-
wie um die Fachstelle Frauen und Sucht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie tun sich, dem Land und dem Landeshaushalt 
damit keinen Gefallen. Denn jeder weiß, dass 
man diese Vernetzung und Koordinierung der 
Selbsthilfestrukturen nicht mit ehrenamtlichen 
Kräften leisten kann. Sie führt Synergieeffekte zu-
sammen und steigert die Effektivität der Selbsthil-
fe. Jeden Euro, den Sie einsparen, kostet das 
Land eine vielfache Summe dessen; wir hätten 
dafür die Beratungsleistung der Ehrenamtler.  

Letzter Punkt, Herr Minister. Wir haben gerade 
wieder bei den Ausführungen zur Landesgesund-
heitskonferenz gemerkt, dass Sie mit den Begrif-
fen Gender und Gender-Mainstreaming nichts an-
fangen können; das haben wir langsam verstan-
den. Bei der Anhörung des Frauenausschusses 
zur Gesundheitsprävention wurde Ihnen ins 
Stammbuch geschrieben, dass Ihr Präventions-
konzept von Anfang bis Ende absolut defizitär ist.  

Wir werden mit der neuen Entschließung der Lan-
desgesundheitskonferenz auch wieder eine Anhö-
rung beantragen. Denn Sie haben sich damals 
hingestellt und gesagt: Och, Frau Steffens, wir 
sind da weiter; wir müssen nicht überall „Männer 
und Frauen“ hineinschreiben. Ich hoffe, dass Sie 
vielleicht durch die nächste Anhörung begreifen, 
dass Gender-Mainstreaming nicht heißt, „Männer 
und Frauen“ irgendwo hineinzuschreiben. Es 
heißt vielmehr, unterschiedliche Angebote in un-
terschiedlichen Lebenslagen für Männer und für 
Frauen zu machen, wo es notwendig ist, und un-
terschiedliche Maßnahmen anzubieten.  

Ich hoffe, dass Sie nicht weiterhin dem Gender-
Mainstreaming so ignorant gegenüberstehen, wie 
Sie es bisher tun, sondern dass Sie es vielleicht 
doch noch einmal an sich heranlassen und versu-
chen, es zu verinnerlichen, denn es würde die ge-
samte Landespolitik weiterbringen.  

Die Länder, die Gender-Mainstreaming anwen-
den, sind bei der Gesundheits- und Sozialpolitik 
immer eine Nase weiter vorn als Nordrhein-West-
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falen. Deswegen: Führen Sie uns nicht noch wei-
ter nach hinten zurück! Das haben Sie mit der ge-
samten Demontage und mit dem Abbau der Ver-
netzungsstrukturen schon gemacht. Bei der Frau-
engesundheit sind wir um zehn Jahre zurückge-
worfen.  

Ich würde mir wünschen, dass das endlich ein 
Ende hat und wir in Nordrhein-Westfalen wieder 
nach vorne gehen können. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Nun spricht für die Lan-
desregierung Herr Minister Laumann. Bitte schön. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Lan-
desregierung wird sicherlich auch mit Ihnen ge-
meinsam daran arbeiten, die Gesundheit der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen kontinuierlich 
zu verbessern. Die Landesregierung wird die ge-
sundheitliche Prävention daher weiterentwickeln 
und stärken. Schwerpunkte setzen wir vor allen 
Dingen bei der Kindergesundheit.  

Neben den Mitteln für Sucht-, Drogen- und AIDS-
Prävention stellen wir 280.000 € für Präventions-
maßnahmen zur Verfügung. Weiterhin stellen wir 
erhebliche Mittel für die Versorgungsforschung 
zur Verfügung. Allein für die wissenschaftliche 
Begleitung unserer Brustzentren werden es im 
Jahr 2008 127 Millionen € sein sowie für die Ver-
sorgungsforschung 54.000 €. Das Krebsregister 
wird mit fast 1,3 Millionen € unterstützt.  

Mir liegt in diesem Haushalt und in diesem Politik-
bereich die Weiterentwicklung des Hospizbereichs 
und der Palliativmedizin in Nordrhein-Westfalen 
sehr am Herzen. Sie wissen, dass wir diesen Be-
reich mit fast einer halben Million Euro unterstüt-
zen. In den letzten Jahren sind wir erheblich wei-
tergekommen. Wir haben flächendeckend Pallia-
tivstationen in unseren Krankenhäusern, die einen 
guten Einfluss auf die ambulante palliativmedizini-
sche Versorgung haben. 

Wir haben mit den Kinderkliniken in Datteln und in 
Bonn zwei Zentren geschaffen, die für ganz Nord-
rhein-Westfalen zuständig sind, sodass wir die 
Kinder, die eine palliativmedizinische Behandlung 
brauchen, unter Anleitung der ambulanten Struk-
turen auch erheblich unterstützen können.  

Mir macht es große Freude, wie sich die Hospiz-
bewegung in Nordrhein-Westfalen sowohl im am-
bulanten als auch im stationären Bereich entwi-

ckelt hat. Zur Hospizbewegung gehört aber eine 
erstklassige palliativmedizinische Versorgung im 
ganzen Land.  

Ich glaube, dass wir uns zumindest in diesem 
Punkt einig sind: Das ist unsere Antwort auf die 
Frage nach Sterbebegleitung und nicht etwa das, 
was mit DIGNITAS aus der Schweiz und anderen 
auf unser Land überzuschwappen droht. 

Ein weiterer Punkt, den ich deutlich ansprechen 
will, ist die Krankenhauspolitik als Kernstück der 
Landesgesundheitspolitik. Dazu will ich nur noch 
einmal in aller Ruhe sagen, dass wir bei der Kran-
kenhausfinanzierung in unserem Land von der 
Vorgängerregierung – ich kann es gar nicht an-
ders betiteln – einen Scherbenhaufen übernom-
men haben. 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch 
von der SPD) 

Anscheinend wird völlig vergessen, dass wir im 
Juni 2005 Bewilligungsbescheide für 620 Millio-
nen € an nordrhein-westfälische Krankenhäuser 
vorgefunden haben, die teilweise noch der nächs-
te Landtag, der im Mai 2010 gewählt werden wird, 
finanzieren muss. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das kriegen wir 
hin!) 

Das war Ihre Krankenhauspolitik. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Und wir haben erlebt, dass Sie in Nordrhein-
Westfalen in der Frage der Weiterentwicklung der 
Krankenhausstrukturen jahrelang auf der Stelle 
getreten haben. 

(Beifall von der CDU) 

Sie haben nahezu einen Häuserkampf geführt: 
hier mal fünf Betten weg, da mal sechs Betten 
weg, dort mal zehn Betten mehr. In Wahrheit ha-
ben Sie es so weit getrieben, dass Sie Kranken-
häuser bis zum heutigen Tag dafür bezahlt haben, 
dass sie Betten abgeschafft haben, und dass Sie 
in der Krankenhausförderung haben Betten be-
stehen lassen, die schon längst überhaupt keinen 
Beitrag mehr zum Gesundheitswesen geleistet 
haben. Das ist ungefähr so wie eine Milchprämie 
für eine Kuh, die schon längst gestorben ist. Das 
war Ihre Krankenhauspolitik in Nordrhein-
Westfalen! 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch 
von der SPD) 

Deswegen haben wir die Krankenhausförderung 
in Nordrhein-Westfalen völlig verändert. Für uns 
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ist das Bett nicht mehr die Grundlage der Kran-
kenhausförderung. Die Anzahl und die Schwere 
der Fälle wird zukünftig darüber entscheiden, wie 
viel Geld ein Krankenhaus in Nordrhein-Westfalen 
zur Verfügung gestellt bekommt. Das ist ein ob-
jektives Kriterium, das in der gesamten Fachwelt 
der Krankenhauspolitik in Nordrhein-Westfalen 
nun wirklich als zukunftsweisend angesehen wird. 
Das wissen Sie auch. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. 
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Kuschke? 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ja, gerne. 

Wolfram Kuschke (SPD): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin. Herr Minister, ich weiß zwar nicht, 
wie Sie diese Ziele, die Sie gerade genannt ha-
ben, beim Rückzug aus der staatlichen Rahmen-
planung erreichen wollen. Ich habe aber eine an-
dere Frage. Wären Sie bereit, diesem Hohen 
Haus eine Liste der Krankenhäuser zur Verfügung 
zu stellen, die Sie gerade mit denjenigen gemeint 
haben, die immer noch gefördert werden 

(Edgar Moron [SPD]: Die keine Patienten 
mehr haben!) 

und die nach Ihrer Auffassung keinen Beitrag zum 
Gesundheitssystem in Nordrhein-Westfalen leis-
ten? 

(Edgar Moron [SPD]: Da gibt es keine Bei-
spiele! Das ist nur Fantasie, was er da sagt! 
– Beifall von der SPD) 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Herr Kollege Kuschke, ich 
habe gesagt, dass Sie ein Element in der Kran-
kenhausförderung eingeführt haben, aufgrund 
dessen Sie den Krankenhäusern über die pau-
schalen Zuweisungen noch jahrelang weiter Bet-
ten bezahlt haben, die Sie bei den Krankenhäu-
sern wegverhandelt hatten. 

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

Ich habe gesagt: Betten, die nicht mehr da sind, 
leisten keinen Beitrag zur Krankenhausversor-
gung, und dabei bleibe ich. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Dann lesen Sie noch mal Ihren 
eigenen Wortbeitrag nach!) 

Ich will Ihnen einen weiteren Punkt nennen. Wis-
sen Sie, was zurzeit das Schwierigste an der 

Krankenhauspolitik in Nordrhein-Westfalen ist? In 
Nordrhein-Westfalen haben wir einen Basisfall-
wert für unsere Krankenhäuser, der zusammen 
mit dem von Schleswig-Holstein der niedrigste in 
ganz Deutschland ist. Ein Krankenhaus in Rhein-
land-Pfalz kriegt ungefähr 20 % mehr Geld von 
den Krankenkassen für die gleiche medizinische 
Leistung als ein Krankenhaus in Nordrhein-
Westfalen. 

(Heike Gebhard [SPD]: Aber das hat doch 
nichts mit Investitionen zu tun!) 

Immer, wenn wir diese Fragen angesprochen ha-
ben, sagen mir die anderen Minister: Das liegt 
daran, dass bei Ihnen in Nordrhein-Westfalen Ihre 
Krankenhausstruktur nicht in Ordnung ist. – Wir 
bringen jetzt die Krankenhausstruktur in Ordnung. 
Am Ende dieses Weges muss ein bundeseinheit-
licher Basisfallwert für alle Krankenhäuser in 
Deutschland stehen. Es ist nicht einzusehen, dass 
ein nordrhein-westfälisches Krankenhaus 20 % 
billiger arbeiten muss als ein Krankenhaus in 
Rheinland-Pfalz. Das ist das Ergebnis Ihrer Politik 
gegen unsere Krankenhäuser gewesen! 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch 
von der SPD) 

Ich möchte noch einen nächsten Punkt anspre-
chen, nämlich Ihre Einzelfallförderung. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

In den letzten drei bis vier Jahren, in denen Sie 
regiert haben, haben Sie mehr Bewilligungsbe-
scheide ausgestellt, als Sie Barmittel hatten. Das 
ist wahr, denn sonst hätten die 620 Millionen € 
nicht entstehen können. 

(Beifall von der CDU – Heike Gebhard 
[SPD]: Ich hatte Ihnen doch im Ausschuss 
vorgerechnet, dass Sie das in anderen Kapi-
teln auch machen!) 

Wir waren mit dieser Form der Krankenhausförde-
rung im Grunde am Ende. Unsere Krankenhäuser 
in Nordrhein-Westfalen brauchen vor allem in der 
Zukunft die Möglichkeit, sich umstrukturieren zu 
können, damit sie wirtschaftlicher arbeiten kön-
nen.  

Ich bin fest davon überzeugt, dass die Möglichkei-
ten, die wir heute Abend mit der Verabschiedung 
des Krankenhausgesetzes Nordrhein-Westfalen 
eröffnen, unsere Krankenhäuser überhaupt erst in 
die Lage versetzen, die notwendigen Investitionen 
vorzunehmen, um wirtschaftlicher arbeiten zu 
können: die Möglichkeit, dass die Krankenhäuser 
die Pauschale, die sie bekommen, mit der Pau-
schale für kurzfristige Versorgungsgüter koppeln 
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können, dass sie die Pauschalen im Verbund ge-
genseitig ergänzen können, dass sie diese Pau-
schalen aber auch dafür nutzen können, Investiti-
onen vorzuziehen, um daraus Zins- und Tilgungs-
leistungen zu finanzieren. 

Deswegen ist die Politik richtig. Sie sorgt vor al-
lem dafür, dass die Verantwortlichen in den Kran-
kenhäusern über die Schwerpunkte entscheiden, 
in die sie investieren wollen, und nicht etwa eine 
Ministerialbürokratie oder eine Bürokratie in den 
Regierungsbezirken, wie das bislang der Fall war. 
Von daher kann auch diese Politik nicht falsch 
sein.  

Wenn die Kolleginnen und Kollegen der SPD in 
der Debatte immer wieder angeschnitten haben, 
wir müssten in den Sozialbereich mehr Geld ein-
stellen, weil wir ja auch mehr Steuereinnahmen 
haben, kann ich sie nur auf unsere Lage verwei-
sen. Unsere Lage ist doch so, dass wir, wenn das 
Land Nordrhein-Westfalen 100 Millionen € Steu-
ern einnimmt, rund 50 % davon für das Personal, 
weitere rund 10 % für die Pensionen sowie 10 % 
der Gesamteinnahmen für die Zinsen der Vergan-
genheit verbrauchen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das wussten Sie 
alles im Wahlkampf 2005, als Sie den Men-
schen etwas anderes erzählt haben!) 

Das heißt, wenn dieses Land 100 € einnimmt, 
sind schon 70 € weg für das, was Sie zu verant-
worten haben. Und wir haben nur noch 30 € zur 
Verfügung, um Politik für die Zukunft zu gestalten. 
Das ist doch die Wahrheit in diesem Land.  

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Warum haben Sie den Menschen 
im Wahlkampf etwas anderes erzählt? Wa-
rum haben Sie die Menschen im Wahlkampf 
angelogen?) 

Und dann halte ich es schon für eine Unverfro-
renheit, sich hierhin zu stellen 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Es ist eine Unver-
frorenheit, dass Sie die Menschen angelo-
gen haben und etwas anderes erzählt ha-
ben!) 

und bei jedem Einzelplan zu sagen, dass die 
Steuermehreinnahmen wieder sofort ausgegeben 
werden sollen. Wir brauchen sie dringend, um das 
Land zu konsolidieren, damit wir auch in fünf, 
zehn und 15 Jahren in diesem Land noch Kran-
kenhäuser unterhalten können 

(Beifall von CDU und FDP) 

und damit nicht alles in sich zusammenbricht.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wer hat denn 
Redner eingestellt, wo früher keine waren! 
Schauen Sie in die Staatskanzlei!) 

Deswegen heißt die Sozial- und Krankenhauspoli-
tik, die wir in Nordrhein-Westfalen machen, kon-
solidieren, aber auch gleichzeitig in zukünftige 
Strukturen finanzieren.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie sagen „Hui!“ 
und machen „Pfui!“!) 

Diese Krankenhauspolitik wird sich durchsetzen. 
Sie wird sich auch in anderen Ländern in 
Deutschland – da bin ich ganz sicher –, durchset-
zen und Nachahmer finden, weil es sich um eine 
moderne Krankenhauspolitik handelt und nicht um 
etwas, was Sie gerne wollen,  

(Beifall von der CDU) 

dass man nämlich in einer Ministerialbürokratie 
über jede Tür in einem Krankenhaus entscheidet. 
Das war teilweise Ihre Politik in der Vergangen-
heit. 

(Beifall von CDU und FDP – Edgar Moron 
[SPD]: Seit wann ist denn ein Bezirkspla-
nungsrat eine Bürokratie? Das ist doch Blöd-
sinn!) 

Wir haben in diesem Haushalt darüber hinaus si-
chergestellt, dass wir erheblich in die Altenpflege-
ausbildung investieren. Wir stellen in diesem 
Haushalt rund 1,1 Millionen € mehr für diesen 
wichtigen Bereich zur Verfügung, um insbesonde-
re über die Altenpflegehilfe auch Hauptschülerin-
nen und Hauptschülern den Zugang zu diesem 
interessanten Arbeitsmarkt zur Verfügung zu stel-
len. Deswegen haben wir auch zurzeit in Nord-
rhein-Westfalen einen hohen Stand an Ausbildung 
in den Bereichen der Altenpflegeberufe.  

Ich finde, darüber sollte man sich einmal freuen, 
weil wir damit Menschen, denen es bislang nicht 
möglich war, in den Bereich der Pflege einzustei-
gen, gerade dieses ermöglichen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Veldhues?  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Ja, gerne.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön, 
Frau Kollegin. 

Elisabeth Veldhues (SPD): Herr Minister, nach 
der Darstellung Ihrer mathematischen Formel, wie 
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wir mit Steuermehreinnahmen umgehen müssen, 
drängt sich sofort der Schluss auf, dass wir auf 
diese Mehreinnahmen besser verzichten sollten. 
Sie haben nämlich gesagt, wir müssten von Steu-
ermehreinnahmen 70 % abführen. Das wäre ja in 
höchstem Maße unsinnig. Diese mathematische 
Formel ist mir leider nicht aufgegangen. 

(Heiterkeit von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Frau Veldhues, wenn man 
eine klare Aussprache, die ich pflege, so versteht 
wie Sie, dann verstehe ich auch, warum Sie so 
viel Schulden gemacht haben.  

(Beifall und Heiterkeit von CDU und FDP) 

Ich habe gesagt, dass von 100 Millionen €, die wir 
einnehmen – noch einmal zum Mitschreiben! –  

(Elisabeth Veldhues [SPD]: Mehreinnah-
men!) 

rund 50 % für Personal brauchen, 10 % für Pensi-
onen, 10 % für die Schulden, und dann haben Sie 
noch etwa 30 %, womit Sie Politik gestalten kön-
nen. Deshalb müssen die Steuermehreinnahmen 
dafür verwendet werden, um die Schuldenlast 
herunterzudrücken,  

(Zuruf von der SPD: Es geht nur um die 
Mehreinnahmen!) 

damit wir überhaupt Gestaltungsspielräume be-
halten. Das ist doch relativ einfach. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das ist Ihr kleines Einmaleins!) 

Zum Schluss möchte ich Ihnen eines sagen: Ich 
werde das Investitionsprogramm 2007, das mir 
von den Bezirksregierungen vorgelegt worden ist, 
sehr gut weglegen. Ich bin einmal sehr gespannt, 
welche Projekte davon die Krankenhäuser mit ih-
rer Baupauschale, die sie selber verantworten 
müssen und mit der die Kosten nicht wie in einem 
Paternoster nach oben gefahren werden können, 
verwirklichen oder ob sie nicht ganz andere 
Schwerpunkte in ihren Krankenhäusern setzen, 
als es im Investitionsprogramm steht.  

Darüber werde ich dann in vier, fünf Jahren be-
richten; denn Sie wissen, 

(Zuruf von der SPD: Dann sind Sie nicht 
mehr dran, Herr Minister!) 

in Nordhrein-Westfalen wechseln die Regierungen 
selten, und ich bin noch lange hier. – Schönen 
Dank.  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Lan-
desregierung hat ihre Redezeit um 42 Sekunden 
überzogen.  

(Zurufe von CDU und FDP: Oh, oh!) 

Es gibt daraufhin auch den Wunsch einer Frakti-
on, obwohl die ursprünglich vorgesehene Rede-
zeit bereits abgelaufen ist, noch einmal das Wort 
zu ergreifen. Deshalb erteile ich der Kollegin Stef-
fens für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zurufe von CDU 
und FDP) 

Ich weise, auch wenn die Uhr noch eine Minute 
anzeigt, darauf hin, dass es weniger ist.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Nur zwei Sätze! – 
Herr Minister Laumann, wenn Sie so von der Än-
derung Ihrer Krankenhauspolitik überzeugt sind, 
warum haben Sie sich dann nicht darauf einge-
lassen, das Gutachten in Auftrag zu geben, das 
alle, die Kritik an Ihrem Gesetzentwurf geübt ha-
ben, gefordert haben. Damit könnten Sie sich hier 
auf die sichere Seite stellen.  

Der zweite Punkt: Das Beispiel mit der Milch und 
der Kuh war sehr überzeugend. Wollen Sie nicht 
vielleicht den Landwirtschaftsbereich und die 
Bauern übernehmen, weil das sozusagen in der 
Zuständigkeit wäre, was bei dem Beispiel eine gu-
te Fürsorge Ihrerseits haben könnte? Das wäre 
doch treffend.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Geben Sie das Gutachten in Auftrag, damit wir 
wenigstens die Auswirkungen noch kurzfristig re-
parieren können und damit die Probleme, die auf-
tauchen, nicht zulasten der Krankenhäuser in die-
sem Land gehen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor, 
sodass wir die Beratung der Teilbereiche „Arbeit 
und berufliche Weiterbildung“ und „Gesundheit 
und Soziales“ zum Einzelplan 11 abgeschlossen 
haben. 

Wir kommen dann zu den Abstimmungen über 
die Änderungsanträge zum Einzelplan 11 ent-
sprechend der Übersicht, laufende Nummern 30 
bis 33 der Tischvorlage.  



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8867

Zunächst rufe ich laufende Nummer 30, Ände-
rungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 14/5678, auf. Wer diesem Ände-
rungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich, mit 
der Hand aufzuzeigen. Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Damit ist dieser Antrag mit den Stim-
men der Fraktionen der CDU und der FDP bei 
Enthaltung der Fraktion der SPD gegen die Stim-
men der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und des 
Kollegen Sagel abgelehnt.  

Ich rufe auf Änderungsantrag von Bündnis 
90/Die Grünen mit der laufenden Nummer 31 
Drucksache 14/5679. Wer diesem Änderungsan-
trag zustimmen möchte, bitte Hand aufzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die-
ser Änderungsantrag ebenfalls gegen die Stim-
men der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und des 
fraktionslosen Kollegen Sagel bei Enthaltung der 
Fraktion der SPD mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP abgelehnt. 

Ich rufe auf Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen mit der laufenden Num-
mer 32 Drucksache 14/5680. Wer diesem Ände-
rungsantrag zustimmen möchte, bitte Hand auf-
zeigen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Dann ist auch dieser Antrag gegen die Stimmen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und des frak-
tionslosen Kollegen Sagel bei Enthaltung der 
SPD-Fraktion mit den Stimmen der Fraktion der 
CDU und der Fraktion der FDP abgelehnt. 

Ich rufe schließlich auf den Änderungsantrag der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit der laufenden 
Nummer 33 Drucksache 14/5681. Wer diesem 
Änderungsantrag zustimmen möchte, bitte Hand 
aufzeigen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Dann ist auch dieser Änderungsantrag gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
des fraktionslosen Kollegen Sagel bei Enthaltung 
der SPD-Fraktion mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich lasse abstimmen 
über den Einzelplan 11 entsprechend der Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/5511. Wer 
dieser Beschlussempfehlung folgen möchte, bitte 
Hand aufzeigen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Dann ist das mit den Stimmen der Fraktion 
der CDU und der Fraktion der FDP bei Ablehnung 
der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und auch bei Ablehnung des frak-
tionslosen Kollegen Sagel so angenommen. 

Ich rufe den Einzelplan 02 auf: 

Ministerpräsident und Staatskanzlei 

Ich eröffne die Beratung, weise auch hier auf die 
Beschlussempfehlung und den Bericht Drucksa-
che 14/5502 hin und erlaube mir wie alle meine 
Vorpräsidenten darauf hinzuweisen, dass diejeni-
gen, die den Saal verlassen wollen, dies bitte lei-
se tun. Ferner weise ich auf die Änderungsanträ-
ge der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen hin, Ihnen vorgelegt als Tischvor-
lage mit den laufenden Nummern 34 bis 42. 

Ich eröffne die Beratung zum Teilbereich 
„Staatskanzlei und Europaangelegenheiten“ 
und erteile für die Fraktion der SPD zunächst dem 
Kollegen Kuschke das Wort. 

Wolfram Kuschke (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! In fünf Minuten sind nur 
wenige Anmerkungen möglich; vier will ich ma-
chen. 

Erste Anmerkung: Das, was wir im Einzelplan 02 
an Haushaltsansätzen erlebt haben, wie sie or-
dentlich eingebracht worden sind und was dann 
über die Ergänzungsvorlage kam, ist ein enorm 
unheimlicher Vorgang. Anders kann man das 
nicht charakterisieren. 

Steigerung von über 1.000 % für wissenschaftli-
che Beratung, die Errichtung eines Zukunftsrates, 
Veranstaltungen, und das alles durch die Hintertür 
einer Ergänzungsvorlage. Da können wir nur sa-
gen: Wir haben ein schlechtes Beispiel im Hohen 
Hause unter der Überschrift „Kinderforum“ disku-
tiert, was Förderung von Veranstaltungen der 
Landesregierung anbelangt. Wir wollen nicht, 
dass mit dem Haushaltsentwurf anderen Beispie-
len Tür und Tor geöffnet wird. 

Auch wenn ein Wettbewerb zulässig ist, Herr Mi-
nister Krautscheid, bei der Frage, wer am längs-
ten gebraucht hat, einen Regierungssprecher zu 
installieren – ich weiß, dass wir im Augenblick 
noch knapp vorne liegen –, ist es so, wie die 
„Neue Rhein/Ruhr-Zeitung“ heute titelte: „Die 
Landesregierung ist nicht auf Sendung.“ Sie ist 
nicht sprachfähig. Wir sagen auch in staatlicher 
Verantwortung als Opposition: Das ist ein unhalt-
barer Zustand. 

Zweite Anmerkung: Der Stabwechsel im Amt des 
Europaministers ist vor Kurzem erst erfolgt. Ich 
will an der Stelle noch einmal deutlich dem frühe-
ren Minister, unserem früheren Kollegen Breuer, 
für die faire Zusammenarbeit danken. Er hat eine 
ganze Reihe von europapolitischen Ansätzen – 
auch aus unserer Zeit – übernommen und fortge-
setzt, also zu einem großen Teil gute Arbeit ge-
leistet. Er hätte noch mehr europapolitische Arbeit 
leisten können, wenn er nicht so oft als Feuer-
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wehrmann in der Landesregierung für den Minis-
terpräsidenten gefordert gewesen wäre. 

Das führt mich zu der dritten Anmerkung, nämlich 
zu Herrn Minister Krautscheid. Natürlich: Die hun-
dert Tage werden eingeräumt für den Einstieg in 
das Amt. Danach werden wir, wenn es notwendig 
ist, dann vom Florett zum Säbel übergehen, wenn 
es notwendig ist. 

Ich will einige Anforderungen vortragen, die wir 
schon haben: 

Erstens. Wir erwarten von Ihnen – vielleicht ver-
halten Sie sich anders als Herr Breuer in der Fra-
ge – endlich die Vorlage eines europapolitischen 
Arbeitsprogramms der Landesregierung. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zweitens. Sie haben dort schon fast klein beige-
geben, aber wir raten der Landesregierung drin-
gend, keine Luftschlösser zu produzieren, noch 
dazu gefördert durch die CDU-Fraktion, Frau Kol-
legin von Boeselager. Es ist ein Unding, die For-
derung in den Raum zu stellen, sich als Land 
Nordrhein-Westfalen am neuen Benelux-
Staatsvertrag zu beteiligen. Die Proteste aus den 
Niederlanden und aus Belgien haben deutlich 
gemacht, dass das überhaupt kein realistischer 
Weg ist. 

Stattdessen kommt es darauf an, das zu stärken, 
was wir haben: die vorhandenen Euregios. Wir 
haben heute mit Herrn Staatssekretär Brendel 
über den kleinen Grenzverkehr in einer Euregio 
gesprochen, wo es über 600 Schülerinnen und 
Schülern nicht möglich ist, ohne Vorlage eines 
Kinderausweises oder -passes die Grenze zu ü-
berschreiten, um ein Bad aufzusuchen, welches 
für die Kinder einer Schule zudem zum Jahresab-
schluss gehört. Wenn wir im normalen Grenzver-
kehr in unseren Euregios noch nicht weiterge-
kommen sind, dann ist es schlecht bestellt um die 
Situation dort, und wir müssen daran etwas än-
dern.  

Dazu gehören auch Visionen. Ja, das sagen wir 
ausdrücklich: Die Vorstellung von einer starken 
westeuropäischen Region ist nicht etwas, was 
diese Landesregierung erfunden hat, sondern es 
ist eine alte Idee des ehemaligen Ministerpräsi-
denten Wolfgang Clement, die weiterzuverfolgen 
Sinn macht.  

Stichwort internationale Beziehungen: Ja, seit 
kurzer Zeit liegt ein entsprechendes Konzept der 
Landesregierung vor. Wir haben es eingefordert. 
Aber wir sagen auch hier: Sie müssen die not-
wendige Nacharbeit machen. Was ist an Nachar-
beit, an konkreten Dingen erfolgt nach dem Be-

such des Ministerpräsidenten in Pennsylvania in 
den USA vor zwei Jahren? Welche Konsequen-
zen werden gezogen aus dem Japan-Jahr und 
den Erfahrungen, die dort durch viele Veranstal-
tungen und Kontakte gemacht worden sind? 

Letzte Anmerkung: Ich sage es sehr vorsichtig 
und diplomatisch formuliert. Bei der Auswahl ei-
nes bestimmten afrikanischen Landes, zu dem 
Nordrhein-Westfalen nun besondere Beziehungen 
haben will, bedarf es schon einer anderen Be-
gründung als der, die bisher erfolgt ist. Sonst ist 
die Auswahl sehr beliebig, und man begibt sich 
auf ein schwieriges diplomatisches Feld. Das 
bringt uns auch nicht weiter. 

Gestatten Sie mir bitte eine allerletzte Anmerkung, 
weil die Förderung von Kinofesten und Kinofesti-
vals auch im Einzelplan 02 zu finden ist. Das ist 
etwas, was mich auch örtlich berührt, die Heimat-
stadt des Kollegen Schmeltzer und meine Hei-
matstadt Lünen. Wir haben dort ein sehr erfolg-
reich laufendes Kinofest, das bislang aus Mitteln 
der Filmstiftung gefördert wird. Aber natürlich stellt 
sich die Frage – die hat sich auch gestellt durch 
den Besuch des Kollegen Jostmeier vor Ort –, ob 
dort nicht auch eine Förderung … 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege. 

Wolfram Kuschke (SPD): … mit Landesmitteln 
außerhalb der Mittel der Filmstiftung im Einzel-
plan 02 möglich ist. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist mittlerweile auch bei großzügiger 
Berechnung abgelaufen. Der Kollege Schmeltzer 
wollte Ihnen auch eine Zwischenfrage stellen. 

Wolfram Kuschke (SPD): Frau Kollegin, wir soll-
ten aber nicht unhöflich gegenüber dem Frage-
steller sein. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Sie haben 
keine Redezeit mehr, Herr Kollege Kuschke. 
Wenn Sie mich früher hätten zu Wort kommen 
lassen, hätte ich das vielleicht auch anders hand-
haben können. 

Wolfram Kuschke (SPD): Frau Präsidentin, ich 
bitte Sie. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Jemandem, 
der so treu gucken kann, kann man eigentlich kei-
nen Wunsch abschlagen. Ich bitte Sie dann aber, 
es sehr kurz zu machen. – Bitte, Herr Schmeltzer. 
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Rainer Schmeltzer (SPD): Herr Kollege Kuschke, 
gibt es Ihres Wissens vergleichbare Festivals in 
Nordrhein-Westfalen, die mit Landesmitteln, mit 
Mitteln aus der Staatskanzlei, gefördert werden? 
Wir befinden uns ja in den Haushaltsplanberatun-
gen. Können Sie nachvollziehen, ob sich das Sig-
nal, das der Kollege Jostmeier in Lünen in Rich-
tung Kinofest abgegeben hat, irgendwie zukünftig 
im Haushalt widerspiegeln könnte?  

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Kollege Schmelt-
zer, das ist in der Tat so. Wir haben eine Vielzahl 
von Festivals in Nordrhein-Westfalen. Ich denke, 
es sind sieben oder acht. Ein Beispiel ist das gro-
ße Festival in Köln, das neben Mitteln der Filmstif-
tung auch Mittel aus dem entsprechenden Einzel-
plan bekommt. Das Gleiche ist in Marl und Ober-
hausen der Fall. Ich kann Ihnen da also nur zu-
stimmen. Ich hoffe auch, dass dieses Signal, das 
der Kollege Jostmeier jetzt gegeben hat, wenn es 
denn eines war, von der Regierung aufgegriffen 
wird. Ich denke, ich kann für Sie, Herr Schmeltzer, 
mit formulieren, dass wir beide dieses Signal 
massiv unterstützen. – Herzlichen Dank, Frau 
Präsidentin, für Ihre Geduld und Ihre Toleranz. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kuschke. – Für die Fraktion der CDU 
hat Frau Kollegin von Boeselager das Wort. 

Ilka von Boeselager (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit Herrn Kusch-
ke haben wir auch immer Geduld, weil er ständig 
etwas zu kritisieren hat. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Aber er hat so 
treue Augen!) 

Wir vermissen dann aber immer die Visionen, von 
denen er spricht. Aber was soll’s? 

Wir sind mit dem Einzelplan 02 und der heutigen 
Haushaltsberatung für die Staatskanzlei und die 
Bereiche Europa und Internationales sehr zufrie-
den. Wir haben eine sehr seriöse und solide Vor-
lage. Es ist in der Tat richtig, dass einschließlich 
des Nachtragshaushalts von 2007 der Etat um 
13,4 Millionen € steigt. 

Ich weise auch auf das hin, was wir im Koalitions-
vertrag vereinbart haben, nämlich die Verdoppe-
lung des Kulturförderetats. Wir können in Nord-
rhein-Westfalen stolz sein auf unsere kulturelle 
Vergangenheit und sollten uns dessen auch für 
die Zukunft bewusst sein. Insofern begrüße ich es 
sehr, dass wir den Kulturhaushalt enorm aufge-
stockt haben. 

Herr Kuschke, Sie haben die Veränderung in der 
Staatskanzlei angesprochen. Mit der Föderalis-
musreform I wollten wir ja mehr Zuständigkeiten 
für die Länder erreichen. Die haben wir in ver-
schiedenen Feldern bekommen. Ich denke an die 
Schulpolitik, an die Hochschulpolitik, das Thema 
Ladenschluss, das Gaststättenrecht und das 
Presserecht. Wenn wir hier mehr Kompetenzen 
haben und uns stärker einbringen wollen, bedarf 
es auch einer Erhöhung des Etats. 

Den Repräsentationstitel für den Ministerpräsiden-
ten haben wir ganz bewusst erhöht. Warum ha-
ben wir das getan? – Wir wollen sehr bewusst för-
dern, dass unser Ministerpräsident mit Auslands-
reisen das Land Nordrhein-Westfalen nach außen 
repräsentiert, damit auch sehr viele neue wirt-
schaftliche Kontakte für das Land zustande kom-
men. Jürgen Rüttgers hat das mit seinen Reisen 
in die USA, nach Japan, nach Israel und auch 
nach Polen sofort in engagierter Weise ange-
packt. Ich halte es für richtig, dass wir das ausrei-
chend fördern. Wir bleiben dennoch immer noch 
hinter dem Haushaltsansatz des damaligen Minis-
terpräsidenten Johannes Rau von Anfang 1990 
zurück. Ich will Bayern gar nicht ansprechen. Da 
ist der Ansatz wesentlich höher. Das, was wir hier 
machen, kann sich meines Erachtens sehen las-
sen. 

Im Personalbereich finden wir im Haushaltsansatz 
sechs neue bis 2010 befristete Stellen. Es sind 
zwar sechs neue Stellen, aber ihre Befristung bis 
2010 zeigt Verantwortungsbewusstsein für die 
Zukunft. Im gleichen Ansatz fallen in 2007/2008 
28 Stellen weg. Das kann man also nach außen 
gegenüber der Bevölkerung sehr wohl vertreten. 

Gestatten Sie mir noch etwas zu Europa zu sa-
gen. Es ist sehr richtig, dass wir in Zukunft in 
Brüssel mit einer neuen Landesvertretung anders 
aufgestellt sind, dass wir also das große Land 
Nordrhein-Westfalen auf eine neue Weise darstel-
len können und langfristig Kosten einsparen. Im-
merhin ist es auch für uns in diesem Plenum wich-
tig, dass wir uns als Vertreter des Landes in Brüs-
sel demnächst besser wiederfinden werden. 

Wir haben auch dadurch neue Akzente gesetzt, 
dass wir im kommenden Jahr Frankreich noch 
einmal ganz besonders hervorheben wollen. Die 
Zusammenarbeit mit Frankreich hat eine lange 
Tradition. Auch dafür haben wir noch einmal 
500.000 € zur Verfügung gestellt. Es ist wichtig, 
dass wir zu einer sehr guten Partnerschaft finden.  

Im kommenden Jahr gibt es in China Deutsch-
landwochen, und Nordrhein-Westfalen wird sich 
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dort darstellen. Auch das halten wir für richtig und 
wichtig. 

Was möchte ich Ihnen noch sagen? – Sie haben 
eben das Thema Benelux angesprochen. Ich fin-
de, wir hatten eine hervorragende Idee. Ich bin 
ganz sicher, dass wir in den nächsten Monaten – 
das wird sich zeigen – noch zu sehr intensiven 
Gesprächen kommen. 

(Zuruf von Wolfram Kuschke [SPD]) 

– Ob Ihnen das passt oder nicht, ist mir völlig e-
gal. Das sage ich Ihnen hier. Es ist ausgezeich-
net, dass wir zu einer breiten Zusammenarbeit 
finden. Das sind die Länder, die für uns wichtig 
sind. Davon lassen wir uns durch Sie gar nicht 
abhalten. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kolle-
gin. 

Ilka von Boeselager (CDU): Ansonsten wünsche 
ich mir weiterhin eine gute Zusammenarbeit. Für 
konstruktive Vorschläge sind wir immer offen. – 
Danke. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kolle-
gin, vielen Dank. – Ich weise darauf hin, dass man 
sich, wenn dort „Ende der Redezeit“ steht, ein 
bisschen daran orientieren könnte. Zumindest auf 
einen treuen Blick lege ich Wert. 

(Allgemeine Heiterkeit)  

Als nächster Redner hat der Kollege Brockes für 
die Fraktion der FDP das Wort. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Reformprozess in der 
Europäischen Union ist endlich wieder in Bewe-
gung gekommen. Das ist gut und wichtig für Nord-
rhein-Westfalen. 

Aber genauso wichtig ist es, dass wir auch die 
Menschen nach Europa mitnehmen. Deshalb ha-
ben wir seitens der Koalitionsfraktionen gerade im 
vergangenen Jahr den Schwerpunkt darauf ge-
legt, die Bürgerinnen und Bürger mit nach Europa 
zu nehmen.  

Wir haben hier viele Forderungen eingebracht, die 
auch in weiten Bereichen bereits umgesetzt wur-
den: Europa für junge Menschen erfahrbar ma-
chen, Europa in den Regionen erleben, die Euro-
pafähigkeit der Schulen stärken, die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft ehrgeizig als Motor für ein 
handlungsfähiges, bürgernahes und zukunftsfes-

tes Europa nutzen. Das sind nur einige Beispiele 
für das, was wir hier auf den Weg gebracht ha-
ben. 

Auch die Landesregierung hat die deutsche EU-
Ratspräsidentschaft in Nordrhein-Westfalen und 
in Brüssel mit zahlreichen Veranstaltungen und 
Maßnahmen aktiv positiv begleitet. Die außenpoli-
tischen Kontakte wurden unter Schwarz-Gelb in-
tensiviert, und das Profil Nordrhein-Westfalens auf 
internationalem Parkett als wichtiger Teil Europas 
und als Global Player wurde geschärft.  

Dafür möchte ich an dieser Stelle seitens unserer 
Fraktion insbesondere dem ausgeschiedenen Eu-
ropaminister Michael Breuer ganz herzlich dan-
ken, genauso aber, stellvertretend für die gesamte 
Staatskanzlei, dem neuen Europaminister, Herrn 
Krautscheid, und den anderen Mitgliedern der 
Landesregierung. 

Meine Damen und Herren, wir kehren seit dem 
Regierungswechsel den Trend um, dass Nord-
rhein-Westfalen auf Brüsseler und auf internatio-
naler Bühne keine seiner Bedeutung angemesse-
ne Bekanntheit und zu wenig Einfluss hat. Nord-
rhein-Westfalen hat alle Gründe, sich als wirt-
schaftlich größte Region in Deutschland und in 
Europa in Brüssel selbstbewusst zu präsentieren 
und zu positionieren. Nordrhein-Westfalen ist als 
wichtige Industrieregion und starker Wirtschafts-
standort im Herzen Europas von großer Bedeu-
tung für die Europäische Union. 

Auch im nächsten Jahr wollen wir NRW in Europa 
und auf der ganzen Welt wirkungsvoll ein Gesicht 
geben. Die Mittel für Europa und internationale 
Angelegenheiten werden daher im nächsten 
Haushaltsjahr um gut 850.000 € aufgestockt. Im 
Einzelplan 02 – Europa und Internationales – fin-
den sich zahlreiche Maßnahmen zur Förderung 
der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Beziehungen mit unseren europäischen Nachbarn 
und wichtigen Partnerländern in der ganzen Welt.  

So pflegen wir weiter intensive und enge Bezie-
hungen mit den uns eng verbundenen Benelux-
staaten. Herr Kollege Kuschke, auch wenn Ihnen 
das nicht gefällt, sage ich: je enger, umso besser. 
– Selbstverständlich können wir niemanden dazu 
zwingen, die Kontakte mit uns zu intensivieren. 

Wir bauen aber auch die Beziehungen zu Frank-
reich aus, insbesondere mit dem Frankreich-
NRW-Jahr. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Brockes, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unter-
breche: Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Kuschke? 
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Dietmar Brockes (FDP): Bitte. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön, 
Herr Kollege Kuschke. 

Wolfram Kuschke (SPD): Vielen Dank, Herr Kol-
lege Brockes. – Ich habe eine ganz einfache Fra-
ge: Haben Sie zur Kenntnis genommen, wie es 
auch Herr Minister Krautscheid getan hat, dass 
sich die Vorstellung, die vor einigen Monaten for-
muliert worden ist, das Land Nordrhein-Westfalen 
wolle 2010 einem neuen Benelux-Staatsvertrag 
beitreten, wie eine Seifenblase aufgelöst hat, nicht 
verwirklicht werden kann und dass bei niederlän-
dischen und auch bei belgischen Diplomaten mitt-
lerweile Bemerkungen fallen, die für Nordrhein-
Westfalen nicht besonders günstig sind? 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Kollege Kuschke, 
ich glaube nicht, dass sich das wie eine Seifen-
blase aufgelöst hat, sondern es hat aufgrund der 
Idee Nordrhein-Westfalens, sich enger an die Be-
neluxstaaten zu binden, eine intensive Diskussion 
gegeben. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Mit welchem Er-
gebnis denn?)  

Ich glaube, bei unseren Partnern ist die Botschaft 
angekommen, dass wir den Kontakt zu ihnen su-
chen. Das ist eine ganz wichtige Botschaft, auch 
wenn sich das vielleicht nachher nicht in einem 
entsprechenden Vertrag wiederfindet. 

Im Übrigen habe ich im Moment die Befürchtung, 
dass ein anderer Teil der Benelux-Staaten wie ei-
ne Seifenblase zerbricht, und das macht mir ehr-
lich gesagt noch viel größere Sorgen als das, was 
von Ihnen eben angesprochen wurde. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Aber die schließen 
erst recht keinen Staatsvertrag) 

– Ja, aber ich hoffe, dass in Belgien wieder Ruhe 
einkehrt und dass man dort über Neuwahlen oder 
wie auch immer wieder handlungsfähig wird, denn 
das ist auch für Nordrhein-Westfalen wichtig. Wir 
haben viele Projekte, gerade im Verkehrsbereich, 
die für Nordrhein-Westfalen wichtig sind. Deshalb 
sind wir darauf angewiesen, dass es in Belgien 
wieder eine sprach- und handlungsfähige Regie-
rung gibt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, Europa ist gut und 
wichtig für Nordrhein-Westfalen. Fundiertes Wis-
sen und breite Sprachkenntnisse sind die wich-
tigsten Eintrittskarten für einen sich immer weiter 
internationalisierenden Arbeitsmarkt. Zugleich ist 

das Wissen über seine Nachbarn die Grundlage 
für grenzüberschreitende Freundschaften. Eine 
Offenheit und Wertschätzung für andere Kulturen 
ist ebenfalls unerlässlich. 

Deshalb ist es besonders gut, dass wir jüngst 16 
Schulen mit besonderem Europaprofil ausge-
zeichnet und zu den ersten Europaschulen in 
Nordrhein-Westfalen ernannt haben. Dies ist ein 
Anliegen, das die FDP-Fraktion gerade in der ver-
gangenen und in dieser Legislaturperiode immer 
wieder gefordert hat. 

Meine Damen und Herren, nachdem die alte Lan-
desregierung in Brüssel total versagt hat und in 
Berlin eine Landesvertretung mit gravierenden 
Baumängeln hat errichten lassen, haben wir nun 
in kürzester Zeit die Missstände behoben. Nach 
dem Motto „Raus aus der Bruchbude“ freuen wir 
uns sehr, dass in diesem Monat endlich die neue 
NRW-Landesvertretung in Brüssel bezogen wer-
den kann. 

In diesem Sinne werden wir auch die anderen 
Baustellen, die Sie uns hinterlassen haben, besei-
tigen. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Brockes. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Kolle-
gin Löhrmann das Wort. Bitte schön, Frau Löhr-
mann. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zwei gute Ele-
mente habe ich in den Beiträgen der Regierungs-
fraktionen herausgehört. 

Frau von Boeselager, zu den Reisen: Ich habe 
jetzt gemerkt, dass es eine Gemeinsamkeit zwi-
schen Ministerpräsident Rüttgers und der Bun-
deskanzlerin gibt. Verreisen können sie. Das ha-
ben sie bewiesen. Sie haben das hier betont. Vie-
le andere Gemeinsamkeiten gibt es nicht. 

Herr Brockes, bei Ihnen finde ich gut, dass Sie 
das einmal gesagt haben: Mir war es bisher ent-
gangen, dass Sie sozusagen Fähnlein führend die 
Menschen alle nach Europa bringen und dass sie 
scharenweise hinter Ihnen herlaufen. – Wir haben 
das nicht feststellen können. 

(Beifall von den GRÜNEN – Dietmar Brockes 
[FDP]: Das ist nicht das Einzige, was Sie 
nicht festgestellt haben!) 

Ich komme trotz der kurzen Zeit noch auf ein paar 
Details zum Thema Europa. Ich zitiere: 
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„Wir sind verflochten mit unseren Nachbarn wie 
kaum eine andere Region in der EU. Schon 
deshalb werde ich mich als Ministerpräsident 
sehr aktiv um den weiteren Fortgang des euro-
päischen Einigungsprozesses kümmern.“ 

Mit diesen schönen Worten ließ sich unser Minis-
terpräsident in seiner ersten Regierungserklärung 
im Juli 2005 ein. 

(Ilka von Boeselager [CDU]: Sehr richtig!) 

Was ist daraus geworden? – Ich sage ausdrück-
lich an dieser Stelle, dass wir in etlichen europa-
politischen Fragen Konsens haben. Wir haben 
auch die Zusammenarbeit, die zwar nicht immer 
in der Sache harmonisch war, im Umgang als fair 
empfunden, die Herr Breuer mit uns gepflegt hat. 
Dafür an dieser Stelle herzlichen Dank! Das gilt 
etwa für das Einbinden, was den Umzug der Lan-
desvertretung in Brüssel angeht. 

Was aber europolitische Initiativen betrifft, muss 
ich leider feststellen: Nichts. Hier ist nicht viel 
passiert. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Deutschland hatte Anfang des Jahres die EU-
Ratspräsidentschaft inne, und Nordrhein-
Westfalen als eine der wirtschaftsstärksten Regi-
onen und als die Energieregion in Europa tauchte 
ab. Europa will weltweit Vorreiter beim Klima-
schutz sein. Und was tun Sie, wenn der EU-
Kommissar, Herr Dimas, Ihnen Ansagen macht, 
was die Kraftwerkspolitik angeht? Dann stellen 
Sie sich dagegen, statt sich an die Spitze der Be-
wegung zu setzen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das sind vertane Zukunftschancen. 

Was ist aus dem Jahr der Chancengleichheit der 
Behinderten geworden? Sie haben nichts unter-
nommen. Herr Brockes, Sie tun sich in Sachen 
Schulpolitik ja hinter dem sowieso schon Rück-
wärtsgewandten hervor und haben sich hier mit 
sehr merkwürdigen Äußerungen in die Debatte 
eingebracht. Das ist kein Beitrag zum Jahr der 
Chancengleichheit in unserem Land. Das ist eine 
magere Bilanz. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Europapolitik spielt in dieser Landesregierung 
eine sehr, sehr untergeordnete Rolle. Oft stellen 
Sie sich gegen die EU auf, spielen zum Teil mit 
Vorurteilen. Was die Frage Türkei angeht, haben 
wir das oft genug ausgetauscht. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Meine Damen und Herren, so weit zu Europa. 

Wo aber ist die Landesregierung? Wo ist die 
Staatskanzlei? – Immer wenn es um Verschleie-
rung, Beschönigungen, Vertuschung und Insze-
nierung geht, da ist unsere Staatskanzlei spitze! 
Das gehört zu ihren Stärken, und das spiegelt 
sich auch im Haushalt wider. Sie befördern Ihre 
eigenen Leute. Sie machen Klüngel und Vettern-
wirtschaft gegen Ihre eigenen Versprechen. So 
haben Sie nach nur zweieinhalb Jahren Ihre eige-
nen Worte ad adsurdum geführt. Ich zitiere wieder 
den Ministerpräsidenten aus seiner ersten Regie-
rungserklärung: 

„Die Menschen wollen keine leeren Verspre-
chungen. Sie wollen eine Politik, die sich der 
Wirklichkeit stellt, statt Probleme zu verschlei-
ern.“ 

Das stimmt, das wollen die Menschen nicht. Aber 
es schert Sie nicht, was die Menschen wollen. 
Folgender Satz: 

„Er wird Opfer kosten, und jeder wird es mer-
ken.“ 

Da haben Sie sich selbst und Ihre eigenen Leute 
wohl nicht mit gemeint. Wunderbar geredet, auch 
folgende Passagen: 

„Was alle betrifft, muss von allen diskutiert wer-
den, heißt es bei Cicero. Der Streit hat seinen 
Ort in den Parlamenten, also auch hier im 
Landtag. Zu viele Entscheidungen laufen aber 
am Landtag vorbei. Das hat zur Erstarrung bei-
getragen. Landesgesellschaften und Landesini-
tiativen, Gremien, Berater und Experten, Lob-
byisten und die Öffentliche Verwaltung bilden 
mittlerweile ein informelles und kostspieliges 
Machtgeflecht.“ 

Erstaunt schaue ich mir den Haushalt der Staats-
kanzlei an und sehe: Für externe Beratung, For-
schungsaufträge, Gutachten werden die Ausga-
ben des Ministerpräsidenten gleich einmal nahezu 
verdoppelt. 950.000 € statt 550.000 €. Berater, 
Experten, Lobbyisten und Gremien werden davon 
gut bezahlt. Wenn die Landesregierung im Be-
reich des Bürokratieabbaus so effektiv wäre wie 
beim Demokratieabbau, dann wären wir schon 
wesentlich weiter. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was prangerten Sie noch an? Ein – Zitat – „infor-
melles und kostspieliges Machtgeflecht“. Die Wor-
te des Ministerpräsidenten fallen auf ihn selbst zu-
rück. In der Staatskanzlei dreht sich alles rund um 
den Macherhalt und den Machtausbau eines 
Mannes, der sich Landesvater nennt, sich aber 
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als Landesfürst fühlt. Dafür wird zur Not auch das 
Parlament missachtet, die Proteste vor Ort wer-
den diskreditiert und die Unabhängigkeit der Ab-
geordneten ignoriert. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Herr Ministerpräsident – Herr Minister Kraut-
scheid, stellvertretend an Sie –, der schönen Wor-
te sind genug gewechselt. Langsam wird es Zeit, 
dass Sie Ihren Worten auch im eigenen Haus Ta-
ten folgen lassen. Kümmern Sie sich um Europa. 
Respektieren Sie das Parlament. Lassen Sie die 
Inszenierungen, und hören Sie mit der Vettern-
wirtschaft auf. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Horst Becker 
[GRÜNE]: Genau!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister 
Krautscheid, Sie haben das Wort. Bitte schön. 

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bevor ich einige Worte zu Eu-
ropa sage, möchte ich kurze Bemerkungen zu 
den Ammenmärchen, die wir gerade wieder vor-
getragen bekommen haben, machen. 

Liebe Frau Löhrmann, vielleicht ist es schwierig, 
das zu akzeptieren. Aber die nackten Zahlen – 
egal, ob Sie den Personalhaushalt oder die Sach-
kosten nehmen – sprechen eine ganz einfache 
Sprache. Selbstverständlich erbringt auch der 
Einzelplan 02 der Staatskanzlei im Haushalt 2008 
die entsprechenden Kosteneinsparungen; allein 
der Anteil an der globalen Minderausgabe beträgt 
1,8 Millionen €. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie die Ausga-
ben des Einzelplans 02 im Saldo nehmen, die 
Aufwüchse im Kulturbereich – hier stehen wir zu 
unseren Wahlversprechungen, sie zu verdoppeln 
– herausrechnen 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Davon habe ich 
nicht gesprochen!) 

und dann einen preisbereinigten Vergleich vor-
nehmen, dann sehen Sie, dass über den Einzel-
plan 02 weniger als im Jahr 2005 ausgegeben 
wird. Das ist die nackte Wahrheit. 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, nun komme ich zur 
nächsten Legendenbildung, nämlich zum Perso-
nalaufwuchs: Beim Rechnen kommt es ein biss-
chen auf die Saldenbildung an. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Redenschrei-
ber!) 

Richtig ist: Wir haben im Hauptausschuss detail-
liert nachgewiesen, für welche neuen Aufgaben 
sechs neue Stellen im Haushalt realisiert werden 
sollen. Gleichzeitig realisieren wir 18 kw-
Vermerke, die bei Ihnen immer nur auf dem Pa-
pier gestanden haben. 

(Beifall von der CDU) 

Im Einzelplan 02 wird es Ende nächsten Jahres 
weniger Stellen geben als in diesem Jahr. Das 
heißt, es wird die Stellenzahl abgebaut und nicht 
aufgebaut. 

Jetzt, meine Damen und Herren, komme ich zum 
Thema Europa. – In der Tat weist die Finanzaus-
stattung im Einzelplan 02 für Europa einige be-
merkenswerte Akzentsetzungen auf; diese sind 
eben schon angesprochen worden. Verehrte Frau 
Löhrmann, Sie haben den Ministerpräsidenten zi-
tiert und nach den Folgen gefragt. Der Minister-
präsident hat in seiner Regierungserklärung 2005 
gesagt: 

„Europa wird nur dann eine starke politische 
Einheit, wenn Deutschland und Frankreich ihre 
Zusammenarbeit vertiefen …“ 

Meine Damen und Herren, nicht weniger werden 
wir im nächsten Jahr mit dem Projekt „Frankreich-
Nordrhein-Westfalen-Jahr“ anpacken. Denn wir 
glauben, dass diese Beziehungen auch für die 
Pflege der deutsch-französischen Beziehungen 
von zentraler Bedeutung sind. 

(Beifall von Ilka von Boeselager [CDU]) 

Für uns heißt das, dass wir mit einem großen 
Aufwand versuchen werden, Kultur, Kunst und 
Menschen aus Nordrhein-Westfalen in Frankreich 
zu präsentieren. Wir werden dazu in der nächsten 
Woche in einer Pressekonferenz Details bekannt 
geben. Allein die Tatsache, dass sich der franzö-
sische Premierminister François Fillon bereiter-
klärt hat, die Schirmherrschaft zu übernehmen, 
und dass einige sehr spannende Programmas-
pekte schon nächste Woche angekündigt werden 
können, zeigt, dass wir am 22. Januar am 
deutsch-französischen Tag mit einer Auftaktver-
anstaltung in Düsseldorf in ein gutes deutsch-
französisches Jahr gehen werden. 

Der zweite Punkt – Herr Kuschke, Sie haben es 
angesprochen – beinhaltet die EUREGIOs. In der 
Tat: Wir sehen sie auch als ein unverzichtbares 
Fundament unserer grenzüberschreitenden Be-
ziehungen zu den Nachbarstaaten; Stichwort ist 
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natürlich vor allen Dingen das INTERREG-
Programm. 

Allerdings gibt es auch diesbezüglich einen Un-
terschied zur Vorgängerregierung. Meine Damen 
und Herren, die Vorgängerregierung hat in den 
Jahren 2004 und 2005 bei den EUREGIOs um 
insgesamt 35 % gekürzt. Man höre und staune! 
Deswegen können wir die Beschreibung, wie 
wichtig Ihnen das gewesen sei, nicht so ganz 
ernst nehmen. 

Die gute Nachricht ist: Erstens. Bei uns gibt es 
keine Kürzungen, sondern wir schreiben diesen 
Betrag weiter fort. Und zum Zweiten – Sie haben 
vielleicht gestern die Information bekommen –: 
Auch im Programm INTERREG 4A ist die Ent-
scheidung gefallen. Allen Partnern stehen bis 
2013 138 Millionen € zur Verfügung. Wir werden 
am 13. Dezember die entsprechende Vereinba-
rung unterschreiben. 

Das zeigt genau wie bei den EFRE- oder ESF-
Programmen oder bei dem Programm für den 
ländlichen Raum: Nordrhein-Westfalen ist beim 
Ringen um diese europäischen Programme her-
vorragend aufgestellt. Wir holen etwas für die 
Bürgerinnen und Bürger, für die Kommunen und 
für die Institutionen in Nordrhein-Westfalen heraus 
und können diese Beziehungen vertiefen und 
ausbauen. Ein Dankeschön richte ich an all die, 
die uns bei der Erringung diese Mittel in Brüssel 
zur Seite gestanden haben. 

Auch der letzte Punkt, meine Damen und Herren, 
ist ein Beitrag gegen Legendenbildung. Eben 
wurden die Aufwüchse im Bereich der Repräsen-
tationsverpflichtungen angesprochen. Wenn Sie 
es preisbereinigt ausrechnen, stellen Sie fest: Wir 
geben für diesen Bereich insgesamt 1,5 Millio-
nen € aus. Das liegt preisbereinigt etwa auf dem 
Niveau des Jahres 1993, als – so könnte man sa-
gen – Nordrhein-Westfalen von Johannes Rau zu-
letzt ordentlich nach außen vertreten worden ist. 

Meine Damen und Herren, diese Regierung tritt 
selbstbewusst, aber im Stil nicht protzig auf. Das 
entspricht Nordrhein-Westfalen, und so richten wir 
auch unsere Finanzausstattung im Einzelplan 02 
aus. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Krautscheid. 

Meine Damen und Herren, ich eröffne nun die Be-
ratung über den Teilbereich „Kultur“. 

Ich erteile Frau Nell-Paul von der SPD-Fraktion 
das Wort. 

Claudia Nell-Paul (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Dem Kulturhaushalt – 
auf den ersten Blick betrachtet – muss auch eine 
Oppositionspartei Anerkennung zollen. Denn wir 
haben in diesem Bereich einen Zuwachs, der von 
uns natürlich begrüßt wird; gar keine Frage. 

(Beifall von Ilka von Boeselager [CDU]) 

Ich sage allerdings deutlich „auf den ersten Blick“. 
Denn natürlich gibt es auch Punkte, die wir kriti-
sieren und nicht in Ordnung finden. 

Auf den ersten Blick – wie gesagt – stellen wir mit 
145 Millionen € einen Zuwachs um 22 Millionen € 
fest. Schaut man es sich allerdings im Detail an, 
so sieht man, dass ein Großteil dieser Zuwächse 
für die Kunstsammlung NRW K20 reserviert ist, 
die einen Erweiterungsbau bekommt. Als Düssel-
dorferin darf ich mit Stolz sagen, dass wir uns 
sehr darüber freuen, dass es jetzt dazu gekom-
men ist. Dies sage ich allerdings mit einem wei-
nenden Auge. Denn derjenige, der am meisten für 
den Erweiterungsbau der Kunstsammlung ge-
kämpft hat, nämlich Prof. Armin Zweite, wird die-
ses Institut leider verlassen, und das finden wir 
sehr bedauerlich. 

Des Weiteren müssen wir feststellen, dass fast 
alle Bereiche einen Zuwachs erfahren haben, al-
lerdings nicht die kulturelle Integration und die den 
Kommunen zugute kommenden Kultursekretaria-
te. Wir hoffen nicht, dass damit ein Politiksignal 
gesetzt worden ist. Denn wir meinen, dass in der 
kulturellen Integration mehr und nicht weniger ge-
tan werden muss. Von daher können wir nicht 
verstehen, dass hier eine Null steht, was die Zu-
wächse angeht.  

Der Schwerpunkt, der von der Landesregierung 
immer wieder deutlich gemacht wird, ist die kultu-
relle Bildung und hier insbesondere Kultur und 
Schule und das Thema „jedem Kind ein Instru-
ment“. Ich nehme an, dass Herr Sternberg gleich 
auch noch etwas dazu sagen wird. Wir hören in 
allen Reden immer wieder, dass dies das zentrale 
Thema der Landesregierung ist.  

Wenn man in diesem Bereich allerdings etwas 
genauer hinsieht, muss man deutlich machen, 
dass das nur zu einem Bruchteil den Kindern in 
NRW zugute kommt. Wir haben in dem Bereich 
Kultur und Schule noch einen weiten Weg vor 
uns. Leider ist es so, dass die Bereiche Kultur und 
Schule eher nebeneinander als miteinander arbei-
ten.  
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Bedauerlicherweise ist es immer noch so, dass 
uns Briefe erreichen, die deutlich machen, dass 
sowohl im Musikunterricht als auch im Kunstunter-
richt Unterrichtsausfälle zu verzeichnen sind und 
dass viele Schulen nicht mehr – wir haben das 
früher immer stark gefördert, wir haben gehofft, 
dass Schulen das machen – in die Museen, in die 
Theater gehen – das hat rapide abgenommen –, 
weil der Druck in der Schule in Richtung anderer 
Themen und anderer Unterrichtsfächer so groß 
wird, dass die Lehrerinnen und Lehrer, so bedau-
erlich es ist, keine Zeit mehr finden, mit ihren Kin-
dern in Kultureinrichtungen ihrer Städte und 
Kommunen zu gehen. Das, so finden wir, ist ein 
Weniger und nicht ein Mehr an kultureller Bildung. 
Da stimmt einfach etwas nicht im Verhältnis von 
Kultur und Schule.  

Es kann nicht sein, dass Kultur sozusagen der 
Reparaturbetrieb für das ist, was im Schulbereich 
versäumt wird. Uns fehlt ein inhaltlich solides 
Konzept, wie langfristig das Thema kulturelle Bil-
dung in diesem Land angegangen werden soll. Da 
kann sich die Schule nicht wegducken. Ich denke, 
da ist noch viel zu tun.  

Ähnliches kann ich zu dem Thema „jedem Kind 
ein Instrument“ sagen. Heute beklagen alle, man 
habe weder die Musiklehrer noch die Zeit, noch 
die Unterrichtsstunden, um das sehr ambitionierte 
Programm umzusetzen. Ich hoffe, dass sich dazu 
im Schulbereich noch einiges ändert. Auch der 
Bereich Wissenschaft muss mehr darüber nach-
denken, wie denn die Anzahl von Musiklehrern 
und Kunstlehrern vergrößert werden kann.  

Einen letzten Beitrag möchte ich zum Thema 
Ausstattung der Kommunen leisten: Wir beglück-
wünschen uns hier, dass der Kulturhaushalt im 
Lande gestiegen ist. Gleichzeitig stellen wir fest, 
dass es nach wie vor sehr schwierige Finanzlagen 
bei den Kommunen gibt. Wir alle wissen aber, 
dass die Kommunen die Träger der kulturellen 
Vielfalt sind.  

Wenn wir heute lesen müssen, dass eine Kom-
mune wie Krefeld zum Beispiel aufgrund fehlen-
der finanzieller Möglichkeiten, was die Sanierung 
von Museumsbauten angeht, ganze Kunstsamm-
lungen verliert, wenn wir lesen müssen, dass das 
Thema Kulturhauptstadt jetzt im Fokus der Kritik 
steht, was die finanzielle Ausstattung angeht, 
dann ist das nur die Spitze des Eisberges.  

In der Tat sind unsere Kommunen unterfinanziert. 
Gerade die Kommunen, die sich in der Haushalts-
sicherung befinden, haben nicht die freien Mittel, 
ihre Kultureinrichtungen adäquat zu unterhalten 
und zu fördern. Das ist das große Manko beim 

ganzen Thema Kulturpolitik dieser Landesregie-
rung. Es sind einzelne Highlights im Kulturhaus-
halt. Aber in der Breite und in der Fläche und ins-
besondere in der Kommunikation und Zusam-
menarbeit mit den Kommunen fehlt es an einer 
Landeskulturpolitik, die die Stärken und die Viel-
falt dieses Landes erhält und ausbaut. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Nell-Paul. – Für die CDU spricht nun Herr 
Dr. Sternberg.  

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Vorletzte Woche Freitag war 
wieder Vorlesetag der Stiftung „Lesen“ in den 
Schulen und Kindergärten. Ich weiß nicht, ob Sie 
auch vorgelesen haben.  

In dem Kindergarten in Münster, in dem ich war, 
stellte ich fest, dass von den Kindern, die auf-
merksam zugehört haben, eine ganze Reihe die 
wunderbaren Peterson-Bilderbücher nur aus dem 
Fernsehen kannte, vor allem damit übers Fernse-
hen vertraut war. Wichtig ist es, dass man den 
Kindern vermittelt, wie schön es ist, ein Buch zu 
lesen, welcher Lebensgewinn das Bücherlesen 
bedeutet!  

Bücher ist das Thema, das wir mit unseren zwei 
kleinen Änderungsanträgen ansprechen. Ansons-
ten findet der Etat unsere volle Zustimmung, der 
auch unsere Handschrift trägt. Ich gehe auf die 
Büchereien ein. Bei dem Thema Bibliotheken ha-
ben wir 200.000 € mehr für die Anschaffung von 
Medien in Büchereien eingestellt, die speziell in 
Zusammenarbeit mit Schulen und Kindergärten 
gebraucht werden, also zielgenau für diesen 
Zweck.  

Wenn ich mir diese 200.000 € für die Büchereien 
anschaue, stelle ich fest, dass das nur ein kleiner 
Nebenbetrag zur Aufstockung des Bibliotheksetat 
ist, bei dem wir 2005 einen Ansatz von 400.000 € 
vorgefunden haben. Jetzt werden wir nach dem 
Etat 2008 270.000 € mehr ausgegeben. Der Etat 
umfasst jetzt 2,129 Millionen €. Wir haben einen 
Anstieg von 400.000 € auf über 2 Millionen €, das 
ist mehr als das Fünffache vom dem, was wir 
2005 vorgefunden haben.  

Meine Damen und Herren, der Kulturförderetat 
steigt um 15,3 Millionen € auf jetzt 154 Millio-
nen €. Das ist – und das sehen Sie – eine Bestä-
tigung der Verdoppelung des Kulturetats, wie es 
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im Jahre 2005 versprochen wurde und wie es im 
Koalitionsvertrag steht.  

In Nordrhein-Westfalen ist Kulturpolitik wieder ein 
wichtiges kulturelles Feld. Natürlich, Frau Nell-
Paul, gehe ich auf das Thema Kultur und Schule 
ein. Denn Kultur und Schule haben wir hier genau 
vor zwei Jahren, im Dezember 2005 initiiert. Das 
ist ein außerordentlicher Erfolg. Fast 1.000 Künst-
lerinnen und Künstler sind in über 1.100 Schulen 
in Nordrhein-Westfalen an Projekten beteiligt: ein 
riesiger Erfolg, der uns außerordentlich freut. Das 
ist nicht ein Ersatz für den musischen Unterricht 
an Schulen, denn schließlich haben wir in den 
Schulen den Unterrichtsausfall drastisch senken 
können. Das heißt, an den Schulen findet auch 
musischer Unterricht endlich wieder statt und fällt 
nicht aus. Wir haben auch weiterhin die Möglich-
keit, außerschulische Lernorte aufzusuchen. Ich 
hoffe, dass diese noch viel stärker wahrgenom-
men werden als zurzeit. 

Damit solche außerschulischen Lernorte funktio-
nieren, haben wir zum Beispiel den kommunalen 
Museumsbau im neuen Etat stärker berücksich-
tigt, von dem unter anderem das Großprojekt 
„Neubau Westfälisches Landesmuseum“ in Müns-
ter profitieren wird, am Niederrhein die Sicherung 
von Schloss Dyck als Zentrum für Gartenkunst 
und Landschaftskultur oder im Ruhrgebiet die Be-
triebskostenbeteiligung am neuen RuhrMuseum in 
der Kohlenwäsche gemeinsam mit der Stadt Es-
sen und den Landschaftsverbänden. Das ist eine 
wichtige Grundlage, damit das Großprojekt Ruhr-
Museum funktioniert. 

Zu nennen ist auch die Kulturhauptstadt 
RUHR.2010. Die 1,5 Millionen €, die jetzt im Etat 
stehen, sind längst nicht alles. Ich möchte vor al-
len Dingen auf die inzwischen fast 20 Millionen € 
für JeKi hinweisen. „Jedem Kind ein Instrument“ 
ist das erste Projekt der Kulturhauptstadt 2010, 
die für uns zuallererst wie in der gesamten Kultur-
politik ein Thema der kulturellen Bildung von Kin-
dern und Jugendlichen ist. Das wird mit JeKi deut-
lich. 

(Beifall von der CDU) 

Frau Nell-Paul, Sie sprachen davon, dass die kul-
turelle Integration keine Erhöhung hätte. Halten 
wir doch fest: Diesen Etatposten gab es 2005 und 
davor noch gar nicht. Er ist erst aufgrund eines 
Antrags von FDP und CDU zur kulturellen Integra-
tion entstanden. Wir haben im letzten Jahr bei den 
Beratungen für den diesjährigen Etat die damals 
angesetzte Summe von 300.000 € auf 500.000 € 
erhöht. Diese 500.000 € stehen wieder drin. Uns 

vorzuwerfen, das wäre keine Erhöhung, finde ich 
schon grenzwertig. 

Meine Damen und Herren, wir haben eine ganze 
Reihe von wichtigen Bestandteilen in diesem Pro-
gramm. Ich will nicht alles aufzählen; das können 
Sie nachlesen.  

Lassen Sie mich eines sagen: Wir haben in Nord-
rhein-Westfalen in der Kulturförderung und in der 
Kulturpolitik das Stadium der Regeneration nach 
den Kahlschlägen der Jahre 2003, 2004 und 2005 
einigermaßen überwunden. Jetzt haben wir neue 
Blüten, die in der Kultur in Nordrhein-Westfalen 
aufblühen. 

Der Kulturrat Deutschlands rieb sich vor Kurzem 
die Augen, dass ausgerechnet der erste CDU-
Kulturstaatsminister in Berlin, Bernd Neumann, so 
viel für die Kultur mache. Er titelte: „Das Wunder 
von Bernd“. Meine Damen und Herren, ich habe 
den Eindruck: So ist das eben mit christdemokra-
tischer Kulturpolitik. Kulturpolitik in Nordrhein-
Westfalen ist seit 2005 für viele ein Wunder der 
Kulturförderung, das Wunder von Jürgen Rütt-
gers. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Sternberg. – Für die FDP-Fraktion spricht 
nun die Kollegin Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Mit dem Haushaltsentwurf 2008 kommen die 
Koalitionsfraktionen ihrem Ziel näher, den Kultur-
förderetat bis zum Jahr 2010 zu verdoppeln. Auch 
in diesem Jahr erhält die Kultur einen wichtigen 
Aufwuchs und eine ihrem Stellenwert angemes-
sene große Unterstützung durch die Koalitions-
fraktionen. Um es vorwegzunehmen: Deswegen 
werden wir dem Kulturetat gerne und mit voller 
Überzeugung zustimmen. 

Die Kulturausgaben fließen schwerpunktmäßig in 
Projekte zur kulturellen Bildung von Kindern und 
Jugendlichen. Die finanzielle Aufstockung und flä-
chendeckende Ausweitung des Programms „Je-
dem Kind ein Instrument“ sowie die Fortführung 
und Aufstockung des Projektes „Kultur und Schu-
le“ unterstützen wir Liberalen ausdrücklich. Die 
Kinder erhalten mit der Auseinandersetzung mit 
Musik, Tanz, Theater und bildender Kunst eine 
umfassende Bildung. Darüber hinaus können mit 
diesem Projekt Aggressionen abgebaut werden. 
Mit einer kulturellen Bildung und Ausbildung kön-
nen wir die soziale Kompetenz unserer Kinder 
fördern und stärken. Wir leisten damit eine Unter-
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stützung bei der Entfaltung ihrer Persönlichkeit, 
ihrer Ausprägung der Konzentration, der Kreativi-
tät, der Ausdrucksfähigkeit, des Selbstvertrauens 
und der Fähigkeit zur Kommunikation allgemein, 
aber auch und insbesondere mit anderen Kultu-
ren. 

Es ist gerade schon darauf hingewiesen worden, 
dass es nicht um eine Ersetzung der musischen 
Fächer im Unterricht geht, sondern dass es ein 
zusätzliches Angebot ist. Wenn Sie sagen, wir 
müssen die Stärken ausbauen, dann stimme ich 
Ihnen ausdrücklich zu, Frau Kollegin. Genau das 
tun wir hiermit, das hat es früher nämlich über-
haupt nicht gegeben. 

Völlig zu Recht wird darauf hingewiesen, dass der 
Substanzerhalt von Kulturgütern neben der kultu-
rellen Bildung der jungen Bevölkerung ebenfalls 
ein Bereich ist, der mit dem Haushalt 2008 eine 
besondere Wertschätzung durch uns erfährt. Da-
her beurteile ich auch diesen Schritt mit der finan-
ziellen Aufstockung der Mittel um ein Drittel auf 
4,25 Millionen € als richtig. 

Der „Frankfurter Allgemeinen“ konnten wir am 
2. Dezember – das ist noch nicht allzu lange her – 
zu der neuen PISA-Studie entnehmen, dass unse-
re Schüler nach wie vor Defizite beim Lesen ha-
ben. Dort schnitten die getesteten Schülerinnen 
und Schüler nur durchschnittlich ab. Obwohl uns 
die Landesregierung im Rahmen des Haushalts-
entwurfs schon einen 15%igen Aufwuchs der Bib-
liothekenförderung vorgeschlagen hat, haben sich 
die Koalitionsfraktionen darauf verständigt, zu-
sätzlich 400.000 € zur Förderung des Bibliothe-
kenwesens und für die Aufgabenerfüllung der 
Landesbibliotheken bereitzustellen; der Kollege 
Prof. Sternberg hat dazu gerade bereits Richtiges 
ausgeführt.  

Die neue PISA-Studie hat sehr deutlich gezeigt, 
dass diese Mittelumschichtung im Kulturetat not-
wendig und richtig ist. Die entsprechende Mittel-
entnahme aus dem Titel „Kultur und kreative Ö-
konomie“ ist zwar schmerzhaft, aber im Sinne ei-
ner Schwerpunktsetzung vertretbar. 

Meine Damen und Herren, wir Liberalen begrüßen 
es außerordentlich, dass zudem ein neuer 
Schlüssel zur Verteilung der Konzessionseinnah-
men des Landes aus den Lotterien angesetzt 
worden ist. Dies führt dazu, dass der ursprüngli-
che Ansatz für die Kunststiftung des Landes NRW 
in Höhe von 6,7 Millionen € um 1,7 Millionen € auf 
8,4 Millionen € aufgestockt worden ist. Das, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ist ein wichtiger Beitrag dafür, 
dass die Kunststiftung Nordrhein-Westfalen ar-

beitsfähig ist und bleibt und weiterhin eine wichti-
ge Säule der nordrhein-westfälischen Kulturför-
derpolitik bildet. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Freimuth. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun Herr Keymis. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich will es ganz kurz 
machen, denn wir haben einen sehr erfreulichen 
Kulturetat, wir haben einen Aufwuchs. Dies feiern 
wir nun schon das dritte Mal. Das ist sehr schön. 
Die Entwicklung im Bereich der Kulturpolitik be-
grüßen wir sehr. Es gibt immer noch die alten 
Wermutstropfen. Ich will einige nennen, bei denen 
ich glaube, dass wir uns noch stärker machen 
können, wenn wir es gemeinsam diskutieren und 
vorantreiben.  

Erstens. Wir haben eine Reihe von Personalia, 
die wir lösen müssen, und Konstruktionen, die wir 
erfolgreich fortführen müssen. Ich nenne zunächst 
einmal Schloss Moyland, eine Baustelle, die aus 
meiner Sicht dringend einer Regelung bedarf. Hier 
ist natürlich der Kulturministerpräsident gefordert. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Als Zweites haben wir, wenn man es im doppelten 
Sinne so beschreiben darf, die Großbaustelle 
Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen. Das ist ei-
ne originäre Landeseinrichtung. Mit dem Weg-
gang von Armin Zweite, dem man an dieser Stelle 
noch einmal für seine enorme Leistung und seine 
enorme Kraft danken kann, die er in Düsseldorf, in 
das Land und in unsere Kunstsammlung investiert 
hat, ist natürlich eine Lücke gerissen. Dagegen ist 
die Baulücke sozusagen eine Minilücke. Hier wird 
viel Kraft aufzuwenden sein, eine adäquate Per-
sönlichkeit zu finden, die uns die Zukunft dieses 
Hauses inhaltlich und persönlich mit sichern hilft. 

Als Drittes haben wir bei aller Freude über die 
schönen Zahlen die Baustelle, dass die Kulturpoli-
tik diesen Aufwuchs sehr insular erlebt, während 
wir gerade im Bereich der kommunalen Situation 
vor Problemen stehen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich hatte Gelegenheit, in Krefeld ein entsprechen-
des Gespräch mit den kulturpolitischen Kollegen 
vor Ort zu führen. Krefeld – die Kollegin Nell-Paul 
hat es angesprochen – ist aufgrund des durchaus 
selbst verursachten Sanierungsstaus der letzten 
Jahrzehnte in der enorm schwierigen Lage, die 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8878

Sammlung Lauffs möglicherweise ganz zu verlie-
ren und damit in eine Situation zu geraten, die für 
das Kaiser-Wilhelm-Museum und für die Stadt als 
Kulturträger natürlich dramatisch ist.  

Die Diskussion im Einzelnen müssen wir jetzt 
nicht hier führen. Aber dass das ein Problem ist, 
worüber sich Landeskulturpolitik Gedanken ma-
chen muss, davon bin ich überzeugt. Es gibt Fra-
gen in die Richtung, ob man nicht möglicherweise 
mit einem Fonds – vielleicht mithilfe der NRW-
Förderbank – die Dinge in eine Richtung leiten 
kann, sodass sich Städte und Gemeinden, die 
solche Sanierungsbedarfe haben, zumindest 
günstig über einen gewissen Zeitraum Geld ver-
schaffen können, um dringende Probleme zu lö-
sen. Solche Überlegungen müssen wir, glaube 
ich, gemeinsam anstellen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Als letzten Punkt möchte ich bei allem Lob für den 
Etatansatz, über den wir uns mitfreuen, dem wir ja 
auch im Kulturausschuss in jedem Jahr zuge-
stimmt haben – übrigens einer alten Tradition fol-
gend: als die Opposition noch aus CDU und FDP 
bestand, war das ähnlich, was die Kultur betrifft; 
das eint uns bei diesem Thema –, das Thema 
Kinder und Jugendliche ansprechen. Dieses 
Thema ist hier bereits verschiedentlich angespro-
chen worden. Auch ich habe, Herr Kollege Stern-
berg, in einer Grundschule vorgelesen, was sehr 
schön war. Aber es ist natürlich nur ein symboli-
sches Zeichen dafür, dass wir hier große An-
strengungen unternehmen müssen, weil uns aus 
meiner Sicht an der Stelle viel wegbricht.  

Hier, meine ich, beginnt sozusagen die Schulde-
batte in die Kulturdebatte hineinzugreifen, nämlich 
in der Frage, wie wir an unseren Schulen Kindern 
und Jugendlichen die Kulturtechniken stärker mit-
geben können, als wir das bisher tun. Das ist eine 
Aufgabe, wo die Verzahnung noch stärker erfol-
gen muss und worauf sich Schulpolitik neben all 
den anderen Debatten, die fachlich zu führen 
sind, stärker konzentrieren muss,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

damit über das Lesenlernen hinaus auch das In-
haltebegreifen, also dass Kultur Lebenselixier ist, 
in den Schulen stärker vermittelt wird. Da wird 
man sich Gedanken machen müssen – Frau 
Schulministerin, es ist gut, dass Sie auch zuhören 
–, wie man Lehrerinnen und Lehrer neben all den 
Vorschriften, die man ihnen immer wieder gibt, 
ermutigt, kulturell in den Schulen zu arbeiten, 
noch mehr dafür zu tun, dass Kultur in der Schule 
ihren Platz hat wie Sport, Musik und all die ande-
ren wichtigen Fächer, die neben den kognitiven 

Fächern eine besondere Rolle spielen. Es geht 
um das Musische, vor allem um das, was die 
Sensibilitäten stärkt. Hier hat Kulturpolitik eine 
Aufgabe. Diese stärkere Vernetzung würde ich 
mir auch von der neuen Landesregierung wün-
schen. 

Außerdem – das sage ich immer wieder – hätte 
ich an sich gerne, dass jetzt hier ein Kulturminister 
spricht. Ich freue mich auf Herrn Krautscheid, der 
ein liebenswerter Kollege, aber natürlich nicht der 
Mann vom Fach ist. Der Mann vom Fach sitzt 
zwei Reihen dahinter; das ist auch ein sehr Guter. 
An dieser Stelle ist er jedoch leider immer stumm. 
Das bedauern wir doch sehr. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Keymis. – Jetzt hat Herr Minister Krautscheid 
das Wort.  

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lieber Herr Keymis, ich finde 
es schön, dass Sie alle guten Leute in der Regie-
rung zu Ministern machen wollen. Aber das ent-
spricht nicht unserer sparsamen Mentalität und 
Haushaltsführung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Oh!) 

Deswegen bitte ich um Verständnis. Ich habe jetzt 
dem Kollegen Grosse-Brockhoff einen Tort ange-
tan. Aber er versteht es. 

Es ist sicherlich so, dass der Kulturetat der Etat 
ist, bei dem die Opposition die schwierigste Auf-
gabe hat, denn dieser Etat ist früher sehr stiefmüt-
terlich behandelt worden und nimmt heute eine 
besonders erfreuliche Entwicklung.  

Herr Keymis, Sie haben gesagt, wir hätten jetzt 
schon dreimal gefeiert. Die gute Nachricht ist: Es 
wird weiter gefeiert. Die Mittel im Jahre 2005 be-
trugen 70,6 Millionen €. Im Jahre 2006 haben wir 
die Mittel um 12,7 Millionen €, im Jahre 2007 um 
14,3 Millionen € erhöht, und nach dem Regie-
rungsentwurf für 2008 sollen die Mittel um weitere 
15,3 Millionen € steigen. Dem sollen nach der 
vom Kabinett bewilligten mittelfristigen Finanzpla-
nung in 2009 weitere 15,1 Millionen und 2010 
noch einmal 13,2 Millionen € folgen.  

Meine Damen und Herren, diese Regierung hält 
Wort. Die Verdopplung des Kulturetats wird um-
gesetzt. Das heißt, dass unser Wahlversprechen, 
nämlich die Kulturpolitik zu einem Markenzeichen 
dieser Regierung zu machen, gehalten wird. Un-
sere Kulturpolitik ist verlässlich. Das ist für die 
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Leute draußen ein sichtbares Zeichen des Erfol-
ges. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will zu einigen 
Punkten kurz etwas sagen. Einen Punkt hat Herr 
Kuschke in seiner ersten Rede angesprochen, ein 
Punkt, der auch in den Ausschüssen kontrovers 
diskutiert worden ist, der aber, wie ich glaube, 
wichtig ist, nämlich die Frage, warum der Ansatz 
im Bereich Kulturmarketing und Öffentlichkeitsar-
beit erhöht wird. Das ist wieder ein kleines Bau-
steinchen, um die Fama vom teuren Marketing 
der Regierung zu belegen, aber in Wirklichkeit ist 
es viel mehr.  

Diese Regierung ist mit dem Anspruch angetre-
ten, die Kultur in Nordrhein-Westfalen – jedenfalls 
soweit sie im Blickpunkt der Politik steht – aus 
dem Dornröschenschlaf zu wecken und zum Teil 
ihrer Außendarstellung in Deutschland, aber auch 
über Deutschland hinaus zu machen. Wir glau-
ben, dass Kultur ein ganz wichtiger Teil nicht nur 
des Lebens in Nordrhein-Westfalen, sondern auch 
unseres Bildes nach außen sein muss. 

Deswegen sind wir davon überzeugt, dass es 
richtig ist, über diese Kulturlandschaft in Nord-
rhein-Westfalen außerhalb von Nordrhein-West-
falen noch mehr zu reden, sie noch mehr vorzu-
zeigen und noch mehr gute Beispiele vorzuführen. 
Daher ist es wichtig, dass wir das Grundvermögen 
Kultur, das wir in Nordrhein-Westfalen haben, 
auch außerhalb der Landesgrenzen mit mehr Kul-
turmarketing bekannt machen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das Stichwort „Kunst und Kultur für Kinder und 
Jugendliche“ ist bereits angesprochen worden. Ja, 
wir erhöhen den entsprechenden Ansatz von 4 
auf 4,3 Millionen €. 

Ich halte es für bemerkenswert, dass man auch in 
anderen Bundesländern immer mehr auf neue 
nordrhein-westfälische Ideen angesprochen wird, 
Herr Staatssekretär Große-Brockhoff – ob das 
nun „Jedem Kind ein Instrument“ ist oder das 
Landesprogramm „Kultur und Schule“, in dessen 
Rahmen bei über 1.100 Projekten Künstler in 
Schulen gehen. Das ist eine wunderbare Idee. Es 
ist toll, dass wir in diesem Jahr die Mittel aufsto-
cken können. Die Richtung stimmt auch hier. 

Ein weiterer Punkt, der mir wichtig ist, ist die Er-
höhung des Ansatzes für den Substanzerhalt von 
Kulturgütern. Hier reden wir nicht von baulicher 
Substanz, sondern über den Erhalt von Kulturgut, 
über das unser Land in einer sehr reichhaltigen 
Form verfügt. Wir haben im letzten Jahr einen 

Schwerpunkt gesetzt; Sie kennen das Stichwort 
„Entsäuerung von Papier in kommunalen Archi-
ven“. Es kann also keine Rede davon sein, dass 
wir den Kommunen nicht bei ihren Themen wei-
terhelfen würden. Wir werden jetzt im Wesentli-
chen beim Kulturgut Film und in den Bibliotheken 
weiterhelfen. Diese Form des Substanzerhaltes 
weit über die Baulichkeiten hinaus ist auch ein 
wichtiger Baustein zum Erhalt unseres kulturellen 
Erbes. 

Lassen Sie mich zum Schluss einige Sätze zum 
Programm „Jedem Kind ein Instrument“ sagen. 
Frau Nell-Paul hat zu Recht darauf hingewiesen, 
dass es sich dabei um ein sehr ambitioniertes 
Projekt handelt. Hin und wieder lesen wir, es gebe 
nicht genügend Ausbilder oder Instrumente. Die-
ses Projekt ist auf Punkt und Komma im Plan. 
Wenn jetzt in vielen Städten gefragt wird: „Warum 
wir noch nicht, warum können wir nicht auch?“, so 
ist das doch der Beweis, wie attraktiv dieses Pro-
gramm ist und wie viele Leute sich dafür interes-
sieren. Es möchten viel mehr mitmachen, viel 
mehr Kommunen, viel mehr Familien, viel mehr 
Schulen und viel mehr Kinder, als wir im ersten 
Anlauf vorgesehen haben. 

Wir werden dafür sorgen, dass wir dieses Ziel bis 
2010, nämlich bis zum Projekt „Ruhr 2010“, er-
reicht haben. Der Plan stimmt. Die Resonanz 
zeigt uns allen, wie gelungen das Projekt „Jedem 
Kind ein Instrument“ ist. Es ist ein wunderbares 
Aushängeschild für die erfolgreiche Kulturpolitik 
dieser Landesregierung. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Krautscheid. – Meine Damen und 
Herren, damit haben wir den Teilbereich „Kultur“ 
abgehandelt. 

Nun kommen wir zum Teilbereich „Medien“. 

Ich erteile Herrn Eumann für die SPD-Fraktion 
das Wort. 

Marc Jan Eumann (SPD): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren auf der Zuschauertribüne! Unter Ihnen be-
grüße ich insbesondere die Vertreter des Landes-
behindertenrates NRW, die uns gleich zum Par-
lamentarischen Abend einladen. Wir freuen uns 
alle sehr, in Kürze bei Ihnen sein zu können, Frau 
Wörmann. 

Meine Damen und Herren, alle Jahre wieder – 
das passt in diese gnadenbringende Zeit. Nicht 
zum Medienland NRW passt allerdings, dass die 
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Regierung Rüttgers uns im dritten Jahr – hoffent-
lich bald – den dritten zuständigen Medienstaats-
sekretär präsentieren wird. 

(Beifall von Claudia Nell-Paul [SPD]) 

Herr Kollege Krautscheid – nein, Kollege darf ich 
ja nicht sagen; Herr Minister Krautscheid; das sa-
ge ich gerne: Sie wären wahrscheinlich auch ger-
ne noch mein Kollege –, Herr Minister Kraut-
scheid, obwohl Sie nicht mehr zuständig sind, dür-
fen Sie hier trotzdem zu diesen Themen reden. 
Allein dieses kleine Beispiel zeigt, wie lieblos, wie 
unzuverlässig und mit wie wenigen Impulsen Sie 
mit diesem für Nordrhein-Westfalen wichtigen 
Thema Medienpolitik umgehen. Sie sind nicht in 
der Lage, hier Kontinuität hineinzubringen. Das ist 
in Bezug auf die Akteure im Medienland Nord-
rhein-Westfalen fahrlässig, meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Christian Lindner [FDP]: Für wen regen Sie 
sich so künstlich auf? Von Ihnen ist doch 
niemand da! Nur für das Protokoll? – Zuruf 
von Minister Andreas Krautscheid) 

– Das ist schon in Ordnung. Herr Krautscheid, Sie 
müssen sich keine Sorgen über mein Seelenheil 
machen. Ich mache mir Sorgen über den Zustand 
des Medienlandes Nordrhein-Westfalen – für den 
Sie verantwortlich sind, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von CDU und FDP. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Kollege Krautscheid, auf Ihren fünfminütigen 
Beitrag zu diesem Thema bin ich sehr gespannt, 
denn die Rede, die Sie eben gehalten haben, 
müssten Sie mit negativem Vorzeichen erneut 
halten. Eines ist klar: Medienpolitik ist kein Mar-
kenzeichen dieser Regierung. Das Gegenteil ist 
der Fall: Medienpolitik ist eine Leerstelle dieser 
Regierung. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das sagen Sie!) 

– Das sagt die Opposition. Das sagen aber auch 
die meisten Akteure, die fassungslos davor ste-
hen, dass Sie es sich leisten, einen Medien-
staatssekretär zu haben, der gleichzeitig Regie-
rungssprecher ist. Er wird bald verdammt viel Mü-
he haben, Ihre Regierung der Öffentlichkeit zu 
verkaufen. Offensichtlich finden Sie keinen. Sie 
leisten es sich, dass die Stelle des Gruppenleiters 
in der Staatskanzlei seit Monaten vakant ist, Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU und der FDP. 
Das ist aus Sicht dieses Landes fahrlässig. 

Und ich bin mir sicher, Herr Krautscheid: Anders 
als vielleicht beim Thema Kultur wird Sie außer-
halb von Nordrhein-Westfalen keiner auf irgendei-

ne medienpolitische Initiative dieser Regierung 
und der sie tragenden Fraktionen ansprechen. 
Keiner! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es gibt keinen Impuls. Im Staatsvertrag gibt es 
keinen Impuls. Sie missachten die Globalisierung, 
die Digitalisierung und die sich daraus ergebende 
Konvergenz. Früher war Nordrhein-Westfalen ein 
Motor, ein medienpolitischer Fortschrittsmotor. 

(Zuruf von Minister Andreas Krautscheid) 

– Vielleicht war es vor meiner Zeit, Herr Kollege 
Krautscheid. 

(Minister Andreas Krautscheid: Ja, deutlich!) 

Aber Sie haben die Verantwortung, jetzt etwas 
daraus zu machen. Aber Sie nutzen diese Ver-
antwortung nicht. Nein, Sie schaden Nordrhein-
Westfalen. Keine Impulse! 

Zum Haushalt: Sie überrollen, nachdem Sie kräf-
tig gekürzt haben. Anders als im Kulturbereich 
haben Sie im Medienbereich kräftig gekürzt. Die 
Filmstiftung NRW ist ein Beispiel. Es gibt weitere 
Beispiele. 

Der Blick auf Seite 170 Ihres Haushaltsentwurfes 
zeigt, was Sie an einer Stelle gemacht haben.  

Denn ein Haushalt weist nicht nur das aus, was 
Sie vorhaben, sondern auch das, was Sie ge-
macht haben. Im Kapitel 02 200 gibt es die Stelle 
526 10 011 – Vergütung an die NRW.BANK für 
den Betrieb einer Kontaktstelle für Medienunter-
nehmen. Das haben Sie 2006 für 2007 angekün-
digt. Herausgekommen ist, Sie geben 300.000 € 
zurück, weil Sie nichts damit gemacht haben. 
Jetzt geben Sie die 300.000 € in Ihr Clustermana-
gement – mit dem Ergebnis, dass wir wahrschein-
lich Ende 2008 wieder hier stehen werden, und 
Sie haben an dieser Stelle wieder nichts gemacht 
und kein Signal gegeben. 

Wir warten bei dem Thema: Was machen wir mit 
dem Lokalradio Nordrhein-Westfalen? Da ist 
Druck im Kessel. Keine Impulse von Ihnen! Wir 
reden über 331.641 sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse in Nordrhein-
Westfalen. Die machen hier ihr Geschäft – ein gu-
tes Geschäft, trotz Ihrer Politik. 

(Beifall von der SPD) 

Zum Schluss in 22 Sekunden eine Zwischenbilanz 
Ihrer Arbeit. Auf den Seiten 58 und 59 steht vie-
les. Nichts davon ist in Ihrer Zeit auf den Weg ge-
bracht worden.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Sie vergessen die Deutsche Welle, die ihren Sitz 
in Bonn und Berlin hat, als einen wichtigen Akteur 
in Nordrhein-Westfalen. 

Aber toll ist: Wir warten jetzt auf den deutschen 
Kurzfilmpreis im Jahr 2008. Endlich eine Initiative 
von Ihnen. 

(Zuruf von Minister Andreas Krautscheid) 

– Wunderbar! Ich bin nur sehr gespannt, Herr Kol-
lege Krautscheid, wer da kommen mag. Denn das 
müssen Sie erklären. Sie haben diesen Preis mit 
dem Bundesminister für Kultur und Medien entwi-
ckelt. Mit ihm soll er verliehen werden. Wenn Sie 
mit dem Bundesminister für Kultur und Medien 
aufwarten, habe ich Respekt vor Ihnen. Aber das 
wird Ihnen nicht gelingen; denn dazu müssten Sie 
diesen Bundesminister erst erfinden. Das ist Ihre 
Halbzeit-, Ihre Zwischenbilanz, meine Damen und 
Herren. Das ist peinlich. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Eumann. – Für die CDU spricht nun Herr 
Kollege Dr. Brinkmeier. 

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden über 
den Einzelplan 02, Teilbereich Medien. Wenn wir 
in den Einzelplan 02 schauen, sehen wir – das hat 
Kollege Eumann eben gesagt –, dass die Etatpos-
ten im Wesentlichen überrollt werden. Wir haben 
darüber im Ausschuss schon breit diskutiert. Ich 
will darauf gar nicht näher eingehen, sondern die 
Gelegenheit nutzen, um an Sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, einige persönliche Worte loszuwer-
den. 

Sie wissen, dass ich heute zum letzten Mal als 
medienpolitischer Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion vor Ihnen stehe. Ich möchte 
mich an dieser Stelle herzlich für die vielen netten 
Briefe bedanken, die ich im Nachgang meiner An-
kündigung bekommen habe, auch aus dem Be-
reich meiner Sprecherkollegen.  

(Beifall von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Es tut mir schon ein wenig leid, dass ich mich jetzt 
auf Forschung und Innovation konzentrieren wer-
de. Denn die Medienpolitik, die Medienlandschaft 
ist ein sehr spannendes Gebiet, und wir befinden 
uns in einer sehr großen Umbruchphase. Das 
Überthema Digitalisierung ist nach vielen Jahren 
der Ankündigung – das haben wir auch schon in 
den Jahren 2000/2001 diskutiert – jetzt mit voller 
Wucht da. Wir müssen über Themen diskutieren – 
wir haben sie auch auf Veranstaltungen der CDU-

Landtagsfraktion diskutiert – wie die Rolle der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalter, die Rol-
le der privaten Rundfunkveranstalter, die Rolle 
von neuen Marktteilnehmern in diesem Feld, die 
Spannungslage zwischen dem kulturellen Aspekt 
beim Rundfunk und dem wirtschaftlichen Aspekt 
in diesem Feld. Wir diskutieren über die Komplexi-
tät auf technischem Gebiet und auch die Komple-
xität im Rahmen von Bund, Ländern, Europa und 
wie all das zusammen bewerkstelligt werden soll.  

Wir haben hier gemeinsam immer sehr viel disku-
tiert, auch oft gestritten; das muss auch sein. Die 
heutige Koalition hat natürlich in einigen Punkten 
ein deutlich anderes Profil als die frühere Koaliti-
on. Ich möchte aber doch noch einen Punkt he-
rausheben: Wir haben in den letzten Jahren – das 
habe ich positiv gespürt – in vielen Bereichen 
auch sehr konsensual zusammengearbeitet. Das 
hat mich persönlich sehr gefreut – bei allen Unter-
schieden in vielen Sachthemen. Die Diskussionen 
waren in meinen Augen sehr stark inhaltlich ge-
prägt und deswegen sehr konstruktiv.  

Ich wünsche mir sehr, dass diese konsensuale 
Zusammenarbeit, soweit sie aus fachlicher Sicht 
möglich ist, weiterhin stattfinden kann. Das ist 
wichtig. Wir müssen immer im Hinterkopf behal-
ten: Medienpolitik muss nach Grundsätzen leben, 
die auch etwaige Regierungswechsel überdauern 
müssen. Das haben wir immer gepflegt, auch die 
A- und B-Länder. Ich denke, die Exekutive wird 
ebenfalls in bewährter Art und Weise Kontinuität 
zeigen. Von daher ist meine Bitte, diese Kontinui-
tät weiter zu pflegen. Noch einmal: Herzlichen 
Dank an Sie alle und weiterhin viel Spaß mit der 
Medienpolitik! – Danke schön. 

(Allgemeiner Beifall) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Brinkmeier. – Herr Witzel spricht nun für 
die FDP-Fraktion. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit dem Haushalt 
2008 blicken wir in die medienpolitische Zukunft. 
Datenschutz und Informationsfreiheit sind wichtige 
Themen, die für immer gläserner werdende Bür-
ger und Unternehmen, die unweigerlich Spuren im 
Netz hinterlassen, von grundlegender Bedeutung 
sind.  

Die Medienwirtschaftsförderung wird, wie auf dem 
Medienforum 2007 frühzeitig angekündigt, mit 
zwei neuen Fonds der NRW.BANK im Bereich der 
Filmfinanzierung und Kreativförderung weiter 
ausgebaut. 
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Das Land NRW stellt zudem im Jahre 2008 einen 
Zuschuss in Höhe von 150.000 € zur Durchfüh-
rung eines konferenzbegleitenden Symposiums 
zum Global Media Forum im Zusammenhang mit 
der Deutschen Welle in Bonn zur Verfügung. 

Da aber Haushaltsberatungen immer auch Gene-
raldebatten mit inhaltlicher Bilanz und Ausblick 
sind, will ich diese Gelegenheit jenseits der Zah-
lenspiele ausdrücklich nutzen.  

Zahlreiche wichtige medienpolitische Fragen 
kommen im Haushaltsjahr 2008 auf uns zu:  

Erste Frage: Was bedeutet zukünftig Grundver-
sorgung? Was dürfen die öffentlich-rechtlichen 
Sender aus dem Topf der Gebührengelder, der 
mehr als 7 Milliarden € enthält, zukünftig finanzie-
ren? Das muss im Elften Rundfunkänderungs-
staatsvertrag definiert werden. 

Die Lage beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist 
alarmierend. Werbung am Tag, Sponsoring am 
Abend, massiver Auftritt mit bebilderten Texten im 
Umfang von digitalen Zeitungen im Internet, Auf-
bau von umfangreichen Mediatheken, Ausbau der 
neuen digitalen Kanäle, Planung eines Nachrich-
tenkanals, vermehrte Produktion von Formaten im 
um 20 % teureren HDTV-Format. Der Trend ist 
klar sichtbar: Alles machen, überall dabei sein, 
egal, was es kostet und ob es schon ein ausrei-
chendes Angebot auf dem freien Markt gibt. Der 
Gebührenzahler wird es schon richten, und des-
halb steigen die Gebühren immer weiter.  

Meine Damen und Herren, die großen Sender 
ARD und ZDF wandeln sich jedoch immer mehr 
zu Unterhaltungskanälen und orientieren sich im-
mer stärker an dem, was Quote bringt.  

Informationen lagert man vermehrt zu den dritten 
und zu den neuen digitalen Spartenkanälen aus. 
Mit wirtschaftlichem Risiko von der privaten Kon-
kurrenz entwickelte Formate mit hoher Quote 
werden erst kritisiert und dann gnadenlos von den 
öffentlich-rechtlichen Sendern kopiert.  

Schon lange gibt es auch bei ARD und ZDF ge-
bührenfinanzierte Boulevardmagazine. Nach Ha-
rald Schmidt kaufte man nun Oliver Pocher hinzu. 
Nunmehr soll auch der Juror der ProSieben-
Fernsehshow „Germany’s Next Topmodel“, Bruce 
Darnell, ab dem 12. Februar 2008 im Vorabend-
programm der ARD eine tägliche Coachingshow 
moderieren.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Gleichzeitig macht sich der WDR-Radiosender 
1LIVE alltäglich neben Lukas Podolski auch über 
eben diesen Bruce Darnell auf niedrigstem journa-

listischem Niveau lustig. Andererseits wurden 
Nachrichtenmagazine zusammengestrichen.  

Meine Damen und Herren, wir müssen diese 
Strukturfragen im Blick behalten, insbesondere 
die Expansion im Onlinebereich, wo die Selbst-
verpflichtung der 0,75-%-Grenze des Etats längst 
überschritten worden ist.  

Zweite wichtige medienpolitische Fragestellung: 
Wie werden zukünftig Frequenzen vergeben und 
genutzt? Die EU-Kommissionspläne haben nicht 
zu Unrecht zu massiven Protesten in der deut-
schen Medienlandschaft geführt. Wir sagen: erst 
Rundfunk, dann Nutzung für andere Techniken, 
wie etwa Breitbandversorgung auf dem Lande 
durch Telekommunikationsunternehmen.  

Dritter wichtiger Punkt ist die Gestaltung der Zu-
kunft des digitalen terrestrischen Hörfunks. Hier 
brauchen wir schleunigst Bewegung. Es kann in 
der heutigen Zeit des technischen Fortschritts 
nicht sein, dass in Nordrhein-Westfalen neben 
sechs WDR-Sendern und BFBS nur eine lokale 
private Hörfunkkette existiert, an der wiederum 
der WDR mit 25 % beteiligt ist. Wir können es im 
Medienland Nordrhein-Westfalen nicht hinneh-
men, dass die Umsetzung einer zweiten Kette von 
radio NRW an fehlenden freien Frequenzen schei-
tert, während beim WDR eine Überversorgung 
vorliegt. Deshalb müssen die Erkenntnisse des 
Gutachtens „Versorgungssituation UKW-Hörfunk 
in Nordrhein-Westfalen“ der Deutschen Telekom 
AG und der Hochfrequenztechnik von 1998 als 
erste tragfähige Grundlage ausgewertet und wei-
terentwickelt werden.  

Viertens. Wir setzen uns aktiv für eine flächende-
ckende Breitbandversorgung auch auf dem Lande 
ein. Eine wichtige Rolle bei der Netzabdeckung im 
ländlichen Raum kommt dabei, wie wir mit Anträ-
gen der Koalition der Erneuerung bereits deutlich 
gemacht haben, neben der relativ kostenintensi-
ven Satellitenversorgung den bestehenden alter-
nativen Funktechnologien wie dem drahtlosen 
WiMAX zu.  

Fünftens. Der Jugendmedienschutz ist der letzte 
wichtige Aspekt, den wir im Medienbereich im 
nächsten Jahr im Auge behalten sollten. Die Eva-
luierung des Jugendmedienschutzstaatsvertrages 
muss jetzt genutzt werden, um einen noch effekti-
veren Jugendmedienschutz zu erreichen, ohne 
die Medienunternehmen unverhältnismäßig und 
unsinnig zu belasten.  

Den Missbrauchsgefahren durch moderne Me-
diennutzung muss ein effektiver Jugendmedien-
schutz aus einem Zusammenspiel von techni-
schen Schutzmechanismen, Selbstregulierung 
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und selbstverständlich auch Medienkompetenz-
förderung entgegengesetzt werden. Hierzu wur-
den im letzten Jahr bereits viele wichtige Initiati-
ven angestoßen und fortentwickelt. Viele Angebo-
te bei der Medienkompetenzförderung kommen 
aber noch zu wenig bei den Menschen an. Des-
halb sehen wir weiteren Aktionsbedarf.  

Im nächsten Jahr streben wir deshalb unter ande-
rem an, dass beim medienfest.nrw im Kölner Me-
diaPark, das im Rahmen des NRW-Medienforums 
stattfindet, das Thema Medienkompetenz einen 
weiteren Schwerpunkt darstellt. Eltern, Lehrer und 
Kinder müssen neben Information und Aufklärung 
durch Medienunternehmen und zuständige Stel-
len selbst die Möglichkeit erhalten, technische 
Neuigkeiten eigenhändig unter fachlicher Anlei-
tung auszuprobieren.  

Ich komme zu meiner letzten Bemerkung an die-
ser Stelle, nämlich zum ausdrücklichen Angebot 
an alle Medienpolitiker, gemeinsam die Entwick-
lung beim Thema Rundfunkgebühren im Auge zu 
behalten. Das wird angesichts des quantitativen 
Volumens sicherlich die wichtigste Finanzent-
scheidung sein. Es gibt Verwaltungskosten in Hö-
he von 160 Millionen €. In den Gesprächen, die 
die Ministerpräsidenten führen, und die wir auch 
parlamentarisch mit unseren Aktivitäten begleiten 
sollten, muss der Knoten durchgeschlagen wer-
den, um zu einer neuen, zukunftsfähigen Rege-
lung zu kommen. Eine Medienabgabe zum Bei-
spiel wäre eine effizientere, transparentere und 
gerechtere Art der Rundfunkfinanzierung, die 
auch die kostenintensive Gebühreneinzugszentra-
le GEZ nicht mehr erforderlich macht.  

Entscheidend ist aber, dass Bürger wie Unter-
nehmen, die Medien naturgemäß nur an jeweils 
einem Ort nutzen können, nicht mehrfach Gebüh-
ren für ein- und dieselbe Mediennutzung zahlen 
müssen. Daran sollten wir alle arbeiten. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun der Kollege Keymis. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Jetzt sind wir an einem 
Punkt angekommen, der uns allen mehr Schmer-
zen bereitet als die Kultur. Wir haben eben leider 
kein Profil mehr; wir haben auch kein Personal 
mehr in diesem Bereich. In NRW gibt es im Grun-
de kaum noch Medienpolitik. Angesichts der An-
strengungen der Vorgängerregierung ist das 
schon ein ziemlicher Absturz.  

Uns bleibt allein das Abarbeiten der FDP am öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk – immer wieder mit 
denselben gebetsmühlenartig vorgetragenen 
Vorwürfen, ohne zu erwähnen, dass der Privat-
rundfunk in diesem Jahr über Einnahmen von 
6,7 Milliarden € verfügt und über 1,1 Milliarden € 
Gewinn macht. Es handelt sich also durchaus um 
eine respektable Branche, die sich mit dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk sogar zahlenmäßig – 
zumindest was die Einnahmen betrifft – messen 
kann.  

Das ganze Gejammer über die Aktivitäten im On-
linebereich ist natürlich auch nicht nachvollzieh-
bar, weil es doch gut ist, dass es neben dem vie-
len Schund im Internet werbefreie, gut recher-
chierte und kluge journalistische Angebote des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gibt. 

(Beifall von der SPD) 

Die entsprechende Quote von 0,84 % der gesam-
ten Kosten liegt etwas über den vereinbarten 
0,75 %. Aber ich erinnere mich: Auch der CDU-
Medienministerpräsident dieses Landes, Dr. Jür-
gen Rüttgers, hat sich für die Aufhebung dieser 
engen Grenze eingesetzt, weil auch er natürlich 
den Wert des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
lange erkannt hat und weiß, dass diese öffentlich-
rechtlichen Anstalten für unsere Gesellschaft und 
für das demokratische, friedliche Miteinander von 
existenzieller Bedeutung sind.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum Vergleich: Die BBC in England gibt fast 4 % 
für Onlineaktivitäten aus. Sie sehen, Kolleginnen 
und Kollegen, da sind ganz andere Dimensionen 
im Spiel. 

Wir haben es zu tun mit einer wirklich dramati-
schen Situation im Land. Der angesprochene 
Fonds der NRW.BANK zur Filmförderung ist de 
facto bisher nicht in Betrieb.  

(Ralf Witzel [FDP]: Er ist eine gute Sache!) 

– Ja, schön, auf dem Papier, Herr Witzel. Aber es 
passiert nichts. Wenn Sie nachfragen – ich habe 
es getan –, merken Sie: Es passiert nichts.  

Dagegen kürzen Sie die Mittel der Filmstiftung. 
Wenn wir dann sagen: „Tut da doch noch eine 
Million drauf, es ist doch sinnvoll, die Filmförde-
rung in diesem Land hochzuhalten, die Filmförde-
rung in NRW ist die europaweit erfolgreichste 
Filmförderung“, zeigen Sie Kleinmut, obwohl es 
an dieser Stelle leicht wäre, etwas großmütiger 
und etwas großzügiger zu agieren.  
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Ich kann überhaupt nicht begreifen, wie Sie vor-
gehen wollen. Wir haben seit Wochen keinen 
Verantwortlichen mehr, der Ansprechpartner in 
der Medienpolitik ist; Kollege Eumann hat es an-
gesprochen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Ralf Witzel 
[FDP] zeigt auf Minister Andreas Kraut-
scheid.) 

Herr Brinkmeier, herzlichen Dank für die Zusam-
menarbeit auch im Namen vom Kollegen Eu-
mann; das darf ich so sagen. Wir haben aber lei-
der auch für Sie bisher keinen Nachfolger oder 
keine Nachfolgerin benannt bekommen. Das 
heißt, wir sind medienpolitisch in einer völligen 
Dialoglosigkeit. Wir können gar nicht politisch mit-
einander darüber reden, weil es die verantwortli-
chen Ansprechpartner weder auf Fraktionsebene 
noch auf Regierungsebene gibt. Jetzt kann man 
sagen: In Übergangszeiten ist das so. – Aber bei 
einer Koalition, die auch an dieser Stelle eher eine 
Koalition der Ernüchterung ist, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Ralf Witzel 
[FDP]: Der Erneuerung!) 

ist das für uns natürlich auf Dauer keine politisch 
wirklich akzeptable Situation. 

In anderen Punkten werden wir uns schneller ei-
nig, Herr Witzel. Die Breitbandversorgung ist si-
cherlich ein Thema, über das man sich gut mit-
einander verständigen kann. Das gilt, glaube ich, 
im Grundsatz auch für den Jugendmedienschutz. 
Achtung: Hier haben die Privaten eine enorme 
Verantwortung, nicht vergessen. Gucken Sie mal, 
was die Öffentlich-Rechtlichen in dem Bereich 
leisten, was an Publikationen, an Lehrerhilfemaß-
nahmen usw. herausgegeben wird, um das zu un-
terstützen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Sie aber – das ärgert mich schon – haben unsere 
Jugendmedienkompetenztage, diese Veranstal-
tung im Landtag, bei der junge Leute gezeigt ha-
ben, wo sie sich in diesem Feld engagieren, und 
wo unsere verschiedenen Einrichtungen gezeigt 
haben, was sie für die jungen Menschen und das 
Thema Medienkompetenz tun, ersatzlos abge-
schafft. All das findet nicht mehr statt. Ihr Argu-
ment waren Kostengründe. Wir führen eine Haus-
haltsdebatte. Ich ermutige Sie, im nächsten Jahr 
noch einmal darüber nachzudenken und im 
Haushalt spätestens für das übernächste Jahr 
wieder Geld für diese wichtigen Aktivitäten im 
Land einzustellen. 

Die Medienpolitik ist bei Ihnen also leider über-
haupt kein Thema mehr. Wir haben vorher viel 

darüber geredet. Es ist ein wichtiges Thema. Mer-
ken Sie denn nicht, dass in Brüssel darüber nach-
gedacht wird, dieses Thema noch stärker in die 
Brüsseler Kompetenzen zu ziehen? Gott sei Dank 
hat das CSU-regierte Bayern schon reagiert und 
gesagt: Nicht mit uns! Wir lassen uns von Brüssel 
die Medienpolitik nicht wegnehmen. – Aus NRW 
hört man auch dazu nichts, jedenfalls nichts von 
denen, die im Moment hier das Sagen haben. Das 
ist wirklich schade und für die Opposition ganz 
besonders bedauerlich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Keymis. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Herr Minister Krautscheid das Wort. 

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Was wir in den letzten Minu-
ten gehört haben, geht völlig an der Wirklichkeit 
der Medienpolitik in Nordrhein-Westfalen vorbei. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Keymis, wenn Sie dem Ministerpräsidenten 
beim Medienforum zugehört hätten – Sie haben 
ihm zugehört, aber Sie haben es sich nicht ge-
merkt –, wüssten Sie, dass er genau zu diesem 
Punkt gesprochen hat. 

Herr Eumann, wie üblich: dreieinhalb wolkige Mi-
nuten Ihrer 5 Minuten zum Thema Lamento, wa-
rum seit vier Wochen eine Stelle nicht besetzt ist. 
Zeigen Sie mir jemanden aus der Medienszene 
Nordrhein-Westfalens, der in den letzten vier Wo-
chen bei mir vergeblich nach einem Termin ge-
fragt hatte: Wir stehen zur Verfügung.  

(Lachen von der SPD) 

– Entschuldigung, es passiert doch. Ich führe 
doch die Gespräche. 

Dann haben Sie eine halbe Minute verbraucht, 
weil ein Druckfehler, ein falscher Titel, in einer 
Broschüre steht. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Druckfehler?) 

Eine halbe Minute Gesumse. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Gesumse?) 

Das ist Ihre Medienpolitik: wolkiges Geschwafel. 
Ein echter Eumann. Lyrik stark, Logik schwach. 
So ist Ihre konzeptionelle Arbeit. 

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Ganz vorsichtig, Herr Kollege! Achten 
Sie auf Ihre Sprache!) 
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Sie beschäftigen sich in Ihren medienpolitischen 
Pressemitteilungen … 

(Wolfram Kuschke [SPD] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage.) 

– Nein, Herr Kuschke, jetzt nicht; wir haben uns 
heute reichlich unterhalten. 

Sie beschäftigen sich in Ihren medienpolitischen 
Presseerklärungen mit den Berufsaussichten ei-
ner bayerischen Landrätin. Ansonsten verteilen 
Sie in Nordrhein-Westfalen bräsige Ersatzstücke 
aus den medienpolitischen Reden von Kurt Beck. 
Lieber Herr Eumann, das reicht nicht für den Me-
dienstandort Nordrhein-Westfalen. Sie sind kilo-
meterweit weg von der Wirklichkeit der Medienun-
ternehmen in Nordrhein-Westfalen. Die sind er-
folgreich wie nie und fühlen sich bei ihrer Arbeit 
durch diese Landesregierung ganz hervorragend 
unterstützt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister 
Krautscheid, gestatten Sie eine Zwischenfrage 
Ihres Kollegen Kuschke? 

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Nein, ich möchte weiter 
vortragen. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Oh!) 

Herr Eumann, ein weiteres typisches Beispiel. Sie 
sagen, wir hätten die 300.000 € Unterstützung bei 
der NRW.Bank gestrichen. – Diese Mittel waren 
im letzten Jahr für eine Informationsstelle vorge-
sehen. Wenn Sie ein bisschen aufgepasst hätten, 
hätten Sie gemerkt, dass wir in Nordrhein-
Westfalen unsere Wirtschaftsförderstrategie neu 
ausgerichtet haben, 

(Zurufe von der SPD) 

dass wir zum ersten Mal in einem neuen Medienc-
luster neue Fördermöglichkeiten für die Medienin-
dustrie in Nordrhein-Westfalen eröffnen. Da kom-
men diese 300.000 € natürlich rein. Das ist ord-
nungspolitisch sauber. Das ist sinnvoll. Diese 
Entwicklung haben Sie verschlafen; das ist Ihr 
Problem. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen: Wir machen die-
se Förderstrategie und die Clusterbildung nicht an 
der Branche vorbei. 

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Ich habe vor wenigen Wochen in zwei großen 
Branchengesprächen über 50 Unternehmen und 
Verbände bei mir in der Staatskanzlei gehabt. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Danach waren 
Sie weg!) 

Wir haben darüber gesprochen, was die Themen 
der zukünftigen Wettbewerbe in den Medien sein 
sollen. Wir haben eine Stärken- und Schwächen-
analyse zum Medienstandort Nordrhein-Westfalen 
in Auftrag gegeben, die wir in Kürze vorstellen 
können. Das alles sind Vorbereitungen. 

(Zuruf von Gisela Walsken [SPD]) 

Zurzeit bereiten wir die Ausschreibung der Clus-
tergeschäftsstelle vor. Es tut mir leid, ich muss Ih-
nen das alles erzählen. Wenn Sie sich ein biss-
chen mit den Medienschaffenden unterhalten 
würden, wüssten Sie, wie intensiv der Dialog mit 
der Landesregierung ist. 

(Gisela Walsken [SPD]: Wie intensiv Gutach-
ten vergeben werden!) 

Aber offenbar reden Sie nicht mit denen. Ich gebe 
Ihnen ein Beispiel: die Filmstiftung. Herr Keymis 
hat gesagt: Tut doch eine Million € drauf. – Meine 
Damen und Herren, diese Filmstiftung ist die am 
besten ausgestattete Filmförderanstalt aller Län-
der in Deutschland. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Weder Bayern noch Potsdam, sondern Nordrhein-
Westfalen stellt die meisten Mittel zur Verfügung. 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Aber sie war mal 
besser ausgestattet!) 

Durch einen Haushaltsvermerk haben wir zuge-
standen, dass die Mittel, die aus wirtschaftlich be-
sonders erfolgreichen Produktionen zurückfließen, 
nicht in den allgemeinen Haushalt zurückgehen, 
sondern in der Filmstiftung bleiben und für neue 
Projekte verausgabt werden können. Wir glauben, 
dass die Filmstiftung erfolgreich damit umgeht. 

Nur in einem Punkt sind wir uns nicht einig, Herr 
Eumann. Sie wissen, dass wir deswegen eine ex-
terne Untersuchung der Arbeit der Filmstiftung in 
Auftrag gegeben haben. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage?  

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Nein. 

Vizepräsident Edgar Moron: Sie möchten in Ih-
rer Rede nicht unterbrochen werden. 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8886

Andreas Krautscheid, Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten: Ich möchte einen we-
sentlichen Effekt bei der Filmförderung verändern, 
meine Damen und Herren. Wir wollen nicht, dass 
mit den Steuergeldern aus Nordrhein-Westfalen in 
Zukunft weiter sehr interessante internationale 
Projekte gefördert werden, die ihren eigentlichen 
Produktionsschwerpunkt zum Beispiel in München 
oder in Potsdam haben und für kurze Zeit in Nord-
rhein-Westfalen zu Gast sind. 

(Beifall von der CDU) 

Wir wollen unseren Filmproduzenten mit Steuer-
geldern aus Nordrhein-Westfalen helfen und nie-
mandem in Bayern. 

Ich möchte Ihnen ganz kurz einige Beispiele für 
Initiativen der Landesregierung geben, weil Sie 
sagen: Da passiert ja nichts. – Wir sind im Ge-
spräch mit den Produzentenverbänden zur Novel-
lierung des FFG. Ich rede, damit haben Sie recht, 
mit dem Staatsminister für Kultur, Bernd Neu-
mann, über die Veränderung seiner Förderkrite-
rien beim Bundesfilmfonds. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Sie sumsen die 
Unwahrheit, Herr Kollege!) 

Wir reden darüber, wie zum Beispiel in Zukunft 
die Zuschnitte bei der digitalen Hörfunkmoderni-
sierung sein müssen, 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Sie reden sich vor 
allem die Welt schön!) 

damit unsere bewährte Hörfunklandschaft auch in 
der digitalen Zeit weiter fortgeführt werden kann. 
Wir – einschließlich des Ministerpräsidenten – 
sind in Gesprächen mit Verlegern und mit Rund-
funkveranstaltern in Bezug auf die Frage, wie man 
die Zukunft im Internet gemeinsam gestalten 
kann.  

Wir haben Vertreter der Games-Branche in der 
Staatskanzlei mehrfach in Arbeitskreissitzungen 
zu Gast gehabt, um diesen wichtigen, neuen In-
dustriezweig zu fördern.  

Ich kann Ihnen eine Vielzahl von Initiativen dieser 
Landesregierung präsentieren. Lieber Herr Eu-
mann, wenn Sie denn mehr hier und weniger in 
Berlin unterwegs wären, wüssten Sie: Der Me-
dienbranche in Nordrhein-Westfalen geht es gut, 
und sie wird nach besten Kräften und sehr erfolg-
reich von dieser Landesregierung unterstützt. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Krautscheid. – Meine Damen und Herren, 
ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, würde ich 
zum Verfahren gerne eine Bemerkung machen: 
Wir sind jetzt etwa eineinhalb, fast zwei Stunden 
über der vereinbarten Redezeit. Stellen Sie sich 
also bitte darauf ein, dass, wenn wir mit diesem 
abenteuerlichen Tempo fortfahren, Mitternacht ein 
realistischer Termin ist, an dem dieses Plenum zu 
Ende geht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Und das ist eine belastbare Prognose. Deshalb 
möchte ich Ihnen vorschlagen, dass diejenigen, 
die eine Rede schriftlich vorbereitet haben, diese 
auch schriftlich zu Protokoll geben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

– Der Applaus stimmt einen optimistisch, aber 
mein Vorschlag geht an alle Fraktionen und nicht 
nur an einen Teil.  

Meine Damen und Herren, jetzt konzentrieren wir 
uns auf die Abstimmungen zu Einzelplan 02.  

Wir beginnen mit der laufenden Nummer 34: Än-
derungsantrag Drucksache 14/5658 der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen. Wer dem zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Die Grü-
nen. Wer ist dagegen? – Das sind CDU und FDP. 
Wer enthält sich? – Das sind die SPD und der 
Abgeordnete Sagel. Damit ist dieser Änderungs-
antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 35: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5659 der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dafür? – Grüne 
und SPD. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Wer 
enthält sich? – Herr Sagel. Abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 36: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5660 der Grünen. 
Wer ist dafür? – Grüne und Herr Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
SPD-Fraktion. Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 37: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5615 der SPD. Wer 
ist dafür? – SPD, Grüne und Herr Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Mit Mehrheit abge-
lehnt.  

Wir kommen zur laufenden Nummer 38: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5616 der SPD. Wer 
ist dafür? – SPD, Grüne und Herr Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Abgelehnt.  
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Wir kommen zur laufenden Nummer 39: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5617 der SPD. Wer 
ist dafür? – SPD, Grüne und Herr Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 40: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5618 der SPD. Wer 
ist dafür? – SPD, Grüne und Herr Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Mit Mehrheit abge-
lehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 41: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5619 der SPD. Wer 
ist dafür? – SPD, Grüne und Herr Sagel. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 42: Ände-
rungsantrag Drucksache 14/5620 der SPD. Wer 
ist dafür? – SPD und Grüne. Wer ist dagegen? – 
CDU und FDP. Wer enthält sich? – Herr Sagel. 
Abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, dann kommen wir jetzt 
zur Gesamtabstimmung über den Einzelplan 02 
entsprechend der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/5502 ab. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. – CDU und FDP. Wer 
ist dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
der Abgeordnete Sagel. Damit ist die Beschluss-
empfehlung angenommen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen jetzt zum Einzelplan 04: 

Justizministerium 

Bevor ich die Beratung eröffne, weise ich noch 
darauf hin, dass es hierzu eine Beschlussempfeh-
lung und einen Bericht Drucksache 14/5504 sowie 
Änderungsanträge der SPD und von Bünd-
nis 90/Die Grünen gibt, die Ihnen mit den laufen-
den Nummern 44 bis 46 vorliegen.  

Ich habe Wortmeldungen und eröffne die Debatte 
mit dem Wortbeitrag des Kollegen Sichau für die 
SPD-Fraktion. Bitte schön. 

Frank Sichau (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Über den Justizhaushalt zu re-
den, heißt auch, darüber zu reden, was in diesem 
Haushaltsplan nicht steht. Das ist das, was diese 
Regierung noch im März 2005 versprochen hat. 
Und darauf hat erst noch am 15. November die-
ses Jahres der Deutsche Richterbund, dessen 
Vorsitzende die jetzige Justizministerin bis 2005 
war, ganz deutlich hingewiesen. Der Ministerprä-
sident ist aufgefordert worden, Wort zu halten.  

„Noch in der Opposition“  

so lautet das Zitat,  

„hat die CDU in ihren Bochumer Beschlüssen 
zur Landtagswahl vom März 2005 erklärt: ‚Der 
Abbau von Richter- und Staatsanwaltschafts-
stellen wird sofort gestoppt’. Tatsächlich will die 
Regierung aber genau Stellen abbauen, deren 
Erhalt sie vorher zugesagt hat. Im Jahre 2008 
sollen 78 Richter- und Staatsanwaltschaftsstel-
len gestrichen werden. Insgesamt sollen in der 
Justiz“ 

– da ist allerdings der nichtrichterliche Dienst ein-
begriffen –  

„über 1.000 Stellen gestrichen werden.“  

Da helfen auch keine wegfallenden kw-Vermerke. 
Das sind Versprechungen, die Sie bis 2010 ver-
folgen werden. Und Sie werden sie nicht umset-
zen können. Sie haben schlichtweg etwas ver-
sprochen, was Sie nicht halten können.  

(Beifall von der SPD) 

Wir nennen das politische Bipolarität, früher nann-
te man das Schizophrenie.  

Die Quittung ist gekommen. Es gab eine große 
Demonstration in einem Filmtheater hier nebenan. 
Das war die größte in der Bundesrepublik nach 
dem Krieg, und dort wurde noch einmal darge-
stellt, dass Sie etwas versprochen und nicht 
gehalten haben.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Wir haben zum Warnschussarrest diskutiert – 
nicht allein hier in Düsseldorf, sondern auch in 
Berlin. Dabei ist herausgekommen, dass alle 
Fachleute dieses Mittel für untauglich halten, zu-
mindest seine Tauglichkeit bezweifeln. 

(Widerspruch von Harald Giebels [CDU] und 
Dr. Robert Orth [FDP]) 

– Das ist so. Schauen Sie sich doch an, Herr 
Dr. Orth – Sie waren doch in Berlin –, was die Ex-
perten dazu gesagt haben, und zwar sehr dezi-
diert. Sie haben dann noch gesagt, dass das die 
Krone des Ganzen war. Wenn man es nun gegen 
alle Bedenken machen würde, dann wäre man 
nicht sicher, dass dieser Warnschussarrest auch 
zielgerichtet eingesetzt würde. – Das war sozusa-
gen die Spitze der Gegenargumentation. Ich darf 
das in Erinnerung rufen. 

Aber das Ganze ist auch gar nicht diskussionsfä-
hig, weil es dafür keine Kapazitäten gibt, auch 
wenn Frau Müller-Piepenkötter sagt, sie habe für 
den Arrest Gerresheim ans Netz gebracht. – Das 
war gut und richtig; das will ich überhaupt nicht 
bestreiten. Sie müssen dann aber auch den ande-
ren Teil nennen, nämlich den, dass dadurch Plät-
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ze im Erwachsenenvollzug weggefallen sind, die 
Ihnen heute bitter fehlen, was Sie hier auch be-
klagen. Dies muss man natürlich hinzufügen. 

Dann geht es munter weiter mit der Zusammenle-
gung von Amtsgerichten. Wir haben hier darüber 
diskutiert. Wir haben im Rechtsausschuss nach-
gefragt: Was sind die finanzwirtschaftlichen Folge-
rungen? Die Berechnung ist angekündigt worden, 
ist aber bis heute noch nicht eingegangen. Es gibt 
keine belastbaren finanzwirtschaftlichen Zahlen. 

Eine Zahl ist allerdings beispielhaft klar: Die Zu-
sammenlegung der Amtsgerichte in Herne, sprich 
Herne-Mitte und Herne-Wanne, wird zusätzlich 
300.000 € kosten. Das ist Konsolidierung der ne-
gativen Art. Dort werden Strukturen zerschlagen, 
die gut und richtig sind. Dafür nimmt man dann 
noch Mehrkosten in Kauf. Das ist für uns nicht in 
Ordnung. 

(Beifall von der SPD) 

Wir haben zusammen mit den Grünen einen Än-
derungsantrag inklusive Deckung gestellt. Es geht 
uns um die Aufstockung von Mitteln für die exter-
ne Suchtberatung. Auch wenn Sie immer wieder 
das Gegenteil beteuern: Sie waren diejenigen, die 
diese Suchtberatung zurückgefahren haben. Al-
lerdings haben Sie dann wieder Aufstockungen 
vorgenommen – das bestreitet niemand –, nur der 
alte Stand ist längst nicht erreicht. 

(Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter: 
Stundensätze!) 

– Ja, da wollen wir die Rechnung noch genauer 
sehen, was die Stellen betrifft. Sie rechnen immer 
nach dem Motto: Wir haben mehr Stunden. 

(Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter: 
Nein!) 

Ich gehe gleich gerne noch auf Ihre Zwischenbe-
merkung ein. Aber was die Stellen betrifft, ist das 
nicht der Fall. Hier muss man weiter aufforsten, 
denn das ist ein sehr wirksames Mittel gegen den 
Belegungsdruck in Justizvollzugsanstalten. 

Jetzt noch etwas, Frau Müller-Piepenkötter, zu Ih-
rer Zwischenbemerkung. Sie geben jetzt Stun-
densätze für die Gespräche mit Gefangenen in 
den Justizvollzugsanstalten, aber der Vor- und 
Nachlauf dieser Arbeit – es müssen Berichte ge-
schrieben werden, Leute müssen dort hinkommen 
– 

(Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter: Al-
les drin!) 

ist in dem Stundensatz nicht enthalten, 

(Ministerin Roswitha Müller-Piepenkötter: Doch!) 

es sei denn, Sie würden das als Fallpauschale 
bezeichnen. Das müsste man allerdings auch so 
tun. Denn wenn ich Stundenverrechnungssätze 
habe, dann muss ich das auch realistisch ein-
schätzen oder ich muss das entsprechend präzise 
benennen. 

(Zuruf von Harald Giebels [CDU]) 

Wir haben – das will ich an dieser Stelle noch er-
wähnen – über die Größe von Jugendjustizvoll-
zugsanstalten gesprochen. Auch in einer Haus-
haltsdebatte darf es nicht fehlen, weil Mietmittel 
dafür eingesetzt und verausgabt werden, dass wir 
nach wie vor die Erweiterung der Justizvollzugs-
anstalt in Heinsberg für zu weitgehend halten. Es 
ist gut, dass Sie in Wuppertal eine Justizvollzugs-
anstalt für männliche Jugendliche errichten wol-
len, aber auch diese ist mit 500 Plätzen nach un-
serer Auffassung zu groß. 

Allerdings begrüßen wir – das muss man bei einer 
differenzierteren Betrachtungsweise natürlich da-
zusagen –, dass die Trennung des Vollzugs erfol-
gen wird, dass in Wuppertal dann Jugendliche in 
U- und Strafhaft sind, die ansonsten auch in Er-
wachsenenvollzugsanstalten wie Köln oder Wup-
pertal untergebracht sind, was zumindest Proble-
me mit den entsprechenden Gesetzen bereiten 
kann. 

Es ist – das wiederhole ich noch einmal – auch 
nicht hinnehmbar, dass jugendliche weibliche 
Strafgefangene in der großen JVA Köln sind. Da 
ist eine eigenständige JVA erforderlich. Aber das 
geht natürlich über den Haushaltsplan für 2008 
hinaus. 

Wir haben zumindest die Hoffnung oder – besser – 
wir wagen es, zu bitten, den einzigen Änderungs-
antrag, den wir hier gestellt haben, zu unterstützen. 
Ansonsten – ich habe das auch schon im 
Rechtsausschuss ausgeführt – ist der Haushalts-
plan für uns nicht zustimmungsfähig. Denn – damit 
kehre ich zum Eingang meiner Rede zurück – darin 
steht nicht, was Sie 2005 versprochen haben. Das 
muss deutlich sein. Deswegen habe ich das hier 
ganz klar gesagt. – Herzlichen Dank für die Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sichau. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt 
Kollege Giebels das Wort. 

Harald Giebels (CDU): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Mit dem Entwurf des Ein-
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zelplans 04 für den Landeshaushalt hat uns die 
Landesregierung eine solide Vorlage geliefert, die 
trotz der fortbestehenden Notwendigkeit der Haus-
haltskonsolidierung deutliche politische Schwer-
punkte setzt und die Funktionsfähigkeit der Justiz 
gewährleistet. 

Ich möchte auf einige wichtige Schwerpunkte des 
Einzelplans eingehen.  

Lassen Sie mich zunächst den Bereich des Jus-
tizvollzugs ansprechen. Die Landesregierung hat 
hier bereits wichtige und notwendige Maßnahmen 
ergriffen, um die angespannte Belegungssituation 
im Justizvollzug nachhaltig zu verbessern. Diese 
Maßnahmen waren überfällig, da sie in Zeiten der 
rot-grünen Landesregierung trotz Kenntnis der 
Umstände unterblieben. 

Ich möchte an dieser Stelle nochmals ausdrück-
lich daran erinnern, dass die ehemalige rot-grüne 
Landesregierung noch vor der Landtagswahl 2005 
300 Stellen im Justizstrafvollzug kürzen wollte. 
Aber an derartige Kürzungspläne möchten Sie na-
türlich heute nicht mehr erinnert werden. Das ha-
ben wir heute bereits auch bei der Beratung ande-
rer Einzelpläne erlebt. 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

Bis zum Jahr 2010 werden in Nordrhein-
Westfalen 740 neue Haftplätze im Jugendstraf-
vollzug geschaffen. Wir setzen damit die bereits 
im laufenden Haushaltsjahr eingeleiteten Maß-
nahmen zur Stärkung des Justizvollzugs und be-
sonders des Jugendstrafvollzugs konsequent fort. 
In der Justizvollzugsanstalt Büren werden 150 
Haftplätze und durch die Erweiterung der Justiz-
vollzugsanstalt Heinsberg weitere 250 Plätze ge-
schaffen. Diesen Weg werden wir weiter beschrei-
ten. Allein in der geplanten Jugendstrafvollzugs-
anstalt in Wuppertal-Ronsdorf werden zukünftig 
500 neue Haftplätze geschaffen.  

Der personelle Mehrbedarf, der mit der Errichtung 
zusätzlicher Haftplätze entsteht, wird durch die 
Schaffung neuer Stellen aufgefangen. Zweihun-
dert Stellen entfallen dabei auf den Allgemeinen 
Vollzugsdienst und den Werkdienst und weitere 
50 Stellen auf die Verwaltung sowie die Fach-
dienste. 

In den letzten Jahren der rot-grünen Vorgänger-
regierung wurde in der Justiz nicht nur Personal 
abgebaut, sondern trotz Kenntnis der sich ab-
zeichnenden Personalentwicklung insbesondere 
für den Justizvollzug auch unter Bedarf ausgebil-
det. Mit den neuen Mehrheiten und einer neuen 
Stellenoffensive wird nun auch dieses Problem 
angepackt.  

Zusammen mit dem erst kürzlich in diesem Haus 
verabschiedeten Jugendstrafvollzugsgesetz, ei-
nem der zentralen Gesetzgebungsvorhaben die-
ser Legislaturperiode, ist dies ein wichtiger Be-
standteil zur wirksamen Bekämpfung der Jugend-
kriminalität und zu einer Entspannung der Beleg-
situation in den Vollzugseinrichtungen. 

Auch im übrigen Sachhaushalt sind zusätzliche 
Gelder vorgesehen. So werden zum Beispiel die 
Ansätze für Auslagen in Rechtssachen um über 
44 Millionen € sowie der Ansatz für Vergütungen 
der Berufsbetreuer um 15 Millionen € erhöht. 
Auch für weitere Investitionen sind Mehrausgaben 
im Landeshaushalt vorgesehen, so zum Beispiel 
für die neue Ausstattung von Werkbetrieben und 
die bessere Ausstattung von Hafträumen insge-
samt 5,7 Millionen €. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Fortschreibung 
der Entbürokratisierung. Die Verwaltung soll effi-
zienter arbeiten, und die Jugendstrafvollzugsan-
stalten sollen gestärkt werden. Das Landesjustiz-
vollzugsamt wird aufgelöst. 

Einen weiteren wichtigen Baustein im kommen-
den Haushaltsjahr stellt im Bereich der Investiti-
onsmittel die sogenannte IT-Zentralisierung dar. 
Hiermit soll die Prozess- und Serviceorientierung 
verbessert werden und der wachsenden Bedeu-
tung des elektronischen Rechtsverkehrs Rech-
nung getragen werden.  

In der Justizverwaltung nicht mehr benötigtes 
Personal wird in den Kernbereichen Rechtspflege, 
Strafverfolgung und vor allem Justizvollzug einge-
setzt. 

Darüber hinaus arbeitet die Landesregierung auch 
im Bereich der Justiz daran, die Finanzbelastun-
gen des Landes durch Bundesgesetze zu min-
dern. 

Mit diesem Justizhaushalt wird ein vernünftiger 
Weg eingeschlagen und ein tragbarer Kompro-
miss zwischen Haushaltskonsolidierung auf der 
einen und notwendiger fachpolitischer Schwer-
punktsetzung auf der anderen Seite gefunden. 

Das Volumen des Justizhaushalts beträgt auf der 
Ausgabenseite über 3,3 Milliarden €, denen auf 
der Einnahmenseite rund 1,1 Milliarden € gege-
nüberstehen.  

Mit über 6,5 % des Gesamthaushalts nimmt der 
Anteil der Justizausgaben des Landes einen der 
vorderen Plätze ein. Auch im Vergleich mit ande-
ren Landeshaushalten belegt die nordrhein-
westfälische Justiz damit einen Spitzenplatz. 
Hieraus wird deutlich, dass der Justiz in unserem 
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Bundesland ein hoher Stellenwert eingeräumt 
wird. 

Deshalb stimmen wir dem vorgelegten Entwurf für 
den Einzelplan 04 gerne zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Giebels. – Für die FDP-Fraktion hat der 
Kollege Dr. Orth das Wort. 

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will 
mich bemühen, dass wir durch meinen Beitrag 
deutlich vor die 24 Uhr als Ende der heutigen Sit-
zung kommen, 

(Beifall) 

und möchte deswegen nur auf ganz wenige Punk-
te eingehen. 

Für uns als FDP ist es in der Justizpolitik wichtig, 
dass wir auch hier die Balance zwischen Freiheit 
und Sicherheit einhalten. Wir beteiligen uns des-
wegen auch aktiv an den Gesetzgebungsverfah-
ren auf Bundesebene und stimmen uns in der Ko-
alition zusammen mit der Justizministerin immer 
ab, wie wir uns in den einzelnen Bereichen verhal-
ten. Ich sehe hier einen deutlichen Unterschied zu 
dem, was die Vorgängerregierung gemacht hat. 
Unter Rot-Grün haben wir jedenfalls nie etwas 
gehört, wie man zu solchen Dingen wie Flug-
zeugabschussgesetz oder Ähnlichem gestanden 
hat. Wir jedenfalls versuchen, uns abzustimmen. 

Wir gehen auch an die Strukturen heran. Wir ha-
ben das Landesjustizvollzugsamt aufgelöst. Ich 
gehe davon aus, dass niemand hier im Saal die-
sem Amt ernstlich eine Träne nachweinen wird. 

Wir haben 250 neue Stellen für Wuppertal einge-
plant. Wir haben auch – das finde ich auch für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr wichtig – be-
fristete Stellen des Schreibdienstes in den Kanz-
leien in unbefristete Anstellungsverhältnisse um-
wandeln können.  

Meine Damen und Herren, ich meine, dass man 
hier ganz klar sagen kann, dass Rot-Grün zwar 
immer sozial getan hat, wir aber auch soziale Ta-
ten folgen lassen. 

Nicht beeinflussen können wir den ganzen Kom-
plex Betreuungsrecht, Beratungshilfe und Ähnli-
ches. Aber auch da sind wir aufgerufen, über den 
Bundesrat zu versuchen, für die Zukunft für die 
Länder finanzierbare Verhältnisse zu schaffen. 

Was den Strafvollzug anbelangt, so hat Herr Gie-
bels schon ausgeführt, dass wir die Jugendstraf-
vollzugsanstalt in Wuppertal bauen werden, dass 
wir Jungtäterabteilungen eingerichtet haben 

(Beifall von der FDP) 

und dass wir uns wirklich der Probleme der jun-
gen Menschen annehmen.  

Es ist dann schon sehr erstaunlich, Herr Sichau, 
wenn Sie hier immer noch vortragen, dass der 
Warnschussarrest von niemandem ernstlich be-
fürwortet wird. Ich kenne jede Menge Sachver-
ständige, die den Warnschussarrest für sehr sinn-
voll erachten. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ich sage auch ganz klar: Es ist schon wichtig, 
dass junge Menschen auch einmal eine Konse-
quenz gezeigt bekommen. Es macht einfach kei-
nen Sinn, wenn wir bei der ersten Tat sagen, der 
junge Täter soll das Schwimmbad putzen, bei der 
zweiten Tat sagen, er soll Pilze im Wald sammeln, 
bei der dritten Tat sagen, jetzt bekommt er viel-
leicht einmal eine Bewährungsstrafe, und dann 
beim vierten Mal ein junger Täter für zwei Jahre 
und mehr einrückt. Das ist das falsche Signal. 

(Beifall von der FDP) 

Jeder von uns, der einmal eine Anstalt von innen 
gesehen hat, ist froh, dass er wieder draußen ist. 
Wir haben aber auch eine Vorstellung davon, wie 
ungemütlich es im Vollzug ist. Ich möchte, dass 
die jungen Menschen, die etwas tun, was sie nicht 
tun sollten, auch merken, wie ungemütlich die 
Realität ist, und dann zukünftig von solchen Taten 
abgehalten werden. 

(Beifall von der FDP) 

Herr Sichau, Sie behaupten, versprochen worden 
sei mehr als gehalten. Ich kann für meine Fraktion 
nur erklären: Wir haben niemals versprochen, 
dass wir alle möglichen Stellen erhalten werden. 
Wir haben alle unsere Versprechen eingehalten. 

(Frank Sichau [SPD]: Hört, hört!) 

Wir haben sogar die eine oder andere Stellen-
streichung, die Sie vorgenommen haben, die Sie 
verantwortet haben, zurückgenommen. Ich meine, 
das ist die richtige Botschaft. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Insofern kann ich nicht erkennen, dass wir hier 
personalwirtschaftlich Fehler gemacht haben. 

Was die Zusammenlegung der Amtsgerichte an-
belangt, Herr Sichau, kann ich nur auf Düsseldorf 
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und Köln verweisen, wobei man ja ungern beide 
Städte gemeinsam nennen möchte, gerade wenn 
man aus Düsseldorf kommt. Aber beide Städte 
haben eines gemeinsam: Sie sind deutlich größer 
als eine Stadt wie Duisburg oder inzwischen auch 
wie Essen. Das kann ich als Düsseldorfer sagen. 
Aber sowohl Köln als auch Düsseldorf haben, ob-
wohl sie jede Menge Eingemeindungen hinter sich 
haben, jeweils nur ein Amtsgericht. 

Was in Großstädten wie Düsseldorf und Köln 
klappt, muss auch in der Region Duisburg oder 
Essen klappen, wo es mindestens so viele Stra-
ßenbahnen gibt wie bei uns. Von daher führen Sie 
eine Scheindebatte. Sie haben eigentlich keine 
Argumente dagegen. 

Vielleicht blicken wir als Letztes auf das zurück, 
was wir vorgefunden haben, und schauen uns das 
an, was wir machen. Man muss hier auch einmal 
festhalten, dass Sie uns Gerichtsneubauten ver-
sprochen haben, für die Sie keine Planung und 
kein Grundstück hatten. Sie haben uns Gefäng-
nisneubauten versprochen, für die Sie kein 
Grundstück und auch keine verlässliche Planung 
hatten. 

Und wir? Wir bauen. Wir lösen die Probleme. Wir 
verkaufen keine Lösungen, die es nicht gibt, son-
dern wir schaffen eine reale Verbesserung für die 
Menschen in diesem Land. In diesem Sinne wer-
den wir auch weiterarbeiten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Orth. – Für die Fraktion der Grünen 
spricht jetzt Frau Kollegin Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir reden über den Justizhaushalt. Das ist 
eine äußerst spannende Materie. Hier hängt es 
wirklich davon ab, ob der Rechtsschutz für die 
Bürgerinnen und Bürger in unserem Land noch 
gewährleistet ist, ob die Funktionsfähigkeit unse-
rer Justiz noch gegeben ist, was in unseren Knäs-
ten passiert und ob unsere Jugendlichen im Straf-
vollzug wirklich eine Resozialisierungschance ha-
ben. Ich bitte alle, wieder wach zu werden und 
zuzuhören; denn hier geht es, auch zu später 
Stunde, um Wesentliches. 

Herr Giebels, ich widerspreche Ihrer These ener-
gisch, dass Sie mit dem Haushaltsplan – was ha-
ben Sie gesagt? – die Funktionsfähigkeit der Jus-
tiz gestärkt haben. 

(Harald Giebels [CDU]: Das ist aber so!) 

Herr Giebels, genau das Gegenteil ist der Fall. 
Uns wurde demonstriert, wie es in der Nach-
kriegsgeschichte wirklich ohne Beispiel ist: Über 
1.000 Richterinnen und Richter sowie Staatsan-
wältinnen und Staatsanwälte sind im Düsseldorfer 
Hafen auf die Straße gegangen. Wann hat es hier 
seit dem Zweiten Weltkrieg je eine solch große 
Demo gegeben? Ich denke, das sind keine „Be-
rufsdemonstranten“, die sich eben mal organisie-
ren und auf die Straße gehen. 

Sie haben guten Grund, auf die Straße zu gehen. 
Wir wissen nämlich, dass die Belastung weit über 
dem Normalen liegt. Das Instrument PE§SY hat 
es an den Tag gebracht: Sie liegt bei weit über 
100 %. Spitzenreiter – Herr Kollege Sichau hat 
darauf hingewiesen – sind die Sozialgerichte mit 
einer Belastung von weit über 150 %. 

Vor Hartz IV waren 340 Klagen pro Richter die 
Norm. Nach Hartz IV ist die Eingangsbelastung 
für die Richter um 20 % gestiegen, und die Zahl 
der Eingänge steigt in diesem Jahr weiter.  

Ähnlich sieht es beim Landessozialgericht aus. 
Trotz der Personalverstärkung, die erfolgt ist, 
werden die Zahlen in der Sozialgerichtsbarkeit – 
die sind bestätigt, was die Eingangsbelastung an-
geht – weit über der Norm liegen. Wir erlegen un-
seren Richterinnen und Richtern eine Belastung 
auf, die weit über dem Durchschnitt liegt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was sind die Konsequenzen? – Ich denke, dass 
der effektive Rechtsschutz in der Justiz wirklich in 
Gefahr ist und dass eine Politik des Tröpfchens 
auf den heißen Stein substanziell nichts verän-
dern wird. Ich befürchte, dass das Grundrecht auf 
ein zügiges Verfahren, das jedem Bürger und je-
der Bürgerin zusteht, wirklich in Gefahr ist; denn 
auszubaden haben diese enorme Belastung nicht 
nur die Justiz und deren Bedienstete, sondern 
auch die Rechtsuchenden in unserem Land, in-
dem sie lange auf ihre Verfahren warten oder auf 
überarbeitete Richter treffen, die ihre Aufgaben 
nur noch oberflächlich bearbeiten. 

Das wird von der Landesregierung eben nicht e-
nergisch genug angepackt. Was die kw-Stellen 
betrifft: Frau Ministerin, Herr Wolf, Ihr Kollege im 
Kabinett, hat es geschafft, alle kw-Stellen für die 
Polizei – über 800 – auf einmal zu streichen und 
die Einstellungsermächtigung zu verdoppeln. 

Das können Sie nicht als Bilanz vorweisen. Wir 
werden mit diesen paar kw-Stellen, die Sie, als 
Tropfen auf den heißen Stein, hier und da strei-
chen, die Belastung der Justiz nicht wirksam ver-
ringern. Ich finde, die Staatsanwältinnen und 
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Staatsanwälte sowie die Richterinnen und Richter, 
die hier auf die Straße gehen, haben recht, wenn 
sie sagen, die Belastungsgrenzen seien nicht nur 
erreicht, sondern sogar weit überschritten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Stichwort Strafvollzug: Wir haben ein Jugend-
strafvollzugsgesetz verabschiedet, das aus mei-
ner Sicht – mit dem Haushaltsplan, den wir heute 
auf dem Tisch liegen haben – den Zielen und den 
ambitionierten Forderungen nach mehr Resoziali-
sierung im Jugendstrafvollzug nicht gerecht wer-
den kann, weil es in dem Haushaltsplanentwurf 
dafür nicht genug Ressourcen gibt. 

Wir haben bei den Sozialdiensten eine Unterde-
ckung. Es sind wegen neuer Haftplätze neue Stel-
len eingerichtet worden. Herr Giebels, darauf ha-
ben Sie hingewiesen. Das ist richtig. Wir brauchen 
aber – das hat die Anhörung gezeigt – eine signi-
fikante Verbesserung des Betreuungsschlüssels, 
was insbesondere die Zahl der Mitarbeiter der 
Sozialdienste im Verhältnis zu der Zahl der Ge-
fangenen angeht. Sie sind immer noch zu dünn 
besetzt. Diese engagierten Kolleginnen und Kol-
legen – Psychologinnen und Psychologen, Sozi-
alarbeiter – können die Ziele des Gesetzes mit 
dieser Ausstattung nicht erreichen. 

Die gleiche Situation haben wir bei dem Problem 
Drogen. Die Werthebach-Kommission hat erklärt, 
dem Drogenproblem in den Knästen stehen viele 
Anstaltsleiter völlig hilflos gegenüber. Im Schnitt 
haben wir in unserem Strafvollzug ein Drittel Dro-
genabhängige. Aus unserer Sicht reichen die Mit-
tel bei Weitem nicht aus, um durch eine vernünfti-
ge externe Drogenberatung wirklich für eine Ent-
lastung zu sorgen und sich diesem Problem zu 
widmen. 

Kurz und gut: Ich glaube, dass dieser Haushalts-
planentwurf bei Justiz und Strafvollzug eine ekla-
tante Unterdeckung hat, dass wir die Belastungs-
situation der Justiz damit weiter verschärfen wer-
den und dass keine signifikante Entlastung eintritt. 
Ich glaube, dass der effektive Rechtsschutz für 
unsere Bürgerinnen und Bürger wirklich in Gefahr 
ist und dass wir im Strafvollzug nicht von einem 
Verwahrvollzug zu einem echten Behandlungs-
vollzug kommen können, wenn wir nicht mehr 
Ressourcen für die Strafvollzugsanstalten zur Ver-
fügung stellen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Düker. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Frau Ministerin Müller-Piepenkötter. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abge-
ordneten! Wenn man heute zu allen Tagesord-
nungspunkten des Haushalts den Rednern von 
Rot-Grün zugehört und ihre Anträge verfolgt hat, 
könnte man glauben, wir hätten einen satten 
Haushaltsüberschuss und viel zu verteilen. Jeden-
falls weiß ich jetzt, was eine sozialdemokratische 
Kollegin vor vielen Jahren meinte, als sie mir von 
einer politischen Weisheit berichtete, wonach „so-
zialistisch geteilt“ bedeutet, dass hinterher alles 
weg ist. 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Das „alles weg“ haben wir übernommen. Deshalb 
ist auch der Haushalt 2008 gekennzeichnet durch 
den Spagat zwischen Haushaltskonsolidierung 
und Gewährleistung einer leistungsfähigen Justiz 
sowie Fortentwicklung des Strafvollzuges, insbe-
sondere des Jugendstrafvollzuges nach unserem 
neuen Gesetz. 

Wir schaffen den Spagat, wir schaffen ihn durch 
Schwerpunktsetzung. Die Einführung der Zweistu-
figkeit in den Justizvollzugsanstalten wird zu einer 
Optimierung der Organisation führen, zur Erhö-
hung der Wirksamkeit von strategischer und ope-
rativer Steuerung und Stärkung der Selbstverant-
wortung der Vollzuganstalten, und sie schafft vor 
allem Kapazitäten für den Behandlungsvollzug 
nach neuen Konzepten. 

(Thomas Stotko [SPD]: Wie denn ohne 
Geld?) 

Wir schaffen 250 neue Stellen für den Strafvollzug 
und stellen so sicher, dass mit Errichtung der 
neuen Jugendstrafanstalt das erforderliche Per-
sonal zur Verfügung steht, denn wir haben des-
halb ja schließlich nicht mehr Gefangene. 

Durch Umwandlung von ehemals kw-gestellten 
und aus der Auflösung des Amtes gewonnenen 
Stellen schaffen wir darüber hinaus zusätzliche 
Stellen für den Sozialdienst und den psychologi-
schen Dienst. 

Wir stellen weiterhin die bereits 2007 deutlich er-
höhten Mittel für externe Drogenberatung zur Ver-
fügung. Das sind, Herr Abgeordneter Sichau, 
40 % mehr als 2005, und zwar 40 % in Cent und 
Euro. 

(Thomas Eiskirch [SPD]: Aber nicht durch Ih-
ren Haushalt!) 

Mit dem im Vollzug entwickelten neuen Konzept 
zur Drogenberatung und der Umstellung der Fi-
nanzierungsart können wir schon jetzt deutliche 
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Verbesserungen feststellen. Es sind deutliche 
Verbesserungen im Hinblick auf Wartezeiten auf 
Drogenberatung, auf den Umfang der anstaltsin-
ternen Beratung durch interne und externe Bera-
ter und im Hinblick auf die Vermittlung in externe 
Therapiemaßnahmen. 

Meine Damen und Herren, die Belastungssituati-
on in den Gerichten und Staatsanwaltschaften ist 
nach wie vor sehr hoch. Das ist richtig. Deshalb 
haben wir in diesem Jahr 125 und damit annä-
hernd zwei Drittel der kw-Vermerke im richterli-
chen und staatsanwaltschaftlichen Dienst gestri-
chen. Die Haushaltssituation lässt die Streichung 
weiterer kw-Vermerke nicht zu. 

(Frank Sichau [SPD]: Das sind keine neuen 
Stellen!) 

Meine Damen und Herren, engagierte und ver-
antwortungsbewusste Mitarbeiter auf allen Ebe-
nen der Justiz garantieren auch weiterhin wirksa-
men Rechtsschutz. Dabei unterstützen wir unsere 
Mitarbeiter im Rahmen des Möglichen auch durch 
Haushaltsmaßnahmen. So schaffen wir nach ei-
ner ersten entsprechenden Maßnahme im Jahre 
2006 mit dem Haushaltsentwurf 2008 erneut mehr 
als 200 Stellen für Angestellte im mittleren Dienst, 
und zwar für Angestellte, die schon mehr als zwölf 
Jahre und länger mit immer wieder befristeten 
Verträgen für die Justiz arbeiten, ohne die Sicher-
heit auf Weiterbeschäftigung zu haben. Diese 
Mitarbeiterinnen – meistens sind es Mitarbeiterin-
nen – erhalten endlich Sicherheit. Sie können 
endlich unbelastet von Existenzsorgen arbeiten 
und endlich in eine Lebens- und Familienplanung 
eintreten. 

Der Haushalt 2008 ist im Übrigen geprägt durch 
Investitions- und Organisationsmaßnahmen, die 
darauf abzielen, Haushaltsmittel wirtschaftlicher 
und flexibler einzusetzen und einen reibungslosen 
Geschäftsablauf sicherzustellen. Ich nenne nur 
beispielhaft die Reform des Haushalts- und Rech-
nungswesens mit Schaffung von Produkthaushal-
ten erstmals in einer gesamten Budgeteinheit, im 
Justizvollzug. Ich nenne die Weiterentwicklung 
der Informationstechnik, wobei der Zentralisierung 
der IT-Services und Bündelung in einem Rechen-
zentrum eine Schlüsselfunktion zukommt. Sie wird 
die Verfügbarkeit und Flexibilität der IT-Infra-
struktur noch einmal um ein Vielfaches erhöhen 
und Ressourcen für die Rechtspflege freisetzen. 

Ich weiß, meine Damen und Herren – und darüber 
sind wir uns in der Justiz klar –: Das nächste Jahr 
mit den bereits seit Jahren beschlossenen Stel-
leneinsparungen wird sehr schwierig. Aber ange-
sichts der Finanzsituation sind weitere Einsparun-

gen unvermeidbar. Der Haushaltsentwurf 2008 
schafft mit den beispielhaft aufgezeigten Maß-
nahmen und weiteren Maßnahmen die Grundlage 
für eine weiterhin gute Arbeit der nordrhein-
westfälischen Justiz unter harten Rahmenbedin-
gungen. Ich bitte um Ihre Unterstützung für diesen 
Entwurf. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Wir kommen daher zu den Abstim-
mungen zu Einzelplan 04, und zwar zunächst 
über die Änderungsanträge Nummern 44 bis 46 
und dann über den Einzelplan insgesamt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/5662. 
Wer ist für diesen Antrag? – Die Grünen. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Die SPD. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der SPD 
Drucksache 14/5623. Wer ist für diesen Antrag? – 
Die Grünen und die SPD. Wer ist dagegen? – CDU 
und FDP. Damit ist auch dieser Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag von Bündnis 
90/Die Grünen Drucksache 14/5663. Wer ist für 
diesen Antrag? – Die Grünen und die SPD. Wer ist 
dagegen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – 
Niemand. Damit ist auch dieser Änderungsantrag 
abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 04 entsprechend der Beschlussempfeh-
lung Drucksache 14/5504. Wer ist für die An-
nahme der Beschlussempfehlung? – CDU und 
FDP. Wer ist dagegen? – SPD und Grüne. Enthält 
sich jemand im Raum? – Nein. Damit ist diese 
Beschlussempfehlung zum Einzelplan 04 mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen angenommen. 

Ich rufe Einzelplan 14 auf: 

Ministerium für Bauen und Verkehr 

Der Einzelplan 14 beinhaltet die Teilbereiche 
„Städtebau und Wohnen“ und „Verkehr“. Ich weise 
auf die Beschlussempfehlung Drucksache 14/5514 
sowie auf die Änderungsanträge der Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit den 
Nummern 47 und 48 der Tischvorlage hin. 
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Ich eröffne die Beratung über den Teilbereich 
„Städtebau und Wohnen“ und erteile für die 
SPD-Fraktion Frau Kollegin Monika Ruff-
Händelkes das Wort. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Jetzt kommt die 
Rede, die Sie schon gehalten haben!) 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Warten Sie es 
ab, Herr Brockes. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Es stand ja schon 
in der Zeitung, dass Sie diese Rede halten 
werden! – Gegenruf von Britta Altenkamp 
[SPD]: Herr Brockes ist ein rhetorisches Na-
turtalent, wie wir alle wissen!) 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
schon wunderbar, Herr Brockes. Sie sollten gleich 
ganz genau zuhören, was denn Neues dazuge-
kommen ist. 

Meine Damen und Herren, worum geht es heute? – 
Es geht um die Darstellung eines Haushaltes eines 
Ministers und damit einer Landesregierung, der den 
Anforderungen der Zukunft nicht gerecht wird. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich möchte zwei ganz wichtige Dinge kurz aufzei-
gen. – Das Wohnraumförderungsprogramm – das 
ändert sich auch nicht, wenn Sie laut dazwischen-
reden – ist jedes Jahr gekürzt worden. Es ist von 
980 Millionen € in 2005, dem letzten Jahr von Rot-
Grün, auf 840 Millionen € im Haushaltsjahr 2008 
zurückgegangen. Das ist eine Kürzung – ich sage 
es noch einmal – um 140 Millionen € oder 14,2 %. 
Das ist Abbau von sozialem Wohnungsbau; das 
wissen Sie ganz genau, meine Damen und Her-
ren der Koalitionsfraktionen. 

(Unruhe) 

Der zweite Punkt – ich mache es heute kürzer, 
aber am Ende werden Sie merken, dass sich 
doch einiges verändert hat – betrifft das Landes-
wohnungsbauvermögen. Seit 2006, meine Damen 
und Herren, gibt es vom Land keine Haushaltsmit-
tel für Wohnraumförderungsprogramme. Es wird 
kleiner. Und zusätzlich wird der Wfa seit 2006 – 
und das ist ganz katastrophal – der Jahresüber-
schuss entzogen; das sind 441 Millionen € bis 
2011. Da ist Fremdkapital nötig – das wissen die 
Fachleute –, und wir werden nachher hören, wer 
diese Rechnung letztendlich bezahlt. 

Der Jahresüberschuss, meine Damen und Her-
ren, wird meist aus den Einnahmen aus dem 
Verwaltungskostenbetrag kommen. Wenn dieser 
wegfällt – das ist nun einmal der Kostenbeitrag, 
den überwiegend die Wohnungsunternehmen 

zahlen –, dann hat das Auswirkungen darauf, wie 
am Ende die Miete kalkuliert wird. Die Folge ist 
nämlich, dass die Darlehensnehmer – das ist im-
mer die bekannte Lidl-Verkäuferin; das möchte ich 
Ihnen noch einmal sagen – nicht mehr die Bedin-
gungen werden vorfinden können, die sie vorher 
vorgefunden haben. 

Ich möchte ganz besonders auf die Mieterinnen 
und Mieter zu sprechen kommen. Denn diese 
würden sich in diesem Fall an den Sparmaßnah-
men der Landesregierung beteiligen. 

Es geht aber noch weiter. Der Solidarpakt, meine 
Damen und Herren, im revolvierenden Fonds des 
Landeswohnungsbauvermögens wird aufgekün-
digt. Denn die derzeitigen Mieter, die heute die 
Verwaltungskosten zahlen – ich habe es gerade 
gesagt –, ermöglichen zukünftigen Sozialmietern 
die Chance auf preiswerten Wohnraum. Diese 
Chance wird vergeben. 

Das Ganze hat sehr wenig mit Verantwortung zu 
tun, und es gibt vor allen Dingen keine Antwort 
auf den demografischen Wandel. 

Ich weiß, dass unser Ministerpräsident, Herr 
Dr. Rüttgers, immer gerne sagt, dass alles schön 
sein müsse. Es müsse schöne Städte geben. Es 
müsse schöne Häuser geben. Aber von wirklicher 
Qualität für die Menschen ist nichts zu hören. 

Jetzt komme ich zu Herrn Minister Wittke. – Herr 
Minister Wittke, Sie haben ein Gutachten in Auf-
trag gegeben; das sogenannte Pestel-Gutachten. 
Es soll Perspektiven bis zum Jahre 2025 aufzei-
gen. In der letzten Sitzung des Ausschusses für 
Bauen und Verkehr hat Herr Dr. Möller Fragen 
beantwortet, die wir als Abgeordnete dazu gestellt 
haben. Jawohl, es gibt einen hohen Bedarf an 
neuen Wohneinheiten. Es müssen 34.000 im Jahr 
sein, um dem Markt gerecht zu werden. Wir wis-
sen auch, dass es regional unterschiedlich ist, 
aber wir wissen auch, dass es nicht ausgleichbar 
ist. Der Wohnungsmarkt ist eben nicht flexibel. 
Man kann Menschen nicht von hier nach dort ver-
pflanzen. 

Ganz wichtig ist – dies habe ich in meiner letzten 
Plenarrede ganz deutlich gemacht –, dass es ei-
nen Punkt gibt, hinsichtlich dessen es regional 
überhaupt keine Unterschiede gibt: Das sind die 
Wohnungsgrößen von ein bis zwei Bewohnern. 
Hier werden wir einen ganz deutlichen Zuwachs 
haben. Insofern freue ich mich, Herr Minister Witt-
ke, dass wir uns in der letzten Ausschusssitzung 
darauf geeinigt haben, was wir unter Singles ver-
stehen. Wir verstehen darunter nämlich nicht nur 
die jungen Leute, sondern natürlich auch die älte-
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ren Mitbürgerinnen und Mitbürger, die darauf an-
gewiesen sind. 

Jetzt komme ich zu den Qualitäten, meine Damen 
und Herren. Senioren- und familiengerecht ist kein 
Widerspruch. Darauf, Herr Minister, haben wir uns 
auch beim letzten Mal geeinigt; das freut mich 
ganz besonders. Das Gutachten spricht von zu-
sätzlich 11.500 seniorengerechten Wohnungen 
pro Jahr. 

Wovon das Gutachten noch spricht: Die Wohnun-
gen müssen bezahlbar sein. – Das Pestel-
Gutachten stellt fest, dass die einkommens-
schwächeren Haushalte im Segment der freifi-
nanzierten seniorengerechten Wohnungen ein-
fach ausgegrenzt werden, und – das ist beson-
ders schwerwiegend – in Regionen, in denen jetzt 
schon Knappheit an solchem Wohnraum besteht, 
ist natürlich – das sagt einfach das Marktgesetz – 
mit steigenden Mieten zu rechnen. 

Jetzt ist noch etwas wichtig; da sollten alle zuhö-
ren, aber besonders die Kolleginnen und Kollegen 
von CDU und FDP. – Auf meine Frage an Herrn 
Dr. Möller: „Wie wichtig sind Wohnungen in der 
Sozialbindung heute und in Zukunft?“, kam die 
Antwort: Der Anstieg des gebundenen Woh-
nungsbaus ist wünschenswert. – Ich denke, Herr 
Minister, das ist nicht das, was sie sich gewünscht 
haben. Er hat aber die Realität beschrieben, und 
er hat vor allen Dingen ein wenig in die Zukunft 
gegangen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich wünsche mir von der Politik, dass das in Zu-
kunft auch in diesem Hause stattfinden kann. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf die vorge-
nannten Dinge gibt der Haushalt überhaupt keine 
Antworten. Erschreckend ist, Herr Minister – das 
sollen die Menschen draußen erfahren –, dass 
nur im Sozialministerium und in Ihrem Ministerium 
die Haushaltsmittel heruntergefahren werden.  

Meine Damen und Herren, das zeigt das wahre 
Gesicht dieser Landesregierung. Dann ist es nicht 
mehr so schön, wie es der Ministerpräsident im-
mer wieder darstellt und in seinen Reden betont. 
Dann ist es noch nicht einmal mehr eine schöne 
Fassade. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Ruff-Händelkes. – Für die CDU-Fraktion 
hat jetzt der Herr Abgeordnete Sahnen das Wort.  

Heinz Sahnen (CDU): Herr Präsident! Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen! Ich erbitte jetzt Ih-
ren Beifall, denn ich gebe meine Rede zu Proto-
koll. (Siehe Anlage 1)  

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sahnen für diesen Beitrag zum Zeitein-
sparen. Das wird dann interessant, wenn es 
nachgelesen wird und dann die weiteren Debatten 
in der dritten Lesung mit bestimmt.  

Herr Kollege Rasche ist hoffentlich schon bereit. 
Ich weiß nicht, ob Sie damit gerechnet haben, 
dass der Kollege so schnell ist. Sie haben das 
Wort für die FDP-Fraktion. Bitte schön.  

Christof Rasche (FDP): Liebe Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Aufgrund der 
fortgeschrittenen Zeit und trotz des überaus gro-
ßen Interesses an meiner Rede gebe ich sie zu 
Protokoll. (Siehe Anlage 1) – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Ein weiterer Be-
weis für die gute Zusammenarbeit der Koalitions-
fraktionen: abgestimmtes Verfahren zur Zeitein-
sparung.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir kommen zum nächsten Redner. Das Wort hat 
der Kollege Becker für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Bitte schön, Herr Kollege Be-
cker.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Herr Becker hat 
nicht die Größe!) 

Horst Becker (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Was hat das mit Größe 
zu tun? Ich bin der Auffassung, dass wir heute 
auch zu fortgeschrittener Stunde ein paar Sätze 
darüber reden sollten, wie dieser Haushalt insbe-
sondere im Bereich Bauen und Wohnen und im 
Bereich Verkehr aussieht. Denn, um es vorneweg 
zu schicken: Dieser Minister ist im Bereich Woh-
nungsbau ein Leichtgewicht.  

Ich habe es ihm im Ausschuss gesagt, und ich 
möchte es an dieser Stelle noch einmal deutlich 
sagen: Es gibt keinen Minister, der einen derartig 
hohen Konsolidierungsbeitrag liefern musste wie 
Herr Wittke – und das ausgerechnet für den all-
gemeinen Haushalt und nicht zum Umschichten 
innerhalb des eigenen Fachetats, sondern schlicht 
und einfach für den Finanzminister.  
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Meine Damen und Herren, wir haben heute Mor-
gen bereits in der Geschäftsordnungsdebatte über 
die 82 Millionen € diskutiert. An dieser Stelle 
möchte ich jetzt noch einmal deutlich sagen, wie 
durch diese Landesregierung das Wohnungsbau-
vermögen ausschließlich zum Zwecke der Haus-
haltssanierung geplündert wird.  

Gerade an diesem Beispiel wird die Bedeutungs-
losigkeit des Ministers und dieses Ministeriums 
deutlich. Denn diese 82 Millionen € aus dem 
Wohnungsbauvermögen werden nicht zielgerich-
tet für die Städtebauförderung und die Moderni-
sierung des Wohnungsbestandes eingesetzt.  

Dabei wäre es nötig, dass wir bei der CO2-
Sanierung in Nordrhein-Westfalen etwas draufle-
gen, wie das andere Bundesländer tun, die auch 
Bundesmittel erfolgreich abschöpfen. Es wäre nö-
tig, dass wir im Zusammenhang mit der Barriere-
freiheit ein kombiniertes Programm auflegen, was 
wir bis jetzt nicht gemacht haben.  

Das wäre insgesamt nötig, weil wir – da hat die 
Kollegin von der SPD völlig Recht – ausweislich 
des Pestel-Gutachtens in der Zukunft bei einem 
Teil der Kommunen in Nordrhein-Westfalen Woh-
nungsbauprobleme und Wohnungsbestandsprob-
leme bekommen, insbesondere auch im sozialen 
Wohnungsbau, in den niedrigen Preislagen und 
speziell auch bei dem Geschossflächenwoh-
nungsbau, der für ältere und für behinderte Mit-
menschen nötig ist.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie sind mit diesem 
Haushalt und den in den letzten Jahren immer 
wieder vorgenommenen Kürzungen auch bei den 
Städtebauförderungsinvestitionen nicht in der La-
ge, den Kommunen und den Bürgerinnen und 
Bürger das zu geben, was in Zeiten des demogra-
fischen Wandels nötig ist. Sie sind nicht in der La-
ge, eine Wohnungsbaupolitik nach vorne mit Au-
genmaß zu betreiben. Das ist umso bedauerli-
cher, weil auf diesem Feld – man wagt es kaum, 
das zu sagen – Ihr Bundesbauminister-Pendant in 
den letzten Jahren eine ganz erhebliche Perfor-
mance hingelegt hat.  

Das ist aus meiner Sicht anders als im Verkehrs-
bereich, insbesondere bei der Bahn. Aber die 
Bundesmittel für den Umbau des Wohnungsbe-
standes sind da, auch in einer Höhe, wie sie in 
den Jahren zuvor nicht gegeben waren. Wer sich 
in den anderen Bundesländern umschaut, der 
wird feststellen, dass andere Bundesländer mit 
Kofinanzierungen, mit Zinssenkungen und auch 
mit der Forderung an den Bund, die Zinsen bei 

der KfW wieder herunterzusetzen, erhebliche ei-
gene Akzente gesetzt haben.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Meine Damen und Herren, ich stelle fest: Die 
Wohnungsbauförderung hat im Lande Nordrhein-
Westfalen in den letzten Jahren das Opfer in den 
Fachetats gebracht. Wir hatten bei Antritt dieser 
Landesregierung Wohnungsbaufördermittel von 
rund 950 Millionen € im Jahr. Wir haben jetzt 
Wohnungsbauförderungsmittel von rund 840 Milli-
onen € im Jahr. Das sind 110 Millionen €, die je-
des Jahr fehlen. Die sind zum Teil aus der Woh-
nungsbauförderungsanstalt entnommen worden. 
Zum Teil sind sie auch durch eine falsche Politik 
wie zum Beispiel beim Wegfall der Fehlbele-
gungsabgabe zustande gekommen, wo Sie leicht-
fertig 35 bis 40 Millionen € jedes Jahr verschen-
ken.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wer sich die Städte-
baupolitik und die Wohnungsbaupolitik dieser 
Landesregierung anschaut, der muss zu dem Er-
gebnis kommen: Herr Minister Wittke bringt zwar 
sogenannte Konsolidierungsopfer, aber die Opfer 
sind letztlich die Bürgerinnen und Bürger. Wenn 
man sich dann anschaut, dass die Wfa mit der 
sogenannten Gewinnabschöpfung einen Betrag 
abschöpft, der teilweise aus der Umlage von Mie-
terinnen und Mietern, aus Wohnungsbauunter-
nehmen – das sind in der Regel nicht die gut ver-
dienenden Mieterinnen und Mieter – finanziert 
wird und dann im allgemeinen Haushalt ver-
schwindet, dann ist das, meine Damen und Her-
ren, auch wenn es offensichtlich einen Teil des 
Hauses überhaupt nicht interessiert, eine 
Zwangssonderabgabe ausgerechnet für diejeni-
gen, die weniger Gehalt haben, und zwar über die 
Miete, die Wohnungsbauförderungsanstalt in den 
Haushalt von Herrn Linssen hinein.  

Ich finde es empörend, dass ausgerechnet die 
sozial schwächeren Mieterinnen und Mieter eine 
solche Zwangsabgabe leisten. Das ist bezeich-
nend für Ihre Wohnungsbaupolitik.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Becker. – Herr Minister Wittke spricht jetzt 
noch für die Landesregierung. – Wir dürfen auch 
gerne die Rede zu Protokoll geben. (Siehe Anla-
ge 1) 

Wir fahren fort mit dem Teilbereich „Verkehr“.  
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Ich gebe Herrn Wißen von der SPD-Fraktion das 
Wort.  

(Bodo Wißen [SPD] gibt seine Rede zu Pro-
tokoll. [Siehe Anlage 2]) 

– Die Möglichkeit, seine Rede zu Protokoll zu ge-
ben, steht jedem offen. Das wird dokumentiert. 
Die Rede muss dann hier nicht gehalten werden.  

Als Nächster wäre Bernd Schulte an der Reihe.  

(Bernd Schulte [CDU] gibt seine Rede zu 
Protokoll. [Siehe Anlage 2]) 

– Wunderbar.  

Herr Rasche, welche Meinung haben Sie? – Sie 
können jetzt reden, wenn Sie nicht gewillt sind, 
Ihre Rede zu Protokoll zu geben.  

(Christof Rasche [FDP] gibt seine Rede zu 
Protokoll. [Siehe Anlage 2]) 

Ich frage als Nächsten den Kollegen Horst Be-
cker. Möchten Sie reden? – Bitte schön. Herr Be-
cker von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
jetzt das Wort.  

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Herr 
Minister! In Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit 
gebe ich trotz der schlechten Verkehrspolitik die-
ses Landesfachministers meine Rede zu Proto-
koll. (Siehe Anlage 2) 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Das ist sehr 
ordentlich. Danke schön, Herr Becker.  

Dann noch einmal der Minister. 

(Gisela Walsken [SPD]: Jetzt wird geredet! 
Das ist klar, Herr Minister! Lückenfüller!) 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Im öffentlichen Personennahverkehr setzen 
wir mit der Verabschiedung dieses … 

(Gisela Walsken [SPD]: Nicht so schnell re-
den!) 

– Bitte, Frau Kollegin Walsken? 

Ich glaube, da war eine Zwischenfrage, Frau Prä-
sidentin. 

(Gisela Walsken [SPD]: Er soll nur langsam 
reden, nicht so schnell!) 

– Dann habe ich das missverstanden. 

Präsidentin Regina van Dinther: Das Wort hat 
jetzt der Herr Minister. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Frau Kollegin Walsken! Meine 
Damen und Herren! Im öffentlichen Personennah-
verkehr setzen wir die Neuordnung der Förderung 
auf der Grundlage des novellierten ÖPNV-
Gesetzes im kommenden Jahr um. Die Auflösung 
der einzelnen Fördertöpfe und die Pauschalierung 
der Förderung machen sich auch im Haushalt 
bemerkbar. Zwei Einzeltitel und drei ganze Titel-
gruppen brauchen wir künftig nicht mehr. Mit fast 
1,4 Milliarden € Gesamtvolumen halten wir die 
Mittelausstattung auf dem Niveau des Jahres 
2007. Die Mittel verteilen sich auf die Förderberei-
che wie folgt: 

800 Millionen € werden als ÖPNV-Pauschale an 
die drei Kooperationsräume Rhein-Ruhr, Rhein-
land und Westfalen nach § 11 Abs. 1 des neuen 
ÖPNV-Gesetzes geleistet. 

110 Millionen € sind als ÖPNV-Pauschale nach 
§ 11 Abs. 2 des neuen ÖPNV-Gesetzes vorgese-
hen. 

330,7 Millionen € sind für die pauschalierte Inves-
titionsförderung nach § 12, für Investitionen im 
besonderen Landesinteresse nach § 13 des neu-
en ÖPNV-Gesetzes sowie für die Abwicklung be-
gonnener Infrastrukturförderungen etatisiert. 

130 Millionen € sind für die Ausgleichsleistungen 
im Ausbildungsverkehr vorgesehen. 

10,5 Millionen € sollen für Qualitätsmaßnahmen, 
Bürgerbusvorhaben, die landesweiten ÖPNV-
Kompetenzcenter und ÖPNV-Gutachten einge-
setzt werden. 

(Gisela Walsken [SPD]: Herr Minister, der 
Rest kann jetzt zu Protokoll gegeben wer-
den! Es reicht!) 

Frau Präsidentin, kann man auch halbe Reden zu 
Protokoll geben? Dann würde ich von dem Ange-
bot von Frau Walsken gerne Gebrauch machen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
wir sind technisch auf alles eingerichtet. Wir kön-
nen auch das machen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nein, das finde 
ich nicht in Ordnung!) 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Löhrmann, wären Sie so nett, sich zu eini-
gen, ob ich nun dem Vorschlag von Frau Walsken 
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oder Ihrem Vorschlag folgen soll? So lange rede 
ich erst einmal weiter. 

(Gisela Walsken [SPD]: Entscheiden Sie 
sich!) 

Wir öffnen so den Gestaltungsspielraum der Auf-
gabenträger und überlassen diesen, selbst zu 
bestimmen, den ÖPNV mit den erhaltenen Fi-
nanzmitteln zu fördern. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Das ist eine 
Farce hier!) 

Ein Mehr an Effizienz können wir so durch ein 
Mehr an Eigenverantwortlichkeit in der Verwen-
dung der Finanzmittel erreichen. Grundlage der 
Förderung wird das am 13. Juni vom Landtag be-
schlossene neue ÖPNV-Gesetz sein. Der Aus-
schuss für Bauen und Verkehr hat am 29. No-
vember sein Benehmen zu den neuen Verwal-
tungsvorschriften hergestellt, deren Umfang um 
50 % reduziert werden konnte. 

Sie wissen, dass künftig drei Zweckverbände, die 
übrigens pünktlich Anfang Januar ihre Arbeit auf-
nehmen werden, Bewilligungsbehörde für die 
Förderung von Investitionen im besonderen Lan-
desinteresse werden. Der Übergang des dafür er-
forderlichen Personals von den Bezirksregierun-
gen und die Finanzierung der Sachausgaben sind 
ebenfalls sichergestellt, sodass ein reibungsloser 
Übergang der Förderzuständigkeit gewährleistet 
ist. 

Ich komme zur Schifffahrt: In der Binnenschifffahrt 
wird der Kanalausbau fortgesetzt. Bund und Land 
Nordrhein-Westfalen finanzieren die Ausbaumaß-
nahmen gemeinsam. Im Jahr 2008 stellen wir im 
Haushalt fast 4 Millionen € mehr als im Vorjahr, 
also insgesamt fast 10 Millionen €, für die Bau-
maßnahmen in Nordrhein-Westfalen zur Verfü-
gung. 

Zur Luftverkehrsförderung: Auch bei der Luftver-
kehrsförderung halten wir mit 23,2 Millionen € ge-
genüber 23,7 Millionen € im Jahr 2007 in etwa 
das Niveau der Förderung des Vorjahres. Dazu 
gehört weiterhin der Ausbau der Schwerpunktver-
kehrslandeplätze für den Geschäftsreiseluftver-
kehr, für den auch 2008 5,5 Millionen € vorgese-
hen sind. 

Damit komme ich zum Straßenbau: Der Landes-
straßenbau bleibt auch im Jahre 2008 Schwer-
punkt der Verkehrspolitik. Wir halten trotz Haus-
haltskonsolidierung die für neue Investitionen in 
die Landesstraßen vorgesehenen Mittel auf dem 
Niveau von 133,7 Millionen € konstant. Wie in den 
vergangenen zwei Jahren liegt eine hohe Priorität 
vor allem bei der Erhaltung, um den durch jahre-

lange Unterfinanzierung aufgelaufenen Nachhol-
bedarf abzuarbeiten. Dafür planen wir, im Haus-
haltsvollzug von den Neubaumitteln 4,7 Millio-
nen € zur Verstärkung der Erhaltungsinvestitionen 
einzusetzen und werden somit im Jahr 2008 ins-
gesamt 58 Millionen € für die Straßenerhaltung 
ausgeben. 

Die Zuführung zum laufenden Betrieb des Lan-
desbetriebs Straßenbau NRW sinkt im Jahr 2008 
um rund 7,4 Millionen € auf rund 232,2 Millio-
nen €. Die Mittelkürzung ergibt sich in erster Linie 
durch Einsparungen im Personalbereich aufgrund 
zwingender Einsparvorgaben der Landesregie-
rung sowie struktureller Veränderungen beim 
Landesbetrieb. 

Ich will gerne die Gelegenheit nutzen, den Kolle-
ginnen und Kollegen von Straßen.NRW ein herzli-
ches Dankeschön zu sagen, denn sie haben es 
durch eine effiziente Arbeitsweise nicht nur ge-
schafft, mehr Straßenbauvorhaben in den ver-
gangenen zwei Jahren planfestzustellen, sondern 
darüber hinaus einen wesentlichen Einsparbeitrag 
zu erbringen, auch über Plan hinaus, sodass wir 
allein im Jahr 2007 über 10 Millionen € zusätzlich 
in die Straßenunterhaltung investieren können. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Durch die konsequente Umsetzung der im Jahr 
2006 eingeleiteten Restrukturierungsmaßnahmen 
und noch sparsameres Wirtschaften kann der 
Landesbetrieb Straßenbau somit seine Aufgaben 
mit weniger Personal bei gleicher, ich behaupte 
sogar, bei noch gesteigerter Qualität erfüllen. 

Die Zuführung des Landes zur betrieblichen Un-
terhaltung der Landesstraßen bleibt im Jahr 2008 
mit rund 69,8 Millionen € und die Zuführung zu 
betrieblichen Investitionen mit rund 18,2 Millio-
nen € im Vergleich zu 2007 unverändert. Für die 
Förderung verkehrswichtiger kommunaler Stra-
ßenbauvorhaben stehen wie in diesem Jahr ins-
gesamt 143,7 Millionen € zur Verfügung. Davon 
sind 129,8 Millionen € Bundeszuweisungen nach 
dem Entflechtungsgesetz, die vom Land durch 
Landesmittel in Höhe von 6,8 Millionen € zusätz-
lich verstärkt werden.  

Abschließend sind auch zur Förderung des kom-
munalen Radverkehrs außerhalb der verkehrs-
wichtigen Straßen 7,1 Millionen € vorgesehen. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Für den vorliegenden Entwurf des Bau- und Ver-
kehrshaushaltes kann ich feststellen, dass neben 
verantwortungsvollen Konsolidierungsschritten 
dieser auch die erforderlichen Investitionen in die 
Bau- und Verkehrsinfrastruktur im Blick behält, um 
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die Modernisierung unseres Landes im Interesse 
der Bürgerinnen und Bürger voranzubringen. 
Schwerpunktbildungen und Konzentration auf das 
Machbare sind auf dem Weg zu einem ausgegli-
chenen Haushalt aber nach wie vor unumgäng-
lich. – Ich danke Ihnen herzlich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, gibt es 
weitere Wortmeldungen zu dem Tagesordnungs-
punkt? – Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen damit zu den Abstimmungen zum 
Einzelplan 14. Zunächst stimmen wir über die 
Änderungsanträge 47 und 48 ab. 

Wir kommen zur laufenden Nummer 47: Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
14/5639. Wer diesem Antrag die Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Das ist SPD und Grünen. Wer ist dagegen? – Das 
sind CDU und FDP. Damit ist der Antrag abge-
lehnt. 

Ich lasse nun abstimmen über die laufende 
Nr. 48: Änderungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/5682. Wer 
dem Antrag die Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die Frak-
tion der Grünen. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Wer enthält sich der Stimme? – Die SPD. 
Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ge-
samtabstimmung über den Einzelplan 14 ent-
sprechend der Beschlussempfehlung Drucksa-
che 14/5514. Wer dieser Beschlussempfehlung 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind CDU und FDP. Wer ist dage-
gen? – Das sind Bündnis 90/Die Grünen und 
SPD. Damit ist diese Beschlussempfehlung an-
genommen.  

Meine Damen und Herren, wir haben 20:09 Uhr. 
Wir sind also noch neun Minuten im Rückstand. 
Ansonsten haben wir viel Zeit aufgeholt.  

Ich rufe Einzelplan 13 auf: 

Landesrechnungshof 

Ich gebe den Hinweis auf die Beschlussempfeh-
lung Drucksache 14/5513.  

Wir können direkt zur Abstimmung kommen, weil 
keine Debatte vorgesehen ist. Wer dem Einzel-
plan 13 entsprechend der Beschlussempfeh-
lung in der Drucksache 14/5513 zustimmen 

möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind alle vier Fraktionen. Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich der Stimme? – Dann ist das einstim-
mig so beschlossen. 

Ich rufe Einzelplan 01 auf: 

Landtag 

Ich gebe den Hinweis auf die Beschlussempfeh-
lung Drucksache 14/5501.  

Auch hierzu ist keine Debatte vorgesehen. Des-
halb kommen wir zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 01 entsprechend der Beschlussempfeh-
lung Drucksache 14/5501. Wer dem zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
ist dagegen? – Wer enthält sich der Stimme? – 
Das ist einstimmig so beschlossen.  

Meine Damen und Herren, wir sind damit für heu-
te am Ende der Beratungen zu den Einzelplänen. 
Die Haushaltsberatungen werden an dieser Stel-
le unterbrochen.  

Ich rufe auf: 

2 Gesetz zur Kommunalisierung von Aufga-
ben des Umweltrechts 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4973 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Kommunalpolitik  
und Verwaltungsstrukturreform  
Drucksache 14/5588 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Löttgen 
von der CDU-Fraktion das Wort. 

Bodo Löttgen (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich hätte 
die Rede gerne halb oder ganz zu Protokoll gege-
ben, aber ich versuche, sie kurz zu halten. 

In der letzten Sitzung des Fachausschusses vor 
genau einer Woche sind zwei Punkte noch einmal 
sehr deutlich geworden. 

Zum einen: CDU und FDP nehmen die Bedenken 
und Anregungen aus der Anhörung auf und set-
zen sie um. Lassen Sie mich als ein Beispiel den 
Artikel 61, § 4 anführen. Dort haben wir den Be-
lastungsausgleich für die Kommunen, die Perso-
nal übernehmen, deutlich in Richtung der Forde-
rung der kommunalen Spitzenverbände ange-
passt, was in der Folge natürlich auch eine An-
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passung der zehnprozentigen Aufwandspauscha-
le mit sich bringt. Mit der Anhebung der Jahres-
durchschnittskosten für eine Planstelle von 
38.000 € auf 43.300 € und der Erhöhung bei 
Nachersatz für ausgeschiedene Beschäftigte von 
46.500 € auf 51.800 € ist eine erhebliche Verbes-
serung für die Kommunen in das Gesetz aufge-
nommen worden. 

Zum anderen ist deutlich geworden, dass die Re-
gierungsfraktionen und die Opposition fundamen-
tal unterschiedliche Positionen in Bezug auf eine 
effiziente, effektive und bürgernahe Erledigung 
staatlicher Aufgaben haben. Es ist deutlich ge-
worden, dass sich unsere Auffassungen über die 
Mittel und Methoden, mit denen eine dringlich 
notwendige Dynamisierung vieler Verwaltungs-
vorgänge zu erreichen ist, erheblich voneinander 
unterscheiden.  

Bei nochmaliger Betrachtung aller Wortbeiträge 
der Opposition sind zwei Dinge augenfällig, die 
ich benennen will: Erstens. Die Opposition kriti-
siert, ohne Alternativen zu nennen. Zweitens. In 
Ermangelung von Sachargumenten versucht die 
Opposition anhand von Einzelfällen, zu skandali-
sieren und zu verunsichern.  

(Ralf Jäger [SPD]: Sie sind heute richtig 
harmlos! Sonst beschimpfen Sie doch die 
Leute immer!) 

– Warten Sie doch einmal ab, Herr Jäger. – Ge-
gen die durch den Kollegen Becker produzierte 
Vorhersageflut schrecklicher Dinge, die eine 
Kommunalisierung der Umweltverwaltung angeb-
lich mit sich bringen würde, ist die Quantität der 
Prophezeiungen von Nostradamus schon kaum 
noch wahrnehmbar. Das Mittel unserer Wahl da-
gegen heißt Subsidiarität, Selbstbestimmung des 
Einzelnen und der Kommunen vor übergeordne-
tem staatlichen Handeln. Zuerst ist die unterge-
ordnete Gliederung, die Stadt, die Kommune oder 
der Landkreis, zuständig. Voraussetzung ist aller-
dings, dass sich diese Gliederung auch in der La-
ge sieht, die Aufgabe zu erfüllen. Für 70 % der 
Aufgaben der Umweltverwaltung trifft dies zu. Da 
Sie uns permanent einen Dissens mit den Betrof-
fenen vor Ort unterstellen, will ich Ihnen heute 
Abend mit zwei Zitaten aus Pressemitteilungen 
bzw. Zeitungen von heute das Gegenteil belegen.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Landkreistag, 
wollen wir wetten?) 

Erstens, Pressemitteilung des Landkreistages – 
vielen Dank für das Stichwort –. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Das ist die einzi-
ge Stimme, die es gibt!) 

Dort äußert sich der Präsident Thomas Kuben-
dorff heute wie folgt – ich zitiere –: 

„Die Kreise bewerten es positiv, dass Versor-
gungs- und Umweltverwaltung kommunalisiert 
werden und damit die Bündelungsfunktion der 
Kreisverwaltungen gestärkt wird.“ 

Oder – Herr Körfges, das kennen Sie vielleicht 
noch nicht – direkt aus meinem Heimatkreis ein 
Bericht der Lokalausgabe der „Kölnischen Rund-
schau“ von heute: 

„Die Konzentration der Aufgaben bringt für die 
Oberberger“ 

 – für meine Landsleute – 

„praktische Vorteile!“ 

So äußert sich der zuständige Umweltdezernent, 
der übrigens gerne vier fachlich gut qualifizierte 
Mitarbeiter der Bezirksregierung übernimmt.  

Daher bleiben wir bei unserer Auffassung, dass 
wieder mehr und nicht weniger Entscheidungen 
der Verwaltung vor Ort und nah bei den Men-
schen getroffen werden müssen. Das Gesetz zur 
Kommunalisierung von Aufgaben des Umwelt-
rechts stellt genau dies sicher. – Danke fürs Zuhö-
ren. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Löttgen. – Für die SPD-Fraktion spricht der 
Kollege Körfges. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich kann Ihnen nicht 
ersparen, dass wir als SPD-Landtagsfraktion zu-
nächst auf das Verfahren eingehen, 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Au ja!) 

das, Herr Kollege Ellerbrock, mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit einen Eintrag ins 
Guinness-Buch der Rekorde verdient hätte. Es ist 
so ziemlich das unparlamentarischste Verfahren 
im Umgang mit Gesetzen, das man sich über-
haupt vorstellen kann. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Minister 
Eckhard Uhlenberg) 

Sehr geehrter Herr Umweltminister, natürlich ist 
es bei vielen Gesetzen gang und gäbe, dass sich 
im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens Ände-
rungen ergeben und nach Anhörungen Ände-
rungsanträge gestellt werden. Ich will das Plenum 
und die Öffentlichkeit, obwohl wir heute Abend si-
cherlich nicht mehr so viel Öffentlichkeit haben, 
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aber einmal über den Werdegang dieser Geset-
zesvorlage informieren. 

Erster Punkt: Wir bekommen eine Mitteilung zum 
Protokoll der Anhörung. Die Sprecherinnen und 
Sprecher erhalten dieses Protokoll per E-Mail in 
einer sitzungsfreien Woche. Körperlich liegt das 
Protokoll am Tag vor unserer Ausschusssitzung 
vor. Damit kann man zur Not – da gebe ich Ihnen 
recht – noch leben, obwohl sich schon die Frage 
stellt, ob das ein ordnungsgemäßes parlamentari-
sches Verfahren war. 

Dann passiert Folgendes: Am Dienstagmorgen 
ereilt mich ein Änderungsantrag der CDU-Land-
tagsfraktion und der FDP-Landtagsfraktion. Auch 
das wäre noch kein ungewöhnliches Verfahren, 
wenn dieser Änderungsantrag nicht kurze Zeit 
später durch einen zweiten Änderungsantrag, der 
kurz nach 10 Uhr eingegangen ist, abgeändert 
worden wäre. 

Dem folgte ein dritter Änderungsantrag. Als wir 
dann zur Sitzung des Ausschusses für Kommu-
nalpolitik und Verwaltungsstrukturreform einge-
troffen sind, lag eine Tischvorlage mit einer erneu-
ten Änderung auf dem Tisch. 

Meine Damen und Herren, im Vergleich zu dem, 
was Sie uns da mit Ihren Irrungen und Wirrungen 
zugemutet haben, ist die Echternacher Springpro-
zession eine gradlinige, zielgerichtete Veranstal-
tung. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Allein das führt ein geordnetes parlamentarisches 
Verfahren ad absurdum. Deshalb darf ich hier für 
die SPD-Landtagsfraktion eine dritte Lesung und 
eine Zurückverweisung in den Ausschuss für 
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturreform 
sowie den Ausschuss für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
beantragen. 

Ich kann das einmal kurz wie folgt zusammenfas-
sen. Erste Stufe: Sie holen sich im Bereich der 
Versorgungsverwaltung eine ungeheure Ohrfeige 
des Verwaltungsgerichts ab. Um dies auszu-
schließen, sah der erste Änderungsantrag unter 
anderem vor, das LPVG für diesen Vorgang au-
ßer Kraft zu setzen. 

Zweite Stufe: Die geneigten Autoren hatten aber 
offensichtlich vergessen – leider kann ich mich 
jetzt mit Herrn Wolf nicht so intensiv beschäftigen, 
weil man das in Abwesenheit nicht tut; in Bezug 
auf die Qualität des Gesetzgebungsverfahrens hat 
man aber auch einen weiteren Garanten dafür, 
dass es richtig danebengeht, nämlich den Staats-
sekretär Palmen –, 

(Beifall von Ralf Jäger [SPD]) 

die geänderten bundesgesetzlichen Bestimmun-
gen zur Verbraucherinformation einzufügen. 

Dritte Stufe: Im Laufe der Beratungen bemerken 
Sie, dass dies zwangsläufig eine neue Anhörung 
im zuständigen Fachausschuss zur Folge gehabt 
hätte. 

Dann zünden Sie die vierte Stufe: Augen zu und 
durch; alles zurückziehen – allerdings ist das nicht 
in der Weise gelungen, dass Sie gleichzeitig auch 
die notwendige Korrektur in Ihren Haushaltsanträ-
gen vorgenommen hätten, verehrter Kollege Lött-
gen. Nein, Sie haben noch nicht einmal richtig 
nachgeguckt. Der Kollege Jäger hat im Aus-
schuss verschiedentlich darauf hingewiesen, dass 
möglicherweise doch noch einige konnexitätsrele-
vante Bestandteile Ihres Vorhabens in den Ände-
rungsanträgen übrig geblieben sind. 

All das hätte man in der nötigen Zeit und mit dem 
nötigen parlamentarischen Anstand diskutieren 
können, meine Damen und Herren. An dieser 
Stelle hat bei Ihnen etwas gefehlt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir schlagen Ihnen Folgendes vor: Wenn Sie das 
Gesetzgebungsverfahren wieder in geordnete 
Bahnen bringen wollen, dann stimmen Sie unse-
rem Antrag auf Rücküberweisung zu. 

Denn auch inhaltlich – jetzt will ich einmal auf die 
Jubelmeldungen des Oberbergischen Kreises o-
der des Landkreistages zum gelungenen Inhalt 
des Gesetzes Bezug nehmen – hält diese Geset-
zesvorlage schon bei lediglich grober Betrachtung 
keinerlei Überprüfung stand. Herr Welge vom 
Städtetag NRW hat in der Anhörung auf unsere 
Rückfrage von einem ziemlich verworrenen Mo-
dell gesprochen. 

„Verworren“ ist die richtige Bezeichnung. Sie gilt 
aber nicht nur für die Gesetzesvorlage, sondern 
ganz offensichtlich auch für die Autoren. Ein gro-
ßer Schritt für die Verwaltung, die kommunale 
Familie und die Bürgerinnen und Bürger unseres 
Landes wäre die Schaffung eines Ministeriums für 
einfache Angelegenheiten. In einem solchen Mi-
nisterium könnten Herr Wolf und Herr Palmen oh-
ne Weiteres ihren Dienst versehen. Das wäre eine 
angemessene Aufgabe; denn für komplexe Sach-
verhalte wie das Konnexitätsprinzip sind sie of-
fensichtlich nicht zu sprechen. 

Wir haben – da können Sie nachbessern, was Sie 
wollen – von den kommunalen Spitzenverbänden 
unisono ganz erhebliche Zweifel in Bezug auf die 
Einhaltung des Konnexitätsprinzips gehört. 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8902

Das gilt auch für Ihre Personalüberleitungsverträ-
ge. Ich habe mir einmal einen solchen Muster-
Personalüberleitungsvertrag angesehen. Diese 
Musterverträge werden ja aus irgendeinem Ihrer 
Häuser kommen. Darin ist dieser Zweifel schrift-
lich festgehalten. Dort heißt es nämlich zum ei-
nen, wenn das alles falsch sei, wie die kommuna-
len Spitzenverbände behaupteten, solle es nicht 
gelten. Für den Fall, dass die Landesregierung 
recht hat, soll dieser Vertrag hingegen gelten. 

Meine Damen und Herren, wer auf diese Art und 
Weise Personalüberleitung praktiziert, muss sich 
fragen lassen, ob er denn wirklich Ahnung von 
dem hat, was er betreibt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ebenfalls nicht nachzuvollziehen ist Ihre Logik bei 
der Berechnung des Personals. Eine Aufgaben-
übertragung von elf staatlichen Umweltämtern auf 
54 Kreise und Kommunen erfordert nach Meinung 
aller Sachverständigen mehr Personal. Sie ver-
muten in diesem Vorgang sogar erhebliche Syn-
ergiepotenziale. 

Der gebetsmühlenartig vorgetragene Hinweis 
darauf, dass das Personal der Aufgabe folge, be-
deutet nichts anderes als: Wer kein Personal ü-
bernimmt, bekommt nichts. – Sie werden ja nicht 
müde, uns das zu erklären. 

Ich sage Ihnen aber einmal, wie das fachlich aus-
sieht. Ein kurzer Blick ins Grundgesetz oder in die 
Landesverfassung würde helfen. Zum Quellen-
studium empfiehlt sich das Grundgesetz und die 
Landesverfassung. Wenn Sie da nicht so fit sind, 
können Sie auch im Stichwortverzeichnis nach-
schlagen, meine Damen und Herren. Das steht 
unter „kommunale Selbstverwaltung“. Das führt 
Ihre Theorie, dass sich die Kommunen etwas auf-
drücken lassen müssen, ad absurdum.  

Ich will noch ganz kurz einige fachliche Stellung-
nahmen erwähnen wie die der Oberbürgermeister 
aus Köln und Duisburg. Insbesondere Herr 
Schramma schreibt Ihnen Folgendes ins Stamm-
buch:  

„Statt die Voraussetzungen für eine effiziente 
und moderne Verwaltung zu schaffen, befürch-
te ich bei der Realisierung der Reform einen 
Zuwachs an Bürokratie sowie ernste Probleme 
für die wirtschaftliche Entwicklung in NRW.“  

Das stammt aus einem Schreiben, das der ver-
ehrte Kollege Uhlenberg von Herrn Schramma er-
halten hat. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Das sieht er 
nicht mehr so!) 

– Das sieht er nicht mehr so, alles klar. Sie kön-
nen mir den neuen Brief von ihm auch mal zur 
Verfügung stellen. – Das deckt sich mit der Stel-
lungnahme der Wirtschaftsverbände. Ich beziehe 
mich auf den BDI, den VCI oder sogar auf die 
IHK, die warnt:  

„Das wird für die Unternehmen eine Belastung 
sondergleichen werden. Wir werden längere 
Verfahren und – anders als bislang – Unsicher-
heiten über den Verfahrensausgang sowie zu-
sätzliche Kosten bekommen. Damit ist weder 
der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen 
noch der des Wirtschaftsstandortes Nordrhein-
Westfalen gedient.“  

All das sagt Ihnen der Herr Pieper von der der 
Vereinigung der Industrie- und Handelskammern 
in NRW.  

Damit haben Sie wirklich Historisches geleistet. 
Denn die Stellungnahme der Umweltverbände – 
das ist zu viel, das kann ich jetzt nicht im Einzel-
nen vortragen – deckt sich in den wesentlichen 
Kritikpunkten mit dem, was die Wirtschaftsvertre-
ter und die Wirtschaftsverbände Ihnen gesagt ha-
ben.  

Ich kann nur eines sagen: Die Leistung ist so un-
terdurchschnittlich, dass Sie sich gut überlegen 
sollten, ob Sie nicht wirklich die Notbremse zie-
hen. Denn eines darf ich Ihnen versprechen und 
prophezeien: Die Angelegenheit findet genauso 
wie die der Versorgungsverwaltung eine Fortset-
zung. Dazu wissen wir schon, welche Kommunen 
klagen werden. Die Art und Weise, wie Sie das 
Gesetz zusammengebastelt haben, ist nicht hin-
nehmbar, auch wenn Sie jetzt zu später Stunde 
beschwichtigende Handbewegungen machen. Ich 
kann es verstehen, meine Herren Kollegen, ich 
wäre auch nicht glücklich mit so einem Gesetz. 
Aber Sie kommen aus der Nummer nicht raus. – 
Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Körfges. – Für die FDP-Fraktion hat Herr 
Engel das Wort. 

Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Ich gebe 
meine Rede zu Protokoll. – Vielen Dank. (Siehe 
Anlage 3)  

(Beifall von FDP, CDU und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke 
schön. – Als Nächster ist für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Herr Remmel dran. 
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Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In mei-
ner Heimat gibt es den Spruch: Es ist so wie bei 
Schooster Boff, wat hä hoa meat, geeht morn off.  

Genau das haben wir im Gesetzgebungsverfah-
ren mit diesem Gesetz erlebt. Es hat nichts gehal-
ten, was am Anfang eingebracht worden ist. Ich 
schließe mich dem Kollegen Körfges an und pro-
phezeie ebenfalls, dass das Gesetz, wenn es in 
dieser Form verabschiedet wird, nicht haltbar sein 
wird,  

(Zuruf von Parl. Staatssekretär Manfred 
Palmen) 

aus mehreren Gründen: aus inhaltlichen Gründen, 
Herr Palmen – da denke ich durchaus langfristig –, 
und wohl auch aus rechtlichen Gründen, so jeden-
falls die Vorgaben, die uns die Verwaltungsgerichte 
an einer bestimmten Stelle gegeben hatten. Ihre 
Fraktionen hätten nicht die Änderungsanträge ge-
stellt, wenn sie nicht gemerkt hätten: Oh, da haben 
wir möglicherweise mit unserem Gesetz doch ein 
Problem. – Sie haben die Änderungsanträge aber 
zurückgezogen, weil Sie Angst hatten, in eine wei-
tere Beratungsrunde zu kommen. 

Da hat also das Formale dem Fachlichen wider-
sprochen. Das ist kein Beispiel für eine gute Ge-
setzgebung in diesem Hause. Ich habe – das 
muss ich ehrlich sagen – in den zwölf Jahren, die 
ich diesem Hause angehöre, ein solches Gesetz-
gebungsverfahren noch nicht erlebt. Es ist hand-
werklich schlecht, inhaltlich falsch, und Sie wer-
den über kurz oder lang mit diesem Gesetz schei-
tern.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Natürlich, das weiß ich, Herr Palmen, Herr Wolf, 
Herr Uhlenberg, Sie werden den Sekt, den Sie 
jetzt kaltgestellt haben, irgendwann in einer ruhi-
gen Feierstunde genießen. Denn Sie vollziehen 
mit diesem Gesetz das, was Sie sich ideologisch 
vorgenommen haben: die Umweltverwaltung in 
diesem Land zu zerlegen, zu zerhacken und letzt-
lich zu pulverisieren. 

Es ist schon heute klar, dass das Umweltministe-
rium – das sieht man am Etat, aber auch am Per-
sonalbestand –, gar nicht mehr die Größe hat, die 
das Umweltministerium, das einstige Flaggschiff 
in der Landesregierung, hatte. Das ist Ihre Absicht 
gewesen. Sie vollziehen das, was Sie verkündet 
haben, nämlich den Umweltschutz in diesem Land 
in die Besenkammer zu sperren, nachrangig zu 
organisieren, ihm Personal und damit Kompeten-
zen wegzunehmen. 

Aber ich sage auch ganz eindeutig: Die Umwelt 
und die Menschen in diesem Land werden darun-
ter leiden, nicht kurzfristig. Man wird das nicht 
heute und vielleicht auch nicht morgen merken, 
aber übermorgen ganz bestimmt. Dann wird klar 
sein, dass Kollege Palmen, Kollege Uhlenberg 
und Kollege Wolf dafür in der Geschichte die Ver-
antwortung werden übernehmen müssen, wenn 
irgendwo etwas hochgeht und kein Personal mehr 
dafür da ist, wenn es irgendwo Messungen geben 
muss und nicht mal Personal da sein wird, um sie 
auszuführen, weil über die zeitliche Distanz Sach-
kenntnis aus der Verwaltung verschwindet und an 
bestimmten Stellen für Aufgaben im Vollzug gar 
kein Personal mehr vorhanden ist.  

Das ist das eindeutige Ergebnis der Anhörung: 
Schon heute gibt es Vollzugsdefizite. Mit der 
Kommunalisierung der Umweltverwaltung wird 
dieses Vollzugsdefizit drastisch verschärft, einmal 
bezogen auf die Phase des Übergangs, aber auch 
in der Perspektive, was die Personalausstattung 
angeht. Das heißt, die Aufgaben, die heute nur 
unzureichend – teilweise – wahrgenommen wer-
den können, werden in Zukunft überhaupt nicht 
wahrgenommen werden können. Das geht zulas-
ten der Umwelt und der Menschen. Aber das ist 
offensichtlich genau die Absicht, die Sie mit die-
sem Gesetz verfolgen.  

Es ist in der Anhörung deutlich geworden, dass 
dieses Gesetz kein Bürokratieabbau-, sondern ein 
Bürokratieaufbaugesetz ist. Denn zusammen mit 
dem Vollzugsdefizit – weniger Personal wird die 
Aufgaben bearbeiten müssen – werden die Ge-
nehmigungen verzögert und verschleppt und be-
stimmte Aufsichtsfunktionen nicht mehr wahrge-
nommen. Kombiniert mit der Abschaffung des Wi-
derspruchsrechts, führt das dazu, dass, um ent-
sprechenden Gerichtsverfahren zu entgehen, Ge-
nehmigungsverfahren entsprechend länger dau-
ern, weil das, was im Widerspruchsverfahren 
normalerweise kurz und schnell zu klären ist, jetzt 
schon im Vorgang des Verwaltungsvollzugs der 
Erarbeitung der Genehmigungsunterlagen statt-
findet. Statt Bürokratie abzubauen, wird also zu-
sätzliche Bürokratie aufgebaut. 

Meine Damen und Herren, Herr Körfges hat es 
schon erwähnt: Sie haben in einem Gesetzge-
bungsverfahren in einzigartiger Weise – das war 
in den letzten zehn Jahren nicht der Fall; ich kann 
mich jedenfalls nicht erinnern –die Wirtschaft, die 
IHK und bestimmte Wirtschaftsvertreter auf der 
einen Seite und die Umweltverbände auf der an-
deren Seite, zusammengebracht. Sie vertreten 
eine Meinung: Die Umweltverwaltung in Nord-
rhein-Westfalen funktioniert gut. Die Genehmi-
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gungen gehen schnell voran. Es gibt keine Not-
wendigkeit, dieses gut funktionierende System in 
dieser Art und Weise zu zerschlagen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

So haben sich beide Seiten sehr eindeutig in die-
ser Frage geäußert.  

Dann kommt noch die Frage der Konnexität. Das 
ist wirklich … Ich stehe kopfschüttelnd davor. 
Wenn man den Musterpersonalüberleitungsver-
trag liest … Ich will das jetzt nicht zitieren, aber 
ich empfehle Ihnen allen die ersten beiden Absät-
ze zur Lektüre.  

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Das ist doch kein Beispiel für eine gute Landes-
gesetzgebung, wenn sie zu solchen Ergebnissen 
führt. Darin steht, die eine Seite erklärt, sie halte 
es nicht für verfassungsgemäß, während die an-
dere Seite sagt, sie halte es für gesetzeskonform. 
Wo kommen wir denn hin, wenn in Verträgen ab-
geleitet von Landesgesetzen solche differierenden 
Rechtsauffassungen zementiert werden? Wo sind 
wir in diesem Land eigentlich? 

(Lebhafter Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist Bananenrepublik, wenn ich das an dieser 
Stelle mal so sagen darf.  

(Parl. Staatssekretär Manfred Palmen: Das 
schreiben Sie am besten einmal ganz genau 
hinein!) 

Dann kommen wir zur Frage der Mitbestimmung, 
Herr Palmen. Die Art und Weise, mit der Sie über 
die Rechte der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Landesverwaltung hinweggegangen sind,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das schreiben 
Sie auch einmal ganz genau hinein!) 

die ist einzigartig. Ich habe so etwas noch nicht 
erlebt.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Gott sei Dank haben die Gerichte Ihnen da das 
Stoppsignal gezeigt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber Sie haben aus dieser Sache nicht gelernt, 
sondern Sie haben das Tempo noch einmal ver-
schärft, um noch mehr über die Rechte der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter hinwegzugehen.  

(Zurufe von Barbara Steffens [GRÜNE] und 
Parl. Staatssekretär Manfred Palmen) 

Letzte Bemerkung an dieser Stelle: Wir werden 
uns wiedersehen! Das Umweltgesetzbuch, über 

das zurzeit auf der Bundesebene beraten wird, 
wird auch eine neue, eine andere Aufgabenvertei-
lung vorsehen; da bin ich mir ziemlich sicher. Sie 
werden das Gesetz, das Sie heute hoffentlich 
nicht verabschieden und auch in der dritten Le-
sung nicht verabschieden – jedenfalls würden wir 
so votieren –, erneut hier beraten müssen. Dann 
wird es endgültig, so wie es richtig ist, versenkt. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Mit dem uns heute als Entwurf vorliegenden 
Gesetz werden ab 1. Januar 2008 wesentliche 
Zuständigkeiten im Umweltrecht auf die Kommu-
nen verlagert. Damit setzen wir konsequent den 
Koalitionsvertrag um. Angetrieben werden wir da-
bei von folgenden Zielen, die wir mit dem heute zu 
beschließenden Gesetz erreichen werden: Trans-
parenz und Ergebnisverantwortung im Verwal-
tungshandeln, Verschlankung staatlicher Verwal-
tung und, meine Damen und Herren, Kundennä-
he.  

Grundlegende Voraussetzung, um diese Ziele zu 
erreichen, ist jedoch eine solide und gute Vorbe-
reitung. Damit, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, haben wir entgegen den gerade gemachten 
Ausführungen ca. neun Monate, bevor wir Ihnen 
diesen Gesetzentwurf zum ersten Mal vorgelegt 
haben, begonnen. Noch während der parlamenta-
rischen Beratung des Ersten Gesetzes zur Straf-
fung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen 
haben Expertengremien im Umweltbereich jede 
einzelne Aufgabe geprüft und neu zugeordnet. 
Das Ergebnis, meine Damen und Herren, ist eine 
weitgehende Kommunalisierung der Aufgaben 
des Umweltrechts.  

Ein wesentliches Element ist die Festlegung einer 
Grundzuständigkeit der Kreise und kreisfreien 
Städte, die überall dort zuständig sein werden, wo 
nicht ausdrücklich eine andere Zuständigkeit fest-
gelegt ist.  

Für die Genehmigung und Überwachung bei be-
sonders umweltrelevanten Vorhaben sind die Be-
zirksregierungen zuständig. Diese Vorhaben sind 
in einem aufwendigen Abstimmungsprozess zwi-
schen dem Innenministerium, den kommunalen 
Spitzenverbänden und meinem Haus ermittelt 
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worden, wobei hierbei weitgehend, aber nicht um-
fassend Einvernehmen herrschte.  

Unstreitig im Abstimmungsprozess mit den kom-
munalen Spitzenverbänden war das neu einge-
führte Zaunprinzip. Es besagt, das Anlagen, die 
einem Verbund stehen, auch der staatlichen Zu-
ständigkeit zugewiesen werden. Hiermit wird ein 
virtueller Zaun um derart verbundene Anlagen ge-
zogen, innerhalb dessen die Bezirksregierungen 
zuständig sind. Als Faustregel gilt: Eine staatliche 
Anlage am Standort führt zu einer staatlichen Zu-
ständigkeit am jeweiligen Standort.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, verehr-
te Kolleginnen und Kollegen, nach der zukünftigen 
Zuständigkeitsregelung werden von den insge-
samt 13.000 immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen in Nordrhein-Westfalen 
9.600 Anlagen, das heißt 70 %, in die kommunale 
Zuständigkeit überführt. Circa 3.400 Anlagen, das 
sind 30 %, verbleiben in der Zuständigkeit der Be-
zirksregierungen.  

Die Landesregierung geht mit ihrem Gesetzent-
wurf den richtigen Weg. Wir sind optimistisch, 
dass unsere verwaltungsstarken Kommunen die-
se Aufgaben bestens bewältigen. Weil wir den 
Kommunen mit dem Gesetz auch das notwendige 
Fachpersonal zur Verfügung stellen, wird es einen 
nahtlosen Übergang geben. Auch während der 
internen Umstrukturierung muss und wird die 
Umweltverwaltung nach außen hin reibungslos 
funktionieren. Deshalb haben wir frühzeitig die 
Umsetzung der Personalmaßnahmen vorbereitet, 
wofür uns die Opposition fälschlicherweise – wir 
haben das gerade wieder gehört – wider besseres 
Wissen sogar eine Missachtung des Parlaments 
vorgeworfen hat.  

Wir nehmen Gesetzentwürfe, die wir vorlegen, 
ernst und haben selbstverständlich die für die 
Umsetzung erforderlichen Maßnahmen vorberei-
tet. Das hat uns die Möglichkeit gegeben, auf Ein-
zelfälle einzugehen und Alternativlösungen zu fin-
den. Nur ein solches Verfahren ist sozialverträg-
lich und entspricht auch unserer Fürsorgepflicht 
gegenüber den Bediensteten. Wir wollen aus der 
gesetzlichen Personalverlagerung keinen Ver-
schiebebahnhof machen. Die Interessensbekun-
dungsverfahren sind abgeschlossen. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind auf einen Arbeits-
platzwechsel bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
vorbereitet und können sich darauf einstellen.  

Danken, meine verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen, möchte ich den Bezirksregierungen, die mit 
enormem Arbeitseinsatz zwischen Kommunen 
und Bediensteten vermittelt und weitgehend ein-

vernehmliche, amtsangemessene und sozialver-
trägliche Lösungen für den Personalübergang 
vorbereitet haben.  

Auch im Hinblick auf das Thema, das gerade 
noch einmal angesprochen worden ist, nämlich 
die Ermittlung des finanziellen Ausgleichs, Stich-
wort: Konnexitätsprinzip, haben sich die Vorberei-
tungen für den Personalübergang als wichtig er-
wiesen. Wir müssen die Personalkosten jetzt nicht 
mehr schätzen, sondern wir wissen exakt, wel-
chen Aufwand das Personal verursachen wird, 
das für die Kommunalisierung vorgesehen ist.  

Auf diese Kenntnis stützt sich auch der Ände-
rungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP. Er 
sieht eine beachtliche Anhebung dieser Pauscha-
len vor und berücksichtigt damit das Ergebnis des 
geplanten tatsächlichen Personalübergangs auf-
grund der vorbereiteten Zuordnungspläne. Die 
Anpassung der Einzelpauschalen führt dann fol-
gerichtig auch zu einer Erhöhung der ebenfalls im 
Gesetzentwurf dargestellten Gesamtkostenbeiträ-
ge. 

Verehrte Damen und Herren, lassen Sie mich 
noch einmal den Gesamtzusammenhang herstel-
len. Wir haben zum 1. Januar 2007 die Sonder-
behörden aufgelöst und in die Bezirksregierungen 
eingegliedert. Anschließend haben wir die Aufga-
ben der Bezirksregierungen auf den Kernbestand 
staatlicher Zuständigkeiten reduziert, zum Beispiel 
durch die Kommunalisierung von Aufgaben des 
Umweltrechts, um die es ja heute geht. 

Ab dem 1. Januar 2008 werden wir, wie vor zwei-
einhalb Jahren versprochen, einen übersichtlichen 
Behördenaufbau und gestraffte Bezirksregierun-
gen haben. Die Aufgaben werden, soweit das 
möglich ist, nahe bei den Bürgerinnen und Bür-
gern und nahe bei den Betrieben wahrgenommen, 
nämlich bei den Kommunen. 

Aber auch im Verbraucherschutz kommen wir zu 
deutlichen Verbesserungen, weil wir mit der Zu-
sammenarbeit der kommunalen und der staatli-
chen Untersuchungsämter den gemeinsam mit 
den Kommunen eingeschlagenen Weg weiterge-
hen. Das Gesetz zur Bildung integrierter Untersu-
chungsanstalten für die Bereiche des Verbrau-
cherschutzes schafft die Voraussetzungen zur 
Bildung von integrierten Untersuchungsanstalten 
in Nordrhein-Westfalen. 

Damit wird die bisher kleinteilige Struktur von 20 
Untersuchungsämtern beendet. Mit dieser Neuor-
ganisation wird die Voraussetzung dafür geschaf-
fen, dass die integrierten Ämter so ausgerüstet 
werden können, dass sie jeweils optimal ausges-
tattet und auf dem neuesten Stand der Technik 
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sind. In bestimmten Untersuchungsbereichen sol-
len Schwerpunktbildungen erfolgen. 

Meine Damen und Herren, Qualität statt Quantität 
ist das Ziel. Ich möchte sagen: Um diesen Weg ist 
in Nordrhein-Westfalen seit 15 Jahren gerungen 
worden. Seitdem der damalige Regierungspräsi-
dent von Münster, Herr Schleberger, ein Gutach-
ten vorgelegt hat, ist nichts mehr passiert. Wir ha-
ben dieses wichtige Thema auch im Sinne der 
Verbraucherinnen und Verbraucher in Nordrhein-
Westfalen konsequent aufgegriffen. 

Es ist geplant, das seit dem 1. Januar 2005 geführ-
te Pilotprojekt Chemisches und Veterinäruntersu-
chungsamt Ostwestfalen-Lippe zum 1. Januar 
2008 in eine Anstalt des öffentlichen Rechts um-
zuwandeln. Das ermöglicht das Gesetz, das heute 
verabschiedet wird. Auch das Staatliche Veterinär-
untersuchungsamt Krefeld sowie die kommunalen 
Untersuchungsämter Wesel, Essen und Wuppertal 
haben sich zum Jahr 2007 zum Chemischen und 
Veterinäruntersuchungsamt Rhein-Ruhr-Wupper 
zusammengeschlossen. Weitere Kooperationsmo-
delle gibt es in anderen Regierungsbezirken. 

Wir gehen damit unseren Weg zielgerichtet wei-
ter. Mithilfe des vorgelegten Gesetzes werden wir 
eine Verbesserung und damit eine optimale Auf-
gabenwahrnehmung bei den Untersuchungen er-
reichen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was 
hier auf den Weg gebracht wird, ist ein wesentli-
cher Teil einer aktiven Verbraucherschutzpolitik 
dieser Landesregierung. 

(Beifall von der CDU) 

Was nützt uns eine Vielzahl von Untersuchungs-
ämtern in Nordrhein-Westfalen, die nicht mehr auf 
dem neuesten technologischen Stand sind? 
Durch diese Änderung, meine Damen und Herren, 
sind die Untersuchungsämter besser ausgestattet. 
Das dient den Verbraucherinnen und Verbrau-
chern in Nordrhein-Westfalen. 

Lassen Sie mich noch einen anderen Punkt an-
sprechen. Die Landesregierung wird das Kontroll-
personal in der Lebensmittelüberwachung insge-
samt verstärken. Dafür ist es notwendig, die zu-
sätzlichen Voraussetzungen für die Ausbildung 
von sachkundigem Personal zu schaffen. Nach 
dem Gesetz, das Gegenstand der heutigen Sit-
zung ist, soll nun die Ausbildung zum amtlichen 
Kontrollassistenten bis Ende des Jahres geregelt 
werden. 

Den Kommunen werden dabei keine neuen Auf-
gaben übertragen. Ihnen wird lediglich die Option 
einer personellen Unterstützung durch das Land 

zur Bewältigung ihrer Aufgaben eingeräumt. Das 
Gesetz stellt aber sicher, dass die Kommunen, die 
dies wollen, weiter wie bisher im Rahmen der 
Möglichkeiten des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit zusammenarbeiten können. 

Wir erwarten darüber hinaus auch von den Kom-
munen ein deutliches Engagement bei der perso-
nellen Ausstattung der Lebensmittelüberwachung. 

Insgesamt ist es, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
ein guter Gesetzentwurf, der hier zur Abstimmung 
steht und der in vielen Bereichen zu Verbesse-
rungen führen wird. Für die konstruktive Zusam-
menarbeit bei der Erarbeitung des Gesetzent-
wurfs danke ich allen Beteiligten. Dabei schließe 
ich die kommunale Ebene ausdrücklich ein. Es ist 
hier eine hervorragende Arbeit geleistet worden. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Uhlenberg. – Es spricht jetzt Herr 
Ortgies für die CDU-Fraktion. 

Friedhelm Ortgies (CDU): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Ich möchte es Ihnen zu so 
später Stunde ersparen, die Argumente, die wir im 
Ausschuss und in der ersten Lesung vorgetragen 
haben, noch einmal zu nennen. Aber ich habe ei-
nige Bemerkungen zum Verhalten der SPD. Sie 
haben sich schon im mitberatenden Ausschuss 
mit großem Getöse verzogen, haben den Aus-
schuss verlassen, während Sie im federführenden 
Ausschuss weiterdiskutiert haben. Bitte erklären 
Sie mir mal, was das soll. 

Das Verfahren war kurzfristig, aber ordnungsge-
mäß. Ich darf Ihnen noch einmal sagen: Wir ha-
ben die Sachen früher sozusagen als Tischvorla-
ge auf den Tisch geknallt bekommen und hatten 
innerhalb von zehn Minuten darüber zu beraten. 
Und da regen Sie sich auf, dass Sie es zwei bis 
drei Tage vorher bekommen haben. Sie sollten da 
vielleicht mal etwas abrüsten.  

Es geht Ihnen hier nicht um eine sachgerechte 
Aufklärung. Es geht Ihnen schlichtweg darum, das 
ganze Verfahren und die überfällige Verwaltungs-
strukturreform ins nächste Jahr zu verschieben. 
Sie verunsichern die Menschen, die Beschäftigten 
weiter. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
mir liegt eine Zwischenfrage von Herrn Jäger vor. 
Möchten Sie antworten? 
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Friedhelm Ortgies (CDU): Danke, nein.  

(Ralf Jäger [SPD]: Aber Sie haben doch eine 
Frage gestellt!) 

Ich möchte Ihnen zum Schluss mal vorlesen, was 
der Landrat meines Kreises im November dieses 
Jahres öffentlich gesagt hat: 

„Der Kreis Minden-Lübbecke freut sich auf die 
Verstärkung. Für die notwendige Fachkompe-
tenz ist gesorgt. Das ist ein Schritt zu mehr 
Bürgernähe.“  

Raten Sie einmal, von welcher Partei dieser Mann 
ist. Er ist im Mai als SPD-Landrat gewählt worden. 
Das sagen Ihre Leute zu dieser Reform. Wir trau-
en den Beschäftigten das zu, was Sie ihnen nicht 
zutrauen. Wir sagen: Die schaffen das. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ortgies. – Jetzt hat Herr Ellerbrock das Wort.  

Holger Ellerbrock (FDP): Meine Damen und Her-
ren! Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Die Würfel sind gefallen. Es herrscht Klar-
heit – zumindest für diejenigen, die bei der letzten 
Sitzung des Umweltausschusses dabei waren. 
Die Kollegen von der SPD müssen mit einem Er-
kenntnisdefizit leben. Das ist deren Problem, nicht 
unser Problem. 

Zweitens zum Verfahren: Herr Körfges, Ände-
rungsanträge werden im federführenden Aus-
schuss behandelt. Die Änderungsanträge, die Sie 
im Umweltausschuss behandeln wollten, standen 
gar nicht auf der Tagesordnung. Die Änderungs-
anträge sollten außerhalb der Tagesordnung ab-
weichend vom üblichen Verfahren diskutiert wer-
den. Dem haben wir nicht zugestimmt. Das ist ein 
völlig normales, übliches Verfahren.  

Drittens haben Sie hier den Umfang der Unterlagen 
bekrittelt. Ihre Aussage wäre umso glaubwürdiger 
gewesen, wenn Sie in den vergangenen Legisla-
turperioden den Anspruch, den Sie hier definiert 
haben, selbst verwirklicht hätten. Ich erinnere mich 
noch an die Aktenpakete, die wir auf den Tisch ge-
knallt bekommen hatten, über die wir noch wäh-
rend der Sitzung schnell abstimmen sollten. Ein 
von Ihnen geschätzter Kollege, Dr. Kasperek, sag-
te bei einer großen Menge an Änderungsanträgen, 
für die wir zehn Minuten Zeit hatten – Kollege Ort-
gies wies darauf hin –: Das ist Ihre intellektuelle 
Beschränktheit, dieses in zehn Minuten nicht lesen 
zu können.  

(Zuruf von der CDU: Unglaublich!) 

Das waren Ihre Leute. Und deswegen wäre es 
gut, dieses im Auge zu behalten.  

Viertens. Unterschiedliche Beschlüsse von Ver-
waltungsgerichten hinsichtlich der Mitbestim-
mungspflicht – Düsseldorf sagt Ja, Köln, Aachen, 
Minden sagen Nein – haben dazu geführt, dass 
wir, um irgendwelchen Rechtsproblemen aus dem 
Weg zu gehen, einige Punkte herausgenommen 
haben, von denen die Landesregierung allerdings 
nach wie vor der Überzeugung ist, dass sie nicht 
mitbestimmungspflichtig wären. 

Fünftens. Sie sprechen die Gewerbeaufsicht an, 
was die Naturschutzverbände und die Industrie 
zusammengeführt haben sollen, Kollege Remmel. 
Tatsache ist, dass BDI wie auch Industrie- und 
Handelskammern die nun gefundene Lösung, 
dass komplexe Verfahren bei der Bezirksregie-
rung verbleiben, nach wie vor gut finden. Stan-
dardverfahren werden bei den Kommunen abge-
handelt.  

Wichtig ist, dass die Genehmigungsbehörde wei-
terhin kompetent, schnell und rechtssicher bera-
ten und entscheiden kann. Dieses wird durch das 
zu beschließende Gesetz gewährleistet.  

Wir haben noch zusätzlich zugunsten der Kom-
munen aufgebessert, um das Konnexitätsprinzip 
noch einmal deutlich zu machen.  

Sie haben eine dritte Lesung beantragt. Wir kön-
nen darauf gerne noch eingehen. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Für die SPD-Fraktion hat sich 
noch Herr Jäger gemeldet.  

Ralf Jäger (SPD): Herr Ellerbrock, Herr Ortgies, 
Sie hätten durch die eine oder andere provokante 
Formulierung in Ihren Reden vermeiden können, 
dass die SPD ihre Redezeit jetzt noch in An-
spruch nimmt. Aber das Vergnügen, Herr El-
lerbrock, das gönne ich Ihnen jetzt.  

Ich glaube, dass das Beratungsverfahren zu die-
sem Gesetzentwurf – da können Sie gerne die 
weitere Historie in diesem Landtag heranziehen –, 
was Parlamentarismus, was Fairness und Um-
gang miteinander angeht, wirklich einmalig ist. 
Dieses Verfahren war schändlich, Herr Ellerbrock, 
wirklich schändlich.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Sie haben diesem Parlament, dem Kommunal-
ausschuss und dem fachlich begleitenden Um-
weltausschuss zugemutet, am Morgen der Bera-
tung – und nicht zwei Tage vorher – einen Ände-
rungsantrag mit 60 Artikeländerungen in nicht ei-
ner, nein, nicht zwei, nicht drei, sondern in vier 
verschiedenen Versionen vorzulegen.  

Jetzt sind wir doch, meine Damen und Herren, um 
20.48 Uhr einmal ehrlich in der Auseinanderset-
zung!  

(Zurufe und Heiterkeit von der CDU) 

Diese Anträge haben doch Sie nicht formuliert – 
Herr Löttgen, Sie schon gar nicht. Das haben 
auch nicht Sie von der FDP formuliert. Wahr-
scheinlich ist im Ministerium am Freitagnachmit-
tag der Schreibtisch aufgeräumt und festgestellt 
worden: Mein Gott, wir haben noch so schönen 
Änderungsbedarf zu diesem Gesetzgebungsver-
fahren. Jetzt werden wir die beiden Fraktionen 
einmal bitten, das einzufügen. – Das ist – das ge-
be ich zu, meine Damen und Herren – auch zu 
rot-grünen Zeiten passiert.  

Aber was passierte bei uns anschließend am 
Dienstag in der Fraktion? Wir haben dem zustän-
digen Minister gesagt: Mein lieber Freund, das 
machst du genau zweimal mit uns – ein erstes 
und ein letztes Mal. – Sie dagegen nehmen das 
völlig kritiklos hin, weil Sie in einem solchen Bera-
tungsverfahren schlichtweg kein Rückgrat mehr 
beweisen, meine Damen und Herren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich halte es aus parlamentarischer Gepflogenheit 
und parlamentarischer Kultur heraus schlichtweg 
für eine Zumutung, dass Sie uns dann noch un-
terstellen, dass es unser Erkenntnisproblem sei, 
wenn die Kolleginnen und Kollegen aus dem Um-
weltausschuss unter Auszug aus dem Ausschuss 
kritisierten, den Änderungsantrag nicht einmal zur 
Kenntnis bekommen zu sollen.  

Wir stimmen gleich über unseren Antrag auf eine 
dritte Lesung ab. Meine Damen und Herren, ich 
will Ihnen ganz ehrlich sagen: Wenn Sie gegen-
über dieser Landesregierung, die Sie als Regie-
rungsfraktionen durch ihr Handeln schlichtweg nur 
noch missbraucht, einen Hintern in der Hose hät-
ten, dann würden Sie diesem Antrag auf eine drit-
te Lesung zustimmen und feststellen, dass alles 
andere stattfindet, nur nicht, dass die kommuna-
len Spitzenverbände, die Umweltverbände und 
die Arbeitgeberverbände irgendwann Ihrem Ge-
setzgebungsverfahren in irgendeiner Weise zu-
stimmen werden. – Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Jäger. – Es gibt jetzt keine weiteren Wort-
meldungen mehr. Deshalb können wir zur Ab-
stimmung kommen.  

Der Ausschuss für Kommunalpolitik und Verwal-
tungsstrukturreform empfiehlt Ihnen in seiner Be-
schlussempfehlung Drucksache 14/5588, den 
Gesetzentwurf Drucksache 14/4973 in der Fas-
sung der Beschlüsse des Ausschusses anzuneh-
men.  

(Zuruf von der SPD: Dritte Lesung!) 

– Die Abstimmung über eine dritte Lesung kommt 
noch. – Wer dieser Beschlussempfehlung zustim-
men kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
CDU und FDP. Wer ist dagegen? – Das sind die 
Grünen und die SPD. Damit ist die Beschlussemp-
fehlung angenommen und der Gesetzentwurf 
Drucksache 14/4973 in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Die Fraktion der SPD hat eine dritte Lesung des 
vorgenannten Gesetzentwurfes beantragt. Nach 
§ 73 der Geschäftsordnung findet eine dritte Le-
sung auf Antrag einer Fraktion oder eines Viertels 
der Mitglieder des Landtages statt. Der Antrag 
muss vor Schluss der Beratung der zweiten Le-
sung schriftlich eingereicht werden. Diese Vor-
aussetzungen sind gegeben.  

Zur Vorbereitung dieser dritten Lesung kann eine 
Überweisung des vorgenannten Gesetzentwurfes 
beschlossen werden. Ein entsprechender Antrag 
auf Überweisung an den Ausschuss für Kommu-
nalpolitik und Verwaltungsstrukturreform und an 
den Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz liegt vor. 
Hiermit stelle ich diesen Antrag zur Debatte. – 
Herr Biesenbach.  

Peter Biesenbach (CDU): Frau Präsidentin! Der 
Antrag zur dritten Lesung ist selbstverständlich 
okay. Die Rücküberweisung werden wir aber ab-
lehnen.  

Wir schlagen vor, die Tagesordnung für Freitag so 
zu ändern, dass wir die dritte Lesung unter Ta-
gesordnungspunkt 3 vornehmen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Dann lasse ich 
zunächst über die Rücküberweisung abstimmen. 
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
SPD und vereinzelt Abgeordnete der Grünen. Wer 
ist dagegen? – Dann ist das abgelehnt. Die dritte 
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Lesung kommt damit automatisch am Freitag auf 
die Tagesordnung.  

Meine Damen und Herren, damit ist Tagesord-
nungspunkt 2 erledigt. 

Wir kommen zu:  

3 Gesetz zur Novellierung des Kurortegeset-
zes sowie zur Aufhebung der Kurorteve-
rordnung und der Erholungsorteverord-
nung und zur Änderung des Kommunalab-
gabengesetzes (Kurortegesetz – KOG NRW) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/4298 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Arbeit,  
Gesundheit und Soziales  
Drucksache 14/5582 

zweite Lesung 

Der erste Redner, Herr Kleff, gibt seine Rede zu 
Protokoll. (Siehe Anlage 4)  

(Beifall von CDU und FDP) 

Somit ist die nächste Rednerin Frau Gebhard von 
der SPD-Fraktion. 

Heike Gebhard (SPD): Frau Präsidentin! Verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, wir profi-
tieren alle davon, dass die Koalitionsfraktionen auf 
ihre Reden verzichten. Es ist ohnehin klar, dass 
sie nur gesagt hätten: Wir sind dafür, dass das 
läuft. – Wir als Opposition sind jedoch der Ansicht, 
deutlich machen zu müssen, 

(Unruhe) 

– störe ich sehr? –, 

(Zurufe von der CDU: Ja!) 

warum wir diesen Gesetzentwurf nicht mittragen 
können. Darum lassen Sie mich das kurz begrün-
den. 

(Unruhe – Glocke) 

Wir haben in der Anhörung am 5. September 
deutlich vor Augen geführt bekommen, dass es 
sehr wohl Sinn macht, die bisher in verschiedenen 
Vorschriften geregelten Tatbestände in einem 
einheitlichen Gesetz zusammenzufassen. Ziel 
muss es sein, größere Transparenz herzustellen 
und durch eine Angleichung an die Rechtsver-
hältnisse in anderen Bundesländern für mehr 
Klarheit zu sorgen.  

Für die SPD-Fraktion sind dabei zwei Aspekte von 
besonderer Bedeutung. Die Bürgerinnen und Bür-
ger, die entsprechende Orte zur Regeneration 
aufsuchen, erwarten spezielle qualitätsgesicherte 
Gesundheitsangebote. Die staatliche Anerken-
nung muss also Garant dafür sein, dass diese 
Angebote auf gesicherten Qualitätsstandards fu-
ßen. Zum anderen müssen wir die wirtschaftliche 
Bedeutung der Kurorte und Heilbäder im Blick ha-
ben. Diese Orte verzeichnen in Nordrhein-
Westfalen allein zehn Millionen Übernachtungen 
und machen einen Jahresumsatz von 
3,3 Milliarden € aus. 

Wenn wir also ein modernes Gesetz auf den Weg 
bringen wollen, müssen wir dafür Sorge tragen, 
dass einerseits die bestehenden anerkannten Or-
te geschützt werden, andererseits aber auch neue 
Orte Chancen bekommen. Sie alle haben sich im 
Interesse ihrer Patientinnen und Patienten einer 
regelmäßigen Qualitätskontrolle zu unterziehen, 
um die Kureffekte und Kurerfolge zu sichern und 
zu verbessern. 

Die Anhörung hat unseres Erachtens eindeutig 
zutage gefördert, dass eine Abkehr vom Arznei-
mittelgesetz hin zum Medizinproduktegesetz bei 
Heilbädern und Orten mit Peloid- oder Moor-
Kurbetrieb einen großen bürokratischen und fi-
nanziellen Aufwand zur Folge hätte, den niemand 
wollen kann, zumal er die Sicherheit für die Pati-
enten nicht erhöht. 

Daher hatten wir eine entsprechende Änderung 
beantragt. Die Koalitionsfraktionen sahen dies 
ebenso und haben dazu ebenfalls eine Änderung 
vorgeschlagen, die im Kern mit der unseren iden-
tisch ist. Auch wenn Sie unseren Vorschlag abge-
lehnt haben: Wir freuen uns, dass CDU und FDP 
ihre Verantwortung als Mehrheit endlich einmal 
wahrnehmen und tatsächlich Konsequenzen aus 
einer Anhörung ziehen, sodass wir uns nicht nach 
dem Prinzip verhalten „Wie du mir, so ich dir“, 
sondern wir haben Ihrer Fassung im Ausschuss 
zugestimmt. 

Was aber die Option für die Zukunft anbetrifft, ist 
leider wenig bewegt worden. Nicht einmal die von 
den Grünen vorgeschlagene Ermächtigung der 
Landesregierung, gleichsam modellhaft über das 
Gesetz hinausgehende Anerkennung ausspre-
chen zu können, wurde von Ihnen angenommen. 
CDU und FDP trauen ihrem Minister offensichtlich 
nicht zu, verantwortlich zu entscheiden. 

(Beifall von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

In Rheinland-Pfalz war man ein bisschen mutiger. 
Dort hat man abweichend von den sogenannten 
Begriffsbestimmungen einen Felke-Kurort aner-
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kannt. Auch in Bayern ging man über die bundes-
einheitlichen Begriffsbestimmungen hinaus und 
verankerte einen Schroth-Kurort. 

Völlig auseinander liegen wir bei allen anderen 
Änderungswünschen der Koalitionsfraktionen in 
den Artikeln 2 bis 12. Dort können Sie es sich 
nämlich nicht verkneifen, der Verwaltungsstruktur-
reform vorzugreifen. Solange aber die Änderun-
gen der Verwaltungsstruktur noch nicht rechtsver-
bindlich umgesetzt sind, kann unseres Erachtens 
bei nachgelagerten Gesetzen das Inkrafttreten 
nicht bereits unterstellt werden. Wie das Urteil des 
Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 16. Novem-
ber zeigt, kann der Weg bis zur Umsetzung noch 
sehr steinig sein. Er kann sich vielleicht sogar 
selbst infrage stellen. Da ich davon ausgehe, dass 
man hier gleichwohl so beschließen wird, bitte ich 
das Präsidium, dies rechtlich zu prüfen und die 
Entscheidung gegebenenfalls zu beanstanden, 
bevor die Gerichte es tun müssen. 

Ich denke, auch ich habe mich kurz gefasst und 
danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Gebhard. – Der nächste Redner, Herr Dr. 
Romberg, hat seine Rede auch zu Protokoll ge-
geben. (Siehe Anlage 4)  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist sehr lo-
benswert! – Britta Altenkamp [SPD]: Das ist 
menschenfreundlich!) 

Als nächste Rednerin hat Frau Steffens von der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Meine Vorrednerin hat 
soeben eine Menge Punkte zum Kurorte-Gesetz 
genannt, gerade zur Notwendigkeit, warum man 
in Kurorten und für Kurorte im Interesse der Pati-
enten und Patientinnen, der Gäste und aller ande-
ren, die die Kurorte aufsuchen, Schutz und Si-
cherheit im Sinne von Qualitätssicherung braucht. 

Aber ich glaube – deswegen haben wir als Grüne 
im Beratungsverfahren als Konsequenz aus der 
Anhörung einen Änderungsantrag gestellt –, dass 
wir in Nordrhein-Westfalen mehr brauchen, als 
nur einen Bestandsschutz der bisher bestehenden 
Kurorte. Wir haben in der Anhörung deutlich ge-
hört, dass es Konkurrenz und zum Teil auch Ab-
wehr der bestehenden Kurorte gegenüber neuen 
Methoden, neuen Anwendungen und neuen 
Standorten gibt. Das hat natürlich etwas damit zu 
tun, dass die bestehenden Kurorte ihre eigenen 

Pfründe wahren und ihr Geschäft nicht mit ande-
ren teilen wollen. 

Wir Grüne haben einen Änderungsantrag gestellt, 
der keine Öffnung hin zu allem, sondern eine Öff-
nung im Sinne des Qualitätsschutzes darstellt. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth)  

Denn wir hatten das Vertrauen zum Minister und 
wollten die Landesregierung bzw. den Minister 
ermächtigen, über anerkannte Verfahren und über 
anerkannte neue medizinische Konzepte auch 
über das hinaus, was abschließend im Kurortege-
setz geregelt ist, Orten und Standorten die Mög-
lichkeit zu geben, Kurort zu werden. Damit hätten 
wir sowohl das Bewahren des Alten auf der einen 
Seite als auch auf der anderen Seite die Öffnung 
hin zu neuen Methoden. 

Ich finde es sehr schade, dass sich die Koalitions-
fraktionen dem versperrt und die Tür nicht geöff-
net haben. Denn ich meine, dass das Ministerium 
damit sehr wohl verantwortungsbewusst umge-
gangen wäre und nicht ins Blaue hinein sämtliche 
Standorte in Nordrhein-Westfalen, die vielleicht 
Wellness-Standorte im weiteren Sinne sind, zu 
Kurorten gemacht hätte.  

Deswegen finde ich es sehr bedauerlich, dass wir 
diese Öffnung nicht haben und dass andere Bun-
desländer uns leider in diesem Bereich – Bayern 
und Rheinland-Pfalz sind gerade genannt worden – 
eine Nase voraus sind und andere Angebote ma-
chen, die anerkannt sind, während bei uns Kom-
munen – gerade auch einige, die in der Anhörung 
vertreten waren – herausfallen und nicht Kurorte 
werden können, bloß um den Bestandsschutz für 
bestehende Kurorte zu sichern. Das finde ich zu-
tiefst bedauerlich. 

Von daher ist das auch in meinen Augen kein Ku-
rortegesetz, sondern ein Kurortebestandsschutz-
gesetz und keine Öffnung hin zu Neuem. Da hätte 
ich mir doch etwas anderes gewünscht. 

Ich kann es auch nicht verstehen, dass Sie als 
Minister, Herr Laumann, nicht versucht haben, mit 
Ihren Fraktionen ins Gespräch zu kommen und 
die Öffnung zu erreichen. Denn die Argumente, 
die in der Anhörung genannt worden sind, sind 
zum Teil auch aus Ihrem Haus immer wieder zu 
hören gewesen, nämlich dass man die Öffnung 
hin zu neuen Methoden braucht. Von daher ist es 
absolut unverständlich, dass Sie hier nur ein rei-
nes Bestandsschutzgesetz machen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Als nächster Redner hat 
für die Landesregierung Herr Minister Laumann 
das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Wahrheit ist: Im bisherigen Kurorterecht waren die 
Regelungen unübersichtlich und an vielen Stellen 
verteilt. Im neuen Gesetz werden sie deshalb ge-
strafft und zusammengeführt. Es wird in Zukunft 
jedem auf Anhieb klar sein, welche Vorausset-
zungen beigebracht werden müssen, um zum 
Beispiel das Prädikat „Kurort“ zu erzielen.  

Die Standards für Kurorte werden durch das Ge-
setz so gestaltet, dass sie aktuellen Erfordernis-
sen entsprechen. Ein Haus des Gastes mit Ruhe-
räumen und Lesezimmer, wie es früher verlangt 
wurde, wird heute kaum noch von jemandem ge-
nutzt. Gefragter sind zum Beispiel mehrfunktiona-
le Begegnungsräume, wie es sie oft schon als 
Gemeindezentren und Bürgerbegegnungsstätten 
gibt. 

Eine weitere Neuerung ist die Ergänzung von Art-
bezeichnungen, zum Beispiel Ort mit Heilquellen-
Kurbetrieb, Ort mit Heilstollen-Kurbetrieb oder Ort 
mit Peloid- oder Moor-Kurbetrieb. Diese Kenn-
zeichnungen gibt es auch schon in den Gesetzen 
anderer Länder. 

Auch regelmäßige Kontrollen der Anerkennungs-
kriterien sind im Interesse des guten Rufs leis-
tungsfähiger Heilbäder unbedingt notwendig. Die 
Bürgerinnen und Bürger müssen sich sicher sein, 
dass sie, wenn sie zum Beispiel in einem Heilbad 
oder in einem Kneipp-Kurort sind, mit einem ho-
hen medizinischen Niveau und einer sehr guten 
touristischen Infrastruktur rechnen können. 

Orte, die dauerhaft die Anerkennungskriterien 
nicht erfüllen, laufen Gefahr, ihr Prädikat zu verlie-
ren. So sind regelmäßige Überprüfungen der Ei-
genschaften des Klimas und der Luft notwendige 
Aufgaben, die bereits seit Jahrzehnten in den 
Standards des Deutschen Heilbäderverbandes 
festgeschrieben sind. Alle Gäste, insbesondere 
die Kurgäste, haben ein großes Interesse an der 
Gewährleistung einer dauerhaften Qualitätssiche-
rung. Daran sind selbstverständlich auch die Orte 
mit Kurprädikaten selbst interessiert. 

Die Anhörung im federführenden Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales am 5. September 
2007 hat ganz überwiegend Zustimmung zu den 
neuen gesetzlichen Bestimmungen ergeben. Alle 
Anregungen sind sehr sorgfältig geprüft worden. 

Soweit erforderlich, wurden Anpassungen vorge-
nommen. 

Unter den Beteiligten war insbesondere strittig, ob 
die im Gesetz festgeschriebenen Prädikate der 
Kurorte hinreichend sind oder ob es einer Eröff-
nungsklausel bedarf. Dank einer verkürzten Be-
richtspflicht kann dieses Thema schnell wieder 
aufgegriffen werden, wenn dies nötig ist. Bereits 
Ende 2010 soll dem Landtag dargelegt werden, 
welche Erfahrungen mit dem neuen Gesetz ge-
macht wurden, und insbesondere, ob die Einfüh-
rung weiterer Artbezeichnungen und Prädikate 
geboten ist. 

Der Gesundheitsstandort Nordrhein-Westfalen 
braucht moderne und leistungsfähige Kurorte. 
Das neue Kurortegesetz ist dazu ganz sicherlich 
ein erster Schritt in die richtige Richtung. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor, 
sodass wir die Beratung schließen können. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung Drucksache 14/5582, den 
Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 
14/4298 in der vom Ausschuss beschlossenen 
Fassung anzunehmen. Wer dieser Beschlussemp-
fehlung folgen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Dann ist diese Beschlussempfehlung mit 
den Stimmen der Fraktion der CDU und der Frakti-
on der FDP gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bei 
Nichtteilnahme des fraktionslosen Kollegen Sagel 
angenommen und der Gesetzentwurf in zweiter 
Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

4 Krankenhausgestaltungsgesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen – (KHGG NRW) 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 14/3958 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Arbeit,   
Gesundheit und Soziales  
Drucksache 14/5583 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5704 
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Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/5714 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Frakti-
on der CDU dem Kollegen Henke das Wort. Oder 
möchten Sie Ihre Rede zu Protokoll geben, Herr 
Henke? 

Rudolf Henke (CDU): Ich bin jetzt hin- und herge-
rissen zwischen der parlamentarischen Freude 
am Reden und der ärztlichen Not, helfen zu wol-
len. Ich entscheide mich für die Hilfe und gebe die 
Rede zu Protokoll. (Anlage 5)  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Der Kollege 
Henke gibt seine Rede zu Protokoll. – Als nächste 
Rednerin hat für die Fraktion der SPD die Kollegin 
Gebhard das Wort.  

Heike Gebhard (SPD): Frau Präsidentin! Verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! Bekanntermaßen bin 
ich keine Ärztin. Ich kann diese ärztliche Hilfe also 
nicht leisten. 

(Zurufe: Oh!)  

– Es tut mir leid. – Aber ich glaube, ich kann et-
was zu dem beitragen, was parlamentarisch viel-
leicht doch notwendig ist. Es handelt sich beim 
Krankenhausgestaltungsgesetz nicht um irgend-
ein kleines Gesetz, das man nebenher verab-
schieden kann, sondern wir müssen das schon 
sehr ernst nehmen, zumal große Strukturverände-
rungen angedacht, geplant und beabsichtigt sind. 

Als dieser Gesetzentwurf am 29. März in den 
Landtag eingebracht wurde, glaubten wir alle 
noch an ein ganz normales Gesetzgebungsver-
fahren. Als wir im Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales die dazugehörige Anhörung auf 
den 15. August terminierten, haben wir das immer 
noch geglaubt. 

Doch dann nahm das Verhängnis seinen Lauf, 
was dazu geführt hat, dass wir heute abschlie-
ßend über einen Gesetzentwurf befinden sollen, 
der an vielen Stellen noch nicht zu Ende gedacht 
ist. Das ist meines Erachtens nicht gut für die 
Krankenhäuser, nicht gut für die Träger, nicht gut 
für die Beschäftigten, und es ist schlecht für die 
kranken Menschen in unserem Land, die auf eine 
gute landesweite Versorgung angewiesen sind. 

(Beifall von der SPD) 

Drei Werktage vor der Anhörung beglückten Sie, 
Herr Minister, uns mit der Nachricht, dass Sie ein 
gutes Drittel Ihres Gesetzentwurfs gar nicht mehr 
wollen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: „Beglücken“ in 
Anführungsstrichen!) 

Konsequenterweise hätten Sie den Gesetzentwurf 
zurückziehen sollen. Stattdessen stoppten Sie pa-
rallel das Investitionsprogramm 2007.  

Die erste Anhörung – nachdem wir kurz vorher die 
Nachricht erhalten hatten, dass es gestoppt wird – 
erforderte somit von allen Beteiligten ein hohes 
Maß an Disziplin, um die Betroffenheit in wohlge-
setzte Worte zu fassen. Dabei war das Wort 
„Wortbruch“ unvermeidlich. Eigentlich hätte man 
aus der Haut fahren müssen. 

Die Anhörung hat sich dann auf die Teile konzent-
riert, die erörterbar waren. Dazu gehörte die Fra-
ge, wie wir in Nordrhein-Westfalen die Vorausset-
zungen dafür verbessern können, dass mehr an-
sonsten dem Tode geweihte Patienten in den Ge-
nuss von Organspenden kommen.  

Bereits am 15. Mai hatte die SPD-Fraktion in Ver-
bindung mit dem Entwurf für ein Krankenhausges-
taltungsgesetz gefordert, sich mit dieser unbefrie-
digenden Situation in Nordrhein-Westfalen ausei-
nanderzusetzen. Eine zentrale Forderung der 
SPD war und ist es, Transplantationsbeauftragte 
in Nordrhein-Westfalen verbindlich mit klar defi-
nierten Kompetenzen zu verankern.  

Aufgrund der guten Ergebnisse der ersten Anhö-
rung … 

(Unruhe) 

– Ich habe das Gefühl, Sie haben etwas anderes 
zu besprechen. Ich fände es gut, wenn Sie das 
auch woanders machen würden. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU) 

– Ich dachte, wir sind hier im Parlament. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das weiß die Ko-
alition nicht immer!) 

Wenn es Ihnen nicht passt, hier zu sitzen, können 
Sie wirklich hinausgehen. 

(Zurufe von der CDU) 

Wir haben es geschafft – ich finde, das sollte hier 
durchaus positiv dargestellt werden –, uns auf 
entsprechende Vorschriften zu verständigen, die 
sowohl die Anliegen der Spenderinnen und Spen-
der samt ihrer Angehörigen als auch die Anliegen 
der Institution Krankenhaus mit den Pflegenden 
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und den Ärzten angemessen berücksichtigen. Wir 
kamen überein, dazu detaillierte Vorschriften im 
Ausführungsgesetz zum Transplantationsgesetz 
zu verankern und im Krankenhausgestaltungsge-
setz nachdrücklich auf diese Vorschrift zu verwei-
sen. 

Ich erwarte daher heute das seltene Ereignis, 
dass alle Fraktionen dem Art. 2 in dieser Vorlage 
ihre Zustimmung erteilen. Ich denke, es ist ein gu-
tes Signal, wenn bei einem solch sensiblen The-
ma die Fraktionen beieinander stehen. 

Ein weiteres positives Ergebnis dieser Anhörung 
ist, dass in dem Entwurf für ein Krankenhausges-
taltungsgesetz – wie in dem bisher geltenden 
Krankenhausgesetz Nordrhein-Westfalen – die 
gleichberechtigte Beteiligung der Pflege in der Be-
triebsleitung vorgesehen ist. Aber dann hört es 
auch schon mit den positiven Nachrichten auf. 

(Rudolf Henke [CDU]: Qualitätssicherung!) 

– Na ja, ein bisschen. Wir hätten gern noch etwas 
anderes gehabt. – Die Umstellung der Investiti-
onsförderung kommt im Hauruckverfahren daher, 
nach dem Motto „Friss oder stirb“. Weder gibt es 
eine Bereitschaft, die Verteilungskriterien gerech-
ter zu gestalten, noch wird ein angemessener Ü-
bergang organisiert. 

(Rudolf Henke [CDU]: Ach nein!) 

Auf die Probleme, die der Abbruch der alten För-
derung ohne die Organisation eines Übergangs 
zur neuen Förderung mit sich bringt, bin ich schon 
heute Mittag bei der Haushaltsberatung einge-
gangen.  

Mir liegt dazu ein Resolutionsentwurf aller vier 
Fraktionen des Landschaftsverbands Rheinland 
vor, der unter anderem genau dies fordert. 

(Zuruf von Minister Karl-Josef Laumann) 

– Aller vier Fraktionen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Da sind Sie 
nicht informiert!) 

Ich habe keinen Experten gehört, der ausgeführt 
hätte, dass der Case-Mix, den Sie zugrunde legen 
wollen, den Investitionsbedarf in irgendeiner Wei-
se abbilden würde. Es ist wiederholt darauf hin-
gewiesen worden, dass dies aber in angemesse-
ner Zeit ermittelt werden könnte. 

(Zuruf von Rudolf Henke [CDU]) 

Die Frage ist: Warum gehen Sie nicht darauf ein? 
Wenn man schon umstellt, dann kann man es 
gleich richtig vernünftig machen. Warum gehen 
Sie nicht darauf ein? Warum sind Sie nicht für Ge-

rechtigkeit an dieser Stelle? Welche Sicherheit 
gewähren Sie den Krankenhäusern und ihren 
Trägern? Mit der Vorlage eines Entwurfs für eine 
Rechtsverordnung am Abend vor der Ausschuss-
sitzung ist das jedenfalls nicht gewährleistet. 

(Beifall von der SPD) 

Gerade nach den Erfahrungen, die die Beteiligten 
mit Ihnen, Herr Minister, was Verfahrens- und 
Förderzusagen betrifft, gemacht haben, sollten 
Sie zu vertrauensbildenden Maßnahmen greifen 
und die wesentlichen Voraussetzungen für die 
Fördermittelvergabe unmittelbar im Gesetz fest-
schreiben und nicht in irgendeine Rechtsverord-
nung schieben. Allein das zwingt uns dazu, die-
sen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Die angedachten und zum Teil bereits im 
CDU/FDP-Antrag verankerten Details zwingen 
uns aber erst recht dazu. Nur ein Beispiel möchte 
ich geben. Wegen der Redezeit und weil ich mei-
ne Ausführungen nicht über Gebühr ausdehnen 
will, kann ich nicht alle aufzählen. Aber ein Bei-
spiel möchte ich benennen. 

(Beifall von der SPD) 

In Ihrem neuen § 19 gibt es eine Förderung der 
Mietkosten nur noch bis zum Auslaufen beste-
hender Verträge. Betroffen sind davon insbeson-
dere psychiatrische Tageskliniken. Was wollen 
Sie damit erreichen? Wollen Sie den wirtschaftli-
chen Druck auf die Tageskliniken erhöhen, sich 
großen Trägern anzuschließen?  

Lassen Sie mich einen Moment bei den psychiat-
rischen Kliniken bleiben, die nach meinem Ein-
druck aufgrund der geringeren Zahl in der Diskus-
sion sowieso immer ein wenig zu kurz kommen. 
Die Anhörung Ende Januar dieses Jahres zur 
psychiatrischen Versorgung hat es mehr als deut-
lich gemacht: Der Umbau von einer überwiegend 
stationären Psychiatrie zu einer gemeindenahen, 
dezentralen Versorgungsstruktur ist unbedingt 
fortzusetzen.  

Nur, dann muss sich das auch in den Förderricht-
linien widerspiegeln. Das tut es aber bedauerli-
cherweise nicht. Es ist auch nicht einzusehen, 
dass die Psychiatrien von eventuellen Mittelerhö-
hungen ausgenommen sind. 

Sie haben beklagt, dass in der Vergangenheit 
Förderzusagen für Investitionen mit Verpflich-
tungsermächtigungen abgesichert wurden, die 
den Haushaltsgesetzgeber bis zu fünf Jahre ban-
den. Ja, das ist richtig. Die Krankenhäuser hatten 
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die Sicherheit, dass sie begonnene Baumaßnah-
men auch zu Ende führen können. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Minister 
Karl-Josef Laumann) 

Sie erwarten jetzt, dass sich die Krankenhausträ-
ger mittels der Baupauschale Investitionskredite 
besorgen, die aber in aller Regel eine Laufzeit von 
15 bis 20 Jahren haben, ohne dass Sie ihnen 
auch nur einen Hauch von Sicherheit geben.  

Da muss ich in Richtung der 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Unsicherheit ist 
Sicherheit bei der Regierung!) 

Koalitionsfraktionen sagen: Ihr Entschließungsan-
trag, den Sie uns heute dazu vorgelegt haben, ist 
ein völlig untaugliches Mittel, die Sicherheit zu 
geben. 

(Beifall von der SPD) 

Er offenbart Ihre Hilflosigkeit, dieses Problem zu 
lösen. Sie wissen doch, das DRG-System erfor-
dert prozessorientierte Organisationsformen. Die-
se setzen entsprechende baulich funktionale Ge-
bäude und Raumstrukturen voraus. So sagt es 
zumindest Prof. von Eiff vom IKM. Das heißt, die 
Krankenhäuser, denen Sie jetzt die Förderung 
verweigern, sich entsprechend aufzustellen, wer-
den vom Markt gedrängt, und zwar ohne Rück-
sicht darauf, ob sie einen wichtigen Versorgungs-
auftrag in der Region haben oder nicht. 

(Beifall von der SPD) 

Mehr noch: Die privaten Krankenhauskonzerne 
schauen nicht nur zu. Sie suchen gezielt nach ge-
eigneten Standorten, die sie aber nicht nach den 
Erfordernissen der Region ausbauen. Nein! Sie 
spezialisieren sich auf bestimmte Krankheitsbil-
der, die entweder ein hohes Kostengewicht bei 
relativ geringem Pflegeaufwand oder durch Opti-
mierung von fließbandartigen Massenbehandlun-
gen für steigende Gewinne sorgen. So beschreibt 
dies zumindest der freie Journalist Hermann Wer-
le. 

Spezialkliniken werden aber nicht die wohnortna-
he Breitenversorgung absichern. Sie sind in der 
Regel auch nicht für die Aufnahme von Notfallpa-
tienten geeignet. Nehmen Sie das Wort aus der 
letzten Landesgesundheitskonferenz ernst: Unser 
Gesundheitssystem verkraftet nur ein begrenztes 
Maß an Wettbewerb und Markt.  

Leisten Sie also nicht Vorschub für ein unkontrol-
liertes Krankenhaussterben. Lassen Sie uns ge-
meinsam für eine transparente Krankenhauspla-
nung sorgen. Die Öffentlichkeit hat ein Recht, 

dass dies von legitimierten und zur Rechenschaft 
zu ziehenden Personen geleistet wird und nicht 
einfach in die Administration und den Ausschuss 
für Krankenhausplanung überantwortet wird. 

(Beifall von der SPD) 

Darum können wir, da Sie das bis jetzt nicht vor-
sehen, dieses Krankenhausgestaltungsgesetz nur 
ablehnen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Gebhard.  

Der Kollege Dr. Romberg für die FDP-Fraktion hat 
seine Rede zu Protokoll gegeben. (Siehe Anla-
ge 5)  

(Beifall von FDP, CDU und SPD – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Eine Wohltat für das Par-
lament!) 

Als nächste Rednerin hat die Kollegin Steffens für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte eine Be-
merkung vorab machen: Wir haben 21:17 Uhr, wir 
sind vollkommen im Zeitplan der heutigen Plenar-
sitzung. Ich finde es erstaunlich, dass applaudiert 
wird, wenn jemand seine Rede zu Protokoll gibt, 
und dass Zwischenrufe kommen: „Geben Sie Ihre 
Rede doch auch zu Protokoll!“ Wir sind hier ein 
Parlament. Wir haben hier Plenartage, wir disku-
tieren hier. Jeder kann seine Rede zu Protokoll 
geben. Aber es ist vollkommen normal, dass wir 
hier reden. Dafür sind wir hier eigentlich zusam-
mengekommen. Wenn Sie finden, dass die Ta-
gesordnung zu lang und die Uhrzeit zu spät ist, 
dann setzen Sie sich im Ältestenrat oder in der 
Runde der Parlamentarischen Geschäftsführer 
zusammen und regeln Sie, dass die Tagesord-
nung so aufgestellt wird, dass sie Ihren privaten 
Bedürfnissen entspricht. Aber ich finde es absolut 
unparlamentarisch, welche Stimmung hier derzeit 
entsteht. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Steffens, entschuldigen Sie, wenn ich Sie unter-
breche. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Jarzombek? 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Nein, ich gestatte 
jetzt keine Zwischenfrage, weil ich jetzt zum The-
ma Krankenhausgesetz reden möchte und Ihre 
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Zwischenrufe, die Sie eben die ganze Zeit ge-
macht haben, schon für sich gesprochen haben. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich darf Sie alle bitten, ein 
bisschen diszipliniert Ruhe zu bewahren, damit 
wir den Rednerinnen und Rednern auch zuhören 
können. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Wir reden hier heu-
te Abend über das Krankenhausgesetz Nordrhein-
Westfalen. Das ist ein Gesetz, das für viele Men-
schen in diesem Land eine massive Bedeutung 
hat und auf den ländlichen Raum unter Umstän-
den eine Auswirkung haben wird, die eine Dimen-
sion hat, die Sie hier offenbar nicht ernst nehmen 
und der Ihr Verhalten überhaupt nicht gerecht 
wird. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich finde, dass man sich hier die Zeit nehmen 
muss, über solche Gesetze und solche Gesetz-
gebungsverfahren zu reden, die man sich auch 
vorher vorgenommen hat, darüber zu reden. 

(Zurufe von CDU und FDP) 

Wir haben im Laufe des Verfahrens eine Reihe 
von Änderungsanträgen und Kritik in dieses Ver-
fahren eingebracht; und zwar Kritikpunkte, die von 
den Expertinnen und Experten in der Anhörung 
benannt worden sind.  

Da gab es nicht die Kritik an einer grundsätzlichen 
Veränderung der Finanzierung, sondern da gab 
es eine Zustimmung, dass man gerade vor dem 
Hintergrund der Umstellung auf die DRGs ein an-
deres Finanzierungssystem braucht.  

Aber es ist klar geworden, dass es bei der Um-
stellung, so wie sie jetzt vollzogen wird, auf das 
Case-mix und damit auf den Schweregrad und die 
Fallzahl der Erkrankungen einfach eine Menge an 
Risiken gerade für ganz bestimmte Bereiche gibt.  

Wir haben das Problem der Benachteiligung von 
bestimmten Abteilungen, Fachkrankenhäusern 
oder Therapieeinrichtungen. Gerade wenn man 
sich anguckt, was in der Anhörung vorgetragen 
worden ist, sind davon psychiatrische Kranken-
häuser, aber auch andere, sehr personalintensive 
Bereiche besonders betroffen. 

Die Baupauschale ist auch ein massives Problem 
für Tageskliniken. Sie müssen, wenn Sie heute 
diesem Antrag und diesem Gesetz in der Form 
zustimmen, die Verantwortung für das tragen, was 
in Auswirkung dessen passieren wird. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Stef-
fens, der Kollege Brockes würde gerne eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Zum Thema gerne. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön, 
Herr Kollege Brockes. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Kollegin Steffens, 
ist Ihnen aufgefallen, dass bei diesem wichtigen 
Tagesordnungspunkt von Ihrer Fraktion außer Ih-
nen nur noch vier Abgeordnete hier im Parlament 
anwesend sind? 

(Zuruf von der SPD: Von wie vielen? – Wei-
terer Zuruf: Es sind doch fünf!) 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Es ist mir aufgefal-
len, dass Sie nicht zählen können. Wenn Sie rich-
tig zählen könnten, kämen Sie schon einmal auf 
fünf und nicht auf vier, die im Moment im Raum 
anwesend sind. Herr Groth war gerade eben auch 
noch im Raum. Wenn Sie zwei Minuten vorher 
gezählt hätten, hätten Sie auf sechs kommen 
können. Aber ich wüsste nicht, was die Anzahl der 
Abgeordneten … 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Wir können gerne noch 
die Anwesenheit von allen Abgeordneten feststel-
len. Die Geschäftsordnung gibt dafür hinreichend 
Möglichkeiten. Wenn solche Fragen schon gestellt 
werden, habe ich doch die herzliche Bitte, dass 
dann auch dem Redner die Gelegenheit gegeben 
wird, diese zu beantworten, auch zu dieser späten 
Stunde. – Bitte schön, Frau Kollegin. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Ich kann Ihnen 
gerne sagen, dass ich glaube, dass die Anzahl 
der Abgeordneten der Grünen nicht unbedingt ein 
Problem für die Intensität der Beratung darstellt. 
Wir hätten uns gerne mit Ihnen gemeinsam mit 
der Position der FDP-Fraktion und der Position 
der CDU-Fraktion mit ihrem neuen Entschlie-
ßungsantrag, der heute ja zum ersten Mal einge-
bracht wird, auseinandergesetzt und uns Ihre 
Meinung dazu angehört. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber Ihnen reicht es ja, etwas zu Protokoll zu ge-
ben. Das Parlament dient aber nicht dazu, dass 
meine Fraktion die Positionen, die wir gemeinsam 
in stundenlanger Sitzung diskutiert haben, noch 
einmal anhört, sondern dient dem Austausch mit-
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einander. Und warum sollen die Abgeordneten 
unserer Fraktion hier sitzen und zuhören, wenn 
Sie sowieso nichts beitragen?  

Nun komme ich wieder zu unserer Kritik und un-
seren Bedenken bezüglich dieses Gesetzes. – Ei-
nen Punkt hat eben die Kollegin der SPD ange-
sprochen. Wenn Sie nun mit der Gießkanne 

(Frank Sichau [SPD]: Mit dem Laumann!) 

eine Pauschale an alle Krankenhäuser im Land 
verteilen, ohne ein finanzielles Steuerungsinstru-
ment in der Hand zu behalten, Herr Minister, dann 
hat dies das Problem zur Folge, dass die Kran-
kenhäuser weder die notwendigen Kredite wegen 
der Laufzeit behalten können noch dass sie in ir-
gendeiner Form die Möglichkeit haben, über eine 
andere Landesfinanzierung ihre Klinik zu erhalten, 
sofern sie an das Existenzminimum stoßen. 

Das heißt, wir haben kein Instrument mehr, mit 
dem man die Daseinsvorsorge in irgendeiner 
Form sicherstellen kann. Und gerade aus dem 
ländlichen Raum wurde eine Reihe von Kritik-
punkten geäußert, und viele Menschen haben 
diese Bedenken vorgetragen. Dass diese Men-
schen überhaupt nicht ernst genommen werden 
und dass Sie als Minister die komplette Steuerung 
für die gesamte Krankenhauspolitik aus der Hand 
geben und sagen: „Ich will gar nicht mehr steuern, 
sondern das sollen die Kommunen alleine ma-
chen“, halte ich an der Stelle für politisch verant-
wortungslos, 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

zumal die Krankenhausträger selber – sie sind mit 
dem Thema noch viel intensiver befasst als wir als 
Abgeordnete – erklärt haben: Selbst wenn man 
sich mit diesem Gesetzentwurf intensivst beschäf-
tigt, kann man nicht bis ins letzte Detail abschät-
zen, was dies bedeutet. 

Man kann lediglich Worst-Case- und Best-Case-
Varianten erarbeiten, und diese gehen weit aus-
einander, und die Risiken, die dahinter stecken, 
sind im Sinne der Sicherstellung der Daseinsvor-
sorge einfach massiv.  

Deswegen verstehen wir nicht, warum Sie nicht 
zumindest – eben haben Sie bei der Haushaltsbe-
ratung gesagt, dass Sie an der Stelle Geld einset-
zen – dieses Gutachten erstellen und eine Risiko-
folgeabschätzung vornehmen, damit Sie rechtzei-
tig steuern können. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Geldver-
schwendung!) 

– Sie sagen immer, das sei rausgeschmissenes 
Geld. Wenn die ersten fünf Krankenhäuser ka-
puttgegangen sind, weil Sie kein Geld mehr zur 
Steuerung haben, 

(Frank Sichau [SPD]: Kreis Borken!) 

dann ist das für das Land und für die Menschen in 
diesem Land viel teurer, Herr Minister! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir haben eine Reihe von anderen Änderungs-
punkten in das Beratungsverfahren eingespeist. 
Wir sehen den Wegfall der Hygienekommission 
als sehr problematisch an. Wir haben weitere 
kleinere Punkte eingebracht, aber zumindest ei-
nen Punkt haben auch die Koalitionsfraktionen 
aufgegriffen, nämlich die Wiederaufnahme der 
Pflegeleitung in die Betriebsleitung des Kranken-
hauses. Das erachten wir als wichtigen und guten 
Schritt, aber leider ist es nur ein Schritt, der an der 
Stelle, wo viele andere notwendig gewesen wä-
ren, gegangen worden ist. 

Zum Themenbereich Transplantationsgesetz und 
den Änderungen hat die Kollegin eben auch 
schon einiges ausgeführt. Ich finde es wichtig – 
das habe ich auch am Anfang der Diskussionen 
hier im Landtag gesagt –, dass eine Beratung 
stattfindet, die für die Personen, für die Angehöri-
gen ergebnisoffen ist und eine Beratung darstellt, 
die nichts mit Bedrängen und Drängen zu tun hat. 
Das haben wir jetzt in der Formulierung verankert, 
und vor dem Hintergrund können wir schweren 
Herzens dann auch der Einrichtung eines Trans-
plantationsbeauftragen zustimmen, wenn sicher-
gestellt ist, dass es diese ergebnisoffene Bera-
tung gibt. 

(Beifall von Frank Sichau [SPD]) 

Letzter Punkt. Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU und der FDP, haben Ihren Entschlie-
ßungsantrag nicht vorgestellt. Wenn man den 
Entschließungsantrag liest, kann man auch ein 
Stück weit verstehen, warum Sie die Rede zu Pro-
tokoll geben und nicht selber ans Mikrofon gehen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Denn das Niveau dieses Antrags 

(Die Rednerin hält den Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP Drucksache 14/5714, hoch.) 

ist ziemlich unter allem. Denn Sie wollen den 
Krankenhäusern eigentlich die Planungssicherheit 
geben, sodass diese Kredite auf der Grundlage 
dieser Krankenhausfinanzierung erhalten. Dieses 
Blatt Papier – sofern Sie es beschließen – gibt 
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keinem Krankenhaus auch nur ein Stück weit Si-
cherheit, mit der man einen Kredit langfristig ab-
decken und absichern kann. Damit bekommen 
Krankenhäuser gar nichts. 

Ich sage es mal so: Entschließungsanträge gera-
de von Regierungsfraktionen haben immer so et-
was von Wunschzetteln und Appellen, damit der 
Finanzminister nicht doch noch seine Hand aus-
streckt und einem das Geld wegnimmt. Das ist 
aber für ein so wichtiges Thema wie die Kranken-
hauspolitik viel zu dünn und dürftig. Da hätten wir 
schon ein bisschen mehr von Ihnen erwartet. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Für die Landesregierung 
spricht nun Herr Minister Laumann. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin 
heute Abend sehr zufrieden. Denn ein schwieri-
ges, aber wichtiges Gesetz, das ich vorgeschla-
gen habe, wird heute wohl mit der Mehrheit des 
Parlaments – so denke ich – angenommen. 

Dies ist ein Gesetz, das unseren 407 Kranken-
häusern in Nordrhein-Westfalen auf der einen Sei-
te erheblich mehr Gestaltungsspielräume gibt, um 
sich in einem verändernden, aber auch wachsen-
den Gesundheitsmarkt zukunftsfähig aufzustellen. 
Auf der anderen Seite behält die Landesregierung 
und damit auch der Landtag von Nordrhein-
Westfalen genügend Instrumente in der Hand, in-
dem wir nämlich nach wie vor die Krankenhaus-
planung und insbesondere die Schwerpunktpla-
nung bei uns halten, um dafür zu sorgen, dass wir 
in allen Regionen unseres Landes eine qualitativ 
hochwertige und ausreichende medizinische Ver-
sorgung gewährleisten. 

(Frank Sichau [SPD]: Sie haben keine Hän-
de mehr mit diesem Gesetz!) 

Krankenhäuser sind wohl – das wissen wir alle – 
neben Schulen die wichtigsten öffentlichen Ein-
richtungen. Und vor den Krankenhäusern in Nord-
rhein-Westfalen – wie überall – muss man einen 
Riesenrespekt haben. Denn wenn man sich mit 
der Geschichte von Krankenhäusern beschäftigt, 
weiß man, dass die meisten Krankenhäuser aus 
einem riesigen bürgerschaftlichen, oft auch kirch-
lich motivierten Einsatz von Bürgerinnen und Bür-
gern vor 80, 100 oder 150 Jahren entstanden 
sind. 

Was wir jetzt machen, ist, diesen Krankenhäusern 
schlicht und ergreifend ein Stück Freiheit zu ge-
ben. Sie sollen sich nämlich so entwickeln kön-
nen, wie es den Patientenströmen entspricht. 

(Frank Sichau [SPD]: Schließungen!) 

Und der Patient ist in der Wahl des Krankenhau-
ses seines Vertrauens erheblich mündiger gewor-
den. 

(Frank Sichau [SPD]: Auch der Notfallpati-
ent?) 

Deswegen ist es doch richtig, dass wir auf die ge-
samte Detailplanung verzichten und dass sich in 
diesem Bereich Krankenhäuser in dem Maße 
entwickeln können, wie sie Kunden- und Patien-
tenströme an sich binden können, und dass wir 
dieses nicht von vornherein über eine Teilgebiets-
planung in andere Kanäle lenken. 

All die Untersuchungen, die wir zu den Vorteilen 
der Pauschale gegenüber der früheren Bettenre-
gelung gemacht haben, haben bewiesen, dass die 
Nutznießer dieser Regelung viele mittlere Kran-
kenhäuser in den ländlichen Gebieten sind. Denn 
sie bieten eine exzellente medizinische Versor-
gung auf einem hohen Niveau, obwohl sie nach 
der alten Krankenhausplanung in der Regel Kran-
kenhäuser der Grundversorgung waren, und dies 
wurde im Rahmen der Bettenpauschale am 
schlechtesten honoriert. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Bettenpauschale war für die großen Kliniken 
der Städte gut, aber schlecht fürs Land. Das habe 
ich verändert. Jawohl, und dazu stehe ich. 

(Frank Sichau [SPD]: Wir werden sehen!) 

Der zweite Punkt ist, dass wir dafür gesorgt ha-
ben, dass unsere Krankenhäuser in Nordrhein-
Westfalen jetzt die Möglichkeit haben, sich Geld 
zu besorgen, um in dieser Phase, in der die diag-
nosebezogenen Fallpauschalen scharf geschaltet 
werden, ihre inneren Prozesse so zu gestalten, 
dass sie sich am Markt wirtschaftlich behaupten 
können.  

Und das machen wir über eine Baupauschale, 
weil wir damit die entscheidenden Investitionsent-
scheidungen in die Eigenverantwortung der Kran-
kenhäuser, nicht in die Verantwortung einer Minis-
terialbürokratie legen und ihnen eine verlässliche 
Finanzierungsgrundlage geben – dieses auch ü-
ber Kredite und dann über die Baupauschale, weil 
sie auch für Zinsen und Tilgung eingesetzt wer-
den und diesen Innovationsschub möglich ma-
chen kann.  
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Ich bin fest davon überzeugt, dass unsere Kran-
kenhäuser in Nordrhein-Westfalen damit sehr 
verantwortungsbewusst umgehen werden und 
dass sie sehr wohl wissen, was für ihr Kranken-
haus richtig ist. Denn die Wahrheit ist, dass wir in 
Nordrhein-Westfalen auch vorher keine duale 
Krankenhausfinanzierung mehr hatten, wie sie im 
Bilderbuch steht, dass die Krankenhäuser auf der 
einen Seite über die Krankenkassen finanziert 
werden, was medizinische Leistungen angeht, 
und auf der anderen Seite vom Land finanziert 
werden, was das Bauen angeht.  

Das war schon längst eine Mischfinanzierung. 
Viele Krankenhausbauten sind von Ihnen zu 
100 % gefördert worden, andere gar nicht, obwohl 
sie gebaut haben, und wieder andere zu 20 % 
oder 30 %. Aber die Kriterien, wonach das ent-
schieden wurde, kann ich bis heute nicht nach-
vollziehen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Deswegen ist es so – das wurde in den Anhörun-
gen vollkommen klar –, dass alle Fachleute sa-
gen: Jawohl, die Baupauschale, ein pauschalier-
tes System, gemessen an der Art, der Schwere, 
der Anzahl der Fälle ist schon ein richtiges In-
strument.  

Zur Kritik: Die Krankenhausvertretungen haben 
gesagt, sie hätten gerne mehr öffentliche Gelder 
für ihr Krankenhaus. Wir haben eine gute halbe 
Milliarde Euro im Haushalt 2008 und auch in den 
Folgehaushalten für die Krankenhäuser in Nord-
rhein-Westfalen vorgesehen. Das ist schon noch 
ein bisschen Geld.  

Ich glaube, dass die Krankenhäuser auch wissen, 
dass der Gesundheitsminister, Karl-Josef Lau-
mann, dafür gesorgt hat, dass die Krankenhäuser 
in Nordrhein-Westfalen zur notwendigen Konsoli-
dierung des Landeshaushalts keinen Beitrag ge-
leistet haben. Das ist der einzige große Bereich 
neben der Behindertenpolitik in meinem Haushalt, 
der nicht um 20 % gekürzt worden ist, um die wir 
alle anderen Bereiche leider absenken mussten, 
um mit der Erblast von 39 Jahren Rot-Grün in die-
sem Land überhaupt noch umgehen zu können.  

(Beifall von CDU und FDP – Frank Sichau 
[SPD]: Quatsch, was Sie da erzählen!) 

Die Wahrheit ist, dass den Krankenhäusern in 
Nordrhein-Westfalen im Haushaltsplan 2008 
40 Millionen € mehr zur Verfügung stehen als im 
Haushaltsplan 2005, dem letzten, den Sie zu ver-
antworten haben.  

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Das ist auch die Wahrheit. Die Krankenhäuser in 
Nordrhein-Westfalen wissen, dass dieses Gesetz 
ein Gesetz ist, dass die Zukunftsfähigkeit der sta-
tionären medizinischen Versorgung in Nordrhein-
Westfalen nachhaltig unterstützen wird und nach-
haltig in einem wachsenden Gesundheitsmarkt 
unseren Krankenhäusern auch die Möglichkeit 
gibt, sich zu entwickeln.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Ihre Zukunft ist mit 
diesem Gesetz zu Ende! – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Von Ihnen kommen immer die Antworten: Ja, Herr 
Minister, Sie brauchen einen Feuerwehrtopf. 
Wenn irgendwo etwas passiert, können Sie mit 
einem solchen Feuerwehrtopf reagieren. Ja, über 
diese Frage haben wir auch im Ministerium lange 
nachgedacht. Ich kann Ihnen nur sagen: Wenn 
Sie einen Feuerwehrtopf haben, dann wird jede 
Entscheidung in Nordrhein-Westfalen bei den 
Krankenhäusern so laufen, dass man eine Maß-
nahme anmeldet, die Feuerwehrtopf ist.  

Ich glaube, dass ein Krankenhaus, das auf dem 
medizinischen Markt gebraucht wird, immer einen 
Träger haben wird. Wir müssen auch Mut haben. 
Wenn die Trägerstrukturen es nicht mehr können, 
seit Jahren Defizite machen, wenn sie nicht in der 
Lage sind, Pläne zu machen, damit sich ein Kran-
kenhaus wirtschaftlich vernünftig aufstellt, dann 
muss nicht das Krankenhaus geschlossen wer-
den, sondern dann muss ein anderen Träger her.  

Und dies ist uns bislang in Nordrhein-Westfalen 
immer dann, wenn solche Schieflagen entstanden 
sind – sie sind früher entstanden und sie werden 
auch in Zukunft entstehen –, gelungen, weil der 
Krankenhausmarkt auch ein Markt ist, auf dem 
man sich, wenn man sich gut aufstellt, sehr wohl 
wirtschaftlich vernünftig betätigen kann. Trotzdem 
bleibt ein Krankenhaus eine soziale Einrichtung.  

Mit diesem Gesetz werden die Krankenhäuser 
keine reinen marktwirtschaftlichen Betriebe, son-
dern sie bleiben soziale Betriebe, die eine Sensi-
bilität für hilfebedürftige Menschen behalten. 
Deswegen können Sie diesem Gesetz mit ruhi-
gem Gewissen zustimmen. Es ist ein gutes Ge-
setz. Ich bitte einfach um die Zustimmung.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Bedanken möchte ich mich beim Ausschuss für 
die gute Beratung dieses Gesetzes. Wir haben in 
dem Gesetzgebungsverfahren die Baupauschale 
in dieses Gesetz gebracht, weil wir gesehen ha-
ben, dass die Investitionslisten, die uns von den 
Bezirksregierungen vorgelegt wurden, nicht von 
mir verantwortet werden konnten. Dafür, dass Sie 
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dieses Beratungsverfahren mit getragen, mit ges-
taltet haben, mein herzliches Dankeschön! Und 
wenn sich die Opposition an der Zukunft unserer 
Krankenhäuser nicht beteiligen will, weil sie in 
diesen Fragen an ihrer alten Ministerialbürokratie 
festhalten will, dann sind Sie die Vergangenheit 
und wir sind die Zukunft. – Danke schön.  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Laumann. – Meine lieben Kollegin-
nen und Kollegen! Weitere Wortmeldungen zu 
diesem Tagesordnungspunkt liegen mir nicht vor, 
sodass ich zur Abstimmung komme, und zwar 
über die Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Arbeit, Gesundheit und Soziales Druck-
sache 14/5583.  

Es wurde beantragt, dass wir über die beiden Ar-
tikel dieses Gesetzes getrennt abstimmen. Das 
wurde auch in den Redebeiträgen so geäußert. 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les empfiehlt, den Gesetzentwurf Drucksache 
14/3458 in der Fassung seiner Beschlüsse insge-
samt anzunehmen.  

Ich frage zunächst, wer dieser Beschlussempfeh-
lung für den Artikel 1 des Gesetzes folgen möch-
te. Er möchte bitte jetzt aufzeigen! – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Dann ist die Beschluss-
empfehlung mit Blick auf Artikel 1 des Gesetz-
entwurfes mit den Stimmen der Fraktion von 
CDU und FDP gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
bei Nichtteilnahme des Kollegen Sagel ange-
nommen.  

Wer dieser Beschlussempfehlung mit Blick auf 
Artikel 2 des Gesetzentwurfes zustimmen 
möchte, den bitte ich, die Hand aufzuzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dem wird 
einstimmig zugestimmt.  

Wer insgesamt der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/5583 und dem Gesetzentwurf 
Drucksache 14/3958 zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Dann ist die Beschlussempfeh-
lung mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen unter Nichtteil-
nahme des Kollegen Sagel angenommen und 
der Gesetzentwurf in der zweiten Lesung verab-
schiedet. 

Ich lasse dann abstimmen über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD Drucksache 
14/5704. Wer diesem Entschließungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit 
ist der Entschließungsantrag mit den Stimmen der 
Fraktionen von CDU und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen unter Nichtteilnahme des Kollegen Sagel ab-
gelehnt. 

Ich lasse ferner abstimmen über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP 
Drucksache 14/5714. Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Damit ist der Entschließungsantrag mit 
den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen unter Nichtteilnahme des 
Kollegen Sagel angenommen. 

Damit kommen wir zu: 

5 Gesetz zum Schutz von Nichtraucherinnen 
und Nichtrauchern in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5568 

erste Lesung 

Hierzu ist keine Debatte vorgesehen, sodass wir 
unmittelbar zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung kommen.  

Entgegen dem Ausdruck in der Tagesordnung soll 
der Gesetzentwurf Drucksache 14/5568 an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les überwiesen werden. Wer dieser Überwei-
sungsempfehlung folgen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Somit ist die Überweisungsempfehlung 
mit Zustimmung aller Fraktionen angenommen. 

Ich rufe auf: 

6 Viertes Gesetz zur Änderung des Abge-
ordnetengesetzes 

Gesetzentwurf  
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion der FDP und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5584 – Neudruck 

erste Lesung 

Zu dem Gesetzentwurf hat der fraktionslose Ab-
geordnete Sagel eine Rede zu Protokoll gegeben. 
(Siehe Anlage 6)  
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Ich eröffne die Beratung und erteile dem Kollegen 
Biesenbach stellvertretend für alle antragstellen-
den Fraktionen das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge Biesenbach. 

Peter Biesenbach (CDU): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Es kommt selten 
vor, aber heute ist so ein Augenblick, in dem ich 
unstreitig etwas für alle einbringen kann; es ist 
unser Viertes Gesetz zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes. Nach § 15 unseres Gesetzes hat 
die Präsidentin dem Landtag jährlich einen Bericht 
über die Angemessenheit der Bezüge vorzulegen 
und zugleich einen Vorschlag zur Anpassung der 
Bezüge zu machen. Diesen Angemessenheitsbe-
richt hat sie am 19. November 2007 erstattet. Der 
Bericht basiert auf der Grundlage der vom Lan-
desamt für Datenverarbeitung und Statistik erho-
benen Feststellungen über die allgemeine Lohn- 
und Gehaltsentwicklung sowie die Lebenshal-
tungskosten und Einzelhandelspreise des ver-
gangenen Jahres. 

Sie alle kennen den Vorschlag, den die Präsiden-
tin daraus abgeleitet hat. Sie schlägt vor, dass die 
Abgeordnetenbezüge zum 1. Juli 2008 entspre-
chend dem Angemessenheitsbericht um 1,275 % 
angehoben werden und der Betrag der Mitarbei-
terpauschale ebenfalls entsprechend der linearen 
Erhöhung der Beschäftigten des Landes um 
2,9 %, allerdings zum 1. Januar 2008, angehoben 
wird. 

Sie alle kennen den Bericht und das Zahlenwerk. 
Mehr ist dazu nicht zu sagen. Ich bitte Sie, das 
Gesetz anzunehmen und dafür zu sorgen, dass 
es bald in Kraft treten kann. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Biesenbach. – Ich habe noch eine 
Wortmeldung des Kollegen Remmel für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann 
Ihnen das leider nicht ersparen. Die Art und Wei-
se, wie wir mit der in der Geschäftsordnung vor-
gesehenen Möglichkeit, Reden zu Protokoll zu 
geben, umgehen, führt dazu, dass wir an dieser 
Stelle eine gewisse Schwierigkeit haben. Der Kol-
lege Sagel hat seine Rede zu Protokoll gegeben 
und ist dann offensichtlich nach Münster gefah-
ren. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Ich möchte zumindest, dass gesichert ist, dass die 
Argumente seiner zu Protokoll gegebenen Rede 
nicht unwidersprochen bleiben. 

(Beifall von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Deshalb gestatten Sie mir ein paar wenige Aus-
führungen: Es ist in der Tat richtig, dass wir jedes 
Mal, wenn wir – das hat uns das Verfassungsge-
richt vorgegeben – über Diätenerhöhungen ent-
scheiden müssen, in einer besonders schwierigen 
Lage sind, weil einerseits die gesellschaftliche 
Akzeptanz, andererseits Rahmensetzungen in 
Rede stehen, die wir teilweise selbst zu verant-
worten haben wie zum Beispiel die Rahmenset-
zung durch die Haushaltsdaten. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
man muss auch folgende Fragen in die Abwägung 
einbeziehen: Wie viel ist uns das Parlament, wie 
viel sind uns die Abgeordneten, wie viel ist uns die 
Demokratie wert? Wir müssen abwägen, ob die 
Unabhängigkeit der Abgeordneten mit der Ent-
schädigung gesichert ist oder nicht. Wir müssen 
abwägen, wie verhältnismäßig unsere Entschädi-
gung im Gesamtgehaltsgefüge der Bevölkerung 
ist, und – der Meinung bin ich nach wie vor – wir 
sollten die Leistung, die wir erbringen, nicht unter 
den Scheffel stellen, beispielsweise dass wir noch 
zu dieser Zeit im Parlament sitzen und arbeiten. 

(Beifall von GRÜNEN und CDU) 

Deshalb ist es keine Verschleierung, wie der Kol-
lege Sagel meint, den Termin auf den 1. Juli zu 
verschieben, sondern er orientiert sich – die Dis-
kussion hat es in allen Fraktionen gegeben – an 
der von uns nicht gewollten, aber von der Landes-
regierung vorgesehenen Erhöhung der Beamten-
gehälter zum gleichen Zeitpunkt. 

Das Argument, das einem in Diskussionen immer 
begegnet, nämlich dass die Sozialhilfeempfänge-
rinnen und -empfänger in diesem Land auch keine 
Anpassung bekommen, ist ein gewichtiges Argu-
ment.  

Aber, meine Damen und Herren, diese Ebene 
entscheiden wir hier nicht. Vielleicht ist die Erhö-
hung und die Anpassung aufgrund von Daten, die 
die Präsidentin erhoben hat, für uns alle ein Auf-
trag, an dieser Stelle für eine Gleichheit zu sor-
gen. Wir jedenfalls würden das in dieser Debatte 
gerne zum Ausdruck bringen. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Remmel. – Die Kollegin Gödecke hat 
sich auch noch zu Wort gemeldet, was sie hiermit 
hat. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Carina Gödecke (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist in der Tat sehr 
misslich, dass der Kollege Sagel seine Rede zu 
Protokoll gibt und so die Auseinandersetzung ü-
ber das, was er sagen will, scheut, indem wir das 
dann nur im Protokoll nachlesen können. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Ich möchte nicht inhaltlich auf den Angemessen-
heitsbericht, das System und die Systemumstel-
lung eingehen. Ich meine, das ist im Zusammen-
hang mit der Debatte um die Diätenerhöhung in 
Berlin in der Presse sehr deutlich und klar darge-
stellt worden, und dies haben wir in der Vergan-
genheit ausreichend miteinander diskutiert. Aber 
ich möchte etwas zum Verhalten des Kollegen 
Sagel an dieser Stelle sagen. Ich finde, er 
schwindelt hier. Wenn ich nicht gerügt würde, 
dann würde ich ein anderes Wort dafür verwen-
den, obwohl ich glaube, ich würde in der Sache 
sogar gerne eine Rüge in Kauf nehmen. Der Kol-
lege Sagel spricht von 120 €. In Wirklichkeit 
müsste der Kollege Sagel über seine gesamte Di-
ät reden, die er zu Unrecht kassiert, denn er ist 
von den Wählerinnen und Wählern nicht als Per-
son, sondern über die Landesliste der Grünen 
gewählt worden. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Das, was er hier macht, ist unglaubwürdig. In Ab-
wesenheit möchte ich den Kollegen Sagel, gerade 
weil er diese Rede in dieser Art zu Protokoll ge-
geben hat, auffordern, sein eigenes Verhalten 
sehr kritisch zu überdenken. Denn der Kollege 
Sagel hat auch in der letzten Legislaturperiode 
diesem Parlament angehört. Sie alle wissen, dass 
wir die Umstellung des Abgeordnetenrechts ein 
Stück weit so attraktiv machen mussten, damit wir 
eine einstimmige Zustimmung im Hause finden. 
Auch der Kollege Sagel hat optiert. Das heißt, er 
nimmt die Vorteile einer anderen Altersvorsorge in 
Kauf. Aber all das sagt er den Leuten, für die er 
hier angeblich redet, nicht. Er wird sich in der 
Presse feiern lassen, und in Wirklichkeit ist er ein 
Heuchler. Ich glaube, das muss an der Stelle 
deutlich gesagt werden. 

(Beifall von SPD, CDU und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Gödecke, ich habe nichts vernommen, was vom 
ersten Hörensagen zu rügen gewesen wäre. 

Meine Damen und Herren, gibt es weitere Wort-
meldungen? – Das ist nicht der Fall. Dann sind wir 
am Schluss der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs in der Drucksache 14/5584 – 
Neudruck – an den Hauptausschuss. Wer dieser 
Überweisungsempfehlung folgen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Dann ist diese Überwei-
sungsempfehlung mit Zustimmung aller vier Frakti-
onen in Abwesenheit des Kollegen Sagel so ange-
nommen. 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

– Herr Kollege Sichau, ich versuche regelmäßig, 
den Anwesenheiten und Abstimmungsverhalten 
des Kollegen Sagel voll umfänglich Rechnung zu 
tragen. 

Ich rufe auf: 

7 Scientology - Beobachten, aufklären, in-
formieren  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/5567 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen. Die Be-
ratung soll nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses erfolgen.  

Wir kommen unmittelbar zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags in der Drucksache 14/5567 an den Haupt-
ausschuss – federführend –, an den Innenaus-
schuss sowie an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung. Wer dieser Überweisungs-
empfehlung folgen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthal-
tungen? – Das ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

8 Experiment mit 180.000 Kindern beenden – 
Sprachstandserhebung im Sinne der Kin-
der umfassend überarbeiten 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5570 

Eine Beratung ist auch hier heute nicht vorgese-
hen. Die Beratung soll nach Vorlage einer Be-
schlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses erfolgen. 
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Wir kommen damit unmittelbar zur Abstimmung 
über die Überweisungsempfehlung des Ältestenra-
tes, den Antrag in der Drucksache 14/5570 an 
den Ausschuss für Schule und Weiterbildung – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Ge-
nerationen, Familie und Integration zu überwei-
sen. Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – 
Dann stelle ich hiermit die Zustimmung aller Frakti-
onen zu dieser Überweisungsempfehlung fest. 

Ich rufe auf: 

9 Auswirkungen des Kinderbildungsgeset-
zes durch eine unabhängige wissenschaft-
liche Begleitstudie evaluieren 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5571 

Auch hier ist eine Beratung nicht vorgesehen. Die 
Beratung soll nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses erfolgen.  

Wir kommen damit unmittelbar zur Überwei-
sungsempfehlung des Ältestenrats, den Antrag 
Drucksache 14/5571 an den Ausschuss für 
Generationen, Familie und Integration zu ü-
berweisen. Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Dann stelle ich auch hier einstimmig Zu-
stimmung aller Fraktionen zu dieser Überwei-
sungsempfehlung fest. 

Ich rufe auf: 

10 Landesregierung treibt Ausrottung des 
Kormorans in NRW voran – „passend“ zur 
UN-Artenschutzkonferenz 2008 in Bonn 

Antrag  
des Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5573 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Die Beratung 
soll nach Vorlage einer Beschlussempfehlung des 
Ausschusses erfolgen.  

Deswegen lasse ich unmittelbar über die Über-
weisungsempfehlung des Ältestenrates abstim-
men, den Antrag Drucksache 14/5573 an den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu ü-
berweisen. Gibt es hierzu Gegenstimmen? – 
Stimmenthaltungen? – Ich stelle auch hier die An-
nahme der Überweisungsempfehlung durch Zu-
stimmung aller Fraktionen fest. 

Ich rufe auf: 

11 „Privat vor Staat“ total im Wald: Ausver-
kauf auf Kosten von Mensch und Natur 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5574 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen. Die Be-
ratung soll nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses erfolgen.  

Wir kommen damit unmittelbar zur Abstimmung 
über die Überweisungsempfehlung des Ältesten-
rats, den Antrag Drucksache 14/5574 an den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz – feder-
führend – sowie an den Ausschuss für Kommu-
nalpolitik und Verwaltungsstrukturreform zu 
überweisen. Gegenstimmen? – Stimmenthaltun-
gen? – Dann stelle ich auch hier die Zustimmung 
aller Fraktionen zu dieser Überweisungsempfeh-
lung fest.  

Wir kommen zu: 

12 Kein Geld der RAG-Stiftung für die Zeche 
„Donar“ 

Antrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/5575 

Eine Beratung ist heute nicht vorgesehen. Die Be-
ratung soll nach Vorlage der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses erfolgen. 

Daher können wir auch hier unmittelbar zur Abstim-
mung über die Empfehlung des Ältestenrates kom-
men, den Antrag Drucksache 14/5575 an den 
Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und Ener-
gie zu überweisen. Gibt es Gegenstimmen? – Ent-
haltungen? – Dann stelle ich die Zustimmung aller 
Fraktionen zu dieser Überweisungsempfehlung fest. 

Ich rufe auf: 

13 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 
2. Quartal des Haushaltsjahres 2007 

Antrag  
des Finanzministeriums  
gemäß Artikel 85 Abs. 2  
der Landesverfassung  
Vorlage 14/1329 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/5585 
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Eine Debatte ist nicht vorgesehen, sodass wir 
unmittelbar zur Abstimmung kommen können.  

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
der Beschlussempfehlung Drucksache 14/5585, 
die mit Vorlage 14/1329 beantragte Genehmigung 
zu erteilen. Wer dieser Beschlussempfehlung fol-
gen möchte, möge bitte mit der Hand aufzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist diese 
Beschlussempfehlung mit den Stimmen der Frakti-
on der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der FDP bei Enthaltung der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen in Abwesenheit des Kollegen 
Sagel angenommen und die beantragte Geneh-
migung erteilt. 

Ich rufe auf: 

14 Veräußerung von Grundstücken des Son-
dervermögens Bau- und Liegenschaftsbe-
trieb NRW 

Antrag  
des Finanzministers  
gemäß § 64 Abs. 2 LHO  
Vorlage 14/1431 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/5586 

Auch hier ist eine Debatte nicht vorgesehen, so-
dass wir unmittelbar zur Abstimmung kommen 
können.  

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
der Beschlussempfehlung Drucksache 14/5586, 
in die Veräußerung des in Vorlage 14/1431 näher 
beschriebenen Grundstücks einzuwilligen. Wer 
dieser Beschlussempfehlung folgen möchte, möge 
bitte mit der Hand aufzeigen. Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Dann ist diese Beschlussempfeh-
lung mit den Stimmen aller Fraktionen angenom-
men und in die Veräußerung eingewilligt. 

Wir kommen zu: 

15 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 30 

Abstimmungsergebnisse der Ausschüsse  
zu Drucksachen 

14/2721  – ASchW  
14/2868  – ASchW  
14/3848  – AUNLW  
14/4347  – AGS  
14/4403 EA –  AGS  
14/5014  – AGS 

Drucksache 14/5587 

In der Übersicht 30 sind fünf Anträge, die vom 
Plenum nach § 79 Abs. 2 Buchstabe c der Ge-
schäftsordnung an die Ausschüsse zur abschlie-
ßenden Erledigung und Beratung überwiesen 
wurden, sowie ein Entschließungsantrag aufge-
führt. Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen 
ist aus der Übersicht ersichtlich. 

Ich lasse nun über die Bestätigung des Abstim-
mungsverhaltens der Fraktionen in den Aus-
schüssen entsprechend der Übersicht 30 abstim-
men. Wer dieses Abstimmungsergebnis bestäti-
gen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Damit haben alle Fraktionen 
die Abstimmungsergebnisse der Ausschüsse 
bestätigt. 

Bevor ich Tagesordnungspunkt 16 aufrufe, habe 
ich die Pflicht, an dieser Stelle den Begriff „Heuch-
ler“ zu rügen, Frau Kollegin Gödeke. 

(Frank Sichau [SPD]: Das ist ein neutesta-
mentarisches Zitat!) 

– Ich hatte das zunächst auch als biblisches Zitat 
verstanden. Wir haben das aber noch einmal prü-
fen lassen. Es entspricht nicht der parlamentari-
schen Ordnung. 

Nun rufe ich auf: 

16 Beschlüsse zu Petitionen  

Übersicht 14/35 

Wird hierzu ergänzend das Wort gewünscht? – 
Das ist erkennbar nicht der Fall.  

Dann stelle ich gemäß § 91 Abs. 7 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass diese Beschlüsse zu 
Petitionen durch Ihre Kenntnisnahme bestätigt 
sind.  

Meine Damen und Herren, damit sind wir am En-
de unserer heutigen Sitzung. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, 
Donnerstag, den 6. Dezember 2007, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen allen einen angenehmen A-
bend. Bis morgen früh! 
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Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 21:57 Uhr  

*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner. 
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Anlage 1  

Zu Tagesordnungspunkt 1 – Haushaltsgesetz 
2008 –, Einzelplan 14, Teilbereich „Städtebau 
und Wohnen“ zu Protokoll gegebene Reden 

Heinz Sahnen (CDU):  

Im Rahmen der Sitzung des Ausschusses für 
Bauen und Verkehr am 29. November wurde 
die Pestel-Studie vorgestellt. Es wurde wissen-
schaftlich unterlegt, wie sich Haushalte in ihrer 
Zahl und der jeweiligen Struktur bis zum Jahre 
2025 entwickeln.  

Klar wurde, dass diese Erkenntnisse von der 
Wohnungswirtschaft und der Wohnungspolitik 
berücksichtigt werden müssen.  

Die zukünftigen Entwicklungen in den verschie-
denen Regionen sind sehr unterschiedlich, und 
entsprechend differenziert muss gehandelt 
werden.  

Im Ausschuss haben wir eine erste Bewertung 
vorgenommen und Fragen gestellt. Wichtig ist, 
dass wir uns gemeinsam darauf verständigt 
haben, die in der Studie aufgezeigten Tenden-
zen zu beraten und in Handlungsempfehlungen 
umzusetzen.  

Unabhängig hiervon stelle ich aber fest, dass 
der Kurs in der Wohnungs- und Städtebaupoli-
tik der letzten zwei Jahre richtig war. Wir haben 
die Ausrichtung verändert und verstärkt demo-
grafische Entwicklungen und gesellschaftliche 
Veränderungen zum Beispiel in den Wohn-
raumförderrichtlinien berücksichtigt. Gleiches 
gilt auch für die Ausrichtung in der Städtebau-
politik.  

Die ermittelten Herausforderungen müssen dif-
ferenziert beantwortet werden. Die Koalitions-
fraktionen werden im entsprechenden Fachar-
beitskreis die Pestel-Studie sehr intensiv bera-
ten und entsprechende Konsequenzen be-
schließen.  

In diesem Zusammenhang will ich auch erwäh-
nen, dass die Erkenntnisse der Enquetekom-
mission der letzten Wahlperiode „Zukunft der 
Städte“ ebenfalls für die politische Ausrichtung 
sehr gut verwertbare Erkenntnisse gebracht 
haben. Es lässt sich belegen, zum Beispiel am 
Stichwort „Standortgemeinschaften“, dass die 
Ergebnisse dieser Kommission im Rahmen der 
Gesetzgebung berücksichtigt werden.  

Der Lebenszyklus von Wohngebäuden ist rela-
tiv lang. Die Immobilie – insbesondere das 

Wohneigentum – ist kein Gebrauchsgegens-
tand und keine Handelsware. Der Traum vieler 
Menschen ist es, in einem Haus oder in einer 
Wohnung möglichst lange zu leben. Boden-
ständigkeit ist auch ein Ausdruck von sozialer 
Integration, und dies ist ein hoher Wert. Aus 
den Projekten zur „sozialen Stadt“ kann dieses 
Gut besonders bewertet werden.  

Weil die Wohnungswirtschaft in langen Zeit-
spannen denkt, kann man den Zeitraum bis 
2025 als sehr kurz bewerten. Deshalb sind aus 
meiner Sicht die statistischen Erhebungen und 
vor allem die Hochrechnungen des Statisti-
schen Landesamtes, dokumentiert im Band 38, 
von größer Bedeutung.  

Die Extrapolationen bis zum Jahre 2050 ver-
deutlichen noch drastischer die Entwicklungen 
der Rahmendaten, die das politische Handeln 
bestimmen müssen.  

Die Zahlen der Pestel-Studie, die Erkenntnisse 
der Enquetekommission und insbesondere die 
Erhebungen des Statistischen Landesamtes 
belegen, dass es in unserem Land Regionen 
der Stagnation, der Schrumpfung, aber auch 
des punktuellen Wachstums gibt. Diese Be-
schreibungen sind sowohl unter dem Aspekt 
Bevölkerung und soziale Standards als auch 
wirtschaftliche Entwicklungen nahezu parallel.  

Für die Wohnungswirtschaft und für den Städ-
tebau relevante Zahlen besagen für das Jahr 
2050:  

–  In NRW wird es einen Bevölkerungsrück-
gang von ca. 2 Millionen Menschen geben.  

–  Ein Drittel der Einwohner wird über 65 Jah-
re alt sein.  

–  Die Zahl von pflegebedürftigen Menschen 
wird auf über 1 Million ansteigen.  

–  Die Zahl der Erwerbstätigen wird um ca. 
1,8 Millionen zurückgehen.  

Nur diese vier Kennzahlen stellen für die Woh-
nungspolitik einerseits, aber auch grundsätzlich 
insbesondere für die Städte und Gemeinden 
eine riesige Herausforderung dar.  

Städte und Gemeinden müssen gestärkt wer-
den, um langfristig die Daseinsvorsorge und 
Infrastruktur zu bezahlbaren Preisen zur Verfü-
gung stellen zu können. Gerade hier sind der 
Wohnbau und Städtebau besonders gefordert.  

Dies bedeutet, dass die Finanzmittel des Lan-
des sehr gezielt eingesetzt werden müssen.  
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Aus meiner Sicht müssen die Städtebaupolitik 
und die Wohnungspolitik enger untereinander 
vernetzt werden.  

Unter dem Vorzeichen zukünftiger Wohnungs- 
und Städtebaupolitik fanden in den letzten Wo-
chen und Monaten eine Reihe von wegweisen-
den Fachtagungen und Kongressen statt.  

Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers gab so-
wohl bei der Auftaktveranstaltung zur „Regiona-
le“ am 15. Oktober in Köln als auch bei der Er-
öffnungsveranstaltung der Architektenkammer 
zum Thema „NRW wohnt“ am 5. November 
2007 wichtige Hinweise für die Ausrichtung die-
ser beiden Politikbereiche.  

Die Initiative der Architektenkammer, über zwei 
Jahre landesweit Initiativen zum Thema „Woh-
nen“ zu initiieren, wird von uns ausdrücklich 
begrüßt.  

Es geht darum, gemeinsam mit Architekten, 
Stadtplanern, Wohnungsgesellschaften, Immo-
bilienbesitzern und vor allem mit der Bürger-
schaft Antworten zu entwickeln, um sowohl das 
Wohnen im Haus als auch im Quartier und in 
der Stadt und in der Gemeinde zu verbessern. 
Wir wollen über die Wohnungspolitik die Le-
bensqualität im Haus und im Wohnquartier der 
Menschen aufwerten sowie das Wohlbefinden 
in Städten und Gemeinden verbessern.  

Mehrere Fachtagungen und Werkstattgesprä-
che fanden auch zum Themenkomplex „soziale 
Stadt“ unter dem Stichwort „Stadtumbau“ statt. 
Auch die CDU-Landtagsfraktion hat dieses 
Thema mit Fachleuten aus der Wohnungswirt-
schaft und der Kommunalpolitik beraten. Für 
uns ist klar, dass auch der Rückbau Teil einer 
sozial ausgerichteten Wohnungspolitik ist.  

Das Thema Klimaschutz ist in aller Munde; 
auch die Wohnungswirtschaft hat ihren Beitrag 
zu leisten. Wir begrüßen, dass das Ministerium 
die Wohnraumförderrichtlinien ergänzt hat. In 
Kapitel 5 werden Fördermöglichkeiten von e-
nergetischen Maßnahmen dargelegt.  

Sich um eine bessere und effizientere Energie-
versorgung zu kümmern ist gut für die Umwelt, 
vor allem auch für den Geldbeutel eines jeden 
Mieters und Hauseigentümers. Mit der Einspa-
rung von Energiekosten können die Nebenkos-
ten sehr deutlich gesenkt werden. Das ist wirt-
schaftlich sinnvoll und sozial gerecht.  

Der Blick in das Zahlenwerk des Landeshaus-
haltes zeigt, dass im kommenden Jahr 9,5 Mil-
lionen € mehr für die Stadterneuerung ausge-
geben werden sollen als im Jahr 2007. Diese 

Aufstockung wird von uns ausdrücklich be-
grüßt; auch der Weg der Finanzierung aus dem 
Zinssaldo der Wfa wird von uns geteilt.  

Mit 840 Millionen € sind die Finanzmittel im 
Rahmen der sozialen Wohnraumförderung an-
nähernd konstant. Um den Abfluss der Mittel 
zukünftig noch zielgenauer zu gestalten, wird 
es sinnvoll sein, auch die Wohnraumförderricht-
linien vor dem Hintergrund der Zukunft zu ü-
berprüfen.  

Wohnungsbau und Städtebau sind zwei Politik-
felder, die zukunftsorientiert ausgerichtet sind. 
Weil mit dem Haushalt 2008 entsprechende 
Akzente gesetzt werden, werden wir dem 
Haushalt zustimmen.  

Christof Rasche (FDP):  

Wir Liberale haben uns gemeinsam mit unse-
rem Koalitionspartner das Ziel gesetzt, eine 
moderne Stadtentwicklungspolitik zu betreiben, 
damit unsere Städte und Gemeinden dauerhaft 
mit Leben erfüllt sind. Die Bürgerinnen und 
Bürger sollen sich in ihrer Stadt bzw. Gemein-
de, wo sie leben und arbeiten, wohl fühlen.  

Um dieses Ziel zu erreichen, haben wir in der 
Städtebau- und Wohnungspolitik einen Neuan-
fang gestartet. Zahlreiche Maßnahmen wie die 
Abschaffung der Fehlbelegerabgabe haben wir 
bereits in die Tat umgesetzt.  

Einige Maßnahmen befinden sich noch in der 
Umsetzungsphase. Das gilt auch für den Ver-
kauf des LEG-Wohnungsbestandes. Die Sozi-
alcharta mit den bekannten Eckdaten ist für die 
FDP von ganz besonderer Bedeutung. Ich habe 
keinen Zweifel, dass die Landesregierung das 
Verkaufsverfahren entsprechend durchführen 
wird.  

Eine weitere Maßnahme ist das BIT-Gesetz, 
welches wir bald beschließen werden.  

Die Förderung im Jahre 2008 ist gewaltig.  

Für Bau- und Bodendenkmalpflege stehen 
2008 11,4 Millionen € zur Verfügung.  

Für die energetische Nachrüstung von Sozial-
wohnungsbeständen hat Minister Wittke vor 
wenigen Wochen ein Programm vorgestellt.  

Für die Stadterneuerung sind für das kommen-
de Haushaltsjahr 124 Millionen € vorgesehen.  

Das Wohnungsbauförderungsvolumen von ca. 
840 Millionen € ist im Vergleich zu anderen 
Bundesländern in NRW extrem hoch. Da die 
Fördermittel auch in diesem Jahr bei Weitem 
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nicht vollständig abgerufen werden, dürfte die-
ser Ansatz völlig ausreichen.  

Die Landesregierung hat in der vergangenen 
Plenarwoche das 5. Gesetz zur Änderung der 
Wohnungsbauförderungsbestimmungen in den 
Landtag eingebracht. Danach wird die Abfüh-
rung des Jahresüberschusses aus dem Woh-
nungsbauvermögen im Jahre 2008 82 Millionen 
€ betragen und sich in den folgenden Jahren 
auf 60 Millionen € reduzieren.  

Anfang Januar wird die beschlossene Anhö-
rung durchgeführt, um anschließend den Ge-
setzentwurf zu verabschieden.  

Im vergangenen Jahr haben wir zur Sicherung 
des Grundstücksfonds das 4. Gesetz zur Ände-
rung des Wohnungsbauförderungsgesetzes mit 
einer Abführung des Jahresüberschusses des 
Wohnungsbauvermögens in Höhe von 22 Milli-
onen € an den Landeshaushalt beraten und 
erst im Frühjahr, also nach Verabschiedung 
des Landeshaushaltes, beschlossen. Das 
Haushaltsgesetz 2007 war bereits in Kraft ge-
treten, als das 4. Gesetz zur Änderung des 
Wohnungsbauförderungsgesetzes beschlossen 
worden ist.  

Demnach bestand die gleiche Situation wie 
jetzt bei der fünften Änderung des Wohnungs-
bauförderungsgesetzes. Die Kritik der Opposi-
tion ist von daher unbegründet; das einzige Ziel 
ist die Verzögerung der Haushaltsberatungen.  

In den nächsten Monaten werden wir uns aus-
giebig mit dem Pestel-Gutachten beschäftigen; 
vielleicht bringt sich dann auch endlich die Op-
position einmal konstruktiv ein.  

Auch in der Bau- und Wohnungsbaupolitik ist 
Nordrhein-Westfalen dank einer guten Arbeit 
von CDU, FDP und Minister Oliver Wittke auf 
einem sehr guten Weg.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr:  

Neue öffentliche Finanzmittel bindende Maß-
nahmen dürfen nur in Angriff genommen wer-
den, wenn sie durch Entlastungen an anderer 
Stelle abgesichert werden. Diese geltende Ma-
xime der Landesregierung wird auch nicht 
durch die derzeitige erfreuliche Entwicklung der 
Gesamtwirtschaft und der staatlichen Einnah-
men außer Kraft gesetzt.  

Wir setzen daher im Jahre 2008 wiederum wohl 
kalkulierte Schwerpunkte im Bau- und Ver-
kehrshaushalt, die es ermöglichen, mit den ent-
sprechenden Investitionen verantwortungsvoll 

und gezielt die Modernisierung des Landes vo-
ranzubringen. Der eng begrenzte Spielraum für 
zusätzliche Maßnahmen wird dabei vorrangig 
für zukunftsorientierte und Wachstum stärken-
de Investitionen in die Bau- und Verkehrsinfra-
struktur genutzt. Damit sind sie Voraussetzung 
für den wirtschaftlichen Aufschwung und die 
weitere positive Entwicklung auf dem Arbeits-
markt.  

Für den Bau- und Verkehrshaushalt steht im 
Entwurf 2008 ein Gesamtetat von fast 2,9 Milli-
arden € – exakt 2.873.906.300 € – zur Verfü-
gung.  

Für die Stadterneuerung haben wir in 2008 
rund 124 Millionen € an Landesmitteln veran-
schlagt. Die notwendige Kofinanzierung der 
Bundesmittel für die zentralen Programmberei-
che der städtebaulichen Sanierung und Ent-
wicklung sowie des Stadtumbaus West und der 
Sozialen Stadt von über 62 Millionen € ist damit 
gewährleistet.  

Auch das neue Förderprogramm des Bundes 
zur Innenentwicklung der Städte und Gemein-
den, mit dem auf den gewerblichen Leerstand 
zur Stärkung der zentralen Versorgungsbereich 
reagiert wird, kann mit den veranschlagten 
Landesmitteln umgesetzt werden.  

In Ergänzung zur Förderung haben wir für Im-
mobilien- und Standortgemeinschaften einen 
Gesetzentwurf in den Landtag eingebracht. 
Damit schaffen wir für die engagierten Bürger, 
Eigentümer und Einzelhändler ein aktives In-
strument zur Gestaltung ihres Quartiers.  

Die Konzentration verschiedener Förderpro-
gramme auf regional ausgewählte und bedeut-
same Projekte, wie wir sie besonders erfolg-
reich mit den Regionalen praktizieren, ist mir 
eines der wichtigsten Anliegen der Zukunft. Die 
Vergabe der Regionalen 2013 und 2016 an die 
Regionen Südwestfalen und Münsterland un-
terstreicht dies ausdrücklich.  

Wir erwarten zusätzliche finanzielle Hand-
lungsmöglichkeiten und Synergien im Städte-
bau durch die Verknüpfung der Fördermittel 
von Bund und Land mit den Mitteln des Europä-
ischen Fonds für regionale Entwicklung. Einen 
besonderen Schwerpunkt werden zukünftig die 
Maßnahmen und Handlungsfelder bilden, bei 
denen die Mittel der Städtebauförderung mit 
anderen – öffentlichen und privaten – Mitteln 
gebündelt werden. 

Mit dem Landesprogramm „Initiative ergreifen“ 
zeigt Nordrhein-Westfalen eine deutschlandweit 



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8928

beispielhafte Form der Zusammenarbeit von 
Bürgerschaft und öffentlicher Hand zur Verbes-
serung der Lebensverhältnisse in Stadtteilen 
und Stadtquartieren. Das Land unterstützt die 
Arbeit sowie das bürgerschaftliche Engagement 
der in Netzwerken der Industriekultur und Gar-
tenkunst zusammengeschlossenen Initiativen, 
Fördervereine und Einrichtungen. Diese Netz-
werke tragen in besonderem Maße zur Be-
wusstseinsbildung für die Bewahrung des in-
dustriekulturellen Erbes unseres Landes bei. 
Mit der Initiative „StadtBauKultur“ und dem Mu-
seum für Architektur und Ingenieurkunst wer-
den wir alle Aktivitäten in einer Kampagne für 
gutes und qualitätsvolles Bauen in NRW zu-
sammenfassen.  

In die energetische Modernisierung der sozia-
len Infrastruktur der Kommunen sollen in den 
nächsten Jahren über 100 Millionen € investiert 
werden. Der neue Investitionspakt wird von 
Bund, Land und Gemeinden zu je einem Drittel 
finanziert. Er ergänzt das erfolgreiche Darle-
hensförderprogramm des Bundes durch ein 
Zuschussprogramm. Als Beitrag zum Klima-
schutz, aber auch zur Förderung von Bildung 
und Familie erwarten wir zusätzliche Impulse 
für Wachstum und Beschäftigung in unserem 
Land.  

Wir haben im Haushalt erste Vorkehrungen ge-
troffen, um sowohl die Neuorganisation der Stif-
tung Zollverein in Essen zu ermöglichen als 
auch zusammen mit anderen Zustiftern das 
herausragende Zentrum für Gartenkunst und 
Landschaftskultur von Schloss Dyck in Jüchen 
dauerhaft zu sichern. Für den Grundstücks-
fonds stellen wir 39,5 Millionen € zur Verfü-
gung, um in 2008 den abschließenden Bedarf 
für die bereits angelaufenen – und mit EU-
Mitteln geförderten – Flächenprojekte zu bedie-
nen.  

Für die kommunale, private und kirchliche För-
derung im Bereich der Bau- und Bodendenk-
malpflege ist insgesamt ein Betrag von rund 17 
Millionen € im Jahr 2008 vorgesehen. Dies ent-
spricht im Wesentlichen einer Überrollung des 
Ansatzes aus dem Jahr 2007. Erlöse aus der 
Lotterie „Spiel 77“ zugunsten der Dombauver-
eine des Landes von rund 2,5 Millionen € sind 
in der Gesamtsumme enthalten. Diese Mittel 
kommen der Erhaltung der Dome bzw. Kirchen 
in Aachen, Essen, Köln, Minden, Soest, Xanten 
und Wesel zugute.  

In 2008 werden wir erstmals einen Zuschuss 
von 100.000 € an die Deutsche Stiftung Denk-
malschutz für den Betrieb der Jugendbauhütten 

in Duisburg und Soest gewähren. Die zweite 
Jugendbauhütte wird damit im Landesteil West-
falen mit Sitz an der Bauhütte der Soester Wie-
senkirche errichtet. 

Die Wohnungsbauförderung steht aufgrund des 
demografischen Wandels vor entsprechenden 
Herausforderungen. Darüber hinaus ist auch 
das Klimabewusstsein in der sozialen Wohn-
raumförderung angekommen. Heizung und 
Warmwasser werden immer teurer; daher liegt 
es im Interesse von Mietern und Wohneigen-
tümern, Energie zu sparen.  

Beim Bau und vor allem bei der Sanierung von 
Wohnungen können beachtliche Energieein-
sparungen erzielt werden. Zentrale Themen 
hierbei sind Energieeinsparung, Energiegewin-
nung, Gebäudesanierung und Kohlendioxid-
Reduktion. Neben einer verbesserten Energie-
effizienz ist es das Ziel der Landesförderung, 
auch die laufenden Energiekosten zu senken.  

Daher wird es im kommenden Jahr eine Quali-
tätsoffensive hin zu verstärktem Klimaschutz im 
Wohnungsneubau und -bestand geben. Insbe-
sondere im Wohnungsbestand liegen hierfür 
große Potenziale; denn ein Großteil aller Woh-
nungen wurde noch vor 1980 errichtet und ist 
nur unzureichend gedämmt.  

Des Weiteren werden auch im Jahr 2008 wei-
terhin die drei Säulen der sozialen Wohnraum-
förderung selbst genutztes Wohneigentum, 
Neubau von Mietwohnungen und stationären 
Wohnformen für Ältere und Menschen mit Be-
hinderung sowie investive Bestandsmaßnah-
men mit dem zur Verfügung stehenden Mittel-
rahmen in Höhe von 840 Millionen € bedarfsge-
recht gefördert. Mit den Mitteln für die investive 
Bestandsförderung fördern wir darüber hinaus 
Maßnahmen zur Schaffung differenzierter 
Wohnangebote im Bestand für ältere und pfle-
gebedürftige Menschen sowie zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz im Sozialwohnungs-
bestand.  

Die Reduzierung des Programmvolumens um 
60 Millionen € im Vergleich zum Jahr 2007 ent-
spricht auch der aktuellen Nachfrage nach In-
vestitionen in Mietwohnungsbau, Eigentumsin-
vestitionen und Bestandsmaßnahmen. Vor die-
sem Hintergrund halte ich ein Volumen für das 
Wohnraumförderungsprogramm 2008 von rund 
840 Millionen € für angemessen, um die Woh-
nungsbauförderung in unserem Land weiterhin 
bedarfsgerecht und auf hohem Niveau fortset-
zen zu können.  
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Flankierend hierzu stehen auch zur Wohn-
raumversorgung einkommensschwacher Be-
völkerungsgruppen 220 Millionen € Wohngeld 
2008 zur Verfügung. Insgesamt wird somit für 
die Subjekt- und Objektförderung deutlich über 
1 Milliarde € im Landeshaushalt bereitgestellt. 
Damit nehmen wir bundesweit die Spitzenstel-
lung ein. 
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Anlage 2  

Zu Tagesordnungspunkt 1 – Haushaltsgesetz 
2008 –, Einzelplan 14, Teilbereich „Verkehr“ zu 
Protokoll gegebene Reden 

Bodo Wißen (SPD):  

Wenn man das Zahlenwerk betrachtet, stellt 
man Folgendes fest: „Der weiche Wittke ist am 
harten Helmut gescheitert!“  

Allerdings: So hart ist der Helmut dann doch 
nicht. Denn andere haben mit ihren Anliegen 
durchaus mehr Erfolg gehabt. Darunter auffal-
lend viele ehemalige Konkurrenten des jetzigen 
Finanzministers.  

Ministerpräsident Rüttgers genehmigt sich für 
seine Chaos-Kanzlei 20 Millionen € mehr. Nach 
bisherigen Erfahrungen werden die Reden, a-
ber auch die Politik dadurch nicht besser.  

Wo wir gerade beim Rüttgers sind: Der hat uns 
ja als großer Verkehrspolitiker in seiner Regie-
rungserklärung überrascht. Neben Betuwe und 
Eisernem Rhein stellte er den Rhein-Ruhr-
Express besonders heraus. Erfreut schaute ich 
in den Haushaltsentwurf für 2008, vermutete 
die Finanzierung von neuen Wagen und Stre-
ckenkilometern dargestellt, wozu ja das Land 
verpflichtet ist. Und was sehe ich: „Nichts, 
nothing, nada, niente!“ 

Herr Wittke, glauben Sie nicht an den Weih-
nachtsmann – egal, was Ihnen Herr Rüttgers 
erzählt. Den gibt es nicht! Das sagt Ihnen ein 
ehemaliger Messdiener! 

Im Übrigen weiß das auch Frau Thoben. Die 
„tolle Thoben“ kriegt nämlich 18 % mehr. 18 % 
Herr Wittke, das ist sechsmal so viel wie Ihrem 
Hause gerade abhanden kommt!  

In diesem Jahr beträgt das Minus 3,32 %. Das 
macht knapp 100 Millionen € weniger für den 
Bereich Bauen und Verkehr! Aber der Griff in 
Wittkes Geldbeutel hat dem harten Helmut 
nicht gereicht. 100 Millionen € zusätzlich wer-
den bei der Wohnungsbauförderung gekürzt, 
ohne dass dies dem Haushalt für Bauen und 
Verkehr zugute kommt. Ein Verlust von fast 
100 Millionen € für den Bereich Bauen und 
Verkehr!  

Herr Wittke, Sie sind der einzige Minister, dem 
der Haushalt gekürzt wird! Wachen Sie auf, wir 
brauchen das Geld hier in NRW. Kümmern Sie 
sich nicht um Ihre Amigos, kämpfen Sie für Ih-
ren Haushalt! Kompensieren Sie endlich die 

Kürzungen der Regionalisierungsmittel wie in 
anderen Ländern. 

Was ist eigentlich aus Ihrem Motto „Privat vor 
Staat“ geworden? Das gefällt dem selbster-
nannten Arbeiterführer Rüttgers wohl nicht 
mehr? Ich fand das Motto ja auch daneben, 
gegen Wettbewerb jedoch habe ich nichts. Da-
her sind Ihre abermaligen Kürzungen – jetzt auf 
null Euro – für den Bereich der nicht bundesei-
genen Eisenbahnen ja auch grundfalsch. Wir 
brauchen dringend auch starke private Bah-
nen – denen drehen Sie den Hahn ab. 

Wir müssen NRW fit machen für den Wettbe-
werb. Straßen und Schienen sind Lebensadern 
unserer Wirtschaft. Wenn es stimmt, dass 60 % 
Verkehrszuwachs bis 2020 droht, dann müssen 
wir jetzt handeln. Mit diesem Haushalt wird die-
se Lebensader abgeschnitten. 

Forderung: Versöhnen Sie Ökologie und Öko-
nomie, Interessen der Anwohner und des Ver-
kehrs, Unter- und Überführungen. Wenn Sie 
Abgeordneter wären, Herr Wittke, sollten Sie 
unserem Antrag zustimmen, Ihre Kürzungen 
bei der Schülerbeförderung zu verhindern.  

Für die SPD ist Mobilität eine soziale Frage. 
Vernachlässigen Sie nicht weiter den ländlichen 
Raum. Sorgen Sie für ein ordentliches Angebot 
in den Städten. Nicht nur Ärzte fehlen, nein, 
auch Mobilitätsangebote fehlen. Beides, Ge-
sundheit wie Mobilität, sind für uns Sozialde-
mokraten Grundrechte! 

Bernd Schulte (CDU):  

Der Verkehrshaushalt für das Jahr 2008 stellt 
im Ergebnis die Vereinbarkeit von Haushalts-
konsolidierung und politischer Gestaltung dar. 
Es ist gelungen, 

–  durch Schaffung von Baurecht im Bundes-
fernstraßenbau mehr Bundesmittel an NRW 
zu binden und 

–  durch Reorganisation und Straffung des 
Landesbetriebs Straßen NRW Betriebskos-
ten einzusparen und Synergien zu heben, 
um mehr Geld für den Abbau des Unterhal-
tungsstaus bei Landesstraßen zu gewin-
nen. 

Nordrhein-Westfalen hat am Bundesfernstra-
ßenbedarfsplan einen sollmäßigen Anteil am 
Bedarfsvolumen von rund 16 %, Bayern liegt 
bei 13,7 %. Bei der Umsetzung dieser Quote 
stehen die Projekte bundesweit im Vorberei-
tungswettbewerb, da die Mittel nur nach Bau-
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fortschritt abgerufen werden können. Eine 
schleppende Vorbereitung und Planung der 
Projekte führt in der Mittelzuteilung zu erhebli-
chen Abweichungen vom Soll. In den 90er-
Jahren ist Nordrhein-Westfalen bei den Ist-
Ausgaben deutlich unter seiner Quote geblie-
ben. Von 1990 bis 2001 hat Bayern rund 
670 Millionen € mehr abrufen können als Nord-
rhein-Westfalen, obwohl Bayern, wie schon 
dargestellt, bei der Quote um 2,3 % niedriger 
liegt. 

Rot-Grün hat in der Vergangenheit nicht die 
Kraft gehabt, Planungsrecht für den Bundes-
fernstraßenbau in NRW zu schaffen. Die Fol-
gen müssen die Verkehrsteilnehmer tragen: 
Staus, Verspätung, Stress, Sicherheitsdefizite. 
Vieles könnte schon heute geregelt sein, wenn 
man in Nordrhein-Westfalen – auch von 1995 
bis 2005 – den Konsens in der Vorbereitung 
von Bauprojekten, wie wichtigen Lückenschlüs-
sen gefunden hätte. Seit 2005 sind wir auf dem 
aufsteigenden Ast. 2006 konnten in NRW 
937 Millionen € für die Verbesserung und Un-
terhaltung des Bundesfernstraßennetzes ein-
gesetzt werden, mehr als je zuvor. 

Für den Bereich der Landesstraßen wird trotz 
der Sparzwänge in 2006 und 2007 der Mit-
teleinsatz von 128,4 auf 133,7 Millionen € ge-
steigert, in 2008 wird der Erhaltungsansatz 
durch die Sonderleistung der Schadensbeseiti-
gung in den „Kyrill-Gebieten“ um weitere 
20 Millionen € erhöht. Zusätzlich werden rund 
11 Millionen € für die Tilgung von kreditfinan-
zierten Straßen der Vorgängerregierung bereit-
gestellt. Die Reorganisation des Landesbetrie-
bes Straßen NRW und sparsame Mittelverwen-
dung durch den relativ milden Winter führten in 
diesem Jahr zur Sonderprogrammfinanzierung 
für die Deckenerneuerung. Diese Entwicklung 
soll fortgesetzt werden, und entsprechende 
Einsparungen sollen in den Abbau des immer 
noch zu hohen Unterhaltungsstaus, der bei 
rund 350 Millionen € liegt, einfließen. 

Aus Gründen des Klimaschutzes, der Stärkung 
des Logistikstandortes NRW und der sinnvollen 
Verteilung des Güterverkehrszuwachses zwi-
schen Schiene und Straße setzen wir auf eine 
in jeglicher Hinsicht sinnvolle Anbindung der 
rheinischen Binnenhäfen an Rotterdam und 
Antwerpen über die Betuwe-Linie und den Ei-
sernen Rhein. Wir werden dies morgen an die-
ser Stelle noch intensiv diskutieren. Des Weite-
ren ist der RRX auf den Weg gebracht und wird 
das neue Premiumprodukt des öffentlichen 
Schienenpersonennahverkehrs in NRW. 

Im Haushalt 2008 werden erstmals die aus dem 
neuen ÖPNV-Gesetz resultierenden Neuerun-
gen umgesetzt. Mit 1,4 Milliarden € belegt sich 
der Gesamtansatz auf dem Niveau des Vorjah-
res. Die drei regionalen Kooperationsräume 
Rhein-Ruhr, Rheinland und Westfalen erhalten 
im Wesentlichen 

–  eine SPNV-Pauschale von 800 Millionen €, 

–  eine ÖPNV-Pauschale von 110 Millionen €, 

–  rund 131 Millionen € pauschalierte Investiti-
onsförderung für Investitionen, 

–  130 Millionen € für Ausgleichsleistungen im 
Ausbildungsverkehr. 

Die Verwaltungsbestimmungen haben den Ver-
kehrsausschuss passiert. Das neue ÖPNV-
Gesetz ist ein anerkanntes Kommunalisie-
rungsgesetz und wird dementsprechend die 
kommunale Verantwortlichkeit stärken. Die re-
gionalen Kooperationsräume sind in der Konsti-
tuierung und werden im nächsten Jahr ihre Ar-
beit aufnehmen können. 

Die von der Bundesregierung beabsichtigte 
Bahnreform widersprach Länderinteressen und 
insbesondere denen Nordrhein-Westfalens. Es 
ist fraglich, ob ein neuer Anlauf noch in dieser 
Legislaturperiode zum Abschluss gebracht 
werden kann. Eine ländergerechte Bahnreform 
nach 2009 ist besser als eine verkorkste bis 
2009. Wir setzen nach wie vor auf die Tren-
nung von Netz und Betrieb und wollen den 
Ländereinfluss auch auf die Investitionen ins 
bestehende Netz gewährleistet wissen. 

Wir stehen in der Mitte der Legislaturperiode 
und haben eine integrierte Gesamtverkehrspla-
nung, einen Landesstraßenbedarfsplan und ein 
ÖPNV-Gesetz unter Dach und Fach gebracht. 
Wir haben maßgeblich an der Ausgestaltung 
der Bahnreform mitgewirkt und werden im 
nächsten Jahr ein Wasserstraßenverkehrskon-
zept und ein Luftverkehrskonzept in die Diskus-
sion dieses Hauses einbringen. Nach Ab-
schluss dieser Konzepte werden wir die Wei-
chen für die Zukunft der Verkehrsträger in 
Nordrhein-Westfalen erfolgreich gestellt haben. 
Der Einzelplan 14 des Haushalts 2008 ist ein 
Baustein dieser Entwicklung. 

Christof Rasche (FDP):  

Die heutige zweite Lesung des Landeshaushalts 
2008 bietet eine gute Gelegenheit, eine Zwi-
schenbilanz nach zweieinhalb Jahren schwarz-
gelber Verkehrspolitik zu ziehen. 
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Ohne Übertreibung können wir feststellen: CDU 
und FDP haben eine Wende in der Verkehrspo-
litik des Landes Nordrhein-Westfalen herbeige-
führt. Wir stellen wieder einen Zusammenhang 
her, der von Rot-Grün über Jahre ignoriert wur-
de: den untrennbaren Zusammenhang von Ar-
beitsplätzen, Wirtschaft und Wohlstand auf der 
einen Seite sowie Verkehr, Logistik und Infra-
struktur auf der anderen Seite. 

Schon jetzt stehen viele Güter und viele Men-
schen täglich im Stau. Zudem beschreiben alle 
vorliegenden Prognosen erhebliche Zuwächse in 
den nächsten Jahren. Deshalb ist der bedarfsge-
rechte Ausbau der Verkehrsinfrastruktur aller 
Verkehrsträger eine enorme Herausforderung, 
insbesondere für Arbeitsplätze und Wohlstand. 

Im vergangenen Jahr wurden insgesamt 
1,14 Milliarden € in das nordrhein-westfälische 
Straßennetz investiert. Das waren 17 % mehr 
als im Jahr 2004. Im Jahr 2006 konnten die In-
vestitionsmöglichkeiten im Bereich des Bundes-
fernstraßennetzes erstmals voll ausgeschöpft 
werden. Unter Rot-Grün flossen jährlich Millio-
nen in andere Bundesländer, da es in NRW 
nicht genügend baureife Projekte gab. 

Im Jahr 2004 haben SPD und Grüne lediglich 
einen Planfeststellungsbeschluss hinbekom-
men. Wir haben die alte Staupolitik beendet; 14 
Planfeststellungsbeschlüsse im Jahr 2006 und 
20 im Jahr 2007 machen dies deutlich. So 
konnten wir im vergangenen Jahr die Rekord-
summe von 937 Millionen € für Bundesfern-
straßen nach Nordrhein-Westfalen lenken. 

Auch im Bereich des Landesstraßenbaus ha-
ben wir die rot-grünen Altlasten zügig und ent-
schlossen abgearbeitet. Weil SPD und Grüne 
insbesondere beim Straßenbau auf keinen ge-
meinsamen Nenner kamen, haben sie den 
Landesstraßenbedarfsplan seit 1993 nicht mehr 
fortgeschrieben. Diesen Stillstand haben wir 
beendet und wieder eine belastbare Hand-
lungsgrundlage geschaffen. 

Zudem haben SPD und Grüne die Landesstra-
ßen vergammeln lassen. 40 % sind in einem 
unbefriedigenden Zustand. Ein Sanierungsbe-
darf von über 320 Millionen €, den wir der alten 
Regierung zu verdanken haben. Um die gravie-
rendsten Fahrbahnschäden zu beseitigen, ha-
ben wir 2006 und 2007 Sofortprogramme in ei-
ner Höhe von 22,3 Millionen € aufgelegt. So 
konnten wir in nur zwei Jahren Straßenab-
schnitte mit einer Gesamtlänge von rund 250 
Kilometern instand setzen. 

Trotz erheblicher Sparzwänge ist es uns gelun-
gen, den Ansatz im Landesstraßenbauetat ge-
genüber den alten Ansätzen von Rot-Grün 
leicht zu erhöhen. Für den Wirtschaftsstandort 
Nordrhein-Westfalen benötigen wir nicht nur ein 
bedarfsgerechtes Straßennetz, sondern ebenso 
eine leistungsfähige Schieneninfrastruktur für 
den Personen- und den Güterverkehr. 

Für den Rhein-Ruhr-Express – die zentrale 
Verbindung in Nordrhein-Westfalen für den 
Personenverkehr auf der Schiene – wurde mit 
dem Bund und der Deutschen Bahn AG bereits 
eine Planungsvereinbarung getroffen. Zudem 
haben wir erreicht, dass der Bund für das Pro-
jekt 1,4 Milliarden € im Investitionsrahmenplan 
zur Verfügung gestellt hat. Damit sind wir mit 
dem RRX inzwischen weiter vorangekommen 
als Rot-Grün mit allen Vorgängerprojekten wie 
Transrapid, Metrorapid oder Metroexpress. 

Über notwendige und leistungsfähige Schienen-
verbindungen nach Antwerpen und Rotterdam 
werden wir übermorgen debattieren. Auch bei 
diesen beiden Projekten sind wir in den vergan-
genen Jahren mit großen Schritten vorange-
kommen. Die sich hier bietende Chance, Nord-
rhein-Westfalen zu der Logistik-Drehscheibe Eu-
ropas auszubauen, sollten wir gemeinsam nut-
zen. Hier steht auch die Opposition in der Ver-
antwortung. 

Unverzichtbar für die Mobilität der Bürgerinnen 
und Bürger in Nordrhein-Westfalen ist ein zu-
verlässiger und preiswerter öffentlicher Perso-
nennahverkehr. Dies gilt sowohl für unsere 
Städte und Ballungsräume als auch für den 
ländlichen Raum. Das neue ÖPNV Gesetz 
schafft endlich den Spielraum für die Zweck-
verbände bzw. Verbünde, um den ÖPNV effi-
zient und kundengerecht zu organisieren. Die 
Reduzierung der Verbünde von neun auf drei 
haben wir geschafft; die SPD ist über Jahre an 
einer Reduzierung gescheitert. 

Der Luftverkehr ist eine Wachstumsbranche, 
die wir mit klarem Verstand begleiten müssen. 
Wir werden dabei die Bedürfnisse der Anlieger 
und die gewaltigen Nachfragesteigerungen be-
rücksichtigen. Durch die neue Betriebsgeneh-
migung für den Flughafen Düsseldorf sind in-
zwischen fast 2.000 neue Arbeitsplätze ent-
standen.  

Diese zahlreichen Beispiele zeigen Ihnen, dass 
die Staupolitik und der Stillstand von SPD und 
Grünen im Bereich Verkehr beendet sind. Wir 
werden auch in Zukunft hart daran arbeiten, die 
Verkehrsinfrastruktur in unserem Land zu 
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verbessern. Denn eine leistungsfähige Infra-
struktur für alle Verkehrsträger ist die Voraus-
setzung dafür, dass Nordrhein-Westfalen seine 
enormen wirtschaftlichen Potenziale ausschöp-
fen kann. 

Horst Becker (GRÜNE):  

Verkehrspolitischer Geisterfahrer – diese auf 
den Punkt gebrachte Kritik an den falschen 
verkehrspolitischen Weichenstellungen bleiben 
auch für den Haushalt 2008 zutreffend und be-
dürfen deshalb der ständigen Wiederholung. 

Hier sind die Fakten: Im Juni 2006 hat Ver-
kehrsminister Wittke insgesamt 16 Ausbauvor-
haben für den Schienenpersonennahverkehr 
gestoppt. Hintergrund ist sicherlich die Kürzung 
der Regionalisierungsmittel durch die Be-
schlüsse der Großen Koalition in Berlin. Bis 
zum Jahr 2010 werden die Zweckverbände des 
Landes eine Kürzung von rund 518 Millionen € 
umsetzen müssen. Und die dicken Brocken lie-
gen jetzt vor uns: Im Jahr 2008 120 Millionen € 
weniger Bundeszuschüsse, im Jahr 2009 sind 
es 140 Millionen € weniger Bundesmittel, und 
im Jahr 2010 werden es noch einmal 155 Milli-
onen € weniger Mittel sein. 

Andere CDU-geführte Bundesländer wie etwa 
Hessen oder Schleswig-Holstein gleichen einen 
Teil der Kürzungen aus Landesmitteln aus. 
Diese Landesregierung und dieser Landesver-
kehrsminister lehnen dies kategorisch ab. Die 
Folgen sind jetzt schon für die Kundinnen und 
Kunden in Bussen und Bahnen durch zum Teil 
massive Preiserhöhungen erlebbar. Im Ver-
kehrsverbund Rhein-Ruhr wurden allein im Jahr 
2006 zweimal Preise erhöht, wie auch zuletzt 
im Jahr 2007 um 3,9 %. Aktuell steht im VRR 
die Entscheidung für eine große Tarifreform mit 
zum Teil drastischen Preiserhöhungen im zwei-
stelligen Prozentbereich bevor. Einen erhebli-
chen Teil muss sich diese Landesregierung auf 
ihre Fahnen schreiben. 

Was ist die Strategie des Verkehrsministers mit 
dem neuen ÖPNV-Gesetz, das am 1. Januar 
des kommenden Jahres in Kraft treten wird? 
Die Finanzierung der Betriebskosten in Höhe 
von rund 800 Millionen € für den Schienenper-
sonennahverkehr wird gesichert. Drastisch 
werden allerdings die notwendigen Investitio-
nen in den Ausbau des Schienennetzes in die 
Modernisierung der Bahnhöfe und Haltepunkte 
oder in die Erneuerung von neuem Fahrzeug-
material heruntergefahren. Dies bedeutet, das 
ÖPNV-System wird derzeit auf Bestand gefah-
ren. Dringend notwendige Erneuerungen bei 

den Fahrzeugen, den Schienen oder den 
Bahnhöfen und Haltepunkten werden auf Not-
fallreparaturen beschränkt. 

In diesem Zusammenhang bedarf es auch nur 
noch einer kurzen Erwähnung, dass die Zu-
schüsse für die Schülerbeförderung bereits im 
Jahr 2006 um 50 Millionen € gekürzt worden 
sind. Das ÖPNV-Angebot im ländlichen Raum 
wird damit in eine Existenzkrise getrieben wie 
die 50-prozentigen Kürzungen bei den Pro-
grammen zu Qualität und Service in Bussen 
und Bahnen. Deshalb ist der Antrag der SPD-
Fraktion richtig, und wir werden diesen Antrag 
auch unterstützen. 

Wie bereits in den Vorjahren beantragen wir, 
die Kürzungen der Bundeszuschüsse für den 
ÖPNV aus Landesmitteln auszugleichen. Und 
wir haben hierzu im Fachausschuss auch eine 
Gegenfinanzierung vorgelegt. Wir wollen die 
Landesmittel für den Straßenneubau auf 
10 Millionen € kürzen und sowohl für den Stra-
ßenunterhalt wie auch für den ÖPNV nutzen. 
Die Menschen in NRW wünschen sich einen 
leistungsfähigen und pünktlichen ÖPNV mit 
sauberen und sicheren Fahrzeugen. Ich werbe 
um Zustimmung zu unserem Antrag, damit die 
Investitionen in den ÖPNV gesichert werden. 

Das bestehende Netz an Landesstraßen verrot-
tet immer mehr, ohne dass die Landesregie-
rung hierzu ausreichende Antworten bietet. Wir 
als Grüne haben sowohl in Regierungszeiten 
wie auch heute eine klare Linie verfolgt. Das 
Land muss den Straßenkaries bei den Landes-
straßen beenden. Wir haben hierzu ein Pro-
gramm von 1 Milliarde € für den Straßenunter-
halt vorgelegt. In zehn Jahren sollen jährlich 
100 Millionen € in die Straßensanierung inves-
tiert werden. Zu finanzieren ist dies durch ein 
Moratorium bei den Mitteln für den Straßen-
neubau. 

Dieser Verkehrsminister wollte mit seinem Mo-
dellversuch mit den Monster-Trucks auf den 
NRW-Autobahnen Fakten für einen bundeswei-
ten Einsatz schaffen. Die 60-Tonnen-Trucks 
wären unweigerlich die Folge seiner Modellver-
suche gewesen. Die Zerstörung der Autobah-
nen und Straßen in NRW durch den rasant 
wachsenden LKW-Verkehr hätte eine neue Di-
mension erreicht, den die Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler wieder hätten finanzieren 
müssen. 

Es ist gut, dass Minister Monster-Wittke von der 
überwiegenden Mehrheit der Verkehrsminister 
in den Bundesländern gestoppt wurde. Es stellt 
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sich hier die Frage, mit welchen Konzepten Mi-
nister Wittke und diese Landesregierung den 
LKW-Wahnsinn stoppen will. In der besseren 
Auslastung von LKW und der Vermeidung von 
Leerfahrten liegen noch erhebliche Einspa-
rungspotenziale, um die Straßen und Autobah-
nen von überflüssigem Verkehr zu entlasten. 
Hierzu hört man aber von diesem Minister 
nichts. 

Der Verkehrshaushalt folgt ausschließlich dem 
Muster „Schneller – Höher – Weiter“. Mit der 
Mobilität für die Menschen und den Mobilitäts-
bedürfnissen der Menschen hat dies nichts 
mehr zu tun. 

Auch hier wird der demografische Wandel der 
Gesellschaft vollständig ausgeblendet. Wir 
werden zukünftig nicht weniger, sondern noch 
mehr Busse und Bahnen brauchen. Wir brau-
chen den barrierefreien ÖPNV, um einer älter 
werdenden Bevölkerung entsprechende um-
weltfreundliche und qualitätsvolle Verkehrsan-
gebote machen zu können. Auch in diesem Be-
reich sind keine Initiativen seitens des Landes 
zu nennen. 

In zehn Jahren Regierungsverantwortung ha-
ben wir in diesem Land bewiesen, dass mit ge-

zielten Investitionen zum Beispiel bei der För-
derung des Radverkehrs ein echter Schub aus-
gelöst werden kann. Ich nenne hier nur das 
Programm 100 Fahrradstationen, die Gründung 
der Arbeitsgemeinschaft Fahrradfreundlicher 
Städte sowie die Ausweisung eines landeswei-
ten Radwegenetzes. Dies hat einen Boom beim 
täglichen Radverkehr, aber insbesondere beim 
Fahrradtourismus im Land NRW ausgelöst. Bei 
dieser Landesregierung wird der Förderansatz 
für den Radverkehr für das Alleenprogramm zur 
medienwirksamen Vermarktung des Minister-
präsidenten missbraucht. 

Die Bundesregierung hat heute den Kabinett-
beschluss für das Klimaschutzprogramm be-
schlossen. Die Bewertung steht hierzu heute 
nicht auf der Tagesordnung. Für NRW sehe ich 
nur die Tatsache der Konzeptions- und Hand-
lungslosigkeit. Auch der Verkehrsbereich wird 
seinen Beitrag für die Klimapolitik leisten müs-
sen. Darüber hinaus ersticken die Menschen in 
den Städten an den Feinstaub- und Stickoxid-
belastungen. Auch hier ist nur chaotisches 
Handeln anstelle von zielgerichteter Unterstüt-
zung zu erkennen. 

Die Grünen-Fraktion wird den Verkehrsteil im 
Einzelplan 14 ablehnen.  



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8936



Landtag  05.12.2007 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/76 
 

 

 

8937

Anlage 3 

Zu Tagesordnungspunkt 2 – Gesetz zur Kom-
munalisierung von Aufgaben des Umwelt-
rechts – zu Protokoll gegebene Rede 

Horst Engel (FDP):  

Wir beschreiten mit der Landesregierung unbe-
irrt den Weg zu einer schlanken und effizient 
arbeitenden öffentlichen Verwaltung. Neben der 
Auflösung der Versorgungsämter mit einer 
weitgehenden Kommunalisierung der Aufgaben 
ist die Kommunalisierung der Aufgaben des 
Umweltrechtes ein weiterer Meilenstein, den 
die Koalition in Angriff genommen hat.  

Ab dem 1. Januar 2008 werden für 70 % der 
Sachverhalte des Umweltrechtes die 54 Kreise 
und kreisfreien Städte zuständig sein. Für die 
restlichen 30 % ist die Mittelinstanz, die Be-
zirksregierungen, verantwortlich. Mit der Einfüh-
rung des Zaunprinzips kommen wir der Forde-
rung der Wirtschaftsverbände nach.  

Wir reden nicht, wir handeln, und das Tempo ist 
für Wirtschaft und Bürger spürbar.  

Es ist vollkommen richtig, dass die Landesre-
gierung parallel zum Gesetzgebungsverfahren 
Vorbereitungen zur Gesetzesumsetzung trifft. 
Das betrifft auch die Personalüberleitung; da 
können Sie von der grünen Oppositionsbank 
uns noch so oft in den Medien auffordern, den 
Gesetzentwurf zurückzuziehen.  

Schade, dass Herr Remmel ein Bild zeichnet, 
das mit Falschmeldungen, der Gesetzentwurf 
sei aufgrund einer Verwaltungsgerichtsent-
scheidung zu einem anderen Gesetz rechtswid-
rig, gewürzt und daher ungenießbar ist.  

Aber ich richte noch weitere Kritik an die grüne 
Oppositionsbank. Herr Becker behauptet, es 

gebe keine abschließende Stellungnahme der 
kommunalen Spitzenverbände, da die Landes-
regierung gemäß § 8 Konnexitätsausführungs-
gesetz die kommunalen Spitzenverbände nicht 
zur Abgabe einer abschließenden Stellung-
nahme aufgefordert hat.  

Ich zitiere § 8 Abs. 1 Konnexitätsausführungs-
gesetz: „Wenn eine Einigung über die Kosten-
folgeabschätzung nicht herbeigeführt wird, sind 
die abschließenden Stellungnahmen der kom-
munalen Spitzenverbände der Vorlage des Ge-
setzentwurfes bzw. der Gesetzentwürfe zur Be-
schlussfassung durch die Landesregierung bei-
zufügen.“ Nirgendwo steht, dass die Landesre-
gierung die kommunalen Spitzenverbände zur 
Abgabe einer abschließenden Stellungnahme 
auffordern muss. Das haben Sie in Ihrer dama-
ligen Regierungsverantwortung bei der Geset-
zesberatung nicht geregelt.  

In der vergangenen Ausschusswoche gab es 
großes politisches Theater von der Opposition. 
Anlass war ein Änderungsantrag, der finanzielle 
Erhöhungen der Pauschalen für Beamte um 
5.000 € pro Stelle und Tarifbeschäftigte um 
3.400 € je Stelle für die Kommunen vorsieht. 
(Bei Ausscheiden erhalten die Kreise und kreis-
freien Städte als Nachersatzpauschale anstatt 
46.500 € jetzt 51.800 € zur Finanzierung des 
Versorgungszuschlags und für Neueinstellun-
gen.) Die Kostenerstattung an die Kreise und 
kreisfreien Städte erhöht sich jährlich um 4,2 
Millionen €. Kommunalfreundlicher geht es 
nicht. Theater überflüssig!  

Kurze Wege mit kurzen Genehmigungs- und 
Überwachungszeiten stellen Auswahlkriterien 
für Unternehmensansiedlungen und -investitio-
nen dar. Dies sind Standortfaktoren. Deshalb 
stimmt die FDP-Fraktion dem Anhang zu.  
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Anlage 4  

Zu Tagesordnungspunkt 3 – Kurortegesetz – 
zu Protokoll gegebene Reden 

Hubert Kleff (CDU):  

Der demografische Wandel in unserer Gesell-
schaft erfordert Antworten auf die Frage, wie 
wir uns bis zum Renteneintritt und darüber hin-
aus bis an unser Lebensende gesund halten 
können. Neben diesem Eigeninteresse gibt es 
aber auch noch andere Gründe, die es erfor-
derlich machen, dass wir uns um Prävention 
und Gesundheitsförderung in unserem Land 
kümmern.  

Die Heilbäder und Kurorte in Nordrhein-Westfa-
len haben nämlich eine große gesundheits-, 
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische Bedeu-
tung. Nur eine Zahl möchte ich nennen: Circa 
70.000 Menschen sind in NRW im Kur- und 
Bäderbereich direkt oder indirekt beschäftigt.  

Die CDU-Fraktion begrüßt es, dass Minister 
Laumann durch die Novellierung des Kurorte-
gesetzes die Formulierung und Umsetzung ge-
sundheitspolitischer Ziele vorantreibt und diese 
Ziele am Bedarf und am Nutzen für den Men-
schen ausrichtet.  

Durch die novellierte Fassung des Kurortege-
setzes sind Begrifflichkeiten modifiziert, neue 
Artenbezeichnungen wie zum Beispiel „Ort mit 
Heilstollen“ eingeführt, übersichtliche, klare ge-
setzliche Regelungen wie zum Beispiel die Zu-
sammenführung von Kurortegesetz und Kuror-
teverordnung geschaffen, einheitliche Kriterien 
für die Anerkennung aller Kurorte festgelegt 
und die Qualitätsstandards angepasst worden. 
Auch an dieser Stelle ein Beitrag zum Bürokra-
tieabbau.  

Ich verschweige nicht, dass anlässlich der An-
hörung der Sachverständigen am 05.09.2007 
der Wettbewerb im Kur- und Bäderbereich im 
Mittelpunkt des Interesses stand und ich mir 
persönlich auch eine Abwendung vom traditio-
nellen Kurorte-Begriff hin zum Begriff „Gesund-
heitsort“ hätte vorstellen können.  

Es kann nicht angehen, dass wir um die alther-
gebrachten Kurorte einen Schutzzaun ziehen 
und nur Besitzstandswahrung betreiben. Wir 
müssen alles tun, um auch im Kur- und Bäder-
bereich Wettbewerb und damit verbundene In-
novationskraft freizusetzen. Warum soll es nicht 
Entwicklungsperspektiven für Orte geben, die 

qualitativ hochwertige Gesundheitsangebote 
vorhalten?  

Der gemeinsame Änderungsantrag der CDU- 
und der FDP-Fraktion zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung macht den Weg frei für die 
Überlegung in Richtung Innovation und mehr 
Wettbewerb.  

Die Verkürzung der Berichtspflicht auf den 
31.12.2010 und die Verpflichtung auf die Ziel-
setzung, gegebenenfalls neue Artbezeichnun-
gen im Sinne des § 2 Abs. 1 einzuführen, er-
möglichen es, zeitnah auf moderne Erforder-
nisse reagieren zu können. Es wäre aus meiner 
Sicht mehr als leichtsinnig, ungeprüft den Beg-
riff „Kurort“ gegen den Begriff „Gesundheitsort“ 
auszutauschen.  

Zu begrüßen ist, dass mit unsinnigen Auflagen 
bei der Anerkennung von Kur- und Badeorten 
Schluss gemacht wird. Warum muss ein Kurort 
großflächige Parkanlagen vorhalten, wenn der 
Ort rundherum von Wald umgeben ist? Ferner 
ist das bislang geforderte „Haus des Gastes“ 
überflüssig, wenn Gemeinschaftshäuser mit 
angemessenen Öffnungszeiten vorgehalten 
werden.  

Zusammenfassend stelle ich fest, dass wir mit 
der Novellierung des Kurortegesetzes der gro-
ßen gesundheitlichen, wirtschaftlichen und ar-
beitsplatzpolitischen Bedeutung Rechnung ge-
tragen haben.  

Dr. Stefan Romberg (FDP):  

Prävention und Gesundheitsförderung sind un-
verzichtbare Bestandteile der nordrhein-westfä-
lischen Gesundheitspolitik. Dabei spielen Kur-
orte mit ihrem vielfältigen Angebot an Thera-
piemöglichkeiten eine große Rolle.  

Damit sind zugleich Standortinteressen im Zu-
ge des Ausbaus der Gesundheitswirtschaft in 
NRW und ihrer regionalen Ausgestaltung ver-
bunden. Zum Beispiel für den Arbeitsmarkt ha-
ben Kurorte eine wachsende Bedeutung.  

Ziel dieser Novellierung ist die Modernisierung 
gesetzlicher Regelungen aufgrund veränderter 
Gegebenheiten. Zudem haben bundesrechtli-
che Vorgaben eine Anpassung des bisherigen 
Gesetzes notwendig gemacht. Ein weiteres Ziel 
ist es, die Übersicht über bestehende Vorschrif-
ten zu erleichtern, indem die einzelnen Rege-
lungen in einem Gesetz zusammengeführt 
werden.  
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CDU und FDP haben im Anschluss an das Ex-
pertengespräch, das im Ausschuss geführt 
wurde, einige Änderungen eingebracht, von 
denen ich ein Beispiel herausgreife: Der neue 
Absatz 3 in § 30 stellt die Verkürzung der Be-
richtspflicht sicher. Dabei soll auch auf die Ein-
führung neuer Artbestimmungen eingegangen 
werden. Damit werden wir in die Lage versetzt, 
frühzeitig auf neue Erkenntnisse und Bedarfe 
reagieren zu können. Dies wird sicher zu einer 
stärkeren Wettbewerbsorientierung und auf 
diesem Weg auch zu einer Qualitätsverbesse-
rung führen und dem Gesundheitsstandort 
NRW zugute kommen.  

Wichtige Fragen sind in diesem Zusammen-
hang auf Standards und Qualitätssicherung ge-
richtet. Wir wollen den Kurorten geeignete 
Rahmenbedingungen ermöglichen, auf deren 
Basis sich ihre Handlungsoptionen vergrößern, 
um adäquat auf die Ansprüche der Kurgäste 
reagieren zu können. So gibt es auch neue Art-
bezeichnungen wie etwa „Ort mit Heilquellen“, 
die den veränderten Bedarfen Rechnung tra-
gen. Entsprechende Bezeichnungen sind dabei 
keineswegs neu, sondern sie kommen auch in 
anderen Ländern zum Einsatz.  
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Anlage 5  

Zu Tagesordnungspunkt 4 – Krankenhausgestal-
tungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen – 
zu Protokoll gegebene Reden 

Rudolf Henke (CDU):  

Noch gut ein Jahr, dann müssen die Kranken-
häuser in Deutschland zeigen, ob sie fähig 
sind, sich ohne die Schwimmweste historisch 
gewachsener Budgets über Wasser zu halten. 
Nach fünfjähriger Eingewöhnung wird das 
German DRG-System genannte neue leis-
tungsorientierte Abrechnungsverfahren für die 
stationären Leistungen am 01.01.2009 scharf 
geschaltet. Dieses lernende System hat seit 
seinen in Australien liegenden Anfängen eine 
Reihe von Klassenversetzungen geschafft, 
wurde ausdifferenziert, bekam mit zunehmend 
mehr Kalkulationshäusern eine breitere Basis, 
verließ gegen anfänglichen Widerstand nach 
und nach den zunächst verfolgten irrealen 100-
Prozent-Ansatz einer vielleicht allzu ehrgeizi-
gen Mutter und soll nun ab 01.01.2009 bewei-
sen, was es kann.  

Im Gegensatz zu allen anderslautenden Ver-
sprechen hat es die vom Gesetzgeber be-
schlossene Begleitforschung während der Kon-
vergenzphase nicht gegeben. Inzwischen ist 
eine volle Aussagekraft einer solchen Begleit-
forschung praktisch unmöglich geworden, weil 
der Zeitpunkt für eine rückblickende Feststel-
lung der Ausgangssituation vor Einführung des 
Systems längst verpasst ist. Den Eltern wie den 
Paten war ein kontrollierter Probelauf offenbar 
zu teuer oder zu sehr von der Entdeckung mög-
licher Schwächen bedroht. Deshalb hat man 
darauf verzichtet und sammelt die nächsten Er-
fahrungen gleich im Ernstfall.  

Im Laufe des Jahres 2008 wird der Bundesge-
setzgeber die noch offenen Fragen zur weite-
ren Gestaltung des ordnungspolitischen Rah-
mens der DRG-Einführung zu klären haben. Im 
Moment stehen sich die Positionierungen des 
Bundesministeriums für Gesundheit und der 
Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesge-
sundheitsbehörden zu diesem Thema noch 
sehr konträr gegenüber; die weitere Debatte 
darüber wäre vielleicht einmal eine eigene Ple-
nardiskussion wert.  

Angesichts einer solchen Ausgangssituation 
kann der Landtag mit dem heute zur Verab-
schiedung anstehenden Krankenhausgestal-
tungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
gar nicht so viele Unsicherheiten beseitigen, 

wie an anderer Stelle geschaffen wurden. Der 
Einfluss, den wir nehmen können, ist nur ein 
begrenzter Einfluss; er wird von drei Seiten 
eingeschränkt.  

Erstens. Kein Bundesland, auch Nordrhein-
Westfalen nicht, kann mit seiner Landesgesetz-
gebung das vom Bund vorgegebene DRG-
System, seine Anreize, seine Risiken, seine Wir-
kungen konterkarieren oder außer Kraft setzen. 
Würde man so etwas versuchen, würde man das 
Dilemma der Krankenhäuser sogar verschärfen, 
weil man ihnen dann völlig gegensätzliche Signa-
le über die wirtschaftlichen Grundlagen ihrer Ar-
beit geben würde. Deshalb muss es das Ziel ei-
ner realistischen Krankenhausgesetzgebung im 
Land sein, die Krankenhäuser so fit wie nur mög-
lich zu machen für die Welt, die ihnen das neue 
DRG-Vergütungssystem bringt, zum Teil schon 
jetzt und noch wesentlich stärker dann, wenn die-
ses System am 01.01.2009 seine volle Wirkung 
entfaltet.  

Zweitens. Kein Bundesland, auch Nordrhein-
Westfalen nicht, ist in der Lage, die aus der viel 
zu knapp bemessenen Refinanzierung der 
Krankenhäuser im Bereich der Betriebskosten 
resultierenden Ausfälle mit Landesmitteln zu 
kompensieren. Auch die Situation des Landes-
haushaltes Nordrhein-Westfalen lässt es ent-
gegen allen gut gemeinten Wünschen, auch 
entgegen meiner eigenen Bedarfsanalyse, nicht 
zu, die Tatsache zu überwinden, dass wir uns 
im Bereich der Investitionsförderung in einer Art 
Mangelverwaltung bewegen, die nicht nur hin-
ter den Wünschen der Krankenhäuser, sondern 
wahrscheinlich auch hinter den objektiven Er-
fordernissen zurückbleibt.  

Jeder hier weiß, dass die CDU in ihrem Wahl-
programm zur Landtagswahl 2005 von einem 
Investitionsstau von 13 Milliarden € in den 
Krankenhäusern gesprochen hat, jeder hier 
weiß, dass wir – wie bereits klar im Wahlpro-
gramm ausgesprochen – weit davon entfernt 
sind, diesen Stau durch verlorene Zuschüsse 
des Landes auszugleichen. Noch weit weniger 
sind wir und alle anderen Bundesländer natür-
lich in der Lage, Lücken in der Betriebskosten-
finanzierung nach den Regeln des Sozialge-
setzbuches V und den Regeln des Kranken-
hausfinanzierungsrechtes des Bundes mit Lan-
desmitteln zu schließen. 

Drittens. Kein Bundesland, auch Nordrhein-
Westfalen nicht, ist in der Lage, die Entwicklung 
des stationären medizinischen Leistungsbe-
darfs in den kommenden Jahren präzise zu 
prognostizieren. Was wir kennen, ist die künfti-
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ge demografische Entwicklung, die einen weite-
ren Trend zu einer stärkeren Inanspruchnahme 
der Krankenhäuser durch eine im Durchschnitt 
älter werdende Bevölkerung auslöst.  

Was wir sicher wissen, ist, dass die weitere 
Entwicklung des medizinischen und medizi-
nisch-technischen Fortschritts mehr medizini-
sche Möglichkeiten entstehen lassen wird. Was 
wir absehen können, ist, dass der Arbeitsplatz 
„Krankenhaus“ zunehmend vor der Herausfor-
derung des Vergleichs mit Krankenhäusern in 
anderen europäischen Staaten steht, sodass 
immer mehr Beschäftigte der Krankenhäuser 
sich fragen, ob sie richtig entscheiden, wenn 
sie ihre berufliche Laufbahn in Deutschland 
fortsetzen, statt ins Ausland zu gehen.  

Das alles gibt uns einen Eindruck davon, dass 
der finanzielle, intellektuelle, organisatorische 
und personelle Aufwand, den Krankenhäuser 
betreiben müssen, um ihrer Aufgabe gerecht zu 
werden, in Zukunft weiter zunimmt, ohne dass 
wir dies im Einzelnen klar quantifizieren kön-
nen. Jedenfalls ist es unwahrscheinlich, dass 
sich die für die Krankenhäuser erforderlichen 
finanziellen Aufwendungen unterhalb der Mar-
ge steigern werden, die dem allgemeinen Wirt-
schaftswachstum entspricht. 

Vor dem Hintergrund dieser Beschränkungen 
ist uns mit dem Krankenhausgestaltungsgesetz 
Nordrhein-Westfalen, das die Koalition der Er-
neuerung aus CDU und FDP heute verab-
schieden wird, ein exzellenter und vorbildlicher 
Beitrag dazu gelungen, angesichts der gege-
benen finanziellen Grenzen des Landeshaus-
haltes das Maximum der Möglichkeiten zu er-
reichen, unsere Krankenhäuser fit für die Zu-
kunft zu machen. Was Landespolitik dazu bei-
tragen kann, trägt Landespolitik mit diesem Ge-
setz dazu bei. 

Die Gewährleistung des Zugangs zu Kranken-
häusern bleibt zentrales Element der Daseins-
vorsorge in den Ballungsgebieten wie im ländli-
chen Raum. Zur stationären Versorgung soll 
jeder Mensch in Nordrhein-Westfalen ein Kran-
kenhaus der Grundversorgung in der Nähe und 
Krankenhäuser der Spezialversorgung in je-
weils angemessener Entfernung finden. 

Um dem verschärften Wettbewerb besser ge-
recht zu werden, verzichtet unser Gesetz auf 
überflüssige Eingriffe in den Entscheidungs-
spielraum der Krankenhäuser. Anders als im 
Gesetzentwurf vorgesehen, haben wir uns al-
lerdings entschieden – und dies gilt übermor-
gen auch für das Hochschulmedizingesetz –, 

an der Betriebsleitung sowohl eine leitende Ärz-
tin oder einen leitenden Arzt als auch die lei-
tende Pflegekraft und schließlich die Leiterin 
oder den Leiter des Wirtschafts- und Verwal-
tungsdienstes zu beteiligen.  

Wir gehen zwar davon aus, dass auch ohne ei-
nen solchen Paragrafen kaum ein Kranken-
hausträger auf den ärztlichen und den pflegeri-
schen Sachverstand in der Betriebsleitung ver-
zichten würde. Es zeigt sich aber, dass beide 
Berufsgruppen und vor allem die Pflege den 
Verzicht auf eine derartige Bestimmung als ein 
Indiz verringerter Wertschätzung der Rolle ihrer 
Berufe im Krankenhaus interpretiert hätten. Ein 
solches Signal wollen wir vermeiden. Deshalb 
bleibt die gegenwärtig gültige Vorschrift auch in 
Zukunft wirksam. 

Ob und mit welchen Merkmalen Krankenhäuser 
Privatstationen bilden, bleibt ihnen unmittelbar 
überlassen. Auch Privatstationen mit ausländi-
schen Patientinnen und Patienten sollen möglich 
sein. Wir stellen fest, dass es zu diesem Punkt 
keinen Änderungsantrag der Oppositionsfraktio-
nen gegeben hat. Wichtig ist der CDU-Fraktion, 
dass die vom Krankenhaus eingesetzten Investi-
tionsmittel für die medizinische Ausstattung allen 
Patienten des Krankenhauses zur Verfügung 
stehen. Wir dulden nicht, dass gesetzlich Versi-
cherte medizinisch schlechter versorgt werden 
als privat Versicherte und Beamte mit Beihilfe-
anspruch.  

Das Verfahren zur Aufstellung des Kranken-
hausplans wird vereinfacht und gestrafft. In der 
Anhörung hat es eine intensive Diskussion ge-
geben, ob auf die Planung von Teilgebieten 
verzichtet werden kann. Wir gehen davon aus, 
dass mögliche Fehlentwicklungen im Lan-
desausschuss für Krankenhausplanung verhin-
dert werden können. Deshalb bleibt es beim 
Vorschlag des Gesetzentwurfs.  

Die Fristen bei den regionalen Planungskon-
zepten werden verkürzt. Die Publikation des 
Krankenhausplans kann kontinuierlich durch 
das Internet erfolgen. Die fachliche Abstim-
mung wird beschleunigt und verbessert, indem 
die Ärztekammern in den Landesausschuss für 
Krankenhausplanung integriert werden. Die 
Koordination, Kooperation und gegebenenfalls 
auch Fusion von Krankenhäusern wird dadurch 
erleichtert, dass wir das im jetzigen Gesetz für 
den Fall eines Zusammenschlusses enthaltene 
Verbot von gleichen Fachdisziplinen an unter-
schiedlichen Standorten aufheben. 
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Die Bettenorientierung der pauschalen Investi-
tionsförderung wird aufgegeben. An ihre Stelle 
tritt ein Fördersystem, das sich an den tatsäch-
lich erbrachten Leistungen orientiert. Basis ist 
das Spektrum der im Krankenhaus erfüllten 
Aufgaben, wie es sich im sogenannten Case-
Mix eines Krankenhauses abbildet. Damit wird 
die Investitionsförderung auf eine Strukturkom-
ponente mit wegweisendem Charakter umge-
stellt. Es gibt wirksame Schutzvorschriften, da-
mit die Umstellung zu keinen unvertretbaren 
Belastungen einzelner Häuser führt. Sie wird 
über mehrere Jahre gestreckt. 

Auch für die langfristigen Anlagegüter gibt es in 
Zukunft nicht mehr das bisherige intransparen-
te, ungerechte und viel zu langsame System 
der Einzelförderung. Wir stellen es komplett auf 
die Pauschalförderung um. Über das so zuge-
wendete Geld kann das jeweilige Krankenhaus 
dann auch ohne aufwendige Bittstellerei beim 
Land zum frühesten denkbaren Zeitpunkt ver-
fügen. Wir hatten diese Anregung schon bei der 
Einbringung des Gesetzentwurfs gegeben. 

Ich bin froh, dass wir einen gangbaren Weg ge-
funden haben, diese wesentliche Verbesserung 
des Förderverfahrens durchzusetzen. Ich sage 
offen, dass ich unter den gegebenen Bedin-
gungen finanzieller Knappheit die Bewilligung 
von Einzelförderungen als immer ungerechter 
erlebt habe, weil sie dem, der etwas erhält, 
dann zwar besonders hilft, alle anderen im 
Wettbewerb aber indirekt benachteiligt. 

Ein unverzichtbares Merkmal guter Kranken-
hausqualität ist die Unabhängigkeit der für die 
Behandlung verantwortlichen Ärztinnen und 
Ärzte. In der Untersuchung und Behandlung 
von Patientinnen und Patienten darf keine Bin-
dung der verantwortlichen Ärzte an fachfremde 
Weisungen erfolgen. Die Koalition hält deshalb 
daran fest, dies im Gesetz zu regeln. Mit dieser 
auch bisher gültigen Bestimmung des Kran-
kenhausgesetzes helfen wir weiter, dass der 
medizinische Sinn und die Patientenorientie-
rung der Krankenhäuser nicht unter die Räder 
einer rein ökonomischen Zielsetzung geraten. 

Aus den Anhörungen haben wir Vorschläge 
aufgegriffen, dass Nordrhein-Westfalen die 
Möglichkeiten verstärken soll, damit Kranken-
häuser ihre Behandlungsergebnisse publizieren 
können und so eine stärker begründete Aus-
wahl für Patientinnen und Patienten ermögli-
chen. Alle Fraktionen sind sich einig geworden, 
dass der Landesausschuss für Krankenhaus-
planung bei Bedarf unter Beachtung der bun-
desrechtlichen Bestimmungen auch über diese 

hinaus Qualitätsmerkmale und Indikatoren vor-
schlagen soll, über die ein Krankenhaus die Öf-
fentlichkeit so zu unterrichten hat, dass Patien-
tinnen und Patienten ein direkter Vergleich zwi-
schen verschiedenen Krankenhäusern möglich 
wird.  

Der Ausschuss unterbreitet Vorschläge über 
Verfahren und Formen derartiger Veröffentli-
chungen. Die Vorschläge des Ausschusses für 
Krankenhausplanung können durch dreiseitige 
Vereinbarung der Krankenhausgesellschaft 
Nordrhein-Westfalen, der Krankenkassen und 
der Ärztekammern umgesetzt werden. 

Wir würden es als eine verfehlte Abwertung 
landespolitischer Handlungsmöglichkeiten wer-
ten, wenn aus der konkurrierenden Zuständig-
keit des Bundesgesetzgebers für die Sozialge-
setzgebung abgeleitet würde, dass es im Be-
reich der nicht konkurrierenden Krankenhaus-
gesetzgebung keine Kompetenz der Länder 
mehr gäbe. 

Noch erfreulicher ist die Übereinstimmung, die 
alle Fraktionen hinsichtlich der Regelung zur 
Organspende erreicht haben. Diese Überein-
stimmung geht auf einen intensiven Arbeitspro-
zess zwischen den Fraktionen zurück und ist 
technisch durch eine Verweisung in § 9 Kran-
kenhausgestaltungsgesetz und die Aufnahme 
eines neuen Artikels 2 im Sinne eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Transplantationsgesetzes geregelt.  

Krankenhäuser mit Intensivbetten bestellen 
mindestens eine Ärztin oder einen Arzt in Lei-
tungsfunktion zur oder zum Transplantations-
beauftragten. Aufgabe der oder des Transplan-
tationsbeauftragten ist es, insbesondere darauf 
hinzuwirken, dass die Krankenhäuser ihre Ver-
pflichtungen nach dem Transplantationsgesetz 
erfüllen, schriftliche Handlungsanweisungen für 
den Ablauf einer Organspende vorliegen, die 
Angehörigen in angemessener Weise begleitet 
werden, alle Todesfälle durch primäre oder se-
kundäre Hirnschädigung im Rahmen der Quali-
tätssicherung mit der Koordinierungsstelle für 
Organtransplantation ausgewertet werden, und 
dafür zu sorgen, dass alle an der Pflege Betei-
ligten im notwendigen Umfang Zugang zur 
Fortbildung insbesondere zu medizinischen und 
ethischen Fragen und zur Supervision in die-
sem hochsensiblen Versorgungsbereich erhal-
ten.  

Die Beauftragten sind in ihren Aufgaben wei-
sungsunabhängig, sie haben uneingeschränk-
tes Zugangsrecht zu den Intensivstationen, sie 
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sind für ihre Tätigkeit ebenso wie für regelmä-
ßige Fortbildungen freizustellen, und die Kran-
kenhäuser stellen ihnen die notwendigen per-
sonellen und sächlichen Mittel zur Verfügung. 

Ich bin sicher, dass wir die zuletzt erfreulicher-
weise deutlich steigende Zahl von Bereit-
schaftserklärungen zur Organspende und reali-
sierten Organspenden auf diesem Weg als Ge-
setzgeber weiter voranbringen, und ich bin froh, 
dass es nach einem schwierigen Beratungs-
prozess gelungen ist, jegliche Kontroverse über 
diese Gesetzgebung zwischen den Fraktionen 
zu überwinden. Ich möchte mich ausdrücklich 
bei allen Beteiligten an dieser Lösung bedan-
ken. 

Lassen Sie mich abschließen mit einem Aus-
blick auf die Aufgaben der Krankenhauspolitik, 
die sich dem Bundesgesetzgeber stellen. Ich 
habe den Eindruck, dass in einer sehr beträcht-
lichen Zahl von Krankenhäusern aufgrund der 
immer symbolischer gewordenen Steigerungs-
raten der Budgets die Zitrone ausgequetscht 
ist. Statt immer noch weiter zu quetschen, ist es 
höchste Zeit, den Einfluss ökonomischer Impe-
rative auf die Arzt-Patienten-Beziehung im 
Krankenhaus zu verringern, die unangemesse-
ne Deckelung der Krankenhausbudgets zu be-
enden und das Krankenhaussonderopfer im 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz rückgängig 
zu machen.  

Ich würde entsprechenden politischen Ent-
scheidungen in Berlin den Vorzug geben vor 
der jetzt auch von den NRW-Kliniken landes-
weit angekündigten Klage gegen die Zwangs-
abgabe von pauschal 0,5 % jeder Kranken-
hausrechnung. Ich glaube, der Bundesgesetz-
geber muss hier handeln. Wir unterstützen un-
seren Landesgesundheitsminister bei seinem 
Bemühen um einen bundesweiten Basispflege-
satz, und ich meine mit Blick auf andere in den 
wirtschaftlichen Wettbewerb gestellte Unter-
nehmen auch, dass es wieder möglich werden 
muss, dass die Ergebnisse von Kostenentwick-
lungen sich unmittelbar in den Vergütungen der 
Krankenhäuser niederschlagen. 

Die CDU-Fraktion stimmt der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses zu, desgleichen dem 
Entschließungsantrag zur Verlässlichkeit der 
Fördermittel, und wir bitten Sie alle, unserem 
Beispiel zu folgen. 

Dr. Stefan Romberg (FDP):  

Der Landtag debattiert heute in der zweiten Le-
sung ein Gesetzesvorhaben, dem eine große 

Bedeutung für Nordrhein-Westfalen zukommt. 
Die Versorgung mit Krankenhausleistungen ist 
eines der wichtigsten Bedürfnisse von Bürge-
rinnen und Bürgern. Sie zählen darauf, dass ih-
nen im Falle einer Krankheit und vor allem im 
Notfall schnell und effektiv Hilfe zuteil wird. Wir 
sind daher der Auffassung, dass es in diesem 
hochsensiblen Bereich unerlässlich ist, die 
Letztverantwortung in staatliche Hände zu le-
gen. 

Es soll aber nicht unerwähnt bleiben, dass 
Krankenhäuser darüber hinaus auch im Rah-
men gesundheitswirtschaftlicher Strategien so-
wie bei der Schaffung von Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen eine wichtige Rolle spielen. 

Aus Sicht der FDP-Fraktion wird das Kranken-
hausgestaltungsgesetz eine gute Grundlage lie-
fern, um die flächendeckende und wohnortnahe 
Krankenhausversorgung auch in Zukunft si-
cherzustellen. Angesichts der Herausforderun-
gen im Gesundheitswesen, auch aufgrund des 
demografischen Wandels, ist es sinnvoll, dass 
möglichst praxisorientierte Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden. 

Im Rahmen der parlamentarischen Beratung 
haben CDU und FDP einen Änderungsantrag 
zur Umstellung der Krankenhausförderung ein-
gebracht. Dort ist vorgesehen, die bis dahin üb-
liche Einzelförderung in Form von Investitions-
programmen auf eine Baupauschale umzustel-
len. Auf diese Weise kann ein echter Investiti-
onsschub von 1,9 Milliarden € an den nord-
rhein-westfälischen Krankenhäusern ermöglicht 
werden. 

Die wesentlichen Aspekte der Finanzierung mit-
tels der Baupauschale sind folgende: 

–  Künftig werden alle Krankenhäuser in NRW 
Geld für große Investitionsvorhaben erhal-
ten (und nicht mehr höchstens 50, wie in 
der Vergangenheit üblich). 

–  Es wird den Häusern ermöglicht, die Bau-
pauschale zur Tilgung von Krediten einzu-
setzen. 

–  Aufwendige Antrags- und Planungsverfah-
ren gehören der Vergangenheit an. Die 
Häuser können eigenständig entscheiden, 
zu welchem Zeitpunkt sie eine bestimmte 
Investition tätigen wollen. Das Kranken-
hausgestaltungsgesetz wird auf diese Wei-
se zu einem Krankenhausfreiheitsgesetz. 
Dies wird zu einer verbesserten Wirtschaft-
lichkeit in der Krankenhausplanung führen. 
Zugleich ist es möglich, sehr viel flexibler 
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  als bisher auf die tatsächlichen Bedarfe der 
Patientinnen und Patienten vor Ort zu rea-
gieren. 

–  Die Höhe der Baupauschale soll jährlich bei 
190 Millionen € liegen. Für das einzelne 
Krankenhaus wird sich die Höhe der Bau-
pauschale nach der Zahl und Schwere der 
erbrachten Leistungen bemessen. 

–  Es ist vorgesehen, eine teilweise De-
ckungsfähigkeit zwischen der Pauschale für 
kurzfristige Anlagengüter (landesweit 300 
Millionen €) und der Baupauschale (190 
Millionen €) zu erreichen. 

Im Vergleich dazu standen die bisher üblichen 
Investitionsprogramme eher für Intransparenz 
und Ungerechtigkeit. Nicht selten waren die 
Gründe, warum in der Vergangenheit ein Bau-
vorhaben durch das Land gefördert wurde, aber 
ein anderes nicht, nicht nachvollziehbar. 

An dieser Stelle muss ich noch einmal in Erin-
nerung rufen, dass die alte Landesregierung 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen über Jah-
re den Haushalt mit unrealistischen Verspre-
chungen mittels Verpflichtungsermächtigungen 
belastet haben. Bei der Regierungsübernahme 
im Jahre 2005 lagen Vorbelastungen in Höhe 
von 660 Millionen € vor. 

Aus diesen Gründen hat die neue Landesregie-
rung kein neues Investitionsprogramm aufge-
legt. In den letzten Jahren ist es gelungen, die 
Vorbelastungen bis Jahresende auf weniger als 
260 Millionen € zurückzufahren. Bis 2011 wird 
es gelingen, diese endgültig abzubauen. 

Die Anhörungen im Ausschuss haben zu fol-
gendem Ergebnis geführt: Das neue Kranken-
hausgesetz mit seinem freiheitlichen Ansatz 
wurde von der überwiegenden Zahl der Sach-
verständigen begrüßt. Auch die Einführung ei-
ner Baupauschale hat grundsätzliche Zustim-
mung erfahren. Selbstverständlich will ich ger-
ne konstatieren, dass die damit verbundenen 
Veränderungen für die Betroffenen natürlich 
nicht ganz ohne eine gewisse Unruhe einher-
gehen. Bei Neuregelungen in dieser Größen-
ordnung ist das völlig normal. Aber den meisten 
Experten ist klar, dass schon angesichts des 
Fallpauschalensystems andere Modalitäten für 
die Investitionsförderung gefunden werden 
müssen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf den 
Entschließungsantrag hinweisen, den CDU und 
FDP vorgelegt haben. Dort heißt es, dass der 
Landtag seine Absicht bekräftigt, „… den Kran-
kenhäusern verlässliche Finanzmittel dauerhaft 
zur Verfügung zu stellen. Die Förderung der In-
vestitionen soll auf der Grundlage der im Zuge 
der Neuregelung der Krankenhausfinanzierung 
vorgesehenen mittelfristigen Finanzplanung 
verstetigt werden“. 

Unseren wesentlichen Beitrag liefern wir als 
Parlamentarier, indem wir uns für verlässliche 
Haushaltsbedingungen einsetzen. 

Zum Entschließungsantrag der SPD: Sie ent-
werfen dort ein echtes Horrorszenario und be-
fürchten den Abbau der Versorgungsqualität, 
weil „… das Gesetz all seiner qualitativen An-
forderungen entledigt wird“. Ein weiterer Vor-
wurf lautet, dass im Gesetz die Planungsver-
antwortung fehle. Da kann ich nur sagen, dass 
Sie den Kern der Neuregelungen offenbar nicht 
verstanden haben: Wir haben das komplizierte 
und langwierige Planungsverfahren abgeschafft 
und geben den Häusern mehr Freiheiten bei 
der Ausgestaltung ihrer Investitionsbedarfe. Of-
fenbar gibt es nicht mehr allzu viele Sozialde-
mokraten, die mit dem Begriff der Freiheit noch 
etwas anfangen können. Sie verwechseln of-
fenkundig paternalistische Staatsbürokratie mit 
sozialer Verantwortung. Sonst würden Sie sich 
nicht zu derartigen Urteilen hinreißen lassen, 
wie sie im Antrag formuliert sind. 

Wesentlich besser beraten waren Sie, als Sie 
im Ausschuss gemeinsam mit den Grünen ei-
ner Regelung für die Qualitätssicherung in 
Krankenhäusern, die Teil des Änderungsan-
trags von CDU und FDP ist, zugestimmt haben. 
Damit machen Sie den Weg frei für eine ver-
besserte Transparenz hinsichtlich der Qualität 
von Krankenhausleistungen. Wir wollen nicht 
nur die Investitionsförderung leistungsorientier-
ter gestalten, sondern auch dafür sorgen, dass 
die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
deutlich verbesserte Möglichkeiten haben, die 
Häuser miteinander zu vergleichen, denn nur 
durch solche Optionen macht Eigenverantwor-
tung im Gesundheitswesen Sinn.  
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Anlage 6 

Zu Tagesordnungspunkt 6 – Viertes Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes – zu 
Protokoll gegebene Rede  

Rüdiger Sagel (fraktionslos):  

Die Pläne der Landtagsfraktionen CDU, FDP, 
SPD und Grüne zur Diätenerhöhung am 
01.08.2008 um 1,275 % werden von mir abge-
lehnt.  

Die Bezüge der NRW-Abgeordneten um rund 
120 € zu erhöhen ist inakzeptabel und geht an 
den Realitäten im Land vorbei. Die Verhältnisse 
sind aus dem Gleichgewicht geraten. Ange-
sichts von realen Einkommensverlusten bei Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie 
Kürzungen bei den Landesbeamten durch die 
Landesregierung ist die geplante Selbstbedie-
nung absolut daneben. Nur sieben Monate 
nach der letzten Diätenerhöhung schon die 
nächste Erhöhung in Angriff zu nehmen zeugt 

zudem von fehlendem Verständnis für die sozi-
ale Situation im Land.  

Auch der Vorschlag, die Diätenerhöhung um 
ein halbes Jahr zu verschieben, wie es die 
Grünen als Erste ins Gespräch gebracht haben 
und wie es nun mit dem gemeinsam vorgeleg-
ten Antrag geschehen soll, dient nur der Ver-
schleierung und stößt bei mir auf völliges Un-
verständnis.  

Der Hinweis im Angemessenheitsbericht der 
Landtagspräsidentin auf gestiegene Lebenshal-
tungskosten und Einzelhandelspreise kann die-
se Erhöhung nicht rechtfertigen. Bei Millionen 
Sozialhilfeempfängerinnen und -empfängern im 
Land wurde bisher keine Anpassung vorge-
nommen, geschweige denn eine angemessene 
Erhöhung durchgeführt.  

Die Mehrkosten von 184.250 € im Jahre 2008 
und sogar von 368.500 € sind auch angesichts 
des weiterhin defizitären Haushalts nicht akzep-
tabel.  
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